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Erste  Sitzung. 


Mittwoch,  den  11.  September  1895,  Vormittags  9  Uhr. 

Der  Vorsitzende,  Geh.  Medicinalrath  Dr.  Pistor  (Berlin),  er- 
öffnet die  Versammlung  mit  folgenden  Worten: 

„Meine  hochverehrten  Herren !  Durch  die  Wahl  des  von  Ihnen  im 
vorigen  Jahre  eingesetzten  Ausschusses  ist  mir  die  ehrenvolle  Pflicht  zu- 
gefallen, heute  Ihre  Verhandlungen  zu  leiten.  Ich  bin  nicht  gewohnt,  in 
grösseren  Versammlungen  den  Vorsitz  zu  führen ,  und  habe  darum  mehr 
als  irgend  ein  Anderer  Grund,  um  Ihre  Nachsicht  und  gleichzeitig  um 
Ihre  Unterstützung  zu  bitten. 

„Wir  haben  im  vorigen  Jahre  in  Magdeburg  das  Thema  über  Trink- 
wasser von  der  Tagesordnung  absetzen  müssen ,  weil  der  Referent  nicht 
erscheinen  konnte.  In  diesem  Jahre  müssen  wir  dasselbe  Thema  an  das 
Ende  der  Verhandlungen  rücken,  weil  der  Referent,  wie  er  uns  telegraphisch 
angezeigt  hat,  verhindert  ist,  so  zeitig  einzutreffen,  um  heute  sein  Referat 
erstatten  zu  können. 

„Der  Ausschuss  ist  in  seiner  Sitzung  im  December  vorigen  Jahres  be- 
müht gewesen,  diejenigen  Themata  festzusetzen,  die  zur  Zeit  von  besonderer 
Wichtigkeit  erschienen.  Sie  werden  aus  dem  Ihnen  vorliegenden  Abdruck 
der  Tagesordnung  ersehen,  dass  den  verschiedensten  Richtungen  dabei  Rech- 
nung getragen  worden  ist.  Treu  seinen  Grundsätzen,  hat  der  Deutsche 
Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege  immer  die  am  meisten  brennenden 
Fragen  zur  Erörterung  in  seinen  Jahressitzungen  gewählt;  desshalb  hat  der 
Ausschuss  wiederum,  und  zum  vierten  Male,  wenn  ich  mich  recht  entsinne, 
eine  Frage,  die  für  uns,  glaube  ich,  von  der  grössten  Wichtigkeit  ist:  die 
Maassnahmen  zur  Herbeiführung  eines  gesundheitlich  zweckmässigen  Aus- 
baues der  Städte,  auf  die  Tagesordnung  gesetzt.  Unter  allen  Forderungen 
der  Hygiene  nimmt  zur  Zeit  diejenige  des  besseren  Wohnens,  namentlich 
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für  die  weniger  Bemittelten ,  die  Aufmerksamkeit  aller  Kreise  besonders  in 
Anspruch. 

„Die  übrigen  zur  Verhandlung  stehenden  Themata  werden,  wie  ich 
hoffe,  Ihnen  den  Beweis  liefern,  dass  auch  anderen  Richtungen  Rechnung 
getragen  worden  ist.  Die  Wahl  der  Referenten  bürgt  dafür,  dass  Ihre  Auf- 
merksamkeit während  der  dreitägigen  Sitzungen  vollkommen  in  Anspruch 
genommen  werden  wird. 

„Es  ist  eine  grosse  Freude  für  uns,  dass  unsere  Bestrebungen  so  viel 
Boden  im  Laufe  der  22  Jahre,  die  nun  der  Verein  besteht,  gefunden  haben. 
Noch  grösser  ist  aber  die  Freude  darüber,  dass  Verhandlungen,  die  erst  vor 
einem  Jahre  stattgefunden  haben,  schon  Früchte  gezeitigt  haben.  Im  vorigen 
Jahre  wurden  —  die  Herren,  welche  in  Magdeburg  waren,  werden  sich  dessen 
entsinnen  —  von  zwei  Referenten  längere  Vorträge  über  Müllverbrennung 
gehalten.  Heute  schon  steht,  dank  den  Opfern,  die  der  Staat  Hamburg  zu 
bringen  sich  nicht  gescheut  hat,  ein  vollständiger  Ofen  zur  Verbrennung 
von  Müll  und  Unrath,  welcher  mit  gutem  Erfolg  wirkt.  Möge  denn  weiter 
unser  Wirken  Gutes  schaffen ! 

„Bevor  wir  in  die  Verhandlungen  eintreten,  erlaube  ich  mir,  die  Herren 
Vertreter  von  Staat  und  Stadt  zu  bitten,  ihre  uns  zugedachten  Begrüssungs- 
reden  zu  halten. 

„Zunächst  bitte  ich  Herrn  Ministerialdirector  v.  Fleischhauer,  das 
Wort  zu  nehmen." 

Ministerialdii'ector  v.  Fleischhauer  (Stuttgart):  „Hochansehnliche 

Versammlung !  Im  Namen  des  in  Urlaub  abwesenden  Herrn  Staatsministers 
des  Innern  erlaube  ich  mir,  Sie  zu  Beginn  Ihrer  Tagung  aufs  Freundlichste 
zu  begrüssen. 

„Das  Ministerium  des  Innern  begleitet  Ihre  Verhandlungen  mit  dem 
lebhaftesten  Interesse.  Liegen  ja  doch  die  Ziele  Ihrer  Thätigkeit  in  gleicher 
Richtung  mit  den  Aufgaben,  welche  der  Staatsbehörde  auf  dem  Gebiete  der 
öffentlichen  Gesundheitspflege  gestellt  sind.  Die  Zeiten  sind  längst  vorüber, 
in  denen  man  glaubte,  vom  grünen  Tische  aus  die  Verwaltung  führen  zu 
können.  Man  hat  längst  erkannt,  dass  die  öffentliche  Verwaltung  Erfolge 
nur  erzielen  kann,  wenn  sie  der  fortgesetzten  thätigen  Mitarbeit  aus  den 
betheiligten  Kreisen  heraus  sicher  ist  und  in  diesen  ihre  Unterstützung 
findet.  Die  bisherigen  Vei'handlungen  des  Deutschen  Vereins  für  öffent- 
liche Gesundheitspflege  haben  gezeigt,  dass  derselbe  dieser  seiner  Aufgabe  in 
vollstem  Maasse  gewachsen  ist.  Wohl  auf  keinem  Gebiete  der  öffentlichen 
Verwaltung  sind  gerade  in  den  letzten  Jahrzehnten  so  grosse  Fortschritte 
gemacht  worden,  wie  auf  demjenigen  der  Gesundheitspflege.  Dass  dies  ge- 
schehen ist,  das  ist  in  erster  Linie  den  Anregungen  zu  verdanken,  welche 
von  Ihrem  Verein  ausgegangen  sind.  Durch  Ihre  Verhandlungen  tragen 
Sie  dazu  bei,  die  Fragen,  um  deren  Lösung  es  sich  handelt,  klar  zu  stellen, 
und  suchen  damit  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  in  vorbereitender 
Weise  an  die  Hand  zu  gehen  bei  der  Lösung  der  ihnen  gestellten  Aufgaben. 
Auch  die  diesjährigen  Verhandlungen  werden  —  daran  zweifle  ich  nicht  — 
von  reichem,  segenbringendem  Erfolge  begleitet  sein,  und  in  dieser  Hoffnung 
heisse  ich  Sie  in  Württembergs  Hauptstadt  herzlich  willkommen." 


für  öffentliche  Gesundheitspflege  zu  Stuttgart.  3 

Oberbürgermeister  Rümelin  (Stuttgart): 

„Hochgeehrte  Versammlung! 

„Sechzehn  Jahre  sind  entschwunden,  seit  der  Congress  für  öffentliche 
Gesundheitspflege  das  erste  Mal  hier  getagt  hat.  Sowohl  der  Yerein,  als 
die  Stadt  Stuttgart  sind  seit  dieser  Zeit  im  Laufe  ihrer  Entwickelung  ganz 
von  selbst  andere  geworden.  Aber  das  Gefühl  treuester  Anhänglichkeit,  das 
die  Stadt  Stuttgart  stets  mit  dem  Deutschen  Verein  für  öffentliche  Gesund- 
heitspflege vei-bunden  hat,  ist  durch  alle  die  Jahre  dasselbe  geblieben,  und 
€S  drängt  mich,  diesem  Gefühl  auch  hier  Ausdruck  zu  verleihen,  indem  ich 
Sie  im  Namen  unserer  Stadt  und  ihrer  bürgerlichen  CoUegien  von  ganzem 
Herzen  willkommen  heisse  und  Ihnen  danke  für  die  Ehre,  die  Sie  uns  mit 
Ihrem  wiederholten  Besuche  gezeigt  haben. 

„Dieser  Ehre,  welche  bis  jetzt  erst  eine  einzige  deutsche  Stadt  mit  uns 
theilt,  uns  würdig  zu  zeigen,  haben  wir  das,  was  in  den  letzten  16  Jahren 
von  Staat  und  Gemeinde  und  von  gemeinnützigen  Gesellschaften  im  Inter- 
esse der  öffentlichen  Gesundheitspflege  hier  geschaffen  wurde,  Ihnen  in  Bild, 
Plan,  Relief  und  Modell  zur  Darstellung  zu  bringen  gesucht  und  hoffen, 
vieles  davon  Ihnen  auch  noch  in  Wirklichkeit  in  den  nächsten  Tagen  vor- 
führen zu  können. 

„All  dieses  aber,  meine  hochgeehrten  Herren,  kann  Ihnen  nur  die 
üeberzeugung  aufdrängen,  dass  wir  bestrebt  waren,  Ihren  Fussstapfen  zu 
folgen  und  die  theoretischen  Leitsätze  Ihrer  Congresse,  so  weit  irgend  mög- 
lich, in  die  That  zu  übersetzen.  Es  wurde  uns  dies  um  so  leichter  gemacht, 
als  diese  Leitsätze  ja  keineswegs  graue  Theorie,  sondern  dem  gesammten 
öffentlichen  Leben  abgewonnene  Erfahrungssätze  waren,  Dass  dies  auch 
für  die  Zukunft  so  bleiben  wird,  dafür  bürgt  uns  schon  die  Zvisammen- 
setzung  des  Vereins  aus  den  vier  grossen  Berufskategorieen  der  Aerzte, 
Architekten,  Ingenieure  und  Yerwaltungsbeamten  von  Staat  und  Gemeinde. 
Durch  das  harmonische  Zusammenwirken  dieser  Factoren  ist  der  Deutsche 
Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege  das  geworden ,  was  er  jetzt  that- 
sächlich  ist,  und  durch  dieses  Zusammenwirken  ist  auch  die  Thätigkeit 
des  Vereins  gerade  für  unsere  Gemeindeverwaltungen  stets  eine  hervor- 
ragend fruchttragende  gewesen. 

„Mögen  auch  Ihre  diesmaligen  Berathungen  in  Stuttgart  von  schönstem 
Erfolge  gekrönt  sein." 


Vorsitzender  Geh.  Medicinalrath  Dr.  Pistor:  „Ich  darf  wohl 
annehmen,  meine  Herren,  dass  ich  in  Ihrem  Namen  sowohl  dem  Herrn 
Vertreter  der  Königlichen  Staatsregierung,  als  auch'  dem  Herrn  Vertreter 
dieser  schönen  Stadt,  in  der  wir  nun  zum  zweiten  Male  tagen,  den  wärmsten 
Dank  auszusprechen  habe.  Es  waren  warme  Worte  der  Begrüssung,  die 
uns  gestern  schon  im  Stadtgarten  entgegen  tönten,  als  wir  in  zwangloser 
Weise  dort  vereinigt  waren.  Heute  ist  uns  in  ernst  mahnenden  Worten 
das  wieder  vorgehalten,  was  wir  zu  thun  haben,  um  weiter  zu  kommen. 
Wir  werden  bemüht  sein,  auch  diesen  Wünschen  nach  unseren  Kräften 
nachzukommen. 

„Von  Seiner  Majestät  dem  König  ist  uns  durch  Cabinetsschreiben  vom 
8.  September  der  Ausdruck  des  Bedauerns  ausgesprochen  worden,  dass 
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Allerhöchstdieselben  zu  Ihrem  Bedauern  nie  ht  in  der  Lage  sind,  den  Ver- 
handlungen beizuwohnen. 

„Die  betreffende  Stelle  des  Schreibens  lautet  : 

Zu  Allerhöchst  iHrem  Bedauern  sind  jedoch  Seine  Majestät  nicht 
in  der  Lage,  der  Einladung  Folge  zu  leisten,  weil  Allerhöchstdieselben 
um  diese  Zeit  noch  nicht  von  der  Reise  zurück  sein  werden,  lassen 
aber  den  Verhandlungen  einen  guten  Erfolg  und  den  festlichen  Ver- 
anstaltungen einen  schönen  Verlauf  wünschen. 

„Wir  sfehen  daraus,  meine  Herren,  dass  Se.  Majestät  der  König  i-egen 
Antheil  an  unseren  Verhandlungen  nimmt,  und  wollen  nicht  verfehlen.  Aller- 
höchstdemselben  dafür  unseren  aufrichtigsten  und  unterthänigsten  Dank  aus- 
zusprechen. 

„In  der  Ausstellung,  welche,  wie  uns  von  dem  Herrn  Oberbürgermeister 
soeben  mitgetheilt  worden  ist,  fertig  gestellt  ist,  und  unseres  Besuches 
harret,  werden  wir  Gelegenheit  finden,  durch  Anschauung  unsere  Kenntnisse 
zu  erweitern. 

„Zum  Schlüsse  gebe  ich  der  Hoffnung  Ausdruck,  dass  unsere  Ver- 
handlungen den  Wünschen  entsprechen  werden,  die  die  beiden  Herren 
Vertreter  der  Staatsregierung  und  der  Stadt  uns  ausgesprochen  haben. 

„Bevor  wir  in  die  Verhandlungen  eintreten,  erübrigt  es  noch,  dasBureau 
satzungsgemäss  zu  vervollständigen.  Ich  ersuche  Herrn  Oberbürgermeister 
Rümelin  als  erster  Vertreter  des  Vorsitzenden  hier  Platz  zu  nehmen,  und 
demnächst  Herrn  Medicinaldirector  Dr.  v.  Koch  als  zweiter  Stellvertreter 
des  Vorsitzenden  zu  fungiren.  Herrn  Hofrath  Dr.  Stich  aus  Nürnberg 
bitte  ich,  als  stellvertretender  Schriftführer  mitzuwirken. 

„Nunmehr  ersuche  ich  den  ständigen  Herrn  Schriftführer,  uns  den 
Rechenschaftsbericht  für  das  Jahr  1894/95  zu  verlesen." 

Der  ständige  Secretär,  (xCh.  Sailitätsrath  Dr.  Spie  SS  (Frank- 
furt a.  M.),  verliest  hierauf  den 

Reclieiischafts-Bericlit 

des 

Ausschusses  des  Deutschen  Vereins  für  öffentliche  Gesundheits- 
pflege für  das  Rechnungsjahr  1894  bis  1895. 

„Durch  Beschluss  der  Vereinsversammlung  zu  Magdeburg  wurde  der 
Ausschuss  für  1894/95,  wie  folgt,  zusammengesetzt: 

Oberbürgermeister  Ad  ick  es  (Frankfurt  a.  M.), 

Oberbaurath  Professor  Baumeister  (Karlsruhe), 

Oberbürgermeister  Bötticher  (Magdeburg). 

Baupolizeiinspector  Classen  (Hamburg), 

Professor  Dr.  Gaffky  (Glessen), 

Geh.  Medicinalrath  Dr.  Pistor  (Berlin)  und 

Dr.  Spiess  (Frankfurt  a.  M.),  ständiger  Secretär. 


I 

für  öffentliche  Gesundheitspflege  zu  Stuttgart. 


„Nach  Schluss  der  Versammlung  trat  der  Ausschuss  in  Magdeburg  zu 
•einer  vollzähligen  Sitzung  zusammen  und  wählte  gemäss  §.  7  der  Satzungen 
Herrn  Geh.  Medicinalrath  Dr.  Pistor  zum  Vorsitzenden  für  das  Geschäfts- 
jahr 1894/95. 

„Ferner  beschloss  der  Ausschuss,  dem  "Wunsche  der  Versammlung 
folgend,  an  sämmtliche  deutschen  Städte  mit  mehr  als  15000  Einwohnern 
je  ein  Exemplar  der  Magdeburger  Verhandlungen  über 

Beseitigung  des  Kehrichts  und  anderer  städtischer  Ab- 
fälle, besonders  durch  Verbrennung  und 

Die  Nothwendigkeit  weiträumiger  Bebauung  bei  Stadt- 
erweiterungen  und  die  rechtlichen  und  technischen  Mittel 
zu  ihrer  Ausführung 
zu  versenden,  was  nach  Fertigstellung  des  Druckes,  und  zwar  an  237  Städte, 
geschah. 

„Im  Anschluss  hieran  beschloss  der  Ausschuss  in  seiner  im  December 
V.  J.  in  Frankfurt  abgehaltenen  Sitzung,  an  sämmtliche  grösseren  deutschen 
Städte  ein  Circular  zu  versenden  mit  dem  Ersuchen,  dem  Verein  ihre  z.  Z. 
bestehenden  Bauordnungen  mitzutheilen ,  namentlich  aber  denselben  auf 
dem  Laufenden  zu  erhalten,  ob  und  wann  sie  Aenderungen  ihrer  Bau- 
ordnungen vornehmen.  Ein  solches  Circular  wurde  an  237  Städte  ver- 
sandt und  sind  bis  heute  von  86  Städten  Antworten  und  Einsendungen 
erfolgt,  über  welche  Ihnen  Herr  Oberbaurath  Professor  Baumeister  kurz 
berichten  wird. 

„Der  Anfang  des  Jahres  1895  brachte  dem  Verein  und  dem  Ausschuss 
einen  schweren  Verlust:  das  Mitglied  des  letzteren,  Herr  Geheimrath  Ober- 
bürgermeister Bötticher,  der  im  vorigen  Jahre  noch  mit  ungetrübter 
Frische  und  der  ihm  eigenen  Liebenswürdigkeit  den  Verein  in  den  Mauern 
seiner  Stadt  aufgenommen  hatte  und  während  der  Versammlungstage  stets 
den  Mittelpunkt  des  Ganzen  bildete,  ist  am  19.  Januar  durch  einen  jähen 
Tod  uns  entrissen  worden.  Ihr  Vorsitzender  und  der  ständige  Secretär 
vertraten  den  Verein  bei  den  Leichenfeierlichkeiten  und  legten  Namens  des 
Deutschen  Vereins  für  öffentliche  Gesundheitspflege  einen  Kranz  am  Sarge 
des  Verstorbenen  nieder.  Von  einer  Ersatzwahl  durch  den  Ausschuss  gemäss 
§.  7  der  Satzungen  glaubte  der  Ausschuss  absehen  zu  sollen. 

< 

„Der  Ausschuss,  der  satzungsgemäss  im  Winter  zu  einer  Sitzung  zu- 
sammentrat, bestimmte,  einer  sehr  dringenden  Einladung  der  Stadt  Stuttgart 
gern  folgend,  diese  Stadt  als  Ort  der  nächsten  Versammlung,  als  Zeit  die  Tage 
vom  11.  bis  14.  September  und  als  Verhandlungsgegenstände  und 
Referenten  die  den  Mitgliedern  seiner  Zeit  mitgetheilten  und  auf  dem 
heutigen  Programme  stehenden.  Eine  kleine  Abänderung  machte  sich  in 
letzter  Stunde  nothwendig.  Herr  Professor  Carl  Fraenkel,  der  mit  Herrn 
Stadtbaurath  Lindley  das  Referat  über  das  letzte  Thema  übernommen  hatte, 
ist  durch  Krankheit  verhindert,  dies  zu  thun,  und  hatte  Herr  Docent  Stabs- 
arzt Dr.  Kirchner  die  Freundlichkeit,  trotz  der  Kürze  der  Zeit  das  Cor- 
referat  zuzusagen. 

„Es  lautet  demgemäss  nunmehr  die 
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Tagesordnung: 

Dienstag,  den  10.  September. 

8  Uhr  Abends :  Begrüssungsabend  im  Stadtgarten. 

Die  Stadt  Stuttgart  bietet  den  Gästen,  einen  Imbiss  dar. 

Mittwoch,  den  11.  September. 

9  Uhr  Vormittags:  Erste  Sitzung  im   grossen  Saale   der  Museums- 

gesellschaft (Oberes  Museum). 

Eröffnung  der  Versammlung. 

Eechenschaftsbericht  und  geschäftliche  Mittheilungen. 

Bericht  des  Herrn  Oberbaurath  Prof.  Baumeister  über  die  aus  den 
deutschen  Städten  eingegangenen  Mittheilungen  betr.  Neuerungen 
auf  dem  Gebiete  der  Baupolizei.  : 

I.   Maassnaliinen  zur  Herbeiführung  eines  gesundheitlich  zweck- 
mässigen Ausbaues  der  Städte. 

Keferenten:  Beigeordneter  und  Baurath  Stubben  (Köln), 
Oberbürgermeister  Küchler  (Worms). 

II.  Hygienische  Beurtheilung  Ton  Trink-  und  Nutzwasser. 

Keferent:  Geh.  Med.-ßath  Prof.  Dr.  Flügge  (Breslau). 

Im  Anschluss  hieran: 

Eröffnung  der  Plan-   und  Modell-Ausstellung  in 
den  angrenzenden  Sälen  des  oberen  Museums  i). 

41/2  Uhr  Nachmittags:  Besichtigung  des  Stuttgarter  Schwimmbades, 
Büchsenstrasse  53V2.  » 

7  Uhr  Abends:  Festessen  mit  Damen  im  grossen  Saale  des  „Königs- 
baues",  Fürstenstrasse. 

Donnerstag,  den  12.  September. 

9  Uhr  Vormittags:  Zweite  Sitzung  im  grossen  Saale  der  Museuma- 
gesellschaft. 

III.  Die  Erbauung  von  Heilstätten  für  Lungenkranke  durch  Inra- 
liditäts-  u.  AltersTersicherungsanstalten,  Krankenkassen  und 
Communalverbände. 

Eeferenten:  Director  der  Hanseatischen  Versicherungsanstalt  für 
*  Invaliditäts  -   und  Altersversicherung  Gebhard 

(Lübeck), 

Physicus  San.-Rath  Dr.  Hampe  (Helmstedt). 

IV.  Gasheizung  im  Vergleich  zu  anderen  Einzelheizsystemen. 

Referent:  Hofrath  Professor  Dr.  Meidinger  (Karlsruhe). 

3  Uhr  Nachmittags:  Gemeinschaftliche  Wagenfahrt  vom  Charlotten- 
platz aus  nach  den  Wasserreservoirs  am  Ameisenberg,  der 
Colonie  Ostheim,  den  N  e  ckar w as s er w erke n  in  Berg, 
der  König-Karls-Brücke,  den  neu  errichteten  Armenbauten 
und  zum  Jägerhaus  auf  dem  Hasenberg. 

Abends:  Gesellige  Vereinigung  daselbst. 


1)  Siehe  Näheres  betr.  die  Ausstellung  am  Schlüsse  dieses  Berichtes. 
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Freitag,  den  13.  September. 

9  Uhr  Vormittags:   Dritte  Sitzung  im  grossen  Saale  der  Museums- 
gesellschaft. 

V.   Schädlichkeit  der  Caiialgase  und  Sicherung  unserer  Wohn- 
räume gegen  dieselben. 

Keferenten:  Privatdocent  Stabsarzt  Dr.  Kirchner  (Hannover), 
Stadtbaurath  W.  H.  Lindley  (Frankfurt  a.  M.). 

4  Uhr  Nachmittags:  Besuch  des  königl.  Schlosses  „Wilhelma"  auf  Ein- 
ladung Sr.  Majestät  des  Königs  Wilhelm  II.  von  Württemberg. 
Nachher  zwanglose  Vereinigung  am  „Cursaal"  in  Cannstatt. 

Sonnabend,  den  14.  September. 

Ausflug  nach  Tübingen  und  Bebenhausen. 


„Die  Rechnungsablage  für  das  Jahr  1894  wurde  vom  Ausschuss 
geprüft  und  für  richtig  befunden.    Es  betrug  danach: 

Cassensaldo  am  1.  Januar  1894  .    .    .      598*17  M. 
Einnahme  durch  Mitgliederbeiträge  etc.    8112" —  „ 

Mithin  zusammen  Einnahmen    87 10"  17  M. 

Dagegen  an  Ausgaben   8139*06  M. 

Bleibt  ein  Cassensaldo  für  1895  von    571"11  M. 


„Die  Mitgliederzahl  des  Vereins  betrug  zu  Ende  des  Jahres  1894 
1386.  Von  diesen  sind  ausgetreten  175,  davon  23  durch  Tod.  Es  sind 
dies  ausser  dem  bereits  erwähnten  Herrn 

Geh.  Regierungsrath  Oberbürgermeister  Bötticher  (Magdeburg) 
die  Herren: 

Geheimrath  v.  Beck,  Excellenz,  (Freiburg  i.  Br.), 
Freiherr  v.  Branca  (Leipzig), 
Kreisarzt  Dr.  Brettel  (Oflfenbach), 
Oberaratswundarzt  Dr.  Bürger  (Neckarsulm), 
Kreismedicinalrath  Dr.  Fleischmann  (Bayreuth), 
Medicinalrath  Dr.  Follenius  (Giessen), 
Geh.  Sanitätsrath  Dr.  Graf  (Elberfeld), 
Dr.  Paul  Hänisch  (Colberg), 
Sanitätsrath  Dr.  Hauptmann  (Gleiwitz), 
Regimentsarzt  Dr.  H ausser  (Krakau), 
Medicinalrath  Dr.  v.  Hesse  (Mainz), 
Professor  Dr.  Hoppe-Seyler  (Strassburg), 
Dr.  August  Kling^r  (Stuttgart), 
Professor  Dr.  Lücke  (Strassburg), 
Rittergutsbesitzer  Dr.  Millies  (Gross- Jauer), 
Bezirksarzt  Dr.  Mükisch  (Graz), 
Stabsarzt  Dr.  Paak  (Dresden), 
Dr.  Bernhard  Pauli  (Bremen), 
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Stadtrath  Röstel  (Berlin), 
Baurath  Salb  ach  (Dresden), 
Oberbürgermeister  Dr.  Stübel  (Dresden)  und 
Stadtrath  Dr.  Zitelmann  (Frankfurt  a.  M.). 

„Neu  eingetreten!)  sind  bis  heute  190  Mitglieder,  so  dass  der 
Verein  zur  Zeit  1401  Mitglieder  zählt,  von  denen  366  als  in  Stuttgart 
anwesend  gemeldet  sind. 


Vorsitzender  Geh.  Medicinalrath  Dr.  Pistor:  „Meine  Herren! 
Auch  in  diesem  Jahre  hat  der  Tod  wiederum  eine  Anzahl  unserer  Mitglieder 
hinweggerafft.  Alle  Geschiedenen  haben  sich  mehr  oder  weniger  an  unseren 
Bestrebungen  betheiligt;  doch  befinden  sich  einige  unter  den  Genannten, 
denen  wir  eine  besondere  Erwähnung  schulden,  ohne  den  üebrigen  zu  nahe 
zu  treten. 

„Das  bisherige  Mitglied  des  Ausschusses,  welches  uns  im  vorigen  Jahre 
in  Magdeburg  noch  in  seiner  vollen  Lebensfrische  entgegentrat  und  dafür 
gesorgt  hat,  dass  wir  so  herrliche  Tage  in  Magdeburg  verleben  konnten, 
ist  bereits  erwähnt.  Wer  diesen  Mann,  der  über  die  Mitte  der  Sechzig  hin- 
aus war,  in  seinem  Wirken  gesehen  hat,  der  konnte  nur  tief  betrübt  sein, 
als  sein  plötzlicher  Tod  durch  die  Zeitungen  gemeldet  wurde. 

„Es  ist  uns  aber  noch  ein  anderes  Mitglied  entrissen,  welches  zu  den 
Begründern  dieses  Vereins  im  Jahre  1873  gehörte:  der  Geh.  Sanitätsrath 
Dr.  Eduard  Graf  ist  am  19.  August  in  Gonstanz  längeren  Leiden  erlegen. 
Wenn  Graf  auch  in  den  letzten  Jahren  sich  nicht  mehr  direct  an  den  Ver- 
einsversammlungen betheiligt  hat,  weil  seine  Zeit  anderweitig  durch  par- 
lamentarische Thätigkeit  und  durch  Thätigkeit  für  seine  eigenen  Berufs- 
genossen in  Anspruch  genommen  war,  und  seine  immer  mehr  wankende 
Gesundheit  ihm  eine  gewisse  Beschränkung  auferlegte,  so  hat  er  doch  unsere 
Bestrebungen  alle  Zeit  in  ernstester  Weise  gefördert.  Stets  hat  er  die  Aerzte 
darauf  hingewiesen,  dass  es  ihre  vornehmste  Pflicht  sei,  die  Staatsgesund- 
heitspflege zu  unterstützen,  um  ihren  eigenen  Forderungen  den  Boden  zu 
bereiten. 

„Endlich  dürfen  wir  eines  Mannes  nicht  vergessen,  dessen  Werke  auch 
nach  seinem  Tode  fortleben  werden:  Baurath  Salbach  in  Dresden,  bekannt 
durch  seine  Thätigkeit  für  die  Wasserversorgung  durch  filtrirtes  Flusswasser, 
ist  immer  ein  eifriges  Mitglied  unseres  Vereins  gewesen. 

„In  Ihrer  aller  Namen  glaube  ich  zu  handeln,  wenn  ich  Sie  bitte,  das 
Andenken  unserer  Todten  dadurch  zu  ehren,  dass  Sie  sich  von  Ihren  Sitzen 
erheben.  (Geschieht.) 

„Wir  treten  nunmehr  in  die  Verhandlungen  der  zwanzigsten  Tagung 
des  Deutschen  Vereins  für  öffentliche  Gesundheitspflege  ein,  und  ich  ersuche 
zunächst  Herrn  Professor  Baumeister,  den  in  Aussicht  gestellten  Ueber- 
blick  über  die  aus  den  Städten  eingegangenen  Berichte  zu  geben." 


*)  Diese  Zahlen  sind  die  nach  Schluss  der  Versammlung  festgestellten.  Siehe 
Mitglieder verzeiebniss  am  Schlüsse  des  Berichtes. 
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Bericlit  über  die  aus  den  deutschen  Städten  ein- 
gegangenen Mittlieilungen,  betr.  Neuerungen  auf 
dem  Gebiete  der  Baupolizei. 

Referent:  Oberlbaiirath  Professor  Baumeister  (Karlsruhe): 

„Hochgeehrte  Herren!  In  der  vorjährigen  Versammlung  unseres  Vereins 
habe  ich  mir  den  Vorschlag  erlaubt,  ein  fortlaufendes  Register  zu  führen 
über  die  Anwendung  der  von  dem  Vereine  aufgestellten  Grundsätze  behufs 
■weiträumiger  städtischer  Bebauung,  insbesondere  des  Princips  der  Ab- 
stufung baupolizeilicher  Vorschriften.  Es  sollte  dadurch  der  praktische 
Fortschritt  auf  diesem  Gebiete  vorbildlich  klar  gestellt  und  zur  Nacheiferung 
angeregt  werden.  Der  Ausschuss  hat  diesen  Gedanken  ausgeführt  durch 
■ein  Rundschreiben  an  sämmtliche  deutsche  Städte  mit  einer  Einwohnerzahl 
über  15  000,  und  es  ist  mir  die  Aufgabe  gestellt,  erstmals  eine  diesbezüg- 
liche Uebersicht  vorzutragen. 

„Von  237  Städten,  an  welche  das  Rundschreiben  verschickt  worden, 
haben  86  geantwortet,  theils  positiv,  theils  negativ,  mehrfach  auch  unter 
Beifügung  sonstigen  schätzbaren  Materials  über  Canalisation,  Wohnungs- 
statistik u.  s.  w.  Ausserdem  standen  mir  durch  private  Beziehungen  Mit- 
theilungen aus  15  weiteren  Städten  zu  Gebote.  Aus  der  Durchforschung 
alles  dessen  hat  sich  nun  ergeben,  dass  gegenwärtig  in  50  deutschen  Städten 
ein  mehr  oder  weniger  ausgedehnter  Gebrauch  von  abgestuften  Vorschriften 
gemacht  wird,  während  solche  in  den  übrigen  187  Städten  entweder  be- 
stimmt oder  wahrscheinlich  noch  fehlen.  Aus  9  der  letzteren  ist  allerdings 
ausdrücklich  berichtet,  dass  neue  verbesserte  Bauordnungen  in  Vorbereitung 
ständen.  Wie  es  in  den  kleineren  Städten,  unter  15  000  Einwohnern,  aus- 
sieht, ist  dermalen  unbekannt. 

„Um  nun  im  Zusammenhang  zu  bleiben,  erlatibe  ich  mir  an  die  Dari 
legungen  zu  erinnern,  welche  ich  bereits  vor  zwei  Jahren  in  der  Würzburger 
Versammlung  über  die  Bauordnungen  von  fünf  deutschen  Grossstädten  vor- 
getragen habe.  Vor  Allem  konnte  ich  Frankfurt  und  Altona  rühmen,  als 
planmässig  mit  mannigfaltigen  baupolizeilichen  Unterschieden  versehen,  um 
bestimmte  Formen  des  Bauwesens  an  bestimmte  Bezirke  zu  binden,  und  da- 
durch das  städtische  Geschäftshaus,  die  ländliche  Wohnung,  den  Fabrikbetrieb 
sich  möglichst  ohne  gegenseitige  Störung  entwickeln  zu  lassen.  In  Breslau 
erschien  dagegen  die  Abstufung  etwas  dürftig  durchgeführt.  Ferner  ist  in 
Hamburg,  ausser  schon  früher  bestandenen  Unterschieden  zwischen  Stadt 
und  Vororten,  1892  ein  Gesetz  erlassen  und  1895  ergänzt,  welches  ge- 
stattet, in  den  Vororten  eine  Reihe  von  Beschränkungen  zum  Zwecke  ge- 
sunden und  angenehmen  Wohnens  aufzulegen,  nämlich  vordere  \md  hintere 
Baulinien,  obligatorische  Abstände,  geringere  Haushöhen,  Ausschluss  von 
Etagenhäusern ,  Wohnhöfen ,  Fabriken ,  Wirthschaften  u.  s.  w.  Leider 
kommen  diese  Beschränkungen  nicht  für  vornherein  fest  begrenzte  Bezirke, 
sondern  nur  von  Fall  zu  Fall,  also  ungeordnet,  zur  Anwendung.  Endlich 
wurde  Berlin  mit  seiner  Vororte-Bauordnung  erwähnt,  deren  Absicht  dahin 
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geht,  vier  verschiedene  Bauformen,  nämlich  zwei  Typen  städtischer  Mieth- 
häuser,  sogen.  Kleinbanten  und  Landhäuser,  passend  zu  vertheilen.  Aber 
nur  den  Landhäusern  sind  bestimmt  begrenzte  und  fabrikfreie  Bezirke  ge- 
widmet, die  drei  anderen  Wohnformen  dürfen  sich,  ungeregelt  gruppiren, 
daher  bei  lebhafter  Speculation  so  lange  Aenderungen  und  Störungen  zu 
befürchten  sind,  bis  alles  Gelände  auf  den  höchsten  Grad  der  Ausnutzung 
und  Baudichtigkeit  gebracht  sein  wird. 

„Den  genannten  fünf  Städten  haben  sich  in  jüngster  Zeit  drei  weitere 
mit  systematisch  abgestuften  Bauordnungen  angereiht,  nämlich  Barmen, 
Hannover,  Hildesheim.  Li  allen  dreien  ist  ein  Linenbezirk  und  eine  Aussen- 
zone  angenommen.  Die  baupolizeilichen  Vorschriften  der  zwei  Theile 
unterscheiden  sich  in  Bezug  auf  Haushöhe,  Hofraumfläche  und  Abstand  von 
Hintergebäuden,  ergeben  also  zweierlei  Grade  der  Baudichtigkeit.  Noch 
weiträumiger  als  die  Aussenzone  und  mit  obligatorischen  Zwischenräumen 
sollen  Landhausbezirke  bebaut  werden,  welche  man  in  Barmen  und  Hannover 
bereits  an  mehreren  Stellen  genau  umgrenzt  hat,  während  die  Anwendung 
der  offenen  Bauweise  in  Hildesheim  für  gewisse  Flächen  vorbehalten  ge- 
blieben ist.  Nicht  zu  vergessen  ist  auch  der  Ausschluss  lästiger  Gewerbe, 
in  Barmen  allerdings  nur  von  den  Landhausbezirken,  aber  in  Hannover 
ausserdem  von  einer  Reihe  bestimmter  Strassen  sowohl  in  der  äusseren  Zone 
als  im  Inneren,  und  in  Hildesheim  von  zwei  grösseren  Gebieten.  Was  die 
Grenze  zwischen  Innenbezirk  und  Aussenzone  betrifft,  so  ist  dieselbe  in 
Hildesheim  eine  natürliche,  nämlich  der  Gürtel  der  ehemaligen  Wälle,  in 
Hannover  aber  eine  künstliche,  grösstentheils  weit  ausserhalb  der  früheren 
Walllinie.  Es  ist  zu  bedauern,  dass  man  nicht  die  Altstadt  innerhalb  der 
Wälle  für  sich  abgesondert,  somit  das  Gesammtgebiet  in  drei  Theile: 
Kern,  Mittelzone  und  Aussenzone,  zerlegt  hat,  wie  es  in  Frankfurt  gemacht 
worden.  Dann  wäre  es  möglich  gewesen,  gleich  ausserhalb  der  Walllinie 
mehr  Licht  und  Luft  zu  fordern  als  im  Kern,  und  die  Aussenzone  ebenfalls 
noch  besser  zu  behandeln,  als  jetzt  mit  einer  gewissen  Behutsamkeit  ge- 
schehen ist.  Ich  verkenne  indessen  nicht  die  Schwierigkeit,  in  Stadttheilen, 
welche  grossentheils  schon  bebaut  sind,  durchgreifend  zu  verfahren:  es 
rächt  sich  eben  der  Aufschub  baupolizeilicher  Maassregeln,  welche  schon 
vor  20  Jahren  gepredigt  wurden  und  damals  weniger  wehe  gethan  hätten. 

„Bemerkenswerth  ist  ferner  das  Verfahren  in  Köln.  Die  betreffende 
neue  Bauordnung  soll  zwar  erst  gegen  Ende  dieses  Jahres  eingeführt,  möge 
aber  doch  schon  jetzt  mit  erwähnt  werden.  Es  sind  vier  Bauklassen  mit 
verschiedenen  Graden  der  Baudichtigkeit  und  Häuserhöhe  vorgesehen.  In 
die  erste  Klasse  fallen  die  Stadttheile  innerhalb  der  Umwallung,  mit  Aus- 
nahme dreier  Landhausbezirke,  sowie  fünf  Hauptradialstrassen  der  Vororte ; 
in  die  zweite  Klasse  die  bereits  städtischen  Theile  der  Vororte  mit  Aus- 
nahme der  genannten  fünf  Radialen  und  einiger  Landhausbezirke.  Der 
dritten  Klasse  gehören  die  noch  ländlichen  Theile  der  Vororte  an,  welche 
indessen  nach  planmässiger  Herstellung  der  Strassen  in  die  zweite  Klasse 
aufrücken.  Die  vierte  Klasse  endlich  besteht  aus  einer  Reihe  bestimmter 
Landhausbezirke,  theils  innerhalb  der  Umwallung,  theils  in  den  Vororten, 
für  welche  zudem  offene  Abstände  vorgeschrieben  und  Fabriken  ausge- 
schlossen sind.    So  zweckmässig  diese  Eintheilung  mit  Bezug  auf  die  Vor- 
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orte  und  Landhäuser  erscheint,  so  muss  ich  doch  —  wie  bei  Hannover  — 
bedauern,  dass  nicht  auch  die  alte  Umwallung  als  Zonengrenze  ange- 
nommen ist.  In  Folge  dessen  entstehen  in  der  Stadterweiterung  zwischen 
der  früheren  und  der  jetzigen  Umwallung  zwar  vortreffliche  schöne  Strassen 
und  Plätze,  aber  im  Inneren  der  Blöcke,  mit  Ausnahme  von  drei  Landhaus- 
bezirken, recht  beengte  Wohnzustände,  nicht  besser  als  wie  sie  in  der  Alt- 
stadt gestattet  sind.  Für  die  Gemeinde  kam  allerdings  das  finanzielle 
Motiv  ins  Spiel,  aus  dem  Erlös  der  Bauplätze  der  Stadterweiterung  minde- 
stens deren  Kaufpreis  zu  decken  und  desshalb  starke  Baudichtigkeit 
zuzulassen,  allein  in  hygienischer  Beziehung  ist  es  zu  beklagen. 

„Während  die  genannten  neun  Städte  sich  bemüht  haben,  das  Princip 
der  Abstufung  auf  ihr  ganzes  Baugebiet,  sowie  für  die  meisten  und  wich- 
tigsten Merkmale  der  Baudichtigkeit  anzuwenden,  haben  sich  36  andere 
auf  die  Einführung  der  offenen  Bauweise  beschränkt.  Wir  finden  die- 
selbe auf  vierfache  Art  angeordnet.  Erstens  für  das  gesammte  Gebiet 
einer  äusseren  Zone,  welche  den  älteren  Stadtkern  umgiebt,  so  in  Stuttgart, 
Heilbronn,  Ulm,  Regensburg,  Bauzen,  Zittau,  Sebnitz,  Rastatt.  Zweitens 
für  diese  Aussenzone  mit  Ausnahme  etlicher  Strassen  oder  Flächen,  welche 
geschlossen  bebaut  werden  sollen :  Nürnberg,  Augsburg,  Heidelberg,  Rostock. 
Drittens  bildet  umgekehrt  die  geschlossene  Bauweise  die  Regel,  während  der 
offenen  bestimmte  Bezirke  oder  bestimmte  Strassen  gewidmet  sind,  so  in 
Dresden,  Leipzig,  Chemnitz,  Erfurt,  Coburg,  Oppeln,  Posen,  Eberswalde, 
Wandsbeck,  Bielefeld,  München,  Würzburg,  Hof,  Karlsruhe,  Freiburg,  Kon- 
stanz, Wiesbaden.  Endlich  hat  man  nach  einer  vierten  Methode  nicht  von 
vornherein  räumliche  Absonderungen  für  die  offene  Bauweise  vorgenommen, 
sondern  ihre  Anwendung  dem  Zufall  überlassen,  oder  von  Fall  zu  Fall  vor- 
behalten :  Mannheim,  Pforzheim,  Baden,  Düren,  Braunschweig,  Lübeck,  Kiel. 

„Sehr  verschieden  ist  ferner  das  Maass  der  obligatorischen  Abstände 
gewählt.  Während  man  sich  in  Württemberg  meistens  mit  dürftigen  3  m 
von  Haus  zu  Haus  begnügt,  gehen  einige  Bezirke  bis  auf  12,  selbst  20  m. 
In  den  meisten  Fällen  sind  es  5  bis  8  m.  Zuweilen  ist  auch  der  Abstand 
von  der  Haushöhe  abhängig  gemacht,  namentlich  wenn  sich  an  der  Seiten- 
wand bewohnte  Räume  befinden,  welche  lediglich  von  daher  Licht  empfangen. 
Abgesehen  von  diesem  Falle  sind  aber  nur  selten  in  einer  und  derselben 
Stadt  verschiedenartige  Abstände  verlangt.  Wir  finden  eine  solche 
Mannigfaltigkeit  von  Zahlen  nur  in  Dresden,  Leipzig,  Augsburg,  Freiburg. 
Und  doch  wäre  es  in  ästhetischer  wie  in  hygienischer  Hinsicht,  besonders 
in  grossen  Stadttheilen,  erfreulich,  wenn  die  Abstände  bald  kleiner  bald 
grösser  vorgeschrieben  werden.  Im  Allgemeinen  sollten  sie  nach  der 
Peripherie  der  Stadt  hin  zunehmen,  um  auch  mit  Hülfe  dieses  Elementes 
die  Weiträumigkeit  von  innen  nach  aussen  zu  steigern,  wie  dies  z.  B.  in 
Stuttgart  angeordnet  ist. 

„Fast  überall  giebt  es  im  Bereiche  der  ofi'enen  Bauweise  noch  sonstige 
Bestimmungen,  durch  welche  ihr  Zweck  gefördert  werden  soll,  nämlich  Be- 
schränkung der  Haushöhe,  Zulassung  von  Zwillingshäusern,  reichlicher 
Luftraum  für  Hintergebäude.  Auf  diese  Weise  sind  daher  in  vielen  Städten 
durch  die  offene  Bauweise  angenehme  Wohnstätten  geschaffen,  und  kann 
man  damit  füglich  im  Wesentlichen  zufrieden  sein,  wenn  die  offene  Bau- 
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weise  das  gesammte  Gebiet  der  Stadterweiterung  bedeckt,  wie  z.  B.  in 
Stuttgart. 

„Aber  um  so  empfindlicher  berührt  es,  wenn  neben  einzelnen  Land- 
hausbezirken für  andere  geschlossen  bebaute, Theile  keinerlei  Fort- 
schritte in  Bezug  auf  Licht  und  Luft  erstrebt  sind,  vielmehr  nur  einheit- 
liche Vorschriften  bestehen,  welche  die  Baudichtigkeit  der  Altstadt  zum 
Ausgange  nehmen  und  nach  aussen  hin  fortpflanzen.  Die  offene  Bauweise 
bildet  da  nur  eine  Abschlagszahlung  auf  die  Forderung  abgestufter  Vor- 
schriften. Nur  die  neun  anfangs  erwähnten  Städte  sind  planmässig  weiter- 
gegangen, und  ausserdem  kann  ich  noch  über  etliche  Städte  berichten,  welche 
wenigstens  gewisse  einzelne  Bestimmungen  für  geschlossene  Häuserreihen 
abgestuft,  und  somit  einen  anfang  mit  unserem  Princip  gemacht  haben. 

„In  Mannheim  und  Bielefeld  ist  ausserhalb  der  ehemaligen  Wälle  ein 
günstigeres  Verhältniss  zwischen  Haushöhe  und  Strassenbreite  vorgeschrieben, 
als  in  der  Altstadt.  In  Lübeck,  Düsseldorf  und  Münster  muss  in  bestimmten 
Stadttheilen  ein  grösserer  Theil  jedes  Grundstückes  unbebaut  gelassen 
werden,  als  sonst  im  Allgemeinen  statthaft  ist.  In  Darmstadt  sollen  sämmt- 
liche  Häuser  mindestens  zwei  Geschosse  erhalten ;  diese  Zahl  ist  jedoch  für 
eine  bestimmte  Reihe  von  Strassen  auf  eins,  für  eine  andere  Reihe  auf  drei 
geändert.  Ferner  hat  sich  die  Gemeinde  Essen  vorbehalten ,  an  schmalen 
Strassen  mit  Vorgärten  das  Maximum  der  Haushöhe  auf  10  m  zu  beschränken, 
um  die  Herstellung  kleiner  Wohnungen  zu  befördern. 

,. Schliesslich  weise  ich  noch  auf  die  vielfach  bestehenden  Unterschiede 
hin,  wonach  in  gewissen  Stadttheilen  die  Errichtung  von  Fabriken,  von 
Ställen  und  Scheunen,  von  Häusern,  deren  Stil  dem  Geschmacke  der  Stadt- 
väter nicht  wohlgefällt,  ausgeschlossen  ist,  —  auf  die  Ausnahmen  bei  Bau- 
plätzen, welche  bereits  dichter  bebaut  gewesen  waren,  als  eine  verbesserte 
Bauordnung  gestatten  will,  —  auf  die  Erleichterungen,  namentlich  in  feuer- 
polizeilicher Beziehung,  für  solche  Baugebiete,  welche  gewerblichen  oder 
landwirthschaftlichen  Zwecken  dienen  sollen.  Derartige  Rücksichten  sind 
jedoch  selten  durch  bestimmte  Vorschriften  geregelt,  sondern  mehr  dem 
Ermessen  der  Behörden  überlassen. 

„Sie  erkennen  aus  alledem,  meine  Herren,  dass  der  wichtige  Grundsatz 
der  Abstufung  baupolizeilicher  Vorschriften  zwar  in  allerlei  Einzelheiten 
schon  ziemlich  verbreitet,  vollständig  und  befriedigend  aber  erst  wenig 
durchgeführt  ist.  Mögen  desshalb  den  Anfängen  weitere  Fortschritte  folgen, 
und  hierzu  auch  die  von  mir  geschilderten  Vorbilder  dienen. 

„Das  betreffende  Material  liegt  bei  unserem  Vereinssecretär  zur  Ein- 
sicht und  Benutzung." 


Es  wird  hierauf  in  die  Verhandlung  des  ersten  Gegenstandes  der  Tages- 
ordnung eingetreten : 
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I.  Maassnahmen  zur  Herbeiführung  eines  gesund- 
heitlich zweckmässigen  Ausbaues  der  Städte. 

Es  lauten  die  von  den  Referenten  Baurath  Stübben  (Köln)  und  Ober- 
bürgermeister KücMer  (Worms)  aufgestellten 

Leitsätze : 

Zu  den  Maassregeln,  welche  dazu  dienen,  im  Stadterweiterungsgelände  die 
Bebauung  gesundheitlich  zweckgemäss  zu  gestalten  und  in  alten  Stadttheilen 
gesundheitswidrige  Bauzustände  zu  verbessern,  gehören: 

I,  Die  Aufstellung  eines  den  gesundheitlichen  Anforderungen 
entsprechenden  Bebauungsplanes  (auf  Grund  eines  geeigneten 
Flnchtliniengesetzes); 
II.  Die  gesetzliche  Feststellung  eine-s  amtlichen  Verfahrens  zur 
Umlegung  unbebauter  städtischer  Grundstücke  in  baugerechte 
Formen  (Umlegungsgesetz) ; 
III.  Die  gesetzliche  Feststellung  eines  amtlichen  Verfahrens  zur 
Zusammenlegung  unbebauter  städtischer  Grundstücke  behufs 
genossenschaftlicher  Verwaltung  und  Verwerthung  des  zu- 
sammengelegten Grundbesitzes  als  Baugelände  (Zusammen- 
legungsgesetz); 

rV.  Die  Ausdehnung  des  communalen  Enteignungsrechtes  (Gesetz 

über  Zonenenteignung); 
V.  Die   unterschiedliche  Feststellung    der   baupolizeiliehen  Vor- 
schriften für  die  inneren  und  äusseren  Stadttheile  (abgestufte 
Bauordnung). 

I.  Bebauungsplan. 

a)  Das  Gesundheitsinteresse  verlangt  Reinheit  und  Trockenheit  des  Unter- 
grundes, rasche  und  gründliche  Beseitigung  der  Schmutzstoffe,  Rein- 
haltung der  Wasserläufe;  ausreichende  Versorgung  der  Stadt  mit  Wasser, 
Licht,  Luft  und  Pflanzungen;  Schutz  gegen  nachtheilige  Gewerbebetriebe, 
erhebliche  Ausdehnung  des  Bebauungsplanes,  zweckentsprechende  Ab- 
messung der  Strassenbreiten  und  Baublöcke. 

b)  Insbesondere  ist  bei  Abmessung  der  Strassenbreiten  und  Baublöcke  da- 
hin zu  streben,  dass  für  die  verschiedenen  Baubedürfnisse  geeignete 
Strassen  und  Bauplätze  gewonnen,  Hinterwolmgebäude  nach  Möglichkeit 
vermieden,  kleinere  Wohnhäuser  begünstigt  werden.  Es  sind  vor- 
zusehen: Breite  Verkehrsstrassen,  mittlere  und  schmale  Wohnstrassen; 
grosse  Blöcke  für  Fabrikbauten  und  Landhäuser,  mittlere  für  bürger- 
liche Wohn-  und  Geschäftshäuser,  kleine  für  die  Wohnungen  der  minder 
begüterten  Volksklassen. 

c)  Bestehende  Stadtbaupläne  sind  zu  prüfen  und  im  vorstehenden  Sinne, 
soweit  möglich,  zu  verbessern. 

d)  Wo  die  Gesetzgebung  die  Feststellung  ausgedehnter  und  sachgemässer 
Bebauungspläne  noch  behindert  oder  erschwert,  sind  diese  Schwierig- 
keiten durch  Erlass  eines  geeigneten  Fluchtliniengesetzes  zu  beseitigen. 

II.  XJmlegung. 

a)  Die  Strassenlinien  des  Stadtbaui^lanes  können  an  die  vorhandenen  Grund- 
stücksgrenzen der  Feldflur  nur  in  der  Minderzahl  der  Fälle  so  angepasst 
werden,  dass  die  Grundstücke  in  der  bisherigen  Lage  und  Gestalt  zur 
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Eintheilung  und  Benutzung  als  städtische  Bauplätze  brauchbar  sind. 
Es  ist  vorher  die  Grenzregelung  oder  Umlegung  der  Grundstücke  er- 
forderlich. Diese  wird  zwar  in  manchen  Fällen  nach  vieler  Mühe  und 
grossem  Zeitverluste  durch  Uebereinkommen  aller  Betheiligten  erreicht; 
bei  dem  oft  vorkommenden  Widerstreben  Einzelner  bedarf  es  dagegen 
eines  Umlegungsgesetzes ,  d.  h.  der  Verleihung  des  Rechtes  auf  zweck- 
entsprechende ümlegung  ihrer  Grundstücke  an  die  Betheiligten,  auch 
ohne  die  Zustimmung  jedes  einzelnen  Eigenthümers.  Dieses  Umlegungs- 
recht  ist  nothwendig, 

ft)  um  eine  gesundheitlich  und  wirthschaftlich  unzweckmässige  Be- 
bauung zu  verhindern,  eine  zweckmässige  Bebauung  aber  zu  er- 
möglichen; 

ß)  um  die  Gesammtheit  der  Besitzer  einer  Grundstücksgruppe  gegen 
die  Böswilligkeit  eines  Einzelnen,  sowie  um  die  kleineren  Besitzer 
gegen  die  grösseren  zu  schützen; 

y)  um  die  am  Markte  befindlichen  Baugrundstücke  zu  vermehren  und 
dadurch  der  übertriebenen  Preissteigerung  entgegenzuwirken; 

cT)  um  den  geordneten,  zusammenhängenden  Ausbau  der  Stadt  auf 
einem  Gelände,  dessen  Grundstücke  im  Gemenge  liegen,  durch- 
führen zu  können,  sowohl  zu  Gunsten  der  Besitzer  selbst  und  der 
zukünftigen  Bewohner ,  als  im  Interesse  der  Nachbarschaft  und 
der  Gemeinde. 

b)  Die  Grundlage  der  Umlegung  bildet  der  vorher  festzustellende  Be- 
bauungsplan. 

c)  Zur  Erleichterung  der  Umlegung  empfiehlt  es  sich  in  vielen  Fällen, 
die  umzulegende  Grundstücksgruppe  auf  einen  Block  des  Bebauungs- 
planes zu  beschränken. 

d)  Das  Recht  auf  Umlegung  steht  der  Mehrzahl  der  betheiligten  Eigen- 
thümer,  insofern  sie  zugleich  die  grössere  Hälfte  der  Grundflächen  be- 
sitzt, unbedingt  zu;  der  Minderzahl  und  der  nicht  über  die  Hälfte  des 
Besitzes  verfügenden  Mehrzahl  nur  dann,  wenn  durch  einen  zustimmen- 
den Gemeindebeschluss  die  Dringlichkeit  anerkannt  wird. 

e)  Der  Umlegungsplan  ist  vom  Gemeindevorstande  zu  entwerfen  oder  gut- 
zuheissen;  dabei  ist,  damit  kein  Besitzer  benachtheiligt  werde,  nicht 
bloss  die  Flächengrösse ,  sondern  auch  Lage  und  Werth  der  Grund- 
stücke zu  berücksichtigen.  Den  Betheiligten  steht  das  Recht  des  Ein- 
si^ruchs  zu,  dessen  Erledigung  im  Wege  des  Verwaltungsstreitverfahrens 
erfolgt. 

f )  Die  Errichtung  von  Bauten  auf  ungeregeltem  Gelände,  welche  die  Um- 
legung erschweren,  ist  zu  untersagen. 

III.  Zusammenlegung. 

a)  Anstatt  der  Umlegung  unbebauter  Grundstücke,  die  in  der  Regel  sich 
auf  einen  Block  zu  beschränken  hat  und  mit  der  Zutheilung  der 
Ersatzgrundstücke  abschliesst,  empfiehlt  sich  an  manchen  Orten  die 
Zusammenlegung  grösserer  Stadterweiterungsgebiete  unter 
Erhaltung  des  ungetheilten  Besitzes  bis  zur  Verwerthung  als  Bau- 
gelände, und  zwar : 
«)  um,  unabhängig  von   der  Böswilligkeit  oder  dem  Unverstände 
Einzelner,  das  zur  Bebauung  bereit  gestellte  Stadtgelände  zu  ver- 
mehren und  der  künstlichen  Preistreibung  zu  begegnen; 
ß)  um  den  Schwachen  vor  dem  Auskauf  durch  den  Starken  zu  unter- 
werthigen  Preisen  zu  schützen  und  ihm  die  Möglichkeit  zu  geben, 
an  der  allmählichen  und  naturgemässen  Werthsteigerung  Antheil 
zu  nehmen; 
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y)  um  den  einzelneu  Grundbesitzer  vor  der  Zersplitterung  seines 
Besitzes  in  verschiedenen  Blöcken  und  vor  der  Enteignung  der 
bebauungsunfähigen  Theile  zu  bewahren  (vergl.  IV,  b); 

(f)  um  in  grösseren  Stadterweiterungsgebieten  ein  den  verschieden- 
artigen Baubedürfnissen  (vergl.  I,  b)  dienendes,  der  Entwässerung 
wegen  alsbald  im  Ganzen  bereit  zu  stellendes  Strassennetz  ohne 
Enteignungsverfahren  durchführen  zu  können. 

b)  Die  Zusammenlegung  geschieht  auf  Antrag  der  Eigenthümer  von  mehr 
als  der  Hälfte  der  betheiligten  Fläche  mit  Zustimmung  der  Gemeinde- 
vertretung ,  oder  auf  Beschluss  der  letzteren ,  wenn  nicht  die  Eigen- 
thümer von  mehr  als  der  Hälfte  der  betheiligten  Fläche  widersprechen. 

c)  Der  Antheil  der  bei  der  Zusammenlegung  Betheiligten  ist  durch  Ab- 
schätzung in  Geld  zu  ermitteln,  wobei  Flächengrösse,  Lage  und  Werth 
der  eingebrachten  Grundstücke  zu  berücksichtigen  sind.  Beschwerden 
werden  im  Verwaltungsstreitverfahren  erledigt. 

d)  Die  Verwaltung  erfolgt  durch  einen  gewählten  Vorstand,  der  die 
Genossenschaft  nach  Maassgabe  eines  zu  errichtenden  Genossenschafts- 
statuts vertritt. 

e)  Etwaige  in  dem  Zusammenlegungsgebiet  befindliche  Gebäude  unter- 
liegen, insoweit  sie  die  Aufstellung  des  Bebauungsplans  hindern,  der 
Enteignung  durch  die  Genossenschaft. 

f)  Jedem  Genossenschaiter  steht  der  Austritt  frei.  Die  Genossenschaft 
hat  ihm  den  Schätzungswerth  seines  Antheiles  zu  ersetzen.  Lehnt  dies 
die  Genossenschaft  ab,  so  erfolgt  die  Liquidation  derselben. 

IV.  Enteignung. 

Das  Enteignungsrecht  der  Gemeinde  soll  sich  erstrecken 

a)  auf  die  Erwerbung  des  Landes  für  die  Anlage  neuer,  im  gesetzlich 
geordneten  Verfahren  der  Fluchtlinienfeststellung  als  nöthig  anerkannter 
Strassen,  freier  Plätze  und  öffentlicher  Pflanzungen; 

b)  auf  die  Erwerbung  solcher  neben  den  neuen  Strassen  und  Plätzen 
liegenbleibenden  Grundstückstheile ,  welche  gemäss  der  im  gesetzlich 
geordneten  Umlegungsverfahren  getroffenen  Festsetzung  wegen  ihrer 
Kleinheit  zur  selbständigen  Bebauung  ungeeignet  sind; 

c)  auf  die  Erwerbung  solcher  in  älteren  Stadttheilen  liegenden  Grund- 
stücke, welche  gemäss  einem  gesetzlich  geordneten  Verfahren  (Gesetz 
über  Zonenenteignung)  nöthig  sind,  um  eine  den  Zwecken  der  öffent- 
lichen Gesundheitspflege  und  des  Verkehrs  entsprechende  Bebauung 
herbeizuführen. 

V.  Bauordnung. 

a)  Die  Einheitlichkeit  der  baupolizeilichen  Vorschriften  für  die  Innenstadt 
und  alle  Theile  der  Aussenstadt  hat  in  vielen  Stadterweiterungen  Bau- 
und  Wohnzustände  entstehen  lassen,  welche  vom  gesundheitlichen 
Standpunkte  aufs  lebhafteste  zu  beklagen  sind.  Insbesondere  hat  sich 
von  Jahr  zu  Jahr  die  Wohndichtigkeit  gesteigert,  die  Wohnräumlichkeit 
vermindert, 

b)  Die  üebertragung  der  den  altstädtischen  Verhältnissen  angepassten  Bau- 
ordnung auf  das  ganze  Stadterweiterungsgelände  hat  dort  an  zahlreichen 
Orten  eine  ausgedehnte,  auf  die  äusserste  polizeilich  erlaubte  Aus- 
nutzung sich  stützende  und  diese  nothwendig  veranlassende  Boden-  und 
Bauspeculation  zwar  nicht  hervorgerufen,  aber  ermöglicht,  welche  das 
Wohnen  zugleich  verschlechtert  und  vertheuert  und  nicht  bloss  auf 
gesundheitlichem,  sondern  auch  auf  allgemein  socialem  Gebiete  zu  den 
beklagenswerthesten  Erscheinungen  unserer  Zeit  gehört. 
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c)  Zu  den  Maassregeln,  welche  geeignet  sind,  diesen  Missständen  in  Zu- 
kunft entgegenzutreten,  gehört  die  baupolizeiliche  Anordnung,  dass  in 
den  äusseren  Theilen  der  Stadt  weniger  hoch  und  weniger  dicht  gebaut 
werde,  als  in  der  Innenstadt.  Es  empfiehlt  sich,  zu  diesem  Zwecke  das 
Stadtgebiet  (nach  Bedarf  unter  Einbeziehung  von  Vororten)  in  Bezirke 
einzutheilen,  für  welche  die  Bauordnungsvorschriften  sich  unter  Berück- 
sichtigung der  bereits  vorhandenen  Bodenwerthe  im  Sinne  der  zu- 
nehmenden Weiträumigkeit  und  der  Bevorzugung  des  Einfamilienhauses 
bezw.  Bekämpfung  des  Massenmiethhauses  abstufen. 

Die  in  dieser  Richtung  in  Budapest,  Wien,  Berlin,  Altona,  Frank- 
furt a.  M.,  Köln  und  anderen  Städten  hervorgetretenen  Bestrebungen 
verdienen  Anerkennung  und  Nachahmung. 

d)  Bei  der  Abstufung  der  Bauordnung  sind  nach  Maassgabe  des  voraus- 
sichtlichen Bedarfs  und  der  örtlichen  Verhältnisse  auch  solche  Bezirke 
abzusondern,  in  welchen 

«)  nur  die  offene  Bauweise  gestattet  wird, 

ß)  der  Bau  und  Betrieb  von  Fabriken  und  anderen  lästigen  gewerb- 
lichen Anstalten  untersagt  ist, 
y)  der  Bau  und  Betrieb  von  Fabriken  begünstigt  wird. 

Referent:  Baurath  Stübben  (Köln):     „Meine  geehrten  Herren t 
William  Cowper  sagt  in  seinem  schönen  Gedichte  „The  Task^  : 

God  made  the  country  and  man  made  the  town. 
Gott  machte  das  Land,  der  Mensch  die  Stadt. 

Alles  Menschenwerk  ist  unvollkommen.  Vollkommenes  zu  schafifen,  war, 
wie  auf  anderen  Gebieten,  so  auch  im  Städtebauwesen,  das  Streben  aller 
Culturvölker,  insoweit  sie  die  Schäden  erkannten. 

„Den  Griechen  gelang  es  in  der  perikleischen  Zeit,  als  der  vsarSQog 
XQOTCOg  im  Städtebau  Eingang  fand,  städtische  Ansiedelungen  zu  schaffen, 
welche  monumental  und  verkehrstüchtig  angelegt  waren  und  zugleich  ge- 
sundheitlich befriedigten  Auch  die  Römer  sorgten  für  verkehrsgemässe 
und  sanitäre  Anlage  ihrer  Städte.  Im  Mittelalter  aber  war  das  Schutz- 
bedürfniss  der  leitende  Gesichtspunkt  des  Städtebaues,  während  die  gesund- 
heitliche Seite  ganz  und  gar  vernachlässigt  wurde.  Die  Männer  der 
Renaissance  besannen  sich  neben  den  monumentalen  Bestrebungen  auch  auf 
die  Forderungen  der  öffentlichen  Gesundheitspflege;  aber  im  vorigen  Jahr- 
hundert und  im  Anfang  des  unserigen  sank  das  Städtebauwesen  in  öden 
Schematismus.  Uns  war  es  in  der  zweiten  Hälfte  unseres  Jahrhunderts  unter 
Führung  von  Männern,  wie  v.  Pettenkofer,  Varrentrapp  und  Bau- 
meister, beschieden,  eine  unter  den  Zeichen  des  Verkehrs  und  der  Hygiene 
stehende  neue  Zeit  des  Städtebaues  emporwachsen  zu  sehen,  die  an  Umfang 
alle  Schöpfungen  früherer  Zeiten  weit  hinter  sich  lässt.  Haben  doch  die 
Städte  des  heutigen  Deutschen  Reiches  von  1850  bis  jetzt  ihre  Einwohner- 
zahl von  9  Millionen  auf  24  Millionen  gesteigert;  wir  haben  also  in  Deutsch- 
land im  genannten  Zeiträume  dem  Umfange  nach  mehr  an  Städtebau 
geleistet,  als  vorher'  überhaupt  vorhanden  war ! 

„Dem  Umfange  nach;  ob  der  Güte  nach,  das  ist  eine  andere  Frage. 
Es  war  eine  Massenleistung,  die  als  solche  erst  recht  mit  Unvollkommen- 


')  J.  Stübben,  Der  Bau  der  Städte  in  Geschichte  und  Gegenwart.  Berlin, 
Wilh.  Ernst  und  Sohn,  1895. 
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heiten  behaftet  ist.  Für  den  Verkehr  haben  wir  unstreitig  besser  gesorgt, 
als  irgend  eine  Zeit  vor  uns,  wennschon  unsere  Stadtbaupläne  keineswegs 
tadelfrei  in  dieser  Hinsicht  sind.  Für  die  Schönheit  ist  stellenweise  gut, 
stellenweise  massig,  stellenweise  gar  nicht  gesorgt  worden.  Oeffentliche 
sanitäre  Anlagen  haben  wir  geschaffen,  welche  den  Leistungen  der  antiken 
Welt  an  die  Seite  gestellt  werden  können,  ja  diese  zum  Theil  übertreffen. 
Auch  zeigen  unsere  Bauordnungen  eine  schrittweise  Verbesserung  im  gesund- 
heitlichen Sinne.  Und  doch  entspricht  die  Art  der  Ausdehnung  unserer 
Städte,  wie  Adickes  mit  Recht  in  Würzburg  hervorhob  i),  nicht  den  social- 
politischen  Anforderungen  unserer  Zeit.  Denn  wir  sind  gleichzeitig  in 
vielen  Grossstädten,  und  gerade  in  deren  Aussenbezirken,  zu  einer  baulichen 
Ausnutzung  des  Bodens,  zu  einer  Zusammenpferchung  der  Menschen  vor- 
gedrungen, welche  selbst  die  engsten  Wohnverhältnisse  mittelalterlicher 
Städte  zu  übersteigen  droht.  Diese  Massenzusammendrängung  in  neuen 
Stadtvierteln,  verbunden  mit  Aufrechterhaltung  gesundheitswidriger  Wohn- 
und  Bauzustände  in  alten  Theilen  der  Stadt  —  auch  in  sonst  sanitär  vor- 
züglich gepflegten  Städten,  wie  z.  B.  Berlin  oder  Hamburg  —  bilden  den 
Hauptgrund  des  Tadels  derer,  die  die  Unvollkommenheit  des  Menschen- 
werkes in  schwarzen  Farben  und  heftigen  Angriffen  schildern,  leider  aber 
oft  genug  unterlassen,  den  Weg  zur  Besserung  anzugeben,  oder  das  Heil  in 
extremen  Vorschlägen  suchen. 

„Unser  Verein,  der  —  wir  dürfen  das  wohl  ohne  Ueberhebung  sagen  — 
seit  seinem  Bestehen  die  praktischen  Bestrebungen  Deutschlands  auf  dem 
•Gebiete  der  öffentlichen  Gesundheitspflege  treu  wiederspiegelt,  hat  sich  in 
nicht  weniger  als  acht  Versammlungen  bereits  mit  den  Schäden  der  Menscheu- 
■anhäufung  in  den  Städten  beschäftigt.  Ja,  seit  dem  Jahre  1888  ist  diese 
Frage  auf  jeder  Versammlung  behandelt  worden,  wenn  auch  immer  aus 
anderen  Gesichtspunkten.  Denn  aus  Mangel  an  geeigneten  vorbildlichen 
Vorgängen  für  eine  so  gewaltige  Städtebauthätigkeit  müssen  wir  die  zum 
Ziele  führenden  Wege  selber  allmählich  zu  finden  uns  bestreben. 

„Für  heute  hat  der  Ausschuss  abermals  die  Maassregeln  zur  Er- 
reichung eines  gesundheitsgemässen  Ausbaues  der  Städte  auf  die  Tages- 
ordnung gesetzt.  Er  hat  so  gewissermaassen  eine  neue  Betrachtung  des 
Gesammtbildes  in  Aussicht  genommen  und  meinem  Herrn  Correferenten  und 
mir  die  Aufgabe  gestellt,  diese  Gesammtbetrachtung  einzuleiten. 

„Wir  haben  zu  diesem  Zwecke  versucht,  zunächst  in  den  Ihnen  gedruckt 
vorliegenden  Leitsätzen  eine  Uebersicht  über  das  ganze  in  Betracht  kommende 
Gebiet  zu  geben,  indem  wir  die  hygienischen  Hauptpunkte  für  die  Auf- 
stellung des  Stadtbauplanes,  die  Regelung  der  Baugrundstücke,  das  commu- 
nale  Enteignungsrecht  und  die  Abstufung  der  Bauordnung  zusammenstellten, 
nicht  in  der  Absicht,  von  dieser  Versammlung  eine  Durchberathung  aller 
Einzelheiten  zu  beanspruchen,  wohl  aber  in  dem  Wunsche,  dass  Sie  sich, 
wie  bei  früheren  Gelegenheiten,  so  auch  heute  mit  der  Richtung  und  dem 
allgemeinen  Inhalte  unserer  Sätze  einverstanden  erklären  möchten. 

„Für  den  ersten  Abschnitt,  „Bebauungsplan",  und  den  fünften  „Bau- 
ordnung", ist  das  bereits  in  Münchens),  Freiburg  3) ,  Würzburg  ^)  und 

1)  D.  Vierteljahrssclir.  f.  öffentl.  Gesundlipfl.  1894,  S.  20.  —  2)  Ebend  1876 
Heft  1.  —  3)  Ebend.  1886,  Heft  1.  —      Ebend.  1894,  lieft  1. 
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Magdeburg  i)  nach  eingehender  Berathung  ausdrücklich  geschehen.  Bezüg- 
lich des  zweiten  Abschnittes,  „Umlegung",  und  des  vierten,  „Enteignung", 
hat  unser  Verein  sich  zwar  grundsätzlich  schon  auf  der  Freiburger  Ver- 
sammlung im  Sinne  unserer  Thesen  kurz  ausgesprochen;  die  Behandlung 
im  Einzelnen  ist  aber  der  heutigen  Versammlung  vorbehalten.  Ebenso  soll 
der  dritte  Abschnitt,  „Zusammenlegung",  auf  W^unsch  meines  Herrn  Cor- 
referenten  heute  einer  besonderen  Betrachtung  unterzogen  werden. 

„Ich  werde  desshalb  die  Abschnitte  I  und  V  kurz,  die  Abschnitte  II  und 
IV  ausführlicher  zu  besprechen  versuchen,  während  die  Behandlung  des 
Abschnitts  III  und  die  Darlegung  besonderer  süddeutscher  Verhältnisse 
mein  Herr  Correferent  übernommen  hat. 

Zu  I.  Bebauungsplan. 

„Der  Stadtbauplan  ist  die  Grundlage  von  allem  städtischen  Bauwesen; 
die  Beobachtung  der  sanitären  Anforderungen  bei  der  Aufstellung  desselben 
ist  daher  von  grundlegender  Bedeutung  für  die  Zukunft  der  Stadt.  Diese 
Anforderungen,  über  welche  man  Bücher  schreiben  kann  haben  wir  unter 
besonderem  Hinblick  auf  weiträumige  Bebauung  in  den  vier  Sätzen  a)  bis 
d)  kurz  zu  kennzeichnen  versucht. 

„Ueber  den  Inhalt  des  Satzes  a)  hat  unser  Verein  in  München  und 
Freiburg  im  Breisgau  eingehend  verhandelt.  Auch  dürfen  wir  feststellen, 
dass  in  der  Praxis  fast  überall  der  VV^ille  hervorgetreten  ist,  diese  Forde- 
rungen zu  befolgen,  wenn  auch  nicht  mit  durchweg  befriedigenden  Ergeb- 
nissen. Verhältnissmässig  am  unvollkommensten  wird  die  Forderung  erfüllt,^ 
dass  den  Wohnesnden  Schutz  gegen  nachtheilige  Gewerbebetriebe  gewährt 
werden,  und  dass  die  Abmessung  der  Strassenbreiten  und  Baublöcke  in 
zweckentsprechender  Verschiedenartigkeit  erfolgen  soll.  V^ährend  der 
Schutz  gegen  gewerbliche  Anlagen  im  Abschnitt  V,  der  von  der  Bauordnung 
handelt,  zur  Besprechung  kommt,  haben  wir  bezüglich  der  Strassenbreiten. 
und  Blockbemessung  hier  gleich  den  Satz  b)  hinzugefügt. 

„Die  Redner  auf  unserer  vorjährigen  Versammlung  haben  die  unter  b) 
zusammengefassten  Punkte  nach  den  verschiedensten  Richtungen  beleuchtet 
und  die  Zustimmung  der  Versammlung  gefunden.  Wer  aber  den  wirth- 
schaftlichen,  gesundheitlichen  und  socialen  Unsegen  der  übertrieben  grossen 
Baublöcke  und  den  durch  übertriebene  Strassenbreiten  mittelbar  ausgeübten 
nachtheiligen  Einfluss,  der  sich  in  der  Steigerung  der  Gebäudehöhe  und  der 
Wohndichtigkeit  äussert,  wer  das  Leid  der  Hinter-  und  Hofwohnungen  in 
Berlin,  Hamburg,  Breslau,  Leipzig,  Köln  und  anderen  Städten  kennen 
gelernt  hat,  der  wird  den  heutigen  erneuten  Hinweis  nicht  für  überflüssig 
halten.  Denn  den  schönen  Worten,  die  wir  gehört  haben,  entsprechen  die 
Thaten  unserer  polizeilichen  und  communale'n  Verwaltungen  noch  keines- 
wegs überall  in  befriedigender  Weise.   So  störend,  wie  die  zu  kleine  Block- 


1)  Deutsche  Vierteljahrsschrift  f.  öffentl.  Gesundheitspflege  1895,  Heft  1. 

2)  Vergl.  R.  Baumeister,  Stadterweitcrungen ,  Berlm  1876;  J.  Stübben, 
Der  Städtebau,  Darmstadt  1890.  —  Encyclopödie  d'hygiöue  et  de  inödecine  publique. 
Directeur  Dr.  J.  Arnould.  Tome  troisiöme.  Hygiene  urbaine  par  M.  Arnould 
et  J.  Rochard,  Paris  1891.  —  Handbuch  der  Hygiene  und  Gewerbekrankheiten 
von  M.  V.  Pettenkofer  und  H.  v.  Ziemssen,  II.  Tbl..  1.  Abthl.  Anlage  der 
Ortschaften,  von  Flügge.  —  Handbuch  der  Hygiene  von  Dr.  Th.  Weyl. 
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theilung  für  Industrielle,  welche  gewerbliche  Anlagen  errichten,  und  für 
wohlhabende  Bürger,  welche  Landhäuser  in  Gärten  besitzen  wollen,  sich 
erweisen  kann,  ebenso  störend,  aber  in  ihren  Folgen  weit  nachtheiliger 
wirken  die  grossen  Blöcke  und  besonders  die  einförmig  grossen  Blöcke  auf 
die  Gestaltung  der  Wohnungen  für  den  Arbeiterstand  wie  für  den  unteren 
und  mittleren  Bürgerstand.  Man  beherzige  bloss,  dass  nach  Eberstadt  0 
in  einem  Berliner  Hause  der  östlichen  Luisenstadt  (jenseits  des  Canals) 
durchschnittlich  127  Personen  wohnen,  dass  mindestens  Dreiviertel 
dieser  Leute  ihre  Wohnung  nur  an  den  Höfen  finden,  dass  ferner  in  Berlin 
die  Vorderwohnungen  sich  jährlich  um  etwa  2  Proc,  die  Hinterwohnungen 
aber  um  etwa  7  Proc.  vermehrten,  dass  es  anderswo  nicht  viel  besser  steht, 
und  dann  trete  man  mit  uns  in  den  seit  einigen  Jahren  begonnenen  Kampf 
gegen  das  Massenmiethhaus.  Die  beliebte  Anordnung  grosser  Blöcke  im 
Stadterweiterungsgelände  hat  zumeist  nicht ,  wie  man  wohl'  beabsichtigte, 
geräumige  Gärten,  sondern  unter  dem  Einflüsse  der  Bodenspeculation  eine 
Häufung  der  Hintergebäude  erzeugt.  Einige  warnende  Beispiele  aus  Berlin, 
Hamburg  und  Köln  habe  ich  in  den  ausgehängten  Lageplänen  Nr.  1  bis  5 
veranschaulicht  Mögen  daher  die  Bürgermeister,  Aerzte  und  Baumeister 
zu  Hause  nachsehen  und  ihre  Stadterweiterungspläne  verbessern,  bevor  es 
zu  spät  ist.    Zu  diesem  Zwecke  haben  wir  den  Satz  c)  hingestellt. 

„Die  einmal  festgestellten  Fluchtlinien  sind  ja  gottlob  nichts  Unwandel- 
bares, Dasselbe  gesetzliche  Verfahren,  das  zi\  ihrer  Feststellung  dient,  ist 
im  Allgemeinen  auch  für  ihre  Umgestaltung  anwendbar.  Gerade  dort,  wo 
den  Forderungen  des  Verkehrs  und  der  Gesundheit  entsprechend  der  Stadt- 
erweiterungsplan in  beträchtlichem  Umfange  aufgestellt  und  festgelegt 
worden  ist,  wird  eine  Nachprüfung  sich  lohnen  und  ohne  Schädigung 
berechtigter  Interessen  durchführbar  sein. 

„Wo  aber  der  Stand  der  Gesetzgebung  die  Aufstellung  umfassender 
Stadtbaupläne  und  die  erspriessliche  Durchführung  derselben  behindert  oder 
erschwert,  wie  es  meines  Wissens  z.  B,  in  Elsass-Lothringen,  Mecklenburg, 
Bayern  und  Oesterreich  der  Fall  ist,  da  ist  von  gesundheitlicher  Seite  die 
Nothwendigkeit  einer  besseren  gesetzlichen  Regelung  wiederholt  zu  betonen. 
Desshalb  haben  wir  geglaubt,  auch  den  Satz  d)  aufnehmen  zu  sollen.  In 
Preussen,  Hessen,  Baden  und  Württemberg  dürften  die  in  den  letzten  Jahr- 
zehnten erlassenen  Gesetze  die  vorliegende  Materie  im  Grossen  und  Ganzen 
nach  Bedürfniss  und  Billigkeit  regeln. 

Zu  II,  Umlegung. 

„Befindet  sich  eine  Stadt  im  Besitze  eines  alle  Ansprüche  des  Verkehrs, 
der  Schönheit,  der  Gesundheit  und  der  socialen  Fürsorge  vollauf  befriedigen- 
den Bebauungsplanes,  so  ist  dies  doch  bloss  ein  Entwurf;  der  Weg  zur 
Ausführung  ist  oft  schwierig  oder  gar  verschlossen. 

„Zwar  kann  in  fast  allen  Culturstaaten  die  Gemeinde  sich  im  Nothfalle 
auf  dem  Wege  der  Zwangsenteignung  in  Besitz  der  für  zukünftige  Strassen 

^)  R.  Eberstadt,  Städtische  Bodenfragen,  Berlin  1894,  8.  19  und  49 
)  Leider  musste  auf  die  Wiedergabe  der  vom  Vortragenden  benutzten  Pläne 
Kir.  1  bis  35  theils  des  Maassstabes,  tlieils  der  Kürze  der  Zeit  wegen  verziclitet 
werden. 
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oder  Strassenverbreiterungen  erforderlichen  Bodenfläclien  setzen;  aber  damit 
sind  die  Grundstücke  noch  nicht  bebauungsfähig,  mindestens  nicht  so 
bebauungsfähig,  wie  es  in  wirthschaftlicher  und  gesundheitlicher  Be- 
ziehung verlangt  werden  muss.  Sucht  auch  ein  guter  Bebauungsplan  durch 
Abweichungen  von  der  geraden  Richtung  und  von  der  Parallelität  der 
Strassenfronten  den  vorhandenen  Wegen  und  Grundstücksgrenzen  nach 
Möglichkeit  sich  anzuschliessen ,  so  erlangen  doch  auch  dadurch  die  bis- 
herigen Feldgrundstücke  nur  in  der  Minderzahl  der  Fälle  eine  solche  Lage 
zu  den  Baulinien,  dass  sie  ohne  Weiteres  in  Baustellen  von  geeigneter 
Form  und  Grösse  eingetheilt  oder  ohne  Theilung  bebaut  werden  könnten. 
Dies  ist  erst  recht  nicht  der  Fall,  wenn  die  neuen  Strassen  nach  den  alten 
Wegen  abweichend  haben  festgestellt  werden  müssen,  was  oft  gar  nicht  zu 
vermeiden  ist.  In  der  Mehrzahl  der  Blöcke  ist  vorher  ein  Grenzaustausch, 
eine  Gestaltveränderung,  eine  Umlegung  der  Feldgrundstücke  unentbehrlich; 
denn  diese  liegen  oft  völlig  schief  zu  den  Baulinien,  oder  sie  liegen  über- 
haupt nicht  an  den  Strassen,  oder  sie  liegen  im  völlig  unregelmässigen  Ge- 
menge, oder  sie  sind  trotz  günstiger  Lage  in  Folge  ihrer  Gestalt,  beispiels- 
weise in  Streifenform  von  nur  zwei  oder  drei  Meter  Breite,  bebauungsunfähig. 
In  allen  solchen  Fällen  wird  erst  durch  die  Umlegung  die  Bebauungsfähig- 
keit erzeugt. 

„Als  Beispiele  solcher,  ohne  Umlegung  nicht  zur  Bebauung  geeigneter 
Gi'undstückslagen  habe  ich  die  mit  Nr.  6 ,  7  und  8  bezeichneten  Lagepläne 
aus  den  Umgebungen  von  Hamburg  und  Köln  ausgehängt. 

„In  manchen  Fällen,  wo  einsichtige,  verträgliche  und  wohlmeinende 
Eigenthümer  in  einem  Block  mit  ungeregelten  Grenzen  neben  einander 
liegen,  gelingt  es  denselben,  nach  einigen 'Verhandlungen,  bei  welchen 
gewöhnlich  der  Gemeindevorstand  als  Vermittler  wirkt,  die  Umlegung,  von 
der  ja  jeder  Einzelne  Nutzen  hat,  in  allseitigem  Einverständniss  vorzunehmen. 
Das  ist  offenbar  das  Ideal,  und  wären  alle  Leute  stets  einsichtig,  verträglich 
und  wohlmeinend,  so  wäre  alles  in  bester  Ordnung. 

„Aber  viele  Menschen  sind  leider  nicht  immer  mit  diesen  drei  vortreff- 
lichen Eigenschaften  gleichzeitig  behaftet.  Frage  sich  ein  Jeder  selbst,  ob 
er  in  allen  Lagen  seines  Lebens  einsichtig,  verträglich  und  neidlos  gehandelt 
hat !  Da  nun  aber  in  den  meisten  Blöcken  bei  der  Umlegung  jedes  Grund- 
stück in  seinem  Bestände  eine  gewisse  Aenderung  erfährt,  so  genügt  der 
Widerspruch  eines  einzigen  Besitzers ,  um  alle  anderen  lahm  zu  legen  und 
die  Regelung  auf  Jahre  hinaus  zu  vereiteln.  Es  ist  eine  menschliche 
Eigenthümlichkeit ,  welche  bei  solchen  Umlegungsverhandlungen  immer 
wieder  zum  Vorschein  kommt,  dass,  obwohl  jedem  einzelnen  Besitzer  aus 
der  Regelung  seines  Grundstückes  Vortheil  erwächst,  er  doch  zugleich  mit 
grosser  Aufmerksamkeit  und  Eifersucht  auch  den  Vortheil  prüft,  der  dem 
anderen  zufällt,  und  dass  die  Meinung,  der  andere  erlange  einen  grösseren 
Nutzen  als  er  selbst,  den  Grund  zur  Ablehnung  liefert.  Vor  etwa  12  Jahren 
betrieb  ich  selbst  als  ehrlicher  Makler  eine  grössere  Umlegung  in  der  Kölner 
Neustadt,  bei  welcher  von  29  Betheiligten  27  zustimmten,  während  2  trotz 
allem  Zureden  ablehnten;  noch  heute  liegen  die  Besitzer,  fest  in  einander 
gebissen,  insoweit  sie  nicht  ausgekauft  sind,  in  hoffnungslosem  Gemenge. 

„So  ist  oft  der  Verlauf,  obwohl  eine  eigentliche  Böswilligkeit  nicht  vor- 
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liegt,  sondern  nur  menschliche  Unvollkommenheit  es  nicht  zur  nothwendigen 
Einstimmigkeit  kommen  lässt.  Allein  aus  der  Kölner  Neustadt  könnte  ich 
ein  Dutzend  Fälle  aufführen ,  wo  die  Einigung  seit  Jahren  vergeblich  er- 
strebt wird ;  und  ich  glaube  nicht,  dass  meine  Mitbürger  schlechtere  Menschen 
sind,  als  die  Bürger  anderer  Städte.  Mancher  kleine  Besitzer,  manche 
bedrängte  Wittwe  hat  mir  trauernd  geklagt,  dass  dieser  oder  jener  die 
Umlegung  verhindere;  Niemand  hat  helfen  können. 

„Wie  aber,  meine  Herren,  wenn  der  planmässige  Eigennutz  die  Rege- 
lung zu  hintertreiben  sucht?  Eine  Baugesellschaft  oder  ein  grosser  Boden- 
speculant,  der  eine  gewisse  Menge  von  Grundstücken  aufgekauft  und  par- 
cellirt  hat  und  zum  Verkauf  ausstellt,  braucht  nur  bei  guter  Gelegenheit  ein 
einziges  Grundstück  in  den  benachbarten  unregulirten  Blöcken  zu  erwerben, 
so  hat  er,  indem  er  die  Umlegung  ablehnt,  seine  Concurrenz  so  lange 
unschädlich  gemacht,  als  er  es  für  sein  Interesse  will.  Was  geschieht  nun, 
wenn  trotz  jahrelanger  Bemühungen  die  Einstimmigkeit  nicht  zu  Stande 
kommt?  Das  Einfachste  ist,  dass  der  oder  die  Widerstrebenden  ausgekauft 
werden,  vielleicht  zu  hohen  Preisen.  Oft  hat  der  Widerstrebende  dann 
gerade  das  erreicht,  was  er  beabsichtigt;  und  die  Anderen  thun  gut,  diesen 
Weg  zu  beschreiten,  wenn  sie  die  Absicht  merken. 

„Will  aber  der  Ablehnende  nicht  ausgekauft  werden,  so  kommt  es 
darauf  an,  wer  es  am  längsten  aushält!  Und  leider  ist  diese  unsaubere 
Speculation  auf  die  Schwäche  des  Nachbarn  eine  sehr  häufig  vorkommende  Er- 
scheinung. Der  kleine  Besitzer  kann  nicht  12  Jahre  und  länger  sein  Grund- 
stück unverwerthet  liegen  lassen;  er  ist  gezwungen,  loszuschlagen,  sobald 
ihm  ein  halbwegs  entsprechendes  Gebot  gemacht  wird.  Man  nennt  das 
Aushungern,  wie  überhaupt  die  termini  tecbnici  in  dieser  gegenseitigen 
Belagerung  der  Kriegssprache  entlehnt  sind.  Die  Grossen  hungern  die 
Kleinen  aus  und  theilen  die  Beute ;  der  Starke  vergewaltigt  den  Schwachen. 
Aber  auch  der  Eigensinnige  und  Uneinsichtige  schädigt  die  Vorwärts- 
strebenden; der  Böswillige  schädigt  alle. 

„Wer  solche  Vorgänge,  die  sich  in  fast  allen  Stadterweiterungen  ab- 
spielen, hier  stiller,  dort  offener,  hier  im  geringeren,  dort  im  grösseren  Um- 
fange, am  meisten  natürlich  bei  einem  so  zersplitterten  Grundbesitz,  wie 
ihn  die  Feldmarken  der  i-heinischen ,  und  überhaupt  der  westdeutschen 
Städte  aufweisen;  ich  sage,  wer  diesen  Krieg  beobachtet  hat  und  von 
theoretisch -juristischen  Anschauungen  nicht  allzu  sehr  angekränkelt  oder 
gar  durch  selbstische  Interessen  im  Urtheii  getrübt  ist,  der  wird  es  ver- 
stehen und  billigen,  dass  wir  immer  wieder  die  Forderung  nach  gesetzlicher 
Regelung  stellen,  welche  im  Abschnitt  II  unserer  Thesen  unter  a)  in  Worte 
gekleidet  ist. 

„Ueber  die  Frage  nun,  was  diese  Forderung  mit  der  öffentlichen 
Gesundheitspflege  zu  thun  habe,  geben  die  Sätze  a)  bis  d)  Aufschluss. 

„Darüber  kann  kein  Zweifel  sein,  dass,  wenn  die  Besitzer  der  unge- 
regelten, schiefen  und  missgestalteten  Grundstücke  nach  vergeblichen 
Einigungsversuchen  schliesslich  dazu  übergehen,  ihre  Grundstücke,  so  weit 
es  überhaupt  thunlich  ist  und  so  gut  oder  schlecht  es  eben  geht,  zu  bebauen, 
dass  dann  diese  Art  der  Bebauung  eine  weder  wirthschaftlich  noch  gesund- 
heitlich zweckmässige  ist.     Dann  entstehen  dunkle  Ecken  und  Schmutz- 
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Winkel,  schiefe  Treppenhäuser  und  Wohnräume,  Höfe  ohne  Luft  und  Zimmer 
ohne  Licht.  Es  entsteht  eine  in  einander  geschachtelte  Bebauung,  gegen 
welche  nicht  bloss  schönheitliche,  sondern  auch  hygienische  Forderungen 
sich  machtlos  erweisen.  Und  auch  derjenige,  welcher  die  besten  Absichten 
hat,  sieht  sich  genöthigt,  an  dem  traurigen  Bauwesen  sich  zu  betheiligen,  weil 
es  einem  oder  einigen  stärkeren  Nachbarn  so  gefällt.  Nach  geschehener 
Bebauung  ist  die  Regelung  nicht  mehr  möglich,  und  Jahrhunderte  lang 
leiden  die  Bewohner  darunter,  dass  die  Grenzregelung  unterlassen  wurde, 
als  es  Zeit  dazu  war.  Es  handelt  sich  also  in  der  That  bei  der  Umlegung 
um  die  Herbeiführung  einer  gesundheitlich  zweckmässigen  Bebauung  und 
um  den  Schutz  der  Schwachen  gegen  unzweckmässiges  Bauwesen,  wie  wir 
es  unter  a)  und  ß)  ausgedrückt  haben. 

„Die  Regelung  der  Baugrundstücke  hat  aber  noch  eine  weitere  Be- 
deutung, welche  darin  besteht,  dass  es  gerade  im  allgemeinen  gesundheit- 
lichen Interesse  ungemein  wichtig  ist,  die  Hindernisse  zu  beseitigen,  welche 
einem  sachgemässen  Ausbau  der  Stadt  im  Wege  stehen,  d.  h.  die  Stadt- 
erweiterung, wie  es  im  Adickes 'sehen  Gesetzentwurf  ausgedrückt  wird, 
zu  erleichtern.  Je  mehr  baufähige  Grundstücke  am  Markte  sich  befinden, 
je  grössere  Auswahl  der  Baulustige  hat,  desto  erfolgsicherer  wird  die  Preis- 
treiberei in  Grundstücken  und  die  Bildung  von  Monopolpreisen,  also  die 
eigentliche  Grundlage  der  Massenmiethhäuser ,  bekämpft.  Es  liegt  das  zu- 
nächst im  Interesse  des  einzelnen  reellen,  an  den  Auswüchsen  der  Specula- 
tion  nicht  betheiligten  Besitzers,  der  durch  die  gesetzliche  Umlegung  in  die 
von  anderen  unabhängige  Lage  kommt,  sein  Grundstück  zu  der  Zeit  zu 
verwerthen,  wo  er  es  will,  es  auf  den  Markt  zu  bringen  oder  es  zurück- 
zuhalten, ganz  wie  es  seinen  Bedürfnissen  entspricht.  Es  liegt  ferner  im  Inter- 
esse der  bewohnten  Nachbarschaft,  die  nur  zu  oft  lange  Jahre  benachtheiligt 
ist  durch  die  Nichtaufschliessung  oder  Nichtordnung  anstossender  Grund- 
stücksgruppen. Es  liegt  endlich  im  Interesse  der  Gemeinde,  die  den  geord- 
neten, zusammenhängenden  Ausbau  der  Stadt  aus  Gründen  der  Sicherheit, 
des  Verkehrs,  der  Gesundheit  und  der  Geldausgabe  wünschen  muss,  schon 
weil  durch  den  zersplitterten  Anbau  veranlasst  wird ,  dass  entweder  der 
Gesammtbürgerschaft  unverhältnissmässig  hohe  Kosten  durch  Strassen-  und 
Canalbauten,  Gas-  und  Wasserleitungen  erwachsen,  oder  dass  abgelegene 
Gruppen  von  Neubauten  zur  Vermeidung  der  hohen  Kosten  die  nöthigen 
hygienischen  Einrichtungen  Jahre  lang  entbehren  müssen.  Dies  ist  der 
Sinn  unserer  Sätze  y)  und  d). 

„Meine  geehrten  Herren,  es  ist  nun  keineswegs  unsere  Sache,  förmliche 
Gesetzentwürfe  auszuarbeiten.  Um  aber  wenigstens  einige  Grundsätze  und 
die  Richtung  anzugeben,  in  welche  wir  den  Gesetzgeber  lenken  möchten, 
haben  wir  die  Sätze  b)  bis  f)  hinzugefügt,  über  welche  ich  nur  Weniges 
bemerken  möchte. 

„Der  Satz  b)  ist  das  wesentlich  Unterscheidende  von  der  ländlichen 
Umlegung  oder  Verkoppelung.  Der  Satz  c)  empfiehlt  die  Einschränkung 
der  Umlegungsfläche  auf  einen  Block  des  Bebauungsplanes,  um  die  Aufgabe 
zu  vereinfachen  und  die  Befürchtung  zu  beseitigen ,  als  ob  dem  Einzelnen 
unter  Umständen  durch  Anweisung  eines  Grundstückes  in  ganz  anderer 
Stadthige  ein  grosses  Unrecht  zugefügt  werden  könnte.    Man  kann  sogar 
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oft,  wie  es  im  Mainzer  Gesetz  vorgesehen  ist,  die  Umlegung  auf  einen 
geeigneten  Blocktheil  beschränken. 

„Durch  den  Satz  d)  soll  die  ümlegung  als  ein  in  erster  Linie  der 
Mehrheit  der  Besitzer  zustehendes  Kecht,  nicht  als  ein  Gemeinderecht, 
ffekennzeichnet  werden.  Der  Einfluss  der  Gemeinde  soll  mitbestimmend 
und  ergänzend  nur  da  eintreten,  wo  unter  besonderen  Umständen  die 
Regelung  als  dringlich  erscheint,  obschon  sie  nicht  von  einer  Zahl-  und 
Besitz  -  Mehrheit  beantragt  wird.  Diese  ergänzende  Befugniss  der  Gemeinde 
ist  nöthiff,  damit  nicht  einzelne  Grossbesitzer  zum  Nachtheil  von  Klein- 
besitzern  das  Gesetz  unwirksam  zu  machen  im  Stande  sind. 

„Der  Satz  e)  ist  fast  selbstverständlich.  Einspruchsrecht  und  richter- 
liches Verfahren  sind  zum  Schutze  der  Einzeliuteressen  nothwendig.  Da- 
gegen möchten  wir  nicht  empfehlen ,  nach  dem  Hamburger  Verfahren  eine 
Geldausgleichung  etwaiger  Ungerechtigkeiten  und  noch  weniger  nach  dem 
Mainzer  Verfahren  die  Enteignung  Unzufriedener  in  Aussicht  zu  nehmen. 
Denn  die  Grenzregelung  kann  an  sich  für  Niemand  nachtheilig  sein ;  nur 
zum  Ausgleich  etwaiger  verschieden  grosser  Vortheile  soll  die  richtei'liche 
Entscheidung  die  anderweitige  Aufstellung  des  Planes  anordnen  können. 

„Das  im  Satze  f)  ausgesprochene  Bauverbot  muss  heute  an  manchen 
Orten  allein  ausreichen,  um  eine  gesundheitswidrige  und  irrationelle  Be- 
bauung hintanzuhalten.  An  anderen  Orten,  wenn  ich  nicht  irre,  in  ganz 
Preussen ,  hindert  das  wildeste  Grundstücksgemenge  nicht  die  Errichtung 
von  Neubauten.  So  sachgemäss  es  aber  ist,  das  zu  untersagen,  so  nach- 
theilig, ja  unter  Umständen  verderblich  ist  dieses  Verbot  für  den  Besitzer 
eines  ungeregelten  Grundstückes,  der  selbst  sehr  gern  zur  Umlegung  bereit 
wäre,  von  den  Nachbarn  aber  gehindert  wird.  Das  Correlat  des  Bau- 
verbotes ist  desshalb  die  gesetzliche  Umlegung. 

„Die  bestehende  Gesetzgebung  gewährt  die  Möglichkeit  der 
städtischen  Zwangsumlegung,  so  weit  mir  bekannt,  nur  in  zwei  Republiken, 
nämlich  in  Hamburg  und  Zürich.  In  Hamburg  hat  eine  Anwendving  der 
im  §.  9  des  Gesetzes  vom  1.  Januar  1893  enthaltenen  Gesetzesvorschrift  i), 
dort  Zusammenlegung  genannt,  noch  nicht  stattgefunden,  weil  der  Bebauungs- 
plan noch  nicht  festgestellt  ist. 

„In  Zürich  wird  der  Gegenstand  geregelt  durch  die  §§.  18  bis  27  des 
Baugesetzes  vom  23.  April  1893.  Ich  werde  einen  Auszug  aus  diesem 
Gesetze  dem  Abdrucke  meines  Vortrages  beifügen  (s.  Anlage  I  am  Schlüsse 
des  Referates,  S.  49).  Der  §.18  ordnet  die  zwangsweise  Grenzvereinigung  für 
schiefwinklige  und  ungenügend  tiefe  Grundstücke  an  vorhandenen  Strassen. 
Die  §§.  19  bis  27  ordnen  die  Anlegung  von  Nebenstrassen ,  hier  Quartier- 
strassen genannt,  und  die  Grenzveränderung  event.  Umlegung  der  Grund- 
stücke in  dem  Quartier.  Der  §.  23  lautet:  „Um  eine  zweckentsprechende 
Ueberbauung  der  einzelnen  Grundstücke  zu  ermöglichen,  ist  der  Gemeinde- 
rath berechtigt,  Grenzveränderungen  und  nöthigenfalls  die  Zusammenlegung 
und  Neueintheilung  sämmtlicher  Grundstücke  vorzunehmen.  Ebenso  kann 
die  Mehrheit  der  Grundeigenthümer,  insofern  sie  zugleich  über  mindestens 
die  Hälfte  der  Grundfläche  verfügen,  vom  Gemeinderathe  die  Vornahme  solcher 


1)  Vgl.  Meyn,  Stadterweiterungen  in  rechtlicher  Beziehung,  S.  82,  Berlin  1893. 
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Aenderungen  verlangen."  Die  regierungsräthliche  Ausführungsverordnung 
datirt  vom  24,  Februar  1894. 

„Nach  einer  Mittheilung  des  Vorstandes  des  Züricher  Bauwesens^ 
Dr.  Paul  Usteri,  hat  dieses  „Quartierplanverfahren",  wie  es  in  Zürich 
heisst,  sich  als  „ein  entschiedener  Fortschritt  für  die  Städtebebauung" 
bewährt  und  findet  auch  bei  den  Interessenten  günstige  Aufnahme.  Nicht 
weniger  als  77  Quartierpläne  sind  in  der  zweijährigen  Zeit  des  Bestehens  des 
neuen  Baugesetzes  auf  Ansuchen  Privater  oder  von  Amtswegen  in  Angriff 
genommen  und  zum  Theil  erledigt  worden.  Es  ist  selbstverständlich,  dass 
die  Entwürfe  den  Betheiligten  in  gemeinsamer  Besprechung  vorgelegt  und 
unter  möglichster  Berücksichtigung  der  hervortretenden  Wünsche  festgestellt 
werden.  Die  Regelung  der  Grundstücke  und  der  Strassenkostenbeiträg& 
erfolgt  in  demselben  Verfahren;  die  letzteren  werden,  abweichend  vom 
preussischen  Gesetz,  nicht  nach  dem  alleinigen  Maassstabe  der  Frontlängen, 
sondern  zugleich  nach  einer  Schätzung  der  Vortheile  vertheilt.  Ausgehängt 
ist  unter  Ni*.  9  und  10  ein  Quartierplan  vor  und  nach  der  Regelung;  auf 
dem  Tische  liegen  ferner  mehrere  Schriftstücke,  welche  über  das  Verfahren 
im  Einzelnen  Aufschluss  geben,  sowie  die  gesetzlichen  Bestimmungen. 

In  Szegedin  hat  beim  Wiederaufbau  der  im  Jahre  1879  durch  Ueber- 
schwemmung  zerstörten  Stadt  die  Umlegung  im  grössten  Maassstabe  statt- 
gefunden, nicht  auf  Grund  eines  ausführlichen  Gesetzes,  sondern  durch  die 
dem  königlichen  Gommissar  verliehene  Machtvollkommenheit  Der  aus- 
gehängte Plan  Nr.  11  giebt  ein  ungefähres  Bild  der  Veränderungen  in 
einem  Theile  der  Stadt. 

In  Mainz  kann  Niemand  zur  Umlegung  gezwungen  werden;  aber  es 
droht  dem  der  Umlegung  nicht  Zustimmenden  gemäss  §.17  des  Gesetzes 
vom  23.  Juni  1875  auf  Antrag  der  Eigenthümer  von  drei  Vierteln  des  Blockes 
oder  eines  geeigneten  Blocktheiles  die  Enteignung.  Diese  ist  indess  bisher 
nur  in  einem  einzigen  Falle  ausgeführt  worden,  weil  die  Betheiligten,  welche 
die  Kosten  aufbringen  müssten,  sich  vor  der  unsicheren  Höhe  der  Ausgabe 
fürchten.  Bis  jetzt  hat  die  unverdrossene  Thätigkeit  des  Stadtbauamtes  und 
der  eigene  Vortheil  der  Besitzer  in  Verbindung  mit  dem  Bauverbot  auf 
unregulirten  Flächen  dort,  wo  die  Regelung  dringlich  war,  fast  überall  zum 
Ziele  geführt.  Die  Enteignung  der  Widerstrebenden  wird  als  ungeeignetes 
Zwangsmittel  betrachtet. 

„Allgemein  ermächtigt  Artikel  69  der  Bauordnung  für  das  Gross- 
herzogthum Hessen  vom  30.  April  1881  die  Gemeinden,  alle  Grundstücke 
eines  Blockes  oder  Blocktheiles  durch  Enteignung  zu  erwerben  und  nach 
geschehener  Neueintheilung  zu  versteigern,  falls  die  Betheiligten  sich  nicht 
gütlich  über  die  Umlegung  ihrer  Grundstücke  einigen.  Inwieweit  diese 
scharfe  Bestimmung  in  den  Städten  des  Landes  sich  bewährt  hat ,  wird 
vermuthlich  mein  Herr  Correferent  berichten. 

„Auf  mehr  negativem  Wege  hilft  man  sich  an  anderen  Orten.  So  ist 
in  Wien  gemäss  §.  3  der  Bauordnung  vom  17.  Januar  1883  vor  dem  Nach- 
suchen einer  Bauerlaubniss  die  Abtheilung  des  Grundes  in  Baustellen  der 


1)  Meyn,  a.  a.  0.,  S.  20  u.  ff.    v.  Rozsahegyi,  Hygienische  Grundsätze  bei 
der  Eeconslruction  von  Städten  mit  besonderer  Rücksicht  auf  Szegedin,  Berlin  1884. 
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behördlichen  Genehmigung  zu  unterbreiten;  es  können  desshalb  unregulirte 
Grundstücke  nicht  bebaut  werden. 

„Auch  im  Königreich  Sachsen  wird  das  Bebauen  beliebig  schiefer, 
missgestalteter  Grundstücke  nicht  zugelassen. 

„Ebenso  kann  dies  in  Basel  verhütet  werden,  wo  weiterhin  nach 
§.  52"  des  neuen  Hochbautengesetzes  vom  27.  Juni  1895  der  Regierungs- 
rath einen  rechtwinkeligen  Grenzausgieich  bis  auf  15  m  Abstand  von  der 
Baulinie  gegebenen  Falles  zwangsweise  festsetzen  kann. 

„Härten  und  Nachtheile  sind  indess  vom  blossen  Bauverbote,  ohne 
positiv  zu  helfen,  und  von  der  Zwangsregelung  der  Grenze  im  einzelnen 
Falle  untrennbar.  Es  liegt  auf  der  Hand,  dass,  wenn  man  überhaupt  die 
Sache  als  so  wichtig  erkennt,  um  das  Privateigenthum  beeinträchtigen  zu 
dürfen  (was  durch  ein  Bauverbot  unter  Umständen  in  empfindlichster  Weise 
geschieht) ,  die  gesetzliche  regelrechte  Umlegung  aller  Grundstücke  des 
Blockes  oder  des  in  sich  abgeschlossenen  Blocktheiles  das  verständigste, 
gerechteste  und  am  besten  zum  Ziele  führende  Mittel  ist. 

„Im  Grossherzogthum  Baden  hat  der  Bürgermeister  von  Heidelberg, 
Herr  Walz,  in  Gemeinschaft  mit  Amtsgenossen  die  Gesetzgebung  in  diesem 
Sinne  angeregt^).  In  Preussen  hat  der  Gesetzesvorschlag  von  A dickes 
sehr  viele  Einwendungen  hervorgerufen,  welche  das  Scheitern  des  vom 
Herrenhause  beschlossenen  Entwurfes  in  der  Commission  des  Abgeordneten- 
hauses zur  Folge  gehabt  haben.  Die  Einwendungen  richten  sich  theils 
gegen  die  von  A  dick  es  vorgeschlagene  Art  des  Verfahrens,  theils,  und 
zwar  der  Mehrzahl  nach,  gegen  die  Zwangsumlegung  im  Princip.  Sie 
wurden  vorzugsweise  vorgebracht  von  städtischen  Grossgrundbesitzern  und 
von  theoretischen  Juristen,  denen,  unbewusst  im  Dienste  der  Bodenspecula- 
tion  stehend,  der  starre  Eigeuthumsbegriif  des  römischen  Rechts  den  oflPenen 
Blick  für  die  Bedürfnisse  der  heutigen  Cultur  eingeschränkt  hatte.  Gegen 
den  Adick  es' sehen  Entwurf,  in  der  Form,  wie  er  vorlag,  lassen  sich 
berechtigte  Einwendungen  gewiss  vorbringen;  gegen  das  Princip  selbst  sind 
sie  unberechtigt.  Der  Verein  der  Haus-  und  Grundbesitzer  Kölns  trat  nach 
langer  Berathung  dem  Erlass  eines  Umlegungsgesetzes  grundsätzlich  bei, 
wenn  in  demselben  18  Punkte,  deren  Aufzählung  ich  dem  Abdrucke  meines 
Vortrages  beifügen  werde  (s.  Anlage  II  am  Schlüsse  dieses  Referates,  S.  50), 
berücksichtigt  würden.  Niemand  kann  es  im  Ernste  vertheidigen,  dass  es 
der  Willkür  eines  einzelnen  Besitzers  gestattet  sein  müsse,  alle  anderen 
Eigenthümer  einer  Grundstücksgruppe  an  der  Bebauung  ihrer  Grundstücke 
zu  verhindern,  oder  doch  —  wenn  die  Bebauung  der  ungeregelten  Gelände 
überhaupt  zugelassen  ist  —  sie  zu  einer  unsachgemässen ,  wirthschaftlich 
und  gesundheitlich  unrichtigen  Bebauung  und  dadurch  auf  unabsehbare 
Zeit  viele  Bürger  zum  Bewohnen  mangelhafter  Behausungen  zu  nöthigen. 

„Nun  vernehmen  wir  in  den  Einsprüchen  gegen  die  lex  A  dick  es  von 
„unerhörten  Angriffen  in  das  Privateigenthum",  als  ob  die  gesetzlich  in 
grossem  Umfange  sich  vollziehende  ländliche  Zwangszusammenleguug  nicht 
weit  mehr  ins  landwirthschaftliche  Eigenthum  einschnitte,  als  diese  blosse 


1)  Vergl.  Centralblatt  der  Bauverwaltung  1893,  S.  506.    Blätter  für  sociale 
Praxis  1893,  Nr.  50. 
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Umformung  der  zur  Bebauung,  also  zur  weitgehenden  Veränderung,  ohnehin 
bestimmten  Grundstücke. 

•  „Die  kleinen  Leute,  so  hiess  es,  seien  die  „Bedrohten".  Die  Querköpfe 
seien  vielleicht  nur  über  den  Zeitpunkt  der  Regelung  anderer  Meinung  und 
müssten  desshalb  zufrieden  gelassen  werden.  Grundstückswucher  komme 
im  Ernste  gar  nicht  vor.  Die  Bodenpreise  seien  ohnehin  so  niedrig,  dass 
sie  durch  die  mit  der  Umlegung  verbundene  Vermehrung  des  Marktes  nicht 
noch  ermässigt  werden  könnten.  Von  der  Umlegung  hätten  die  Eigenthümer 
nur  Verluste  und  Unannehmlichkeiten.  Die  Regelmässigkeit  der  Baugrund- 
stücke erhöhe  die  Speculationswuth.  Ein  dem  städtischen  Grundbesitz 
nahestehender  rheinischer  Jurist  empfiehlt,  allen  Grundbesitzern  das  Bebauen 
schiefer  Grundstücke  zu  verbieten^),  wenn  einzelne  nicht  umlegen  wollen, 
diese  einzelnen  aber  nicht  anzutasten.  Dieselbe  Forderung  stellte  einer  der 
Referenten  auf  dem  Verbandstage  der  städtischen  Grundbesitzer  im  vorigen 
Jahre  zu  Stettin  auf  2).  Beide  ziehen  also  die  Belastung  Aller  der  zwangs- 
weisen Umlegung  Einzelner  vor. 

„Der  Abgeordnete  v.  Eynatten  (Sitzungsbericht  des  preussischeu 
Hauses  der  Abgeordneten  1894,  S.  184  u.  ff.)  nannte  das  Gesetz  einen  Sieg 
•des  Grosscapitals  über  den  Mittelstand  und  wollte  ihm  desshalb  nicht  die 
Ehre  einer  Commissionsberathung  angedeihen  lassen.  Ich  weiss  nicht,  in- 
wieweit Herr  A  dick  es  und  die  Mitglieder  unseres  Vereins  sich  zu  den 
Grosscapitalisten  zählen.  Ich  habe  es  leider  so  weit  nicht  gebracht.  Der 
Abgeordnete  Dr.  Irmer  erblickte  in  dem  Gesetzentwurfe  die  Tendenz,  die 
ganze  Stadtumgebung  als  Baugelände  zu  betrachten  und  mit  grossen  Mieth- 
casernen  zu  besetzen.  Auch  in  der  Commission  des  preussischeu  Abgeord- 
netenhauses hiess  es,  die  Vorlage  sei  bestimmt,  das  Gebiet  der  Städte  durch- 
weg mit  Gebäuden  zu  besetzen  und  die  Gärten  verschwinden  zu  lassen.  Ja, 
die  Commission  Hess  sich  aus  Köln  von  unbekannter  Seite  einen  behördlich 
nicht  geprüften  und  nach  der  Beschreibung  offenbar  falschen  Plan  der  in 
der  Kölner  Stadterweiterung  vorgekommenen  freiwilligen  Umlegungen  vor- 
legen, unterliess  vertrauensvoll  eine  Prüfung  und  schloss  aus  demselben, 
dass  es  im  Interesse  der  Kleinbesitzer  liege,  die  Grossbesitzer,  nämlich  die 
vorhin  genannten  Querköpfe,  in  ihren  Manipulationen  nicht  zu  stören.  Ein 
solcher  Speculant  wisse  im  Hinblick  auf  künftige  Gonjuncturen  seinem 
Grundstück  einen  solchen  Werth  einzuflössen  aus  Gründen,  die  er  als 
Geschäftsgeheimniss  bewahren  müsse,  dass  eine  amtliche  Umlegung  ihm 
niemals  gerecht  werden  könne.  Man  ist  versucht,  hinter  die  Goulissen  zu 
schauen,  um  zu  erfahren,  wer  unseren  Volksvertretern  so  feine  Speculations- 
kniffe  beibringt.  Im  Uebrigen  glaubt  man  zwischen  den  Zeilen  des 
Comraissionsberichtes^)  mitunter  den  Gedanken  zu  lesen,  das  Bauwesen  der 
Städte  dürfe  nicht  zu  gesund  gestaltet  werden,  damit  nicht  der  Zug  vom 
Lande  zur  Stadt  noch  verstäi'kt  werde. 

„Meine  Herren!  22  preussische  Regierungspräsidenten  haben  das  Um- 

1)  Merlo,  Der  Gesetzentwurf  iDetr.  Städteerweiterungen  und  Zonenenteig- 
nungen (lex  A  dick  es).    Köln  1894,  S.  19. 

2)  BericM  des  Baumeisters  Hartwig -Dresden  für  den  16.  Verbandstag  des 
Central  Verbandes  der  Haus-  und  städtischen  Grundbesitzervereine  Deutschlands  in 
Stettin  1894,  S.  11. 

3)  Drucksachen  des  preuss.  Hauses  der  Abgeordneten  1894,  Nr.  104. 
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legungsgesetz  als  ein  Bedürfniss  unserer  Städte  anerkannt  i),  einer  sogar, 
obwohl  die  Stadt  selbst,  wo  er  seinen  Sitz  hat,  die  Bedürfnissfrage  ver- 
neinte. Die  grosse  Mehrzahl  aller  preussischen  und  alle  Städte  der  west- 
lichen Provinzen  haben  wegen  des  gesplitterten  Grundbesitzes  ihrer  Feld- 
marken dem  Grundgedanken  des  A  d  i  c  k  e  s '  sehen  Gesetzentwurfes  zugestimmt. 
Ich  bin  desshalb  überzeugt,  Sie,  meine  Herren,  werden  heute,  im  Interesse 
des  Entstehens  gesunder  Wohnungen,  ihre  Erklärung  zu  Gunsten  der  ge- 
setzlichen Umlegung  wiederholen.  Eine  Stadt,  die  das  Bedürfniss  nicht 
«mpfindet,  braucht  ja  das  Gesetz  nicht  anzuwenden.  Aber  an  den  vielen 
Orten,  wo  das  Bedürfniss  besteht,  dasselbe  nicht  befriedigen  zu  wollen, 
weil  andere  es  nicht  empfinden,  das  wäre  doch  eine  sonderbare  Politik. 

„Von  den  hier  ausgehängten  Planbeispielen  beziehen  sich  noch  die 
Blätter  Nr.  12  bis  24  auf  städtische  Umlegungen.  Blatt  12  ist  ein  durch  die 
•Gemeindeverwaltung  vorbereiteter,  aber  noch  nicht  ausgeführter  Plan  über 
«ine  Umlegung  in  Heidelberg;  die  Blätter  13  bis  17  zeigen  eine  von  Baurath 
Kreyssig  ausgeführte,  Blatt  18  eine  nur  projectirte  Umlegung  aus  Mainz. 
Blatt  19  und  20  zeigen  eine  nach  dem  hannoverschen  ländlichen  Umlege- 
^esetz  im  Einverständniss  mit  den  Besitzern  durch  die  Königliche  General- 
commission ausgeführte  Regelung  der  Grundstücke  in  einem  Theile  der  Stadt- 
erweiterung von  Hannover,  eine  von  Stadtbaurath  Bockelberg  mir  über- 
sandte Erläuterung  liegt  auf  dem  Tische  des  Hauses.  Die  Blätter  21  und  22 
endlich  zeigen  eine  durch  freiwillige  Uebereinkunft  gelungene,  Blatt  23  und 
24  eine  trotz  unausgesetzter  Bemühungen  nicht  zu  Stande  gekommene  Um- 
legung in  der  Stadterweiterung  von  Köln  2)." 

Correferent:  Oberbürgermeister  Küchler  (Worms): 

III.  Zusammenlegung. 

„Bevor  ich  in  die  besondere  Begründung  des  Leitsatzes  III.  eintrete, 
möchte  ich  mir  gestatten,  einige  allgemeine  Bemerkungen  vorauszuschicken. 

„Wenn  unsere  heutigen  Leitsätze  in  erster  Linie  auf  Momente  sich  zu 
beschränken  scheinen ,  welche  die  Bebauung  der  Stadtgebiete  gesund- 
heitlich richtig  zu  gestalten,  oder  gesundheitswidrige  Zustände  zu  besei- 
tigen geeignet  sind,  so  hat  doch  sicher  uns  Beiden,  meinem  Vorredner  und 
mir,  gänzlich  fern  gelegen,  die  sociale  Seite  unseres  Themas  irgendwie  in  den 
Hintergrund  drängen  zu  wollen,  und  gerade  der  socialpolitischen  Seite  unseres 
Verhandlungsgegenstandes  wollen  Sie  mir  gestatten,  etwas  näher  zu  treten. 

„Ich  möchte  Ihnen,  verehrte  Anwesende,  zu  dem  Ende  zunächst  ein 
Bild  vor  Augen  führen,  das  Sie  alljährlich  sehen  müssen.  Kommen  wir  im 
Winter  an  diejenigen  öffentlichen  Plätze  einer  Stadt,  in  der  der  Verkehr 
sich  zusammendrängt,  so  finden  wir  an  den  Ecken  der  einmündenden 
Strassen,  truppweise  zusammenstehend,  Männer  aus  dem  Arbeiterstande. 
Trotz  Kälte  und  Schnee  stehen  sie  unbeschäftigt  an  den  Ecken  und  der 
Dunst  des  Fusels  weht  uns  gewöhnlich  schon  von  weitem  aus  ihren  Reihen 
entgegen.  Nur  zu  oft  hört  man  von  den  Vorübergehenden  das  Urtheil  vor 
sich  hinmurmeln:  „Tagediebe,  Schnapssäufer,  die  nichts  arbeiten  wollen." 


^)  Drucksachen  des  preussischen  Hauses  der  Abgeordneten,  1894,  Nr.  104, 
S.  6.  u.  ff.  —  2)  Fortsetzung  des  Referates  des  Herrn  Stubben  siehe  S.  36. 
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Wie  lieblos  und  wie  ungerecht,  wie  vorschnell  ist  dieses  Urtheil  iu  seiner 
Allgemeinheit!  Arbeitslos  sind  die  Leute  wohl,  aber  meistens  nicht  durch 
ihre  Schuld,  sondern  um  desswillen,  weil  der  Winter  die  Geschäfte  hemmt. 

„Die  Mehrzahl  der  Männer  steht  auch  gar  nicht  in  der  Hoffnung  an 
der  Ecke,  Arbeit  zu  finden,  sondern  befindet  sich  dort,  weil  die  überenge 
Wohnung  ihnen  den  Aufenthalt  in  der  Familie  unmöglich  macht  —  der 
Schnaps  ist  das  Refugium  bei  dem  Aufenthalte  in  der  Winterkälte,  mit  oft 
leerem  Magen.  Das  Wohnungselend,  es  tritt  uns  in  den  armen 
Menschen  entgegen,  die  meistens  gerne  zu  Hause  sein  möchten,  wenn  sie 
eben  ein  zu  Hause  hätten. 

„Der  Mangel  des  Familienheims  drängt  sie  auf  die  Strasse,  verführt  sie 
zum  Schnapsgenuss,  entfremdet  sie  dem  Familienleben  und  zerstört  damit 
das  Familienglück.  Ja,  der  Mangel  der  für  ein  Familienleben  nöthigen 
Wohnräume  zerstört  die  Grundlagen,  auf  denen  Staat,  Gemeinde  und 
Familie  gleichermaassen  beruhen,  —  die  Wohnungsfrage  ist  der 
grössere  Theil  der  socialen  Frage. 

„Wenn  es  gelingen  wird,  der  arbeitenden  Bevölkerung  nicht  nur  ge- 
sunde Schlafstellen,  sondern  Wohnräume  zu  beschaffen,  die  ein  Familien- 
leben ermöglichen,  dann  wird  der  schwierigere  Theil  der  noch  zu  lösenden 
socialpolitischen  Aufgaben  seine  Lösung  gefunden  haben. 

„Die  Lösung  der  Wohnungsfrage  der  arbeitenden  Klassen,  sie  ist  nicht 
nur  eine  Frage  der  befriedigenden  Gestaltung  der  gesundheitlichen 
Existenzbedingungen  von  etwa  der  Häfte  aller  Deutschen,  die  in  Städten 
wohnen,  sondern  sie  ist  zugleich  die  Vorbedingung  für  das  friedliche  Neben- 
einanderwohnen aller  unserer  Volksgenossen,  indem  ohne  sie  Glück  und 
Zufriedenheit  in  die  Hütten  der  weniger  Bemittelten  niemalen  zurück- 
kehren kann. 

„Es  ist  aber  ein  tieftrauriges  Empfinden,  das  sich  uns  aufdrängen 
muss,  wenn  wir  sehen,  dass  gegenüber  solcher  Bedeutung  der  Wohnungs- 
verhältnisse in  den  Städten  es  bislang  möglich  war,  von  dem  privatrecht- 
lichen Interessenstandpunkte  aus  alle  einschneidenden  öffentlich  rechtlichen 
Eingriffe  der  Gesetzgebung  zurückzuhalten,  doppelt  traurig,  wenn  wir  uns 
die  Frage  vorlegen :  wessen  private  Intöressen  werden  hochwerthiger  ge- 
schätzt als  das  eminente  öffentliche  Interesse,  das  unser  Verein  seit  vielen 
Jahren  mit  Eifer  und  Sachkunde  vertritt? 

„Denn  es  ist  wesentlich  das  Interesse  Derjenigen,  das  man  dem  öffent- 
lichen gegenüber  auch  nur  zu  beschränken  sich  weigert,  denen  durch  die 
Entwicklung  der  Städte  mühelos  Vermögen  in  den  Schooss  fallen,  die  mit 
den  steigenden  Grundwerthen  spielen,  die  die  stärkste  Hand  haben  und  zu- 
warten können,  bis  ihr  Grundstück  unentbehrlich  für  die  bauliche  Aus- 
nutzung grösserer  Flächen,  mit  besonders  hohem  Preise  bezahlt  wird  und 
damit  preisbestimmend  auch  für  andere  Gebiete  wirkt.  Nicht  der  wirth- 
schaftlich  Schwache  —  dieser  wird  regelmässig  vor  dem  grossen 
Preistreiben  ausgekauft  — ,  sondern  der  wirthschaftlich  Starke 
wird  geschützt,  so  lange  man  sich  weigert,  das  öffentliche  Inter- 
esse in  der  Gesetzgebung  über  vorliegenden  Stoff  genügend  zur 
Geltung  kommen  zu  lassen. 

„Das  Ziel,  der  minderbemittelten  Bevölkerung  eine  bescheidenen  An- 
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Sprüchen  genügende  Familienwohnung  zu  verschaffen,  ist  nur  dann  erreich- 
bar, wenn  die  Miethpreise  so  gestaltet  werden  können,  dass  dieselben  auch 
aus'  dem  Einkommen  des  Minderbemittelten  gezahlt  werden  können.  Nun 
setzt  sich  der  Miethwerth  einer  Wohnung  zusammen  aus 

a)  Zinsen  des  Bauplatzes, 

b)  „       „  Baucapitals, 

c)  Unterhaltung  der  Gebäude, 

d)  öffentlichen  Lasten. 

Nehmen  wir  an  einen  Werth  des  Baugeländes  von  100  M.  für  den  Quadrat- 
meter und  600  qm  Bauplatzgrösse,  einen  Bauwerth  von  75  000  M.  für  das 
Haus,  für  öffentliche  Lasten  1  Proc.  des  Bauwerthes,  so  ergiebt  sich  folgende 
Kechnung : 

Bauplatz  600  x  100  =  60  000  M.,  4  Proc.  daraus  .    .   2400  M. 

Baucapital  75  000  M.,  4  Proc.  daraus   3000  „ 

Unterhaltung  und  öffentl.  Lasten  1  Proc.  aus  75  000  M.     750  „ 

Zusammen    6150  M. 

Würde  der  Bodenpreis  nur  10  M.  für  den  Quadratmeter  betragen,  so  er- 
fordert die  Verzinsung  des  Bauplatzpreises  nur  4  Proc.  von  6000  M. 
=  240  M.  Der  Gesammtaufwand  ist  nur  3990  M.  oder  rund  35  Proc. 
weniger  wie  vorher.  Dabei  ist  der  Preis  von  1*00  M.  für  den  Quadratmeter 
ein  massiger  für  grossstädtische  Verhältnisse  und  oft  erreicht  auch  in 
Mittelstädten,  während  der  Preis  von  10  M.  für  den  Quadratmeter 
=  100  000  M.  für  den  Hectar  nicht  nur  alle  für  die  Herstellung  der 
Strassen  und  Canäle  etc.  aufgewendeten  Lasten  deckt,  sondern  auch  noch 
einen  namhaften  Gewinnst  für  den  Eigenthümer  abwerfen  muss,  wenn  man 
die  Capitalrente  vergleicht  mit  der  B  o  d  e  nr  e  n  t  e ,  die  die  landwirth- 
schaftliche  Benutzung  abwerfen  könnte.  In  der  Grossstadt  wird  meistens 
der  Grundwerth  ein  noch  grösserer  sein,  wie  hier  angenommen,  und  jeden- 
falls wird  das  eine  Beispiel  genügen,  um  zu  beweisen,  dass  eine  Verhinderung 
der  hohen  Bodenpreise  genügen  würde,  um  eine  um  grössere  Wohnung 
für  die  gleichen  Kosten  zu  gestellen. 

„Fragen  wir  aber  weiter:  Durch  was  kann  der  Preissteigerung  des  Bau- 
geländes in  den  Städten  wirksam  entgegengetreten  werden,  so  lautet  die 
Antwort :  in  erster  Linie  durch  die  Beseitigung  der  Miethcaserne  (E  b  e  r  - 
Stadt),  in  zweiter  Linie  durch  Bereitstellung  genügender  und  geeigneter 
Baugrundstücke  bezw.  durch  Beseitigung  der  Hindernisse,  die  jeder  Eigen- 
thümer in  zersplittertem  Besitz  der  Bebauung  grosser  Flächen  zu  bereiten 
vermag.  Die  erste  und  wichtigste  Aufgabe  —  die  Beseitigung  der  Mieth- 
caserne, liegt  ausschliesslich  in  der  Hand  der  Städte,  da  die  Gestaltung 
der  Baupläne  absolut  wirkungsvolle  Waffen  in  dieser  Richtung  giebt.  Es 
ist  nach  meiner  Ansicht  durch  Eberstadt  bewiesen,  dass  es  die  ausschliess- 
liche Schuld  der  Gemeindeverwaltung  war,  wenn  in  der  „Massenarbeit"  von 
den  fünfziger  Jahren  bis  heute,  wie  sie  mein  Vorredner  so  richtig  bezeichnet, 
die  Miethcasernen  in  den  Grossstädten  nicht  verhindert  wurden,  wenn  auch 
ein  Vorwurf  an  die  Unterlassungssünden  wenigstens  in  den  ersten  Jahr- 
zehnten nicht  geknüpft  werden  kann,  wo  man  durch  die  Neuheit  und 
Grösse  der  städtischen  Entwickelung  überrascht  wui'de.    Eine  unlässliche 
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Sünde  wird  es  aber  sein,  wenn  der  Mahnung  der  letzten  Jahre  nunmehr 
nicht  mit  grösster  Beschleunigung  gefolgt  würde,  wenn  die  bestehenden 
Bebauungspläne  nicht  alsbald  derart  abgeändert  würden,  dass  für  die  Zu- 
kunft die  weitere  Erbauung  von  Miethcasernen  nach  Möglichkeit  verhindert 
wird.  Die  Interessen  der  grossstädtischen  Bodenspeculanten  dürften  in 
dieser  Beziehung  nur  wenig  Berücksichtigung  verdienen. 

„Der  Bereitstellung  von  Baustellen  in  genügendem  Umfange  und  von 
geeigneter  Form  sollen  die  in  den  Leitsätzen  II,  III,  IV  und  V  vorgeschla- 
genen Maassnahmen  dienen.  Die  in  Leitsatz  III.  genannte  Bildung  von 
Zwangsgenossenschaften  liegt  mir  ob,  nunmehr  im  Einzelnen  zu  begründen. 

„Die  Genossenschaft,  wie  ich  sie  vorschlage,  soll  gebildet  werden  aus 
allen  einzelnen  Eigenthümern  eines  bestimmten,  genau  umgrenzten  Ge- 
markungstheiles  und  soll  regelmässig  so  lange  bestehen,  bis  das  gesammte 
Genossenschaftseigenthum  von  Acker-  und  Gartenland  zu  Bauland  überge- 
führt und  bezw.  als  solches  verwerthet  ist. 

„Die  Vortheile  dieser  Einrichtung  würden  ebensowohl  der  über- 
wiegenden Mehrzahl  der  Grundbesitzer,  wie  der  Gesammtheit  der  Gemeinde- 
angehörigen zu  Gute  kommen  und  weder  das  Enteignungsrecht,  auch  wenn 
man  solches  den  Gemeinden  in  weitestem  Maasse  zugestehen  wollte,  und  wenn 
die  Uebernahme  solcher  riesigen  Vorlagen  durch  die  Gemeinde  möglich 
wäre,  was  ich  bestreite,  noch  die  Umlegung  der  Grundstücke  kann  die 
Bildung  der  Verkaufsgenossenschaft  ersetzen  oder  diese  imnöthig  machen. 

„Meines  unmaassgeblichen  Ermessens  wenigstens  würde  das  weitgehendste 
Recht  zur  Zonenenteignung,  auch  für  noch  unbebaute  Gebiete  den  Gemeinden 
verliehen,  in  der  Ausübung  nicht  eine  Verbilligung,  sondern  eine  wesentliche 
Vertheuerung  des  Baugeländes  zur  Folge  haben  müssen.  Denn  die  Erfahrung 
lehrt  zur  Genüge,  dass  die  Preise,  die  bei  der  Enteignung  zu  zahlen  sind, 
immer  den  höchsten  sich  anschliessen,  die  in  unmittelbarer  Nähe  bezahlt  wurden. 

„Da  nun  das  Enteignungsgebiet  naturgemäss  an  die  nächsten  in  Be- 
bauung genommenen  Stadtgebiete  sich  anschliessen  muss,  so  werden  die 
höchsten  dort  gezahlten  Preise  schon  vorweg  auf  die  ganze  der  Bebauung 
zu  erschliessende  Zone  übertragen.  Die  Gemeinde  kann  unter  dem  Selbst- 
kostenpreise nicht  weiter  verkaufen,  die  Chance  einer  weichenden  Conjunc- 
tur  kann  also  nach  dem  Erwerbe  durch  die  Gemeinde  niemals  mehr  in 
Erscheinung  treten,  mit  jedem  Jahre  aber  wachsen  die  Zinsen  dem  Capitale 
an  und  lawinenartig  werden  die  Preise  mit  jeder  Enteignung  einer  neuen 
Zone  anwachsen,  weil  das  letztverkaufte  an  der  äussersten  Grenze  gelegene 
Grundstück  das  theuerste  sein  wird  und  seinen  Preis  auf  die  neu  zu  ent- 
eignende Zone  übertragen  muss.  Die  Summe  aber,  die  bei  so  gestalteten 
Preisen  von  den  Gemeinden  für  die  enteigneten  Zonen  vorzulegen  wären, 
würden  bald  auch  für  die  leistungsfähigsten  Städte  unerschwinglich  werden, 
wenn  man  bedenkt,  wie  gewaltig  der  Flächeninhalt  des  Aussenringes  der 
Städte  mit  dessen  zunehmender  Grösse  anwächst. 

„Ebenso  scheint  mir  der  Nachweis,  dass  die  Umlegung  der  Grundstücke 
nicht  die  Genossenschaftsbildung  ersetzen  kann,  ohne  grosse  Schwierigkeit. 
Denn  die  Umlegung  muss  sich  in  der  Regel  auf  einen  Baublock  be- 
schränken, sie  kann  demgcmäss  nur  Grundstücke  von  der  Grösse  in  dem 
bestimmten  Blocke  schaffen,  als  sie  vorher  schon  —  wenn  auch  in  un- 
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benutzbarer  Form  —  dagewesen  sind.  Ganz  anders  aber  stellt  sich  das 
Verhältniss  bei  Bildung  der  Genossenschaft.  Das  ganze  genossenschaftliche 
Gebiet  ist  eine  gemeinsame  Fläche,  aus  dem  je  nach  dem  Bedürfniss  des 
Käufers  jedes  beliebige  Stück  herausgeschnitten  werden  kann.  Nur  bei 
Erwerb  der  gesammten  Stadterweiterungsgebiete  durch  die  Städte  könnten 
ähnliche  geradezu  ideale  Zustände  für  den  rationellen  Ausbau  der  Städte 
geschaffen  werden.  Der  Widerstand  Einzelner,  der  durch  Festhalten 
wucherische  Preise  zu  erzielen  hoflft  und  nur  zu  oft  erreicht,  verschwindet. 
Es  muss  aber  nachdrücklich  darauf  hingewiesen  werden,  dass  der  wuche- 
rische Pi-eis,  den  der  hartnäckigste  Besitzer  dafür  erzielt,  dass  er  es  schliess- 
lich aufgiebt,  eine  grosse  Fläche  der  Bebauung  zu  verschliessen,  dass  dieser 
Nothstandspreis  meist  den  künftigen  Gesammtpreis  dictirt  und  in  Folge  der 
so  in  die  Höhe  geschraubten  Bodenrente  für  ewige  Zeiten  eine  Ausbeutung 
der  schutzlosen  Miether  zur  Folge  hat. 

„Durch  die  Bildung  der  Genossenschaft  wird  das  Auskaufen  der  wirth- 
schaftlich  Schwachen  durch  die  Starken  verhindert,  das  regelmässig  erfolgt, 
ehe  die  Speculation  sich  erkennbar  den  betr.  Gebieten  zugewendet  hat.  In 
der  Genossenschaft  wird  jeder  Genossenschaftler  nach  Verhältniss  seines 
Antheiles  an  dem  Gesammterlös  Antheil  haben,  an  den  anfänglich  vielleicht 
billigeren  Preisen,  wie  an  den  schliesslich  durch  den  fortgeschrittenen  Aus- 
bau der  Stadt  gestiegenen  Preisen. 

„Die  Genossenschaft  scheint  aber  auch  geradezu  in  einzelnen  Fällen 
nöthig,  z.  B.  da,  wo  in  dem  aufs  Aeusserste  zersplitterten  Besitz  in  der  Um- 
gebung fast  aller  südwestdeutschen  Städte,  einzelne  Grundstücke  in  langen 
und  schmalen  Streifen,  durch  zwei  und  drei  Baublöcke  durchziehen  und  in 
keinem  dieser  Blöcke  Grundstücke  von  bebauungsfähiger  Grösse  bilden. 
Die  Umlegung  würde  hier  in  jedem  Blocke  die  Enteignung  des  Parcellen- 
theiles  des  betr.  Grundbesitzers  vornehmen  müssen,  der  gerade  diesen  Block 
durchschneidet  und  der  Eigenthümer  würde  in  zwei  und  drei  Portionen 
seines  Geländes  zwangsweise  beraubt  werden  und  der  Wohlthat  der  Um- 
gestaltung seines  ausreichend  grossen  nur  missgestalteten  Besitzes  in  be- 
bauungsfähiges Gelände  verlustig  gehen  —  ein  Verhältniss:  kostspielig  für 
die  übrigen  Besitzer,  schwerfällig  im  Verfahren  und  meistens  unbillig  für 
den  Expropriaten. 

„Welche  ausserordentlichen  Vortheile  bietet  aber  die  Genossenschafts- 
bildung für  die  Anlage  eines  rationellen  Strassennetzes  und  den  rechtzeitigen 
Ausbau  der  Entwässerung!  Die  Genossenschaft  ist  darauf  hingewiesen,  die 
für  Strassen  und  Canäle  erforderlichen  Gebiete  unentgeltlich  der  Gemeinde 
sofort  zur  Verfügung  zu  stellen,  wenn  anders  sie  auf  raschen  Verkauf 
ihrer  Gelände  rechnen  will.  Alle  die  kostspieligen  und  zeitraubenden  Ent- 
eignungsverhandlungen werden  erspart,  alle  Verhandlungen  mit  den  Einzel- 
besitzern fallen  fort.  In  dem  in  grossen  Zügen  leicht  ausführbaren 
Bebauungsplan  können  alle  Bedürfnisse  der  verschiedenen  Bevölkerungs- 
klassen Befriedigung  finden,  breitere  Verkehrsstrassen,  schmälere  Wohn- 
strassen, zwischen  Verkehrsstrassen  eingestreute  Wohngebiete  für  Minder- 
bemittelte werden  aus  der  Gesammtfläche  in  bestimmtem  Procentsatze 
ausgeschnitten,  ohne  dass  Einzelgrundstücke  zerschnitten  und  verunstaltet 
werden  und  ohne  dass  es  möglich  wird,  dass  die  Verunstaltung  von  Rest- 


32     XX.  Versammlung  d.  D.  Vereins  f.  öffentl.  Gesundbpflge.  zu  Stuttgart. 

parcellen  vergütet  werden  muss,  während  dieselben  Restparcellen  durch 
ihre  Verunstaltungen  die  Anlieger  am  Bauen  hindern  und  desshalb  hinterher 
noch  zu  ausserordentlichem  Preise  ausgekauft  werden  müssen. 

„Die  Bildung  der  Genossenschaft  soll  nach  dem  Vorschlage  entweder 
der  Initiative  der  betheiligten  Grundbesitzer  oder  derjenigen  des  Gemeinde- 
vorstandes zustehen.  Im  ersteren  Falle  genügt  der  Antrag  der  Eigenthümer 
von  mehr  als  der  Hälfte  der  betheiligten  Grundbesitzer,  im  letzteren  Falle 
wird  die  Genossenschaft  dann  als  beschlossen  erachtet,  wenn -sich  nicht 
mehr  als  die  Hälfte  der  Grundbesitzer  bei  der  zu  veranlassenden  Ab- 
stimmung dagegen  ausspricht. 

„Genehmigung  der  Genossenschaftsbildung  wie  des  zu  errichtenden 
Genossenschaftsstatuts  durch  den  Minister  des  Innern  bleibt  erforderlich. 

„Durch  Ermittelung  des  Geldwerthes  aller  Grundstücke  wird  der  procen- 
tuale  Geldwerthantheil  jedes  Genossenschaftlers  festgesetzt.  Die  Werthermitte- 
lung erfolgt  durch  eine  Commission,  die  zusammengesetzt  sein  soll  aus: 

a)  einem  Stellvertreter  der  Gemeinde, 

b)  aus  einem  unbetheiligten,  von  der  Gemeinde  zu  stellenden  Techniker, 

c)  aus  drei  von  den  Grundbesitzern  zu  wählenden  Schätzern. 
Beschwerden  gegen  die  Schätzungen  der  Commission  werden  im  Verwal- 
tungsstreitverfahren erledigt. 

„Die  Genossenschaft  verwaltet  ihre  Angelegenheiten  selbständig  durch 
einen  von  den  Genossenschaftlern  gewählten  Vorstand.  Das  Nähere  über 
dessen  Wahl  und  Zuständigkeiten  bestimmen  die  Genossenschaftssatzungen. 
Die  Einbeziehung  bebauter  Grundstücke  in  die  Genossenschaft  ist  ausge- 
schlossen, dagegen  steht  es  der  Genossenschaft  frei,  überbaute  Grundstücke, 
welche  Aufstellung  und  Ausfühi-ung  des  Bebauungsplanes  hindern,  auf  dem 
Wege  der  Enteignung  zu  erwerben. 

„Das  Recht  der  Enteignung  wird  selbstredend  nur  durch  den  Minister 
des  Innern  verliehen  werden  können. 

„Jeder  Genossenschaftler  kann  seinen  Antheil  am  Genossenschaftsver- 
mögen unbehindert  verkaufen.  Ausserdem  aber  ist  er  berechtigt,  die 
Uebernahme  seines  Autheiles  zum  Schätzungswerthe  von  der  Genossenschaft 
jederzeit  zu  verlangen. 

„Lehnt  dies  die  Genossenschaft  ab,  so  muss  deren  Liquidation  erfolgen, 
in  welcher  der  Grundbesitz  der  Genossenschaft,  nach  Beschluss  der  Ge- 
nossenschaft, ausschliesslich  unter  den  Genossenschaftlern  oder  öffentlich  ver- 
steigert werden  kann.  Diese  Bestimmungen  werden  in  doppelter  Richtung 
von  Bedeutung  sein.  Einmal  ist  der  Genossenschaftler  unbehindert,  seinen 
Vermögensantheil  jederzeit  abzustossen,  andererseits  aber  zwingt  die  Ver- 
pflichtung der  Genossenschaft  den  einzelnen  Genossenschaftler  auszuzahlen, 
bei  der  Schätzung  der  Grundstücke  die  wirklichen  und  realisirbaren  Werthe 
nicht  zu  überschreiten.  Schon  dieser  indirecte  Zwang  zum  Einhalten  von 
Werthgrenzen,  die  sich  von  speculativen  Fictionen  fernhalten,  wird  von 
ausserordentlicher  Wirkung  sein,  in  Bezug  auf  die  Werthgestaltung  der 
Baugrundstücke  in  der  Aussenstadt  überhaupt. 

„Es  ist  eine  neue  Rechtsform,  die  hier  vorgeschlagen  wird,  und  es  kann 
nicht  verkannt  werden,  dass  grosser  Widerstand  diesem  Vorschlage  vor  Allem 
von  Solchen  entgegengesetzt  werden  wird,  denen  das  derzeitige  allmächtige 
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Vorwalten  des  Privatrechtes  die  Handhabe  bietet,  Vermögensvortheile  zu 
erzielen,  und  die  sich  den  Kopf  nicht  darüber  zerbrechen,  wenn  diese  Vor- 
theile die  unselige  Wirkung  haben,  dass  sie  als  dauernde  Grundrente  dem 
Boden  anhaften  und  auf  den  Miether  abgeladen  werden  müssen.  Wenn 
aber  die  socialpolitische  Bedeutung  der  Beschaffung  ausreichender  und  nicht 
zu  theurer  Wohnungen  für  die  Minderbemittelten  erkannt  sein  wird,  und 
wenn  die  Erkenntniss  sich  durchgerungen  haben  wird,  insbesondere  auch 
in  der  Mehrzahl  der  interessirten  Grundbesitzer,  dass  ihr  Mehrheitsinteresse 
in  der  Genossenschaft  weit  besser  gewahrt  erscheint,  als  bei  dem  derzeitigen 
Zustande,  wo  immer  nur  ein  kleiner  Bruchtheil  der  Eigenthümer  den 
Gewinnst  einstreicht,  durch  den  die  künftigen  Generationen  in  der  Miethe 
schwer  belastet  werden,  und  wenn  es  dem  allgemeinen  Rechtsbewusstsein 
klar  geworden  ist,  dass  es  unrecht  ist,  dass  Tausende  von  Familien  in  allen 
grösseren  Städten  in  kleinste  Wohnungen  gepfercht  und  des  Familienglückes 
bei'aubt  und  den  staatszerstörenden  Elementen  zugetrieben  werden,  um 
wenigen  Dutzenden  Grundbesitzern  oder  Speculanten  einen  persönlich 
gänzlich  unverdienten  grossen  Verdienst  in  die  Tasche  zu  bringen,  und 
wenn  es  schliesslich  nicht  mehr  bestritten  werden  wird,  dass  die  Wohnungs- 
frage den  grössten  Theil  der  socialen  Frage  zur  Lösung  zu  bringen  im 
Stande  ist,  dann  werden  die  civilrechtlichen  Bedenken  die  Kraft  verlieren, 
neue  Rechtsbildungen  aufzuhalten,  die  durch  neue  Verhältnisse  nothwendig 
geworden  sind,  die  eine  frühere  Zeit  nicht  kannte,  weil  sie  sie  nicht  be- 
durfte, die  aber  jetzt  zur  Nothwendigkeit  geworden  sind,  wenn  die  in  die 
rapide  anwachsenden  Städte  anziehenden  Elemente  in  dem  Strudel  staats- 
zerstörender Bewegungen  nicht  zu  Grunde  gehen  und  zu  einer  stets 
steigenden  Gefahr  für  den  Staat  werden  sollen. 

„Die  socialdemokratische  Casernirung,  sie  kann  nicht  wirksamer  vor- 
bereitet werden  als  durch  die  grossstädtische  Miethscaserne,  in  der  der  Sinn 
für  Familienleben  und  Familienfreuden  planmässig  begraben  wird. 

„Und  namentlich  glaube  man  nicht,  dass  durch  Bessei-ung  der  Woh- 
nxmgsbedingungen  der  Zuzug  zur  Stadt  künstlich  gesteigert  werde.  Die 
letzten  Jahrzehnte  haben  bewiesen ,  dass  dieser  Zuzug  auch  durch  die 
schlechtesten  Wohnungszustände  nicht  aufgehalten  werden  kann. 

„Wer  möchte  dazu  beitragen,  dass  der  Ruf,  der  heute  schon  alljährlich 
im  Winter  in  den  Städten  nach  Arbeit  laut  wird,  sich  verschärfe,  während 
auf  dem  Lande  umgekehrt  überall  der  Mangel  an  Arbeitern  zu  Tage  tritt! 
Aber  es  wird  keine  Gewalt  stark  genug  sein,  den  durch  wirthschaftliche 
Verhältnisse  bedungenen  Zuzug  in  die  Städte  zu  hindern.  Für  Stadt-  und 
Landbewohner  besteht  aber  dann  das  gleiche  Interesse,  die  Proletarisirung 
der  zuziehenden  Volksmassen  in  den  Städten  zu  hindern  und  die  Menschen 
dort  in  social  und  wirthschaftlich  möglichst  gesunde  Verhältnisse  zu  bringen. 

„Und  jetzt  möchte  ich  noch  auf  einen  Punkt  die  Aufmerksamkeit 
lenken.  Der  Entwurf  von  guten  Bebauungsplänen  stellt  ausserordentlich 
hohe  Anforderungen  an  den  berufenen  Techniker  in  Bezug  auf  vielseitiges 
Wissen  in  technischer  und  volkswirthschaftlicher  Hinsicht  und  in  künst- 
lerischer Befähigung,  und  zwar  nicht  nur,  wenn  es  sich  um  Planentwürfe  für 
Grossstädte  und  Mittelstädte,  sondern  auch,  wenn  es  sich  um  Pläne  von 
kl  eineren  Städten  handelt.    In  den  Grossstädten  werden  die  erforderlichen 
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technischen  Kräfte  immer  zur  Verfügung  stehen,  und  auch  von  der  Einsicht 
der  Verwaltungen  der  Mittelstädte  sollte  man  erwarten,  dass  sie  die  tüch- 
tigen Kräfte  wenigstens  ad  hoc  zu  finden  weiss,  wenn  sie  sich  nicht  in 
deren  Besitz  befindet.  Wie  aber  werden  die  Pläne  in  den  kleinen  Städten 
und  Ortschaften  entworfen? 

„Geometer  und  niedere  Techniker  lenken  in  der  Regel  die  Entwickelung 
dieser  Plätze  in  die  unglücklichsten  Bahnen,  mit  Lineal  und  Zirkel  werden 
verständnisslos  Strassen  durch  die  Karten  gezogen,  die  weder  den  Forde- 
rungen des  Verkehrs  noch  der  Hygiene,  am  wenigsten  aber  denjenigen  des 
guten  Geschmackes  entsprechen.  Hier  ist  es  an  dem  Staate,  für  eine  Orga- 
nisation und  für  die  Bereitstellung  von  Kräften  Sorge  zu  tragen,  die  den 
Aufgaben  der  Ortserweiterungen  gewachsen  sind  und  die  Sicherheit  dafür 
bieten,  dass  die  Zukunft  der  Gemeinden  nicht  durch  fehlerhafte  Pläne  aufs 
Empfindlichste  geschädigt  wird.  Ob  die  Organe  in  kleinen  Staaten  staat- 
liche sein  müssen,  ob  sie  in  grösseren  Staaten  den  leistungsfähigen  Selbst- 
verwaltungskörpern zu  beschaffen  überlassen  bleiben  können,  ist  hier  nicht 
zu  erörtern.  Geschaffen  aber  müssten  sie  werden,  wenn  wir  in  der  Zukunft 
vermeiden  wollen,  dass  das  schlimmere  Elend  sich  in  Fabrikvoroi'ten  und 
kleinen  Industriestädtchen  zeigen  soll  und  wenn  uns  der  traurige  Anblick 
erspart  werden  soll,  dass  malerische  Bilder  alter  kleiner  Städte  durch  die 
geschmacklose  Misshandlung  untergeordneter  Techniker  oft  in  wenig  Jahren 
für  immer  vernichtet  wird. 

„Zum  Schluss  liegt  mir  nun  noch  ob,  in  gedrängtester  Kürze  die  Bau- 
ordnungen unserer  süddeutschen  Staaten  daraufliin  zu  prüfen,  inwieweit  sie 
den  in  unseren  Leitsätzen  aufgestellten  Forderungen  entsprechen.  Am 
wenigsten  thun  dies  von  allen  die  jüngsten,  für  das  rechtsrheinische 
Bayern  und  die  Pfalz  vom  31.  Juli  1890  bez.  30.  August  1890  erlassenen 
Bauordnungen.  Die  Umstände,  unter  denen  diese  Bauordnungen  entstanden 
sind,  erklären  dies  zur  Genüge.  Die  Pfälzer  Brandversicherungskammer 
war  durch  Gesetz  vom  5.  Mai  1890  mit  der  rechtsrheinischen  vereinigt 
worden  und  mit  Rücksicht  auf  den  Satz:  gleiche  Bauweise,  gleiche  Brand- 
gefahr, schien  eine  Bauordnung  für  die  Pfalz  nöthig,  die  bis  dahin  über- 
haupt eine  solche  noch  nicht  besass.  Der  Entwurf,  der  sich  auf  die 
einschläglichen  Feuerpolizeibestimmungen  beschränkte,  veranlasste  aber  die 
beiden  bayerischen  Kammern,  an  Se.  Königl.  Hoheit  den  Prinz-Regenten  die 
Bitte  um  Revision  der  bestehenden  rechtsrheinischen  und  um  Erweiterung 
der  vorgelegten  Pfälzer  Bauordnung  zu  richten. 

„Diesem  Anstoss  vei-danken  die  zeitigen  beiden  bayerischen  Bauord- 
nungen ihr  Dasein.  Es  erübrigt  nur  darauf  hinzuweisen,  dass  dieselben  die 
zwangsweise  Durchführung  des  Strassennetzes  nicht  kennen,  da  das  Recht 
zur  Enteignung  des  zu  Strassen  und  Plätzen  erforderlichen  Geländes  in 
denselben  nicht  vorgesehen  ist. 

„Erwähnenswerth  sind  socialpolitisch  die  Vorschriften  über  zulässige 
Höhe  der  Gebäude,  über  die  Erschwerung  der  Herstellung  neuer  Keller- 
wohnungen und  über  die  Höhe  der  Wohnräume  und  Luft  und  Licht  gebende 
Fensterflächen.  Es  ist  übrigens  zur  Zeit  eine  neue  Bauordnung  für  Bayern 
in  der  Vorbereitung. 
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Die  c^leichen  Handhaben  zur  Durchführung  von  Bebauungsplänen 
gewähren  die  Gesetze  für  Baden  vom  20.  Februar  1868  und  für 
Württemberg  vom  6.  October  1872.  Nach  beiden  ist  die  zwangsweise 
Enteignung  der  nach  dem  festgestellten  Bebauungsplane  für  Strassen  und 
■öffentliche  Plätze  erforderlichen  Gelände  zulässig. 

„Interessanter  von  unserem  Standpunkte  aus  ist  die  Hessische  Bau- 
ordnung vom  30.  April  1881  und  ein  Hessisches  Specialgesetz  vom  23.  Juni 
1875  über  die  Städteerweiterung  von  Mainz. 

„Beide  Gesetze  enthalten  die  Befugniss  der  Gemeinden  zur  Enteignung 
der  im  Bebauungsplane  festgelegten  Strassen  und  Plätze.  Daneben  aber 
^iebt  das  aus  der  Initiative  der  Mainzer  Stadtverwaltung  hervorgegangene 
Specialgesetz  in  einem  besonderen  Abschnitte  über  Eintheilung  .der  Grund- 
stücke in  Bauplätze  zwei  Mittel  an  die  Hand,  die  Eintheilung  eines  Bau- 
blockes in,  dem  Baustatut  entsprechende  Bauplätze  zu  erzwingen,  und  zwar 
•einmal:  durch  Versagung  der  Genehmigung  zur  Bebauung  eines  Grund- 
stückes, wenn  durch  die  Ausführung  des  Baues  eine  zweckmässige  Ein- 
theilung des  Baublockes  in  Bauplätze  verhindert  wird,  und  zum  anderen 
dadurch,  dass  es  den  Eigenthümern  von  ^/^  der  Baufigur  ein  gewisses  Ex- 
propriationsrecht gegenüber  den  renitenten  Eigenthümern  in  der  betr.  Bau- 
figur gewährt. 

„Der  Artikel  69  der  allgemeinen  Bauordnung  vom  30.  April  1881,  der 
lediglich  dem  Mainzer  Specialgesetze  sein  Dasein  verdankt,  giebt  dies  Ex- 
propriationsrecht gegen  sämmtliche  Eigenthümer  eines  Baublockes  an  die 
Gemeinden,  auf  Antrag  eines  betheiligten  Grundbesitzers,  sobald 
die  Eintheilung  der  Grundstücke  eines  durch  den  Ortsbauplan  festgestellten 
Bauquartieres  oder  eines  Theiles  desselben  in  Bauplätze,  welche  den  im 
Ortsstatut  getroffenen  Bestimmungen  über  die  Minimalmaasse  für  die 
Facaden,  die  Tiefe  und  Grundfläche  der  Bauplätze  entsprechen,  durch  Ver- 
ständigung der  Betheiligten  nicht  erreicht  werden  kann. 

„Diese  Bestimmung  ist  auch  anwendbar,  wenn  es  sich  um  den  Wiedei'- 
■aufbau  von  durch  Brand  zerstörten  Ortstheilen  handelt. 

„Es  leuchtet  ein,  dass  dieser  Artikel  69  der  Bauordnung  principiell 
von  höchster  Wichtigkeit  ist,  da  er  eigentlich  weit  tiefer  in  die  Privatrechte 
eingreift,  als  wir  durch  Umlegung  und  Zusammenlegung  erstreben.  Der 
Artikel  69  gewährt  der  Gemeinde  eine  Zonenenteignung  von  namhafter 
Tragweite.  Zu  bedauern  ist  nur,  dass  die  Anwendung  der  Enteignung  an 
eine  zu  enge  Voraussetzung,  d.  i.  ausschliesslich  an  den  Mangel  der  statu- 
tarisch festgelegten  Minimalgrösse  eines  Grundstückes  gebunden  und  nicht 
auch  gewährt  ist  für  weitere  Fälle,  wie  z.  ß.  für  den  Fall,  dass  die  Grund- 
stücke eines  Baublockes  in  einen  spitzen  Winkel  auf  die  Strassen  aufstossen, 
während  es  im  höchsten  Maasse  auffällig  ist,  dass  schon  ein  einziges 
unbauwürdiges  Grundstück  die  Enteignung  eines  ganzen  Baublockes 
veranlassen  kann. 

„In  der  Praxis  hat  mir  die  Bestimmung  genügt,  um  eine  Umlegung 
der  Grundstücke  in  Güte  durchzusetzen.  Wo  aber  die  Umlegung  nicht 
durchzusetzen  ist,  führt  die  Anwendung  der  Bestimmung  des  Artikels  69 
der  Hessischen  Bauordnung  unter  Umständen  ein  ausserordentliches  Wagniss 
für  die  enteignende  Gemeinde  im  Gefolge,  da  keinerlei  Garantie  besteht 
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dass  der  vom  Richter  durch  Urtheil  festgesetzte  Preis  demnächst  bei  dem 
Verkauf  der  Grundstücke  durch  die  Gemeinde  auch  erlöst  wird.  Erfah- 
rungsgemäss  übersteigen  die  von  den  Gerichten  angesetzten  Enteignungs- 
preise fast  immer  weit  diejenigen,  zu  welchen  ein  Object  wirklich  verkauft 
werden  kann. 

„Auch  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  würde  eine  Umlegung  der 
Grundstücke  des  Bauquartieres  mit  Enteignung  nur  der  bauunwürdigen 
Parcellen  der  Enteignung  des  ganzen  Bauquartieres  zu  Lasten  der  Gemein- 
den vorzuziehen  sein. 

.,Wie  dem  aber  auch  sei,  es  ist  jedenfalls  ein  hocherfreuliches  Ding, 
dass  die  Hessische  Bauordnung  den  Artikel  69  aufweist,  und  jedenfalls  ist 
es  leichter,  •  eine  Verbesserung  und  Erweiterung  dieser  principiell  so  wich- 
tigen Bestimmung  zu  erlangen,  als  dem  darin  niedergelegten  Princip  .zuerst 
in  der  Gesetzgebung  Anerkennung  zu  verschaffen. 

„Noch  muss  ich  einer  Bestimmung  der  Hessischen  Bauordnung  Er- 
wähnung thun,  deren  Vorhandensein  ich  nicht  als  einen  Vorzug  betrachte. 
Es  ist  die  Bestimmung  über  zulässige  Minimalbreiten  der  Strassen  in  Stadt- 
und  Landgemeinden  mit  12'5  und  10  m  Breite. 

„Der  Herr  Vorredner  hat  schon  erwähnt,  dass  die  Breite  der  Strassen 
wechselnde  sein  sollen,  je  nach  ihrem  Zwecke  als  Verkehrs-  oder  Wohn- 
strassen. 

„Unter  Umständen  empfiehlt  es  sich,  Wohnviertel  für  Minderbemittelte 
zwischen  Verkehrsstrassen  einzubetten.  Für  solche  Wohnviertel  gilt  es 
aber  vor  allen  Dingen,  alle  unnützen  Kosten  fernzuhalten,  um  eine  Ver- 
theuerung  der  Wohnungen  zu  verhindern. 

„Ich  kann  mir  denken,  dass  zu  dem  Ende  bei  Anlage  von  Vorgärten 
die  Strassen  in  derartigen  Bau  quartieren  auf  4  m  Breite  reducirt,  dass 
Bürgersteige  vermieden  werden  und  die  Einfriedigungen  in  billigster  Weise 
Genehmigung  finden.  Für  derartige  Anlagen  ist  aber  der  Artikel  10  der 
Hessischen  Bauordnung  ein  absolutes  Hemmniss,  dessen  Beseitigung  un- 
zweifelhaft angestrebt  werden  muss. 

„Zum  Schluss  möchte  ich  der  Ueberzeugung  Ausdruck  geben:  die 
Grundsätze,  die  in  unseren  Leitsätzen  niedergelegt  sind  und  zu  denen  sich 
dieser  Verein  schon  so  oft  bekannt  hat,  werden  früher  oder  später  zur  Aner- 
kennung gelangen,  weil  sie  ein  sittliches  Princip  vertreten,  das,  vernach- 
lässigt, sich  rächen  muss  an  der  Volksgesundheit,  an  der  Volksmoral  und 
an  dem  inneren  Frieden  des  Volkes." 

Referent:  BaiU'cath  Stülblbeil  (Köln)i): 

Zu  IV.  Enteignung. 

„Was  die  Fragen  der  Enteignung  betrifft,  so  verlangen  unsere  Thesen 
das  communale  Enteignungsrecht  für  dreierlei  Zwecke:  a)  für  öffentliche 
Strassen,  Plätze  und  Pflanzungen;  b)  für  bebauungsunfähige  Grundstücksreste,^ 
welche  neben  der  Strassenfluchtlinie  liegen  bleiben;  c)  für  ganze  Zonen. 

„Indem  ich  mir  erlaube,  auf  raeinen  im  Jahre  1893  auf  dem  Verbands- 
tage der  städtischen  Haus-  und  Grundbesitzer  in  München  gehaltenen  Vor- 


1)  Fortsetzung  von  S.  27. 
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trag  zu  verweisen  unterlasse  ich  es  heute,  auf  den  Punkt  a)  einzugehen 
und  bemerke  nur  zu  b),  dass  diese  Forderung  eine  nothwendige  Ergänzung 
der  Umlegung  ist,  wenn  der  Zweck,  bebaubare  Grundstücke  zu  schaffen, 
erreicht  werden  soll.  Selbst  von  Personen,  welche  gegen  die  Zwangsum- 
legung  durchaus  abwehrend  sich  verhalten,  wird  diese  Erweiterung  des 
oommunalen  Enteignungsrechtes  empfohlen  2).  Die  wegen  ihrer  Kleinheit 
bauunfähigen  Zwerggrundstücke,  Prellstreifen,  Absplisse  und  wie  die  Be- 
zeichnung sonst  sein  mag,  werden  nun  freilich  dadurch  noch  nicht  be- 
bauungsfähig,  dass  sie  durch  Enteignung  in  den  Besitz  der  Gemeinde 
übergehen.  Es  muss  also,  insofern  nicht  durch  Vereinigung  mehrerer 
solcher  Stückchen  eine  brauchbare  Bauparcelle  entsteht,  gegen  angemessene 
Bezahlung  ihre  Zueignung  oder  „Eineiguung"  an  die  im  Block  betheiligten 
Besitzer  erfolgen,  welche  zur  Uebernahme  zu  verpflichten  wären,  insoweit 
keine  freiwillige  Uebernahme  stattfindet  3).  Im  Umlegungsgesetz  ist  ein 
geregeltes  Verfahren  hierfür  festzusetzen. 

„Nach  unserem  Satze  IV  c.  soll  aber  das  Enteignungsrecht  sich  ausser- 
dem erstrecken  auf  die  Erwerbung  solcher  in  älteren  Stadttheilen  liegender 
Grundstücke,  welche  gemäss  dem  gesetzlich  zu  ordnenden  Verfahren  der 
.Zonenenteignung  nöthig  sind,  um  eine  den  Zwecken  der  öflPentlichen 
Gesundheitspflege  und  des  Verkehrs  entsprechende  Bebauung  herbeizu- 
führen. 

„Meine  Herren !  Unsere  ganze  amtliche  Wohnungshygiene  erfüllt  nicht 
ihren  Zweck,  wenn  sie  —  wie  es  fast  allgemein  der  Fall  ist  —  imWesent- 
■  liehen  auf  Neubauten  sich  beschränkt,  an  Altbauten  aber  scheu  vorüber- 
geht. Wir  haben  im  Jahre  1891  auf  unserer  Leipziger  Versammlung  ein- 
gehend diesen  Gegenstand  behandelt  und  unter  Anderem  verlangt,  es  sei 
Sache  der  Wohnungspolizei ,  im  Falle  schwerer  Missstände  das  Bewohnen 
■einzelner  Räume  oder  ganzer  Gebäude  bis  auf  Weiteres  oder  dauernd  zu 
untersagen,  äussersten  Falles  jedoch  die  Niederlegung  von  Gebäudetheileu 
oder  ganzer  Gebäude  und  Gebäudegruppen  durch  Enteignung  derselben 
seitens  der  Gemeinde  herbeizuführen 

„Der  Gnind  zu  dieser  Forderung  liegt  in  dem  Wohnungselend  der  un- 
bemittelten. Volksklassen,  das  wir  nicht  selten  in  alten  Theilen  unserer 
Gross-  uiid  Mittelstädte  antreffen.  Erlassen  Sie  mir  heute,  Beispiele  anzu- 
führen, nachdem  die  statistische  und  sociale  Literatur  uns  leider  zu  viel 
darüber  berichtet.  In  England,  Belgien  und  Italien  ist  viel  auf  diesem 
Gebiete  durch  Verbesserung  und  Niederlegung  schlechter  Stadtviertel  ge- 
schehen. Auch  in  einzelnen  deutschen  Staaten,  so  in  den  Grossherzogthümern 
Hessen  und  Baden,  scheint  die  Wohnungspolizei  in  eine  erfreuliche  Thätig- 
keit  getreten  zu  sein.  Aber  im  Ganzen  und  Grossen  ist  in  den  deutschen 
Städten  alles  beim  Alten,  obschon  ich  die  partielle  Aufräumungsarbeit, 
welche  in  einzelnen  Orten,  z.B.  in  Magdeburg,  Hannover,  Köln  stattgefunden 

^)  Das  Enteignungsrecht  der  Städte  bei  Stadterweiteruugen  und  Stadtver- 
besserungen.   Von  Stübben-Köln.    Leipzig  1894. 

2)  Der  Gesetzentwurf  betr.  Stadterweiterungen  und  Zonenenteignungen.  Von 
€.  Merlo.    Köln  1894,  S.  27. 

3)  E.  Meyu,  Stadterweiterungen  in  rechtlicher  Beziehung  1893,  S.  64  u.  ff. 
*)  Deutsche  Vierteljahrsschrift  f.  öffentl.  Gesundheit.spfl.  1892,  Heft  I. 
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hat  und  gegenwärtig  in  Halle  a.  S.  sich  vollzieht,  keineswegs  unterschätzen 
will.  Aus  Halle  habe  ich  den  Plan  Nr.  25  ausgehängt,  nach  welchem  ein 
ganzes  Stadtviertel  zwischen  dem  Marktplatz  und  der  Gutjahrstrasse,  lauter 
schlechte  Altbauten  ohne  Höfe  und  Licht  enthaltend,  beseitigt  und  durch 
Neubauten  ersetzt  werden  soll.  Die  roth  angelegten  Gebäude  können  zwar 
nach  dem  bestehenden  Gesetze  enteignet  werden,  aber  die  blauen?  Es  ist 
erstaunlich,  mit  welcher  Schlauheit  und  auf  welchen  Umwegen  nach  einer 
Mittheilung  des  Stadtbauraths  Genzmer  die  Stadt  sich  in  Besitz  zu  setzen 
und  ihren  Plan  durchzuführen  hofft.  Herr  Genzmer  sagt  ausdrücklich, 
dass  nicht  mit  gleichem  Maasse  gemessen  werden  könne,  dass  der  Gut- 
müthige  leiden  müsse  zu  Gunsten  des  Starrköpfigen,  und  wie  alles  das  ver- 
mieden würde  durch  eine  gesetzliche  Regelung  der  Zonenenteignung. 

„Gehemmt  sind  in  solcher  segensreichen  aber  kostspieligen  Thätigkeit 
die  deutschen  Städte  durch  die  Geldfrage  und  noch  mehr  durch  das  Fehlen 
eines  geeigneten  Enteignungsgesetzes.  Die  Zonenenteignung,  um  welche 
es  sich  handelt,  besteht  in  verschiedenartigen  Formen  in  England,  Belgien,, 
Frankreich,  Italien  und  Ungarn;  besonders  ausgebildet  ist  sie  in  Belgien 
und  Italien  Während  in  diesen  Ländern  die  Sanirung  eines  ganzen 
alten  Stadtviertels  möglich  ist  durch  Aufstellung  eines  Meliorationsplanes,^ 
der  im  gesetzlichen  Verfahren  zur  Feststellung  gelangt  und  in  dessen  Be- 
reich alle  Grundstücke,  soweit  sie  zur  Durchführung  des  Planes  erforderlich 
sind  —  selbstredend  gegen  volle  Schadloshaltung  der  Eigenthümer  — ,  der 
Enteignung  unterliegen,  um  von  alten  Baulichkeiten  gesäubert  und  neu  be- 
baut zu  werden,  beschränkt  sich  in  Deutschland  die  Möglichkeit  der  Ent- 
eignung auf  diejenigen  Grundstückstheile,  welche  nach  dem  Fluchtlinienplane 
zur  Strasse  bezw.  zum  Strassendurchbruch  selbst  nöthig  sind,  d.  h.  die  zu- 
künftige Strassenfläche  bilden.  Die  Grundstücksreste  behält  der  Eigenthümer 
und  erhält  für  ihre  Verunstaltung  noch  eine  besondere  Entschädigung.  Die 
neben  den  neuen  Strassenlinien  stehenden  Altbauten,  mögen  sie  in  noch  sa 
gesundheitswidrigem  Zustande  sich  befinden  oder  mögen  sie  eine  dem  Plane 
entsprechende  Bebauung  der  Nachbargrundstücke  noch  so  sehr  stören,  sind 
unberührbares  Eigenthum  des  Besitzers,  auch  wenn  die  unregelmässige, 
schiefwinklige  Lage  der  Grundstücksreste  oder  deren  zu  kleine  Grösse  eine 
zweck-  und  gesundheitsgemässe  Bebau.ung  überhaupt  nicht  zulässt.  Erst 
die  Enteignung  der  ganzen  in  Betracht  kommenden  Zone  sichert  die  ver- 
ständige Neubebauung  und  damit  den  Zweck  des  Unternehmens.  Wenn 
ausserdem  die  Gemeinde  durch  das  erweiterte  Enteignungsrecht  in  die 
Lage  kommt,  einen  Theil  der  grossen  Kosten  eines  Strassendurchbruches 
durch  Wiederveräusserung  der  neu  eingetheilten  Bauparcellen  zu  decken,  der 
Vortheil  aber  nicht  unverdientermaassen  einzelnen  Anstössern  zufällt,  so 
ist  dieser  Gerechtigkeitsausgleich  eine  der  Billigkeit  entsprechende  Begleit- 
erscheinung der  Zonenenteignung,  nicht  aber  der  wesentliche  Umstand. 

„Es  ist  denn  auch  mit  Genugthuung  festzustellen,  dass  beide  Referenten 
auf  der  vorjährigen  Versammlung  des  Verbandes  deutscher  Haus-  und 
Grundbesitzer  zu  Stettin,  Justizrath  Emil  Schmitz  aus  Köln  und  Bau- 
meister Hartwig  aus  Dresden,  die  Zonenenteignung  in  bebauten  Stadt- 


1)  E.  Meyn,  Stadterweiterungen  in  rechtlicher  Beziehung  1893,  S.  43  u.  ff. 
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theilen  billigten,  dass  sogar  der  letztgenannte  in  der  Forderung  des 
communalen  Enteignungsrechtes  zu  Gunsten  der  Umgestaltung  schlecht 
gebauter  Altstädte  über  unsere  Thesen  noch  hinausging.  Die  Versammlung 
hat  sich  schliesslich  dahin  ausgesprochen,  „dass  den  Gemeinden  überall 
für  denjenigen  Theil  des  Stadtgebietes,  welcher  bereits  fertige,  im  Verkehr 
befindliche  und  mit  Häusern  besetzte  Strassen  und  Plätze  besitzt,  zum 
Zwecke  der  Verbesserung  des  öflfentlichen  Verkehrs  und  der  öffentlichen 
Gesundheitspflege,  sowie  zur  Herstellung  öffentlicher  Bauten  ein  unbedingtes 
Enteignungsrecht  gegen  volle  —  sowohl  den  ordentlichen  wie  den  ausserordent- 
lichen Werth  und  den  entgangenen  Gewinn  umfassende  —  Entschädigung 
des  Eigenthümers  zu  gewähren"  sei^).  Abgesehen  von  dem  lucrum  cessans, 
das  wohl  durch  das  damnum  emergens  zu  ersetzen  wäre,  denkt  der  Haus- 
besitzerverband wie  wir. 

„Der  rheinische  Jurist,  von  dem  ich  bei  der  Umlegung  sprach,  ist 
freilich  anderer  Meinung.  Nach  ihm  fehlt  der  Zonenenteignung  die  innere 
Berechtigung;  ein  Bedürfniss  für  dergleichen  liegt  nicht  vor;  ihr  Zweck  ist 
allein,  dass  die  Gemeinden  einen  Speculationsgewiun  machen;  das  Werth- 
volle  solle  dem  Eigenthümer  fortgenommen,  das  Minderwerthige  ihm  be- 
lassen werden !  Enteignung  bedeute  in  den  meisten  Fällen  Wegnahme  des 
Eigenthums  gegen  ganz  ungenügende  Entschädigung  2).  Von  anderer  Seite 
wurde  einfach  behauptet,  der  Zweck  eines  Strassendurchbruches  sei  mit 
Enteignung  der  Strassenfläche  völlig  erschöpft. 

„Ganz  im  Gegensatz  zu  solchen,  auf  ungenügende  Sachkenntniss  sich 
stützenden  Urtheilen  behauptete  der  bauverständige  Referent  auf  der  Stettiner 
Grundbesitzerversammlung  mit  Recht:  „Der  blosse  Durchhieb  einer  Strasse 
befriedigt  Niemanden." 

„In  der  Commissionsberathung  des  preussischen  Abgeordnetenhauses 
wurde  nicht  bloss  die  Umlegung,  sondern  auch  die  Zonenenteignung  grund- 
sätzlich bekämpft  und  abgelehnt.  Die  Gegner  behaupteten,  es  sei  bedenk- 
lich, die  Rechte  der  Gemeinden  gegenüber  den  Eigenthümern  zu  vermehren; 
die  Zonenenteignung  verführe  die  Gemeinden  zu  Speculationen  auf  Kosten 
der  Restbesitzer,  denen  der  Gewinn  zustehe;  in  Bezug  auf  die  Bebauung 
der  Städte  sei  das  öffentliche  Interesse  in  der  Regel  damit  erschöpft,  dass 
Gebiete  für  die  durch  die  örtlichen  Verhältnisse  erforderlich  gemachten 
Strassen  erschlossen  werden.  Die  Commissionsmitglieder  waren  offenbar 
über  Sachlage  und  Zweck  nicht  ausreichend  unterrichtet. 

„Ich  bin  nicht  im  Zweifel,  dass  der  Verein  für  öffentliche  Gesundheits- 
pflege das  gesundheitliche  Interesse  in  einem  erheblich  weiteren  Sinne  auf- 
fasst  und,  wie  in  Freiburg  und  Strassburg,  so  auch  heute  die  Forderung 
stellen  wird,  dass  den  Gemeinden  unter  bestimmten  Rechtscautelen  das 
Recht  der  Zonenenteignung  in  alten  Stadttheilen  nach  dem  Vorgange  Bel- 
giens (Gesetze  vom  1.  Juli  1858  und  15.  November  1867)  und  Italiens 
(Gesetze  vom  25.  Juni  1865  und  18.  December  1879)  verliehen  werde. 
Ob  eine  Stadt  das  Recht  ausübe,  das  wird  sie  sich  im  einzelnen  Falle  aus 
Geldgründen  sehr  überlegen.   Es  wird  gewiss  nur  zur  Anwendung  kommen, 

^)  Das  GruTideigentlium.    Zeitsclivift  für  Hausliesitzer  1894,  S.  267. 
2)  Merlo,   Der  Gesetzentwurf  betr.  Stadterweiteruugen  und  Zouenenteig- 
nungen  (lex  Adickes),  Köln  1894. 
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wo  eine  innere  bauliche  Erneuerung  im  Verkehrs-  und  Gesundheitsinteresse 
von  der  Gemeinde  selbst  als  Nothwendigkeit  erkannt  wird. 

„Unter  den  ausgehängten  Plänen  Nr.  26  bis  35  finden  Sie  Beispiele 
ausgeführter  Zonenenteignungen  aus  England,  Belgien,  Italien  und  Ungai-n. 
Aus  England  den  Enteignungsplan  für  die  Anlage  des  Holborn -Viaductes 
und  der  benachbarten  Strassendurchbrüche  in  London.  Von  Brüssel  habe 
ich  den  durch  die  Freundlichkeit  des  Bürgermeisters  Buls  mir  zugegangenen 
Stadtverbesserungsplan  des  leider  verstorbenen  Stadtingenieurs  vanMierlo 
ausgehängt  nebst  einer  Reihe  von  Detailplänen.  Drei  der  letzteren,  nämlich 
die  Umgestaltung  der  Viertel  Vierge  uoire  und  Montagne  de  la  cour,  sowie 
der  Strassendurchbruch  von  der  Rue  de  la  Cuiller  zur  Porte  de  Flandre  sind 
Inzwischen  mit  Hülfe  der  Zonenenteignung  ausgeführt  worden:  die  frei- 
gelegten Flächen  wurden,  wie  die  Pläne  es  zeigen,  neu  in  Baustellen  ein- 
getheilt  und  mit  gesunden  Neubauten  besetzt. 

„Aus  Italien  konnte  ich  durch  die  Güte  des  leitenden  Architekten  der 
Societä  del  risanamento  di  Napoli,  Cav.  P.  P.  Quaglia,  einen  Uebersichts- 
plan  von  Neapel  aushängen,  der  in  gelber  Farbe  die  für  zukünftige  Strassen 
zu  enteignenden  Flächen,  in  rother  Farbe  die  zur  Neubebauung  zu  ent- 
eignenden Grundstücke,  in  grüner  Farbe  die  durch  Aufhöhung  der  Stx'assen 
und  des  Bodens  zu  verbessernden  Liegenschaften  kennzeichnet.  Sie  wissen, 
in  welch  grossem  Umfange  der  Abbruch  der  gesundheitswidrigen  Behau- 
sungen, besonders  der  Bassi  und  Fondacci,  in  den  niederen  Stadttheilen 
Neapels  seit  dem  letzten  Auftreten  der  Cholera  in  Verbindung  mit  sonstigen 
Sanirungsmaassregeln  in  Neapel  durchgeführt  worden  ist.  Allein  der  vom 
italienischen  Parlament  bewilligte  Staatszuschuss  beläuft  sich  nach  dem  Ge- 
setze vom  23.  Januar  1885  auf  100  Millionen  Lire. 

„Den  Text  der  drei  erwähnten  italienischen  Gesetze  nebst  den  Er- 
läuterungen lege  ich  auf  den  Tisch  des  Hauses.  Dass  in  Florenz,  Rom, 
Catania,  Palermo  in  ähnlicher  Weise,  wenn  auch  in  geringerem  Umfange, 
die  Zonenenteignung  zur  Verbesserung  der  städtischen  Wohnungsverhält- 
nisse angewendet  wurde  und  wird,  habe  ich  kürzlich  im  Centralblatt  für 
allgemeine  Gesundheitspflege  darzulegen  versucht  i). 

„Von  Budapest  endlich  sehen  Sie  drei  von  Stadtbaudirector  Le ebner 
mir  zur  Verfügung  gestellte  Pläne  über  die  Enteignungen  zur  Anlage  der 
grossen  Radialstrasse,  Andrassystrasse  genannt,  und  zweier  Theile  der 
äusseren  Ringstrasse.  Zur  Andrassystrasse  wurden  sämmtliche  auf  dem 
Plane  roth  umränderten  Grundstücke  enteignet;  zum  Josefs-  und  Franzens- 
ring im  Allgemeinen  nur  die  Strassenfläche  und  die  zur  selbständigen  Be- 
bauung ungeeigneten  Restflächeu.  Diese  letzteren  zurückzubehalten ,  steht 
dem  Eigenthümer  nicht  wie  bei  uns  frei.  Auch  können  benachbarte  Grund- 
.stückstheile  oder  Grundstücke  .der  Enteignung  unterworfen  werden,  was  das 
auf  dem  Tische  des  Hauses  liegende  Enteignungsgesetz  vom  29.  Mai  1881 
in  den  §§.  21  und  22  näher  festsetzt  2). 


1)  J.  Stübben,  GesuncHieitliche  Verbesserungen  baulicher  Art  m  italieni- 
schen Städten.    Centralblatt  für  allgem.  Gesundlieitspflege  1895,  S.  175  u.  ff. 

2)  Vergl  E  Meyn,  Stadterweiterungen  in  rechtlicher  Boziohuug.  1893, 
S  55  u  94.  —  Vergl.  fenier  F.  v.  Gruber,  Gesetzgebung  über  Zonenenteignung 
zur  Assanirung  von  Prag;  Zeitschr.  d.  österr.  Ing.-  u.  Arch.-Vereins  1895,  S.  496. 
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Zu  V.  Bauordnung. 

„Meine  Herren  !  Zum  fünften  Abschnitte  unseres  Gegenstandes,  zur 
Frage  der  abgestuften  Bauordnung,  habe  ich  nach  den  glänzenden  und  ge- 
haltvollen Vorträgen,  die  wir  in  Würzburg  und  Magdeburg  von  den  Herren 
Adickes,  Baumeister,  Classen  und  Hinkeldeyn  gehört  haben,  kaum 
etwas  Neues  nachzutragen.  Auch  brauche  ich  auf  den  Inhalt  unserer  Leit- 
sätze, welche  nur  der  Vollständigkeit  wegen  die  Würzburger  Thesen  in 
kürzerer  Fassung  wiedergeben,  nicht  des  Näheren  einzugehen.  Ich  kann 
aber  mit  Freuden  bestätigen,  dass  die  Anregungen  des  Deutschen  Vereins 
für  öffentl.  Gesundheitspflege  nicht  auf  unfruchtbaren  Boden  gefallen  sind. 


Im  Deutschen  Reiche  besitzen  jetzt  schon,  soweit  ich  habe  feststellen  können, 
sieben  Städte  eine  nach  Bezirken  klar  unterschiedene,  zumeist  auch  den 
Schutz  der  Wohnungen  gegen  Belästigungen  durch  gewerbliche  Betriebe 
berücksichtigende  Bauordnung,  nämlich  in  geographischer  Ordnung  Altona, 
Berlin,  Hannover,  Hildesheim,  Bochum,  Barmen  und  Frankfurt  a.  M.  Die 
abgestufte  Bauordnung  für  Köln  ist  von  der  Stadtverordnetenversammlung 
gut  geheissen  und  würde  schon  erlassen  sein,  wenn  nicht  die  kürzlich  be- 
schlossene Anlage  eines  Stadtwaldes  eine  anderweitige  Umgrenzung  eines 
Laudhausbezirkes  hervorriefe. 

„Aus  Oesterreich -Ungarn  ist  mir  die  Bauklasseneintheilung  von  Wien 
und  Pest  bekannt  geworden  und  auf  den  Plänen  Nr.  36  u.  37  dargestellt  i). 


^)  Die  vom  Vortragenden  benutzten  Plaue  Nr.  36  bis  44  sind  hier  in  der 
Verkleinerung  wiedergegeben. 
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„Die  ungarische  Hauptstadt,  die  überhaupt  auf  baulichem  Gebiete  sich 
auszeichnet,  ist  meines  Wissens  die  erste  Grossstadt,  welche  eine  bestimmte 
Zonenbauordnung  erhielt;  sie  stammt  aus  dem  Jahre  1874.  Die  Zone  I 
umfasst  die  Innenstadt  bis  zur  grossen  Ringstrasse  und  einige  nach  aussen 
sich  erstreckende  Radialstrassen,  Zone  II  die  neueren  Stadttheile,  Zone  III 
mehrere  Villenbezirke  links  und  rechts  der  Donau,  Zone  IV  die  noch  mehr 
ländliche  Aussenstadt ;  ferner  sind  Bezirke  abgegrenzt  für  Fabrikbauten  im 
Allgemeinen  und  für  übelriechende  Industrieen  im  Besonderen.  Die 
Flächeninhalte  der  Zonen  sind  gemäss  dem  ausgehängten  Plane  Nr.  36 
I.  625,  II.  1680,  III.  4135,  IV.  8720,  Fabriken  2725  ha.  Die  Zone  III  um- 
fasst etwa  27  Proc.  des  Gemeindegebietes. 


„Wien  empfing  seine  Bauzonen  nach  der  Eingemeindung  der  Vororte 
im  Februar  1893.  Die  Begrenzung  der  Zonen  ist  nur  eine  provisorische; 
sie  soll  endgültig  geregelt  werden,  wenn  der  grosse  Stadtregulirungsplan, 
welcher  im  vorigen  Jahre  Gegenstand  eines  internationalen  Wettbewerbes 
war  und  gegenwärtig  noch  in  amtlicher  Bearbeitung  ist,  festgestellt  sein 
wird.  Die  vier  Bauzonen  kennzeichnen  sich  im  Wesentlichen  durch  dichte, 
minder  dichte,  offene  und  industrielle  Bebauung.  Die  zulässige  Gebäude- 
höhe sinkt  von  25  auf  15  m,  die  Geschosszahl  von  6  auf  8  ^).   Die  Flächen- 


1)  Drucksachen  des  Gemeinderaths  von  Wien,  Nr.  34  ex  1893.  Siehe  ferner: 
Wiener  Bauordnung  vom  17.  Januar  1883,  §§.  71,  82,  83.  Franz  v.  Gruber, 
Anhaltspunkte  für  die  Verfassung  neuer  Bauordnungen  in  aUen  gesundheitlichen 
Beziehungen.  Wien  1893.  Oesterr.  Ingenieur-  u.  Architekten  verein,  Grund- 
lagen für  die  Verfassung  einer  Bauordnung  der  Stadt  Wien,  1894.  Rudolf 
Mayer,  Entwurf  einer  neuen  Bauordnung  für  die  Stadt  Wien,  1894. 
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grossen  der  auf  dem  ausgehängten  Plane  Nr.  37  angegebenen  vier  Zonen 
sind  I.  2890,  II.  1900,  III.  4630  (etwa  30  Proc),  IV.  4530  ha. 

„In  Preussen  ist  die  Vorschrift  von  Bauzonen  oder  Bauklassen  Sache 
einer  "einfachen  Ortspolizeiverordnung.  Man  hat  wohl  mit  Recht  eine  ander- 
weitige gesetzliche  Regelung  im  Hinblick  auf  die  einschneidende  Bedeutung 
der  Sache  angeregt,  zum  mindesten  ortsstatutarische  Festsetzung  verlangt. 
Wir  haben  aber  aus  gesundheitlichen  Rücksichten  keinen  Grund,  den  Polizei- 
behörden etwa  den  Nichtgebrauch  ihrer  Befugniss  anzuempfehlen.  Weise 
Beschränkung  ist  allerdings  besser  als  Uebertreibung. 

„Besonders  scharfe  Angriffe  sind  gegen  die  abgestufte  Bauordnung 
für  die  Berliner  Vororte  vom  5.  December  1892   erhoben  worden 


üebersichtsplan  der  Bauzonen 

der 

Stadt  Berlin. 


(Plan  38).  Es  handelt  sich  dort  um  drei  von  der  (I.)  Innenstadt  verschie- 
dene Bauklassen,  die  man  im  Allgemeinen  mit  (II.)  viergeschossiger,  (III.) 
dreigeschossiger  und  (IV.)  zweigeschossiger  bezeichnen  kann.  Für  letztere 
besteht  ausserdem  die  Vorschrift  des  Bauwichs  und  das  Verbot  von  Fabriken. 
Die  dreigeschossige  Bebauung  ist  von  der  viergeschossigen  nicht  fest  abge- 
grenzt, sondern  an  den  unfertigen  Zustand  von  Strassen  gebunden,  wird 
also  mit  der  Fertigstellung  der  Strassen  verschwinden.  Die  Flächengrössen 
sind  nach  dem  ausgehängten  Plane  Nr.  38  I.  10  870,  II.  u.  III.  46  600,  IV. 
26  480  ha  (etwa  31  Proc).  Die  Landhausbezirke  sind  von  der  Kritik  als  viel 
zu  gross  bekämpft  worden.  Wenn  man  aber  erwägt,  dass  sie  ausgedehnte 
Wälder  und  Domänen  umfassen,  so  sind  die  Angriffe,  ob  auch  vielleicht 
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im  Einzelnen  nicht  unberechtigt,  so  doch  im  Allgemeinen  übertrieben.  Die 
Meinung,  die  offene  Bauweise  eigne  sich  nur  für  Bewohner,  welche  mehr 
als  6000  Mk.  Einkommen  besitzen,  ist  irrig;  die  Thatsache,  dass  diese  Bau- 
weise auf  dem  Lande  und  in  der  Umgebung  kleiner  Städte  allgemein  ist, 
beweist  das  Gegentheil. 

„Das  Altonaer  Weichbild,  Plan  Nr.  39,  gliedert  sich  in  Innen-  und 
Aussenbezirk ;  im  letzteren  ist  ein  geräumiger  Landhausbezirk  abge- 
grenzt, ein  Theil  des  Innen  -  und  Aussenbezirkes  bildet  zudem  eine  fabrik- 
freie Fläche.  Die  Bauklassen  unterscheiden  sich  nach  Geschosszahl,  Ab- 
ständen und  Hofgrössen.    Die  Flächeninhalte  sind  I.  Innenbezirk  485  ha, 


üebersichtsplan  der  Bauzonen 


II.  geschlossener  Aussenbezirk  610  ha,  III.  offen  zu  bebauender  Aussenbezirk 
920  ha  (circa  45  Proc). 

„In  Hannover,  Plan  Nr.  40,  bestehen  ausser  der  Innenzone  (770ha) 
eine  weniger  dichte  Aussenzone  mit  geschlossener  Bebauung  (2970  ha)  und 
mehrere  fabrikfreie  Landhausviertel  von  beschränkter  Ausdehnung  (215  ha, 
etwa  5Y2  Pi'oc).  Die  Gebäudehöhe  sinkt  von  18  auf  13'5m,  die  Hofgrösse 
wächst  von  25  auf  50  Proc. 

„Durch  die  Polizeiverordnung  vom  22.  Mäi'z  1894  ist  das  Gemeinde- 
gebiet von  Barmen  in  einen  die  eigentliche  Stadt  umfassenden  Innen- 
bezirk, einen  geräumigen  Aussenbezirk  und  zwei  kleine  Landhausbezirke 
getheilt.  In  letzteren  ist  offene  Bebauung  und  die  Höhenbeschränkung  auf 
ein  Ober-  und  ein  Dachgeschoss  vorgeschrieben.  Innen-  und  Aussenbezirk 
unterscheiden  sich  im  Wesentlichen  durch  die  Hofgrösse. 

In  Bochum  (Plan  41)  unterscheidet  sich  der  Stadtkern  (10  ha)  durch 
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Zulassung  eines  sehr  kleinen  Hofraumes  Q/s  des  Grundstückes)  von  der 
übrigen  Stadt  (mit  V4  Hof)  und  von  einem  grösseren,  durch  die  Bauordnung 
vom  Juni  1893  festgesetzten  fabrikfreien  Landhausbezirke.  Die  Flächen- 
grössen der  letzteren  beiden  Zonen  sind  505  und  95  ha. 

„In  Frankfurt  a.  M.  (Plan  42)  ist  die  Aussenstadt  seit  1891  in 
Wohn-,  gemischtes  und  Fabrikviertel  getheilt;  die  ersteren  beiden  zerfallen 
wieder  in  äussere  und  innere  Zone.  In  den  Wohnvierteln  ist  in  der  Innen- 
zone ein  Bauwich  von  3m,  in  der  Aussenzone  von  4  bis  6m  einzuhalten^ 
ausnahmsweise  sind  aber  geschlossen  gebaute  Miethhäuser  bis  auf  50  m  und 
kleinere  Häuser  bis  auf  150  m  Frontlänge  gestattet.  Fabrikanlagen  sind 
in  den  Wohnvierteln  durch  grosse  Grenzabstände  aufs  Aeusserste  erschwert, 
Wohnhäuser  müssen  in  den  Fabrikvierteln  besonders  grosse  Hofräume  er- 

Uebersichtsplan  der  Bauzonen 

der 

Stadt  Hannover. 
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halten.  Die  Flächengrössen  sind  für  dichte  Bebauung  (Innenstadt)  200  ha, 
für  weniger  dichte  Bebauung  der  beiden  Aussenstadtzonen  (gemischte  Viertel) 
1180ha,  für  die  offenen  Wohnviertel  2010  ha  (51  Proc),  für  die  Fabrik- 
bezirke 410  ha. 

„In  Köln,  Plan  Nr.  43,  haben  wir  vier  Bauklassen  vorgesehen. 
I.  Innenstadt  und  fünf  Hauptradialen  nach  aussen  hin ;  II.  städtische  Vor- 
orte; III.  ländliche  Vororte;  IV.  drei  kleinere  Landhausbezirke  in  der 
Innenstadt  und  vier  grössere  im  Aussengelände.  Dazu  kommen  die  mit 
besonderen  reichsgesetzlichen  Baubeschränkungen  behafteten  Festungsrayons. 
Die  Flächeninhalte  sind:  L  865,  IL  1310,  IlL  6805,  IV.  889ha,  Rayons 
776  ha.  Die  unfertigen  Strassen  der  Zone  II  werden  bis  zur  Fertigstellung 
nach  den  Vorschriften  der  Zone  III  behandelt. 

„Auch  in  Erfurt,  Karlsruhe  und  Wiesbaden  bestehen  poli- 
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der 


Stadt  Bochu 


m. 


zeilich  vorgeschriebene  Bezirke  mit  offener  Bauweise;  für  Wiesbaden  hat 
Professor  Baumeister  in  einem  Stadterweiterungsplane  vier  Bauklassen 
entworfen  (Plan  Nr.  44),  zwei  in  geschlossener,  zwei  in  offener  Bauart  mit 
wachsender  Weiträumigkeit.  Bei  höchstens  zwei  Geschossen  sollen  indess 
auch  in  Landhausbezirken  geschlossene  Reihenbauten  bis  zu  100  m  zuge- 
lassen werden. 

„Breslau  besitzt  noch  keine  eigentliche  abgestufte  Bauordnung,  aber 
drei  fabrikfreie  Wohnviertel. 

„Ausser  in  Hamburg,  wo  jetzt  schon  eine  Zweitheilung  der  Bauvor- 
schriften besteht  und  der  Architekten-  und  Ingenieurverein  im  vorigen 
Jahre    eine   vierklassige   Bauordnung   beantragt  und   ausgearbeitet  hat, 

schwebt  der  Erlass  ab- 
Uebersichtsplan  der  Bauzonen  gestufter  Bauordnungen, 

soweit  ich  habe  ermit- 
teln können,  in  Magde- 
burg, Halle  a.  d.  S.  und 
Düsseldorf. 

„Dresden  besitzt 
zwar  keine  eigentliche 
abgestufte  Bauordnung, 
aber  für  verschiedene 
Stadttheile  bestehen  be- 
sondere Bauregulative 
über  Gebäudehöhen  und 
offene  Bauweise,  ferner 
fabrikfreie  und  Fabrik- 
bezirke. Aehnlich  in 
Leipzig  u.  Chemnitz. 
In  Zittau  ist  für  die 
Aussenstadt  allgemein 
offene  Bebauung  vorge- 
schrieben. 

„Landau,  Heidelberg  und  Freiburg  i.  Br.  haben  fabrikfreie 
Bezirke,  Darmstadt  hat  für  einen  besonderen  Fabrikbezirk  die  gün- 
stigsten Vorbedingungen  geschaffen. 

„In  Nürnberg  ist  polizeilich  vorgeschrieben,  dass  an  allen  neuen 
Strassen  das  offene  Bausystem  einzuhalten  ist.  In  München  ist  die  offene 
Bauweise  für  verschiedene  äussere  Stadttheile,  z.  B.  die  Theresienwiese, 
Neuhausen  u.  a.,  vorgeschrieben.  Eine  eigentliche  Zonenbauordnung  ist  in 
den  bayerischen  Städten  nicht  durchgeführt,  auch  nicht  in  den  württem- 
bergischen, hessischen,  badischen  und  elsass-lothringischen  Städten.  Wohl 
aber  gestatten  Sachsen,  Württemberg,  Bayern  und  Hessen  durch  die  Bau- 
gesetze von  1863,  1872,  187G  bezw.  1881  es  den  Stadtvorständen  allge- 
mein, das  offene  Bausystem  strassenweise  vorzuschreiben. 

„Besonders  zeichnet  sich,  last  not  least,  Stuttgart  dadurch  aus,  dass 
für  die  Strassen  an  der  Peripherie  der  Stadt  die  Gebäudehöhe  auf  17,  16, 
14m  beschränkt  und  Grenzabstände  von  3,  6,  10,  ja  12  m  vorgeschrieben 
sind.    An  den  Bergabhängen  dürfen  nur  2  '/j  stöckige  Landhäuser  errichtet 
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werden,  deren  Bauwich  ihrer  Höhe  gleich  ist;  geschlossene  Reihenbauten 
sind  nur  in  der  Innenstadt  zugelassen. 

„Sie  sehen,  meine  geehrten  Herren,  wie  in  zahlreichen  Städten  die 
Weiträumigkeit  der  Bebauung  in  ihrer  eminenten  Bedeutung  für  das  Wohl 
der  Bürger  erkannt  und  mehr  oder  weniger  streng  gepflegt  wird,  dass  wir 
uns  also  auf  einem  Gebiete  bewegen,  auf  dem  die  Grundsätze  der  öffent- 
lichen Gesundheitspflege  immer  mehr  Eingang  finden,  und  dass  somit  jenes 
Schema,  welches  ich  als  letzten  Plan  ausgehängt  habe,  um  die  zulässige 
Gebäudehöhe  in  24  Städten  zu  veranschaulichen,  an  vielen  Orten  gottlob 
nur  noch  für  die  inneren  Stadttheile  in  Geltung  ist.    Aber  sehr  viel  ist  noch 
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ZU  thun.  Viele  Städte  behelfen  sich  noch  mit  den  althergebrachten  einheit- 
lichen Baupolizeivorschriften  für  die  ältesten  und  neuesten,  die  inneren  und 
äusseren  Theile  des  Stadtgebietes.  Die  Verwaltungen  dieser  Städte,  sowie 
die  ärztlichen  und  bautechnischen  Kreise  derselben  immer  wieder  zur 
Prüfung  ihrer  Bauvorschriften  im  Sinne  der  Abstufung  nach  aussen  zu  er- 
mahnen, auch  das  ist  ein  Zweck  der  heutigen  Verhandlung. 

„Meine  Herren !  Bei  Berathung  des  Adickes' sehen  Gesetzentwurfes 
sind  die  Bürgermeister  und  Baubeamten  der  grossen  Städte,  die  auf  Grund 
der  täglichen  traurigen  Erfahrung  eine  Gesundung  des  Städtebauwesens 
anstreben,  als  die  „Interessenten"  bezeichnet  worden,  denen  man  nicht  zu  viel 
trauen  dürfe.  Gewiss,  wir  interessiren  uns  sehr  für  diese  Dinge,  und  der 
Deutsche  Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege  in  allen  seinen  Mitgliedern, 
besonders  den  ärztlichen,  nimmt  unseres  Wissens  ebenfalls  ein  lebhaftes 
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Interesse  daran,  dass  den  Grundsätzen  der  Hygiene  in  den  Ansiedelungen 
dichter  Volksmassen  Geltung  verschafft  werde.  Auch  hoffe  ich,  dass  dieses 
Interesse  so  bald  nicht  erkalten  wird,  denn  es  ist  die  salus  publica,  die 
unsere  Gedanken  leitet.  Bisher  verstand  man  unter  „Interessenten"  die- 
jenigen, welche  durch  persönliche  Rücksichten  mit  Recht  oder  Unrecht  in 
eine  von  dem  öffentlichen  Interesse  verschiedene  Stellung  gedrängt  werden. 
In  unserem  Falle  sind  das  vorwiegend  diejenigen  Bodenapeculanten,  welche 
sich  in  ihrem  Geschäftsgebahren  bedroht  fühlen,  ausserdem  sonstige  Grund- 
besitzer, welche  einer  unbestimmten  Besorgniss  sich  hingeben.    Der  Wider- 
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stand  der  letzteren  gegen  Beschränkungen  des  Grundeigenthums  ist,  wie 
Dr.  Jastrow  in  seinem  Vortrage  auf  der  mehrgeuannten  Stettiner  Ver- 
sammlung richtig  sagtet,  oft  ein  doctrinärer,  so  gegen  das  Princip  des 
Umlegungszwanges,  der  doch  Allen  Vortheile  bietet,  indem  er  jedem  die 
bauliche  Verwerthung  seines  Eigenthums  ermöglicht  und  ihn  frei  macht  von 
Prellstreifen  und  sonstigen  Prellereien  Anderer.  Die  Grundbesitzer  sollten 
es  als  ihre  Pflicht  erkennen,  die  unlauteren  Praktiken  derer,  die  den  ganzen 
Stand  discreditiren  und  den  Glauben  an  das  Recht  des  Grundbesitzes  zu 
erschüttern  drohen,  mit  uns  zu  bekämpfen,  damit  dieses  wichtige  Recht 
gefestigt  werde  gegen  die  Bestrebungen  demokratischer  untl  anderer 
Socialisten. 


1)  Das  Grundeigentlium,  Zeitschrift  für  Hausbesitzer  1894,  Nr.  33, 
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„Gott  macht  das  Land,  der  Mensch  die  Stadt.    Gesundheit  und  Sitte, 
sagt  W.  Cowper,  sind  gefährdet  in  den  Städten.    Er  nannte  London 

. . .  a  queen  of  cities,  that  so  fair 

May  yet  be  foul,  so  witty  yet  not  wise. 
Lassen  Sie  uns  unverdrossen  danach  streben,  dass  die  gesundheitliche  und 
sittliche  Gefährdung,  welche  mit  der  Volksanhäufung  in  den  Städten  ver- 
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knüpft  ist,  durch  die  Maassregeln  der  städtischen  Bauhygiene,  die  uns  heute 
beschäftigen,  nach  Möglichkeit  hintangehalten  werden.  Ein  guter  Stadtbau- 
plan, Umlegung,  Zonenenteignung  und  weiträumige  Bebauung  sind  wirk- 
same Mittel  zu  diesem  Zwecke.  Wir  sorgen,  indem  wir  diese  Mittel 
wiederholt  empfehlen,  nicht  für  uns,  nicht  für  unsere  Privatinteressen, 
sondern  für  alle  Städtebewohner.  Im  Deutschen  Reiche  bilden  diese  aber 
nahezu  die  Hälfte  der  Bevölkerung". 

Anlage  I  (vergl.  S.  23). 
Aus  dem  Baugesetze  des  Cantons  Zürich  für  Ortschaften  mit  städtischen 
Verhältnissen.    Vom  23.  April  1893. 

§.  18. 

Wenn  die  Grenze  zweier  Grundstücke  schiefwinkelig  auf  die  Strassengrenze 
trifft,  so  ist  eine  neue  möglichst  senkrecht  zur  Strassenaxe  stehende  Grenze  an- 
zustreben. Dies  soll  zunächst  auf  dem  Wege  des  Austausches  versucht  werden. 
Wenn  aber  hierdurch  die  eine  Parzelle  so  verschmälert  werden  würde,  dass  die 
Herstellung  einer  ordentlichen  Baute  nicht  mehr  möglich  wäre,  so  ist  das  zur 

4 
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besseren  Gestaltung  beider  Baustellen  nöthige  Land  gegen  Ersatz  des  vollen  Ver- 
kehrswerthes  von  dem  Eigenthümer  der  grösseren  Parzelle  abzutreten,  soweit 
dies  ohne  Naclitheil  für  eine  richtige  Ueberbauung  derselben  geschehen  kann. 

Wenn  eine  an  der  Strasse  liegende  Parzelle  zu  wenig  Tiefe  hat,  um  über- 
baut werden  zu  können,  so  kann  der  Eigenthümer  unter  gleichen  Voraussetzungen 
eine  Grenzvereinigung  mit  den  rückwärts  liegenden  Grundstücken  verlangen, 
sofern  nicht  die  Eigenthümer  derselben  vorziehen,  die  an  der  Strasse  liegende 
Parzelle  zu  erwerben. 

§.  19. 

Für  die  Eintheilung  des  zwischen  Hauptstrassenzügen  liegenden  Landes 
zum  Zwecke  der  Ueberbauung  und  für  die  Anlegung  von  Quartierstrassen,  welche 
das  Innei'e  des  Geländes  mit  den  Hauptstrassen  verbinden,  haben  die  betheiligten 
Grundeigenthümer  einen  Quartierplan  aufzustellen.  Der  Gemeinderath  hat  den 
Quartierplan  zu  prüfen;  im  Uebrigen  kommt  das  in  den  §§.  15  u.  16  beschriebene 
Verfahren  (Offenlegung,  Einsprache,  Genehmigung)  zur  AnAvendung. 

§.  20. 

*  Der  Gemeinderath  ist  berechtigt,  die  Bewilligung  für  Herstellung  einer  Baute- 
so  lange  zu  verweigern,  bis  ein  genehmigter  Quartierplan  vorliegt. 

§.  21. 

Bei  der  Eintheilung  eines  Quartiers  ist  darauf  zu  achten ,  dass  eine  den 
Anforderungen  der  öffentlichen  Gesundheitspflege  entsprechende  Ueberbauung 
möglich  wird,  dass  sich  die  auzulegenden  Quartierstrassen  den  Hauptverkehrs- 
strassen  und  den  benachbarten  Quartierstrassen  passend  anschliessen  und  dass 
die  entstehenden  Vortheile  den  verschiedenen  Grundeigenthümern  in  bilHgem. 
Verhältnisse  zukommen. 

§.  22. 

Können  sich  die  Grundeigenthümer  über  die  Quartiereintheilung  nicht 
einigen,  so  ist  jeder  Einzelne  berechtigt,  zu  verlangen,  dass  der  Gemeinderath 
den  Quartierplan  festsetze.  In  diesem  Falle  hat  der  Gemeinderath  die  sämmt- 
liehen  betheiligten  Grundeigenthümer  anzuhören. 

§.  23. 

Um  eine  Quartiereintheilung  im  Sinne  des  §.  21  und  eine  zweckentsprechendfr 
Ueberbauung  der  einzelnen  Grundstücke  zu  ermöglichen,  ist  der  Gemeinderath 
berechtigt,  Grenzveränderungen  und  nöthigenfalls  die  Zusammenlegung  und 
Neueintheilung  sämmtlicher  Grundstücke  vorzunehmen.  Ebenso  kann  die  Mehr- 
heit der  Grundeigenthümer,  insofern  sie  zugleich  über  mindestens  die  Hälfte  der 
Grundfläche  verfügt,  vom  Gemeindei'athe  die  Vornahme  solcher  Aenderungen. 
verlangen. 

§.  24. 

Bei  der  Neueintheilung  eines  ganzen  Quartiers  werden  sämmtliche  Grund- 
stücke zusammengelegt.  Die  für  Strassen  abzugebende  Bodenfläche  wird  von  der 
Gesammtfläche  abgezogen,  und  es  werden  sodann  neue  Parzellen  so  ausgeschieden, 
dass  jeder  Betheiligte  im  Verhältnisse  des  von  ihm  eingeworfenen  Theiles  zum 
Ganzen  einen  dem  bisherigen  gleichwertigen  Antheil  wieder  erhält.  Hierbei  sind 
die  mit  jedem  Grundstücke  bisher  verbunden  gewesenen  Vorzüge  und  Nachtheile 
möglichst  zu  berücksichtigen. 

Die  Eintheilung  ist  Sache  der  Verwaltungsbehörden.  Ueber  das  Verfahren, 
soweit  dasselbe  nicht  durch  dieses  Gesetz  geordnet  ist,  sowie  über  die  Vorlegung 
der  allgemeinen  Kosten,  namentlich  derjenigen  der  Planaufnahme  und  der  Ver- 
markung,  wird  der  Regierungsrath  eine  Verordnung  erlassen,  welche  dem  Cantons- 
rathe  zur  Genehmigung  vorzulegen  ist. 

Anlage  II  (vergl.  S.  25). 
A.  Der  Kölner  Haus-  und  Grundbesitzer-Verein  hält  die  gesetzliche 
Zwangs -Umlegung   unbebauter  städtischer  Grundstücke  in  baugerechte  Form 
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nur  in  vorwiegend  unbebautem  Gelände  und  unter  folgenden  Bedingungen  für 
statthaft : 

1.  Die  dem  Grundbesitze  aus  dem  Fluchtliniengesetze  vom  2,  Juli  1875  bezüg- 
lich der  Strassenanlagen  erwachsenden  Lasten  sind  nicht  zu  erhöhen. 

2.  Ein  gesetzlicher  Zwang  zur  Umlegung  soll  nur  stattfinden,  wenn  binnen 
"    sechs"  Monaten  nach  der  Erhebung  eines  rechtsgültigen  Anspruches  (siehe 

§.  9,  10,  11  und  12)  und  nach  Mittheilung  dieses  Anspruches  an  die 
Betheiligten  eine  Vereinbarung  unter  den  letzteren  über  freiwillige  Um- 
legung nicht  zu  Stande  gekommen  ist. 

3.  Die  örtliche  Lage  der  Grundstücke  soll  bei  der  Umlegung  möglichst  wenig 
verändert  werden. 

4.  Grundstücke  von  baugerechter  Lage  und  Gestalt  sollen  von  der  Umlegung 
nur  betrofieu  werden,  wenn  die  besonderen  Verhältnisse  des  Baublockes 
dies  nöthig  machen. 

5.  Bei  der  Umlegung  ist  nicht  nur  die  Flächengrösse,  sondern  auch  der  nach 
der  Lage  verschiedene  Werth  der  Grundstücke  zu  berücksichtigen.  Die 
in  den  Umlegungsbereich  fallenden  öffentlichen  oder  Privatwege  sind  wie 
die  übrigen  Grundstücke  zu  behandeln,  jedoch  in  die  neuen  Strassen  zu 
legen,  soweit  deren  Flächengrösse  dazu  ausreicht. 

6.  Als  Umlegungseinheiten  sind  solche  Blocktheile  festzustellen,  deren  Um- 
legung in  sich  abgeschlossen  werden  kann,  ohne  die  Regelung  anderer 
Blocktheile  zu  behindern.  Die  grösste  Umlegungseinheit  ist  ein  ganzer  Block. 

7.  Der  umzulegende  Block  oder  Blocktheil  wird  nach  den  Strassen  hin  um- 
schrieben von  der  Grenze  vorhandener  und  von  der  Mittellinie  projectirter 
Strassen  und  Plätze,  bei  projectirten  Strassen  und  Plätzen  von  mehr  als 
26m  Breite  jedoch  von  einer  Linie,  welche  13  m  von  der  Fluchtlinie  ent- 
fernt ist. 

8.  Die  Errichtung  von  Bauten,  durch  welche  die  Umlegung  erheblich  er- 
schwert wird,  ist  zu  untersagen  (vergl.  §.  11). 

9.  Das  Recht,  die  Umlegung  zu  beanspruchen,  steht  dem  Eigenthümer  oder 
den  Eigenthümern  von  mindestens  der  Hälfte  der  Umlegungseinheit  zu. 

10.  Wird  die  Umlegung  nur  von  dem  Eigenthümer  oder  den  Eigenthümern 
eines  geringeren  Theiles  der  Umlegungseinheit  beansprucht,  so  wird  dieser 
Anspruch  rechtsgültig  durch  einen  zustimmenden  Gemeindebeschluss. 

11.  Wird  der  zustimmende  Gemeindebeschluss  versagt,  so  erlischt  das  in  §,  8 
festgesetzte  Bauverbot  nach  Ablauf  eines  Jahres  nach  Zustellung  des 
Versagungsbeschlusses ,  wenn  nicht  mittlerweile  ein  rechtsgültiger  Um- 
legungsanspruch  erhoben,  ist. 

12.  Bildet  die  Gemeinde  die  die  Umlegung  beansioruchende  Minderheit,  so  wird 
der  Anspruch  rechtsgültig  durch  die  Zustimmung  des  Bezirksausschusses. 
Falls  dieser  seine  Zustimmung  versagt,  findet  der  §.  11  sinngemässe  An- 
wendung. 

13.  Das  neue  Grundstück  tritt  hinsichtlich  der  Hypotheken  und  Realberechti- 
gungen an  Stelle  des  alten.  Den  Hypothekar-  und  Realberechtigten  steht 
ein  Anspruch  auf  Umlegung  oder  Enteignung  nicht  zu. 

14.  Grundstücke,  deren  Grösse  zur  Bildung  einer  selbständigen  Baustelle 
nicht  ausreicht,  sind  mangels  einer  Verständigung  seitens  der  Gemeinde 
zu  enteignen.  Die  Gemeinde  zahlt  den  Enteignungspreis  vorschussweise 
für  Rechnung  der  bei  der  Umlegung  Betheiligten.  Insoweit  durch  Ent- 
eignung und  Zusammenlegung  mehrerer  derartiger  Grundstücke  eine  oder 
mehrere  brauchbare  Baustellen  gewonnen  werden ,  sind  diese  öffentlich  zu 
Gunsten  der  bei  der  Umlegung  Betheiligten  zu  versteigern.  Anderenfalls 
ist  der  Flächeninhalt  der  enteigneten  Grundstücke  mangels  einer  Einigung 
unter  den  Betheiligten  ratirlich  gegen  Kostenersatz  den  einzelnen  Grund- 
stücken zuzutheilen. 
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15.  Die  Enteignung  von  Grundstücken,  welche  zur  Bildung  einer  oder  mehrerer 
Baustellen  ausreichen,  kann  weder  von  der  Gemeinde,  noch  von  den  Eigen- 
thümern  begehrt  werden. 

IG.  Auch  während  des  Verfahrens  steht  den  Betheiligten  jederzeit  das  Recht 
der  Umlegung  durch  freiwillige  Vereinbarung  zu. 

17.  Zur  Entscheidung  über  die  Begrenzung  der  Umlegungseinheit,  sowie  .zur 
Durchführung  des  Umlegungsverfahrens  wird  eine  vorwiegend  aus  Bau- 
und  Rechtsverständigen  bestehende  Commission  auf  Vorschlag  der  Ge- 
meinde vom  Regierungspräsidenten  ernannt,  dieser  bestimmt  auch  den 
Vorsitzenden. 

18.  Gegen  die  Beschlüsse  und  Entscheidungen  dieser  Commission  findet  das 
Verwaltungsstreitverfahren  statt  (Bezirksausschuss,  Ober  -  Verwaltungs- 
gericht). 

B.  Die  Zonenenteignung  hält  der  Kölner  Haus-  und  Grundbesitzer- 
verein nur  für  zulässig  behufs  Herstellung  von  Strassendurchbrüchen  in  bebauten 
ytadttheileu,  soweit  solche  Unternehmungen  im  Interesse  der  öffentlichen  Gesund- 
heitspflege und  des  Verkehres  erforderlich  erscheinen.  Dieselbe  steht  mit  der 
Umlegung  in  keinem  Zusammenhange  imd  ist  schon  um  desswillen  in  einem 
besonderen  Gesetze  zu  erledigen.  Der  Verein  sieht  desshalb  davon  ab,  über 
Voraussetzungen  und  Bedingungen  im  Einzelnen  sich  auszusprechen,  glaubt  viel- 
mehr vorerst  einem  neuen,  dieserhalb  besonders  auszuarbeitenden  Gesetzentwurfe 
entgegensehen  zu  sollen. 


Vorsitzender  Geh.  Medicinalrath  Dr.  Pistor  theilt  vor  Eintritt 
in  die  Discussion  über  die  vorgetragenen  Referate  mit,  dass  zu  denselben  zwei 
Anträge  eingegangen  seien,  einer  von  Herrn  Stadtbaurath  Kölle  (Stuttgart), 
der  andere  von  Herrn  Geh.  San.-Ratli  Dr.  Lent  (Köln).   Dieselben  lauten: 

Antrag  Kölle: 

Die  Versammlung  erklärt  sich  mit  den  von  den  Herren  Referenten 
vorgeschlagenen  Leitsätzen  im  Princip  einverstanden  und  bestellt  eine 
Specialcommission  von  sieben  Mitgliedern ,  welche  die  Angelegenheit 
weiter  verfolgen  und  Vorschläge  bezw.  Specialentwürfe,  welche  eine 
allgemeine  gesetzliche  Regelung  der  Frage  herbeizuführen  vermögen, 
dem  Verein  —  wenn  möglich  bis  zur  nächsten  Versammluug  —  macheu 
soll. 

Antrag  Lent: 
Indem  der  Deutsche  Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege,  wie 
auf  früheren  Versammlungen,  so  auch  heute,  den  Leitsätzen  der  Bericht- 
erstatter nach  Richtung  und  allgemeinem  Inhalt  zustimmt,  auf  Durch- 
berachung  der  Einzelheiten  jedoch  verzichtet,  beauftragt  er  den  Aus- 
schuss,  die  Vorträge  der  Berichterstatter  nebst  der  daran  angeknüpften 
Besprechung  drucken  zu  lassen,  und  den  Regierungen  der  deutscheu 
Einzelstaaten  als  Material  für  die  dringend  nothwendige  Verbesserung 
der  Gesetzgebung  über  Stadterweiterungs-  und  Wohnungswesen  zu  über- 
reichen. 

Hierauf  eröffnet  der  Vorsitzende  die  Discussion. 

Stadtbaurath  Kölle  (Stuttgart)  begründet  seinen  Antrag,  der  den 
Zweck  habe,  zu  der  vorliegenden  Angelegenheit  eine  ganz  bestimmte  Stellung 
einzunehmen,  und  zwar  auf  der  Grundlage  der  von  den  Referenten  vor- 
geschlagenen und  eingehend  begründeten  Leitzätze.  Leider  werde  die  eminente 
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Bedeutung,  die  diese  Frage  für  die  Weiterentwickelung  der  Städte  habe, 
noch  nicht  allgemein  gewürdigt,  insbesondere  seien  es  die  maassgebenden 
staatlichen  und  städtischen  Behörden,  die  sich  dieser  Frage  gegenüber  theil- 
weise  noch  sehr  passiv  verhalten ;  während  doch ,  wie  von  den  Keferenten 
mitgetheilt  worden  sei,  in  auswärtigen  Ländern  und  Städten  Vieles  bereits 
bestehe,  was  hier  erstrebt  werde.  Dieser  Umstand  aber  beweise  die  Wichtig- 
keit und  Durchführbarkeit  der  Bestrebungen  des  Vereins. 

Um  nun  auch  in  Deutschland  bessere  Verhältnisse  herbeizuführen, 
empfehle  es  sich,  nicht  nur,  wie  dies  bisher  meist  geschehen  sei,  Leitsätze 
anzunehmen  und  zu  veröffentlichen,  sondern  weiter  zu  gehen,  indem  man 
die  Sache  näher  untersuche  und  praktisch  greifbare  Vorschläge  mache,  was 
unter  den  gegebenen  Verhältnissen  zu  thun  und  wie  weit  es  durchführbar 
sei.  Desshalb  habe  er  vorgeschlagen,  eine  Commission  niederzusetzen,  die 
sich  dieser  Aufgabe  unterziehe,  die  Leitsätze  im  Einzelnen  einer  genauen 
Prüfung  unterwerfe  und  dann  einer  späteren  Versammlung  bestimmte  Vor- 
schläge zur  praktischen  Verwirklichung  der  Frage  mache. 

Geh.  Sanitätsrath  Dr.  Lent  (Köln)  begründet  den  von  ihm  ein- 
gebrachten Antrag,  indem  er  hervorhebt,  dass  dieser  sich  nur  in  einem 
Punkte  von  dem  Antrage  des  Vorredners  unterscheide.  Beide  seien  sie  dar- 
über einig,  dass  es  unmöglich  sei,  hier  die  einzelnen  Punkte  zu  discutiren 
und  über  sie  zu  beschliessen ;  aber  in  der  weiteren  Behandlung  wichen  sie 
von  einander  ab.  Während  der  Antrag  Kölle  vorschlage,  dass  von  Seiten 
des  Vereins  so  zu  sagen  ein  gesetzgeberischer  Schritt  geschehe,  indem  eine 
einzusetzende  Commission  darangehe,  die  Gesetzesvorlage  vorzubereiten,  sei 
er  der  Meinung,  dass  das  eine  ungemein  schwierige  Aufgabe  sei,  die  der 
Verein  nicht  übernehmen  könne,  die  für  den  Verein  geradezu  unausführbar 
werde,  da  er  sich  dann  mit  seinen  Vorschlägen  an  die  Gesetzgebung  der  ein- 
zelnen deutschen  Bundesstaaten  anschliessen,  also  ganz  verschiedene  Wege 
einschlagen  müsse,  um  für  jedes  Land  zu  dem  richtigen  Ausdrucke  zu 
kommen.  Desshalb  sei  er  der  Ansicht,  dass  der  Verein  nichts  Anderes  thun 
könne,  als,  wie  es  sein  Antrag  bezwecke,  die  heutige  Verhandlung  mit  den 
Referaten  und  den  Leitsätzen  drucken  zu  lassen  und  sie  in  die  Kreise  zu 
leiten,  die  eben  dazu  berufen  seien,  die  gesetzgeberische  Arbeit  in  Angriff 
zu  nehmen.  Damit  solle  jedoch  keineswegs  gesagt  sein,  dass  der  Verein 
fortan  die  Hände  in  den  Schooss  legen  solle,  im  Gegentheil,  der  Vei-ein 
werde  noch  oft  in  die  Lage  kommen,  immer  wieder  auf  die  Noth wendigkeit 
der  Lösung  dieser  Frage  aufmerksam  zu  machen. 

Baumeister  Hartwig  (Dresden)  präcisirt  zunächst  seine  Stellung  zu 
den  Forderungen  des  Herrn  Stübben,  wie  er  dies  auch  schon  bei  einer 
früheren  Gelegenheit  zu  thun  in  der  Lage  gewesen  sei,  dahin,  dass  er  in  dem, 
was  er  als  hauptsächlich  erachte,  in'  der  Möglichkeit,  in  alte,  verrottete  Bau- 
stätten der  Städte  einen  frischen,  fröhlichen  Einhieb  vornehmen  zu  können, 
vollkommen  mit  Herrn  Stübben  übereinstimme,  ja  noch  etwas  weiter  gehe, 
nämlich  so  weit,  wie  man  in  Belgien  gehe,  dass  man  nicht  nur  aus  Verkehrs- 
interessen und  sanitären  Interessen ,  sondern  auch  zum  Zwecke  der  allge- 
meinen Verschönerung  und  Verbesserung  des  Städtebildes  expropriiren  dürfe. 
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Dagegen  habe  er  in  Bezug  auf  seine  anderen  Forderungen,  zwangsweise 
Zusammenlegung  der  Baustellen  im  freien  Gelände  und  weiträumige  Bebauung, 
etwas  abweichende  Meinungen,  die  er  kurz  begründen  wolle,  und  zwar  in 
Vertretung  der  Interessen  derjenigen,  die  doch  bei  diesen  Umgestaltungen 
sehr  stark  betheiligt  seien ,  der  Hausbesitzer  der  grossen  Städte  —  nicht 
der  Grundbesitzer;  denn  zwischen  Hausbesitzer  und  Grundbesitzer  in  einer 
Grossstadt  sei  ein  gewaltiger  Unterschied.  Der  Hausbesitz  werde  irritirt, 
bedrängt,  in  die  Enge  getrieben  durch  den  Grundbesitz,  durch  den  Besitz 
von  unbebauten  Grundstücken. 

Im  Ganzen  also  stimme  er  den  Tendenzen,  welche  schon  früher  und 
auch  diesmal  hier  vertreten  seien,  bei,  allerdings  mit  einigen  Beschränkungen. 
Man  suche  jetzt  das  Heil  der  Welt  in  der  weiträumigen  Bebauung,  in 
der  Bebauung  der  Landfläche  mit  kleinen  Gebäuden.  Dieses  Verlangen 
stehe  im  Widerspruche  mit  den  in  den  letzten  Jahrzehnten  in  allen  Bau- 
ordnungen aufgestellten  Principien,  die  das  jetzige  Städtebild  mit  den  hohen 
Häusern  gezeitigt  haben,  und  desshalb  sei  es  wohl  am  Platze,  darauf  hinzu- 
weisen, welche  Vortheile  es  doch  auch  habe,  wenn  man  grosse  Häuser  schafife, 
wie  sie  jetzt  in  allen  Städten  sich  finden.  Zunächst  seien  die  Baukosten 
für  die  Herstellung  grosser  vierstöckiger  Häuser,  auf  den  Kopf  der  Bewohner 
vertheilt ,  so  niedere ,  wie  sie  bei  kleinen  Häusern  nie  möglich  seien ,  und 
desshalb  sei  bis  jetzt  die  offene  Bebauung  auch  nur  den  besser  Bemittelten 
zu  Gute  gekommen;  gute,  billige  Arbeiterwohnungen  mit  ihr  herzustellen, 
sei  noch  nicht  gelungen. 

Weiter  werde  zu  Gunsten  der  weiträumigen  Bebauung  immer  angeführt, 
dass  man  damit  der  Grund-  und  Bauspeculation  wii'ksam  entgegentrete, 
indem  man  sich  billige  Bauplätze  verschaffe  und  mit  Hülfe  dieser  billigen 
Bauplätze  alsdann  sicher  wäre,  bilbge  Wohnungen  zu  bekommen.  Das  aber 
sei  ein  Trugschluss.  Ein  Bauherr,  der  auf  einem  Grundstücke  mit  fünf- 
stöckigen Häusern  Wohnungen  für  vielleicht  300  Personen,  auf  dem  gleichen 
Grundstücke  in  Einfamilienhäusern  aber  nur  für  etwa  25  Personen  Woh- 
nung schaffen  könne,  könne  im  ersteren  Falle  einen  sehr  viel  höheren  Grund- 
und  Bodenpreis  zahlen,  ohne  dass  der  Miether  davon  berührt  werde. 

Ein  weiterer  Nachtheil  der  Einzelbebauung  beruhe  in  der  Trennung 
der  Bevölkerungsklassen  in  Mittellose,  Bemittelte  und  Reiche,  was  eine  voll- 
ständige Umformung  der  socialen  Mischung  der  Be-^-ölkerung  der  Gross- 
städte herbeiführen  würde,  jedenfalls  nicht  zum  Vortheil  der  Unbemittelten, 
die  dann  in  Armenviertel  gedrängt,  den  Augen  der  Wohlhabenden  und 
wohl  auch  deren  Mildthätigkeit  mehr  entrückt  würden.  In  unseren  deut- 
schen Grossstädten,  in  denen  die  verschiedeneu  Klassen  der  Bevölkerung 
gemischt  wohnen,  rücke  das  Elend  nahe  heran  an  die  Augen  der  Wohl- 
habenden, und  dieses  Naheheranrücken  sei,  oft  wenigstens,  der  Grund,  auf 
welchem  die  Mildthätigkeit  sich  erschliesse. 

Noch  auf  einen  anderen  Punkt  müsse  er  kommen:  man  sage,  wenn 
man  recht  viel  Bauland  erschliesse,  mache  man  das  Bauland  billig  und 
wenn  man  das  Bauland  billig  gemacht  habe,  mache  man  auch  die  Miethen 
billig.  Das  aber  sei  eine  kühne  Schlussfolgcrung ;  mit  noch  soviel  billigem 
Bauland  schafft  man  noch  lange  nicht  auch  billige  Miethpreise.  Denn  dazu 
müsste  man  sich  Garantie  geben  lassen  können,  dass  der  Käufer,  und  nicht 
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nur  er,  sondern  auch  seine  Kinder  und  Kindeskinder  und  alle  anderen 
Nachbesitzer  sich  verijflichtet  halten,  zu  einem  bestimmten  billigen  Preise 
zu  vermiethen.  Das  aber  sei  unmöglich  und  desswegen  werden  alle  die 
von  den  Referenten  vorgeschlagenen  Mittel  nicht  erreichen,  was  beabsichtigt 
sei:  billige  Miethen  auf  lange  Zeitdauer  hinaus. 

Er  sei  also  mit  der  Erweiterung  der  Enteignungsbefugniss  für  das 
Stadtinnere  vollständig  einverstanden,  wende  sich  aber  gegen  jeden  Zwang 
im  freien  Gelände.  Er  wolle  nicht,  dass  man  ein  Umlegungsverfahren  gesetz- 
lich etablire,  oder  auch  ein  Zusammenlegungsverfahren  oder  etwas  Aehn- 
liches,  weil  dies  nur  die  Wirkung  habe,  die  Baustellen  zu  vermehren  und 
damit  die  übermässige  Bauspeculation ,  den  Bauschwindel,  zu  begünstigen. 
Dieser  Krebsschaden  des  Bauschwindels  werde  gefördert,  wenn  man  sich 
dazu  verstehen  sollte,  Zwangsmaassregeln  einzuführen,  dass  draussen  im 
freiem  Felde  gegen  den  Widerspruch  des  Einzelnen  Alles  zu  Baustellen 
gemacht  werden  könne. 

Im  Anschluss  an  diese  Mittheilung  stellt  Herr  Baumeister  Hartwig 
folgenden 

Antrag: 

Die  Versammlung  erklärt  sich 

1.  mit  den  in  den  Schlusssätzen  enthaltenen  Forderungen  auf  Erweiterung 
des  Enteignungsrechtes  der  Stadtgemeinde  für  die  bebaute  und  unbebaute 
Innenstadt  einverstanden. 

2.  Sie  erachtet  jedoch  die  Frage,  ob  in  der  Bauordnung  der  Städte  überall 
die  Hinterwohngebäude  nach  Möglichkeit  vermieden,  kleinere  Wohnhäuser 
begünstigt  und  mittlere  und  schmale  Wohnstrassen  festgelegt  werden 
sollten,  als  eine  solche,  über  welche  nur  in  Anlehnung  an  die  Bedürfnisse 
der  einzelnen  Städte  entschieden  werden  kann  und  hält  die  Fortführung 
breiter  Strassen  im  Gegensatz  zu  den  Schlusssätzen  nicht  für  falsch,  son- 
dern für  wünschenswerth. 

-3.  Sie  hält  gesetzliche  Bestimmungen,  welche  die  Umlegung  in  bisher  unbe- 
bauten Geländen  erzwingen  sollen  zur  Herbeiführung  gesunder  und  billiger 
Wohnungen,  nicht  für  nothwendig,  in  Erwägung 

a)  dass  in  den  meisten  Städten  Ueberfluss  an  fertigem,  sofort  bebaubarem 
Baulande  vorhanden  ist: 

b)  eine  Vermehrung  des  Baulandvorrathes  nothwendig  eine  Vermehrung 
der  überflüssigen  Bauthätigkeit  in  dem  Bauschwindel  hervorrufen  würde; 

c)  eine  baldmöglichste  Beseitigung  der  gesundheitswidrigen  Wohnungen 
im  Stadtinnern  nothwendiger  scheint,  als  Vermehrung  des  Vorrathes 
an  fertigen  Baustellen  im  freien  Gelände. 

Antragsteller  begründet  diesen  Antrag  im  Einzelnen.  Zu  1.  bemerkt 
«r,  dass  dies  den  von  ihm  vorher  gegebenen  Ausführungen  entspreche,  dass 
in  Bezug  auf  die  alten,  gesundheitswidrigen  Gebäude  der  Innenstädte,  die 
den  Verkehr  stören,  gesundheitsschädliche  Wohnungen  darbieten  und  lüstig 
nach  jeder  Richtung  hin  seien,  den  Gemeinden  ein  grösseres  Recht  zu  ihrer 
Beseitigung  eingeräumt  werden  müsse. 

Zu  2.  habe  ihn  die  Erwägung  gebracht,  dass  man  durch  die  Festlegung 
von  schmalen  und  breiten  Strassen  von  vornherein  der  Zukunft  eine 
Zwangsjacke  anziehen  würde,  da  man  vielfach  doch  gar  nicht  ermessen 
und  voraussehen  könne,  wie  sich  eine  Strasse  entwickeln  werde.  Breite 
Strassen  seien  ja  keine  Last  und  darum  halte  er  es  für  nöthig,  in  allen 
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Fällen  breite  Strassen  anzulegen,  da  sonst  möglicher  Weise  die  Entwicke- 
lung  einer  Stadt  sehr  gehemmt  werden  könne.  —  Auch  gegen  die  unbe- 
dingte Verwerfung  der  Hintergebäude  müsse  er  sich  erklären.  In  grossen. 
Städten  seien  Hintergebäude  vielfach  nicht  jene  mindei'werthigen,  verächt- 
lichen Gebäude  von  ehedem,  sondern  gut  gebaute  Wohnungen  an  15  bis 
20  m  breiten  Höfen,  geschützt  gegen  Strassenstaub  und  Strassenlärm ;  diese 
zu  verbieten,  habe  der  Verein  doch  eigentlich  keine  Veranlassung.  —  Auch 
die  Begünstigung  der  kleinen  Wohnhäuser  könne  er  nicht  als  richtig 
anerkennen,  da  sie,  wie  er  vorher  schon  aus  einander  gesetzt  habe,  nicht 
so  billig  sein  könnten  wie  die  grossen,  und  man  in  ihnen  auf  viele  Annehm- 
lichkeiten der  Etagenwohnungen  verzichten  müsse. 

Zu  3.  habe  er  nur  zu  bemerken,  dass  es  seines  Erachtens  keiner  Re- 
gierung einfallen  werde,  in  vollem  Umfange  dem  beizustimmen,  was  hier 
beantragt  sei,  namentlich  auch  desswegen,  weil  die  Staatsregierungen  viel- 
fach selbst  Grundstückbesitzer  in  den  grossen  Städten  seien,  und  es  ihnen 
gar  nicht  einfallen  werde,  sich  der  Oberhoheit  eines  städtischen  Regiments 
unterzuordnen,  wie  dies  die  Erfahrung  schon  oft  gelehrt  habe.  Desshalb,. 
wenn  der  Verein  auch  dem  Antrage  der  Referenten  gemäss  beschliesse,  zu 
diesen  Bestimmungen  werde  es  sicherlich  nicht  kommen. 

Oberbürgermeister  Westerburg  (Cassel)  stimmt  Allem  dem,  was 

Herr  Baurath  Stübben  in  Bezug  auf  Umlegung  und  Zonenenteignung 
gesagt  habe,  vollständig  bei,  in  Bezug  auf  letztere,  ebenfalls  mit  Herrn 
Baurath  Stübben,  nur  für  alte  bebaute  Stadttheile.  Ebenso  stimme  er 
Herrn  Stübben  vollkommen  in  dem  bei,  was  er  über  die  Nothwendigkeit 
eines  Gesetzes  gesagt  habe ,  welches  die  Umlegung ,  die  Zusammenlegung 
noch  unbebauten  Terrains  herbeiführe,  die  Consolidation,  die  Verkoppelung 
oder  wie  die  Ausdrücke  in  den  verschiedenen  Landestheilen  heissen.  Diese 
halte  er  im  Gegensatz  zu  seinem  Vorredner  für  absolut  nöthig.  Wenn 
dieser  —  und  darauf  komme  seine  Deduction  doch  eigentlich  hinaus  — 
verlange,  dass  gar  kein  Gelände  mehr  zum  Bauen  erschlossen  werde,  wohin 
sollen  denn  alle  die  Leute  kommen,  die  jährlich  in  die  Städte  hineinziehen 
oder  dort  geboren  werden?  (Zwischenruf  des  Herrn  Hartwig:  Es  ist  ja 
genug  Platz  da!)  Hier  handle  es  sich  nicht  darum,  agrarische  oder  sonstige 
Interessenpolitik  zu  treiben,  sondern  vom  Standpunkte  der  Städteverwaltung 
dafür  zu  sorgen,  dass  für  die  durch  Zuzug  und  Geburtenüberschuss  stets 
wachsende  Bevölkerung  der  Städte  gesunde  und  zweckmässige  Wohnungen 
jeder  Zeit  eröffnet  werden.  Desshalb  sei  es  zweifellos,  dass  fortwährend 
in  allen  Städten  bei  normaler  Entwickelung  neue  Strassen  hergestellt  und 
neue  Gebäude  errichtet  werden  müssen,  und  darum  sei  ein  Gesetz  nöthig, 
welches  ermögliche,  dass  die  Grundstücke,  die  schlecht  an  eine  Strasse  an- 
schneiden u.  dergl.,  zwangsweise  verkoppelt  werden,  um  so  den  Anbau  der 
Strasse  überhaupt  zu  ermöglichen.  Er  möchte  wünschen,  dass  der  Verein 
diesen  Punkt,  der  seines  Erachtens  spruchreif  sei,  gegen  den  keinerlei  irgend 
wie  begründete  Einwendung  erhoben  werden  könne,  besonders  hervorhebe,  als 
Etappe,  um  wenigstens  dieses  eine  Stück  zu  erreichen,  das  auf  die  Dauer 
gar  nicht  entbehrt  werden  könne.  Das  einzige  Bedenken,  welches  sich 
dagegen  vorbringen  lasse,  das  alte  Bedenken  uns  der  ,. Heiligkeit  und  Un- 
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verletzlichkeit  des  Eigenthums",  sei  durch  Thatsachen  längst  widerlegt,  da 
dieselbe  Verkoppelung,  die  hier  erstrebt  werde,  in  den  meisten  Staaten  für 
die  ganze  ländliche  Bevölkerung  als  gesetzlicher  Zustand  bestehe.  Bei  der 
Verkoppelung  werde  ja  das  Eigenthum  nicht  aufgehoben ,  es  werden  nur 
die  Grenzen  desselben  etwas  anders  arrondirt,  oder  im  äussersten  Falle 
werde  ein  Grundstück  an  eine  etwas  andere  Stelle  gerückt.  Das  Privat- 
eigenthum selbst  aber  bleibe,  von  einer  Einziehung  des  Eigenthums  sei 
keine  Rede. 

Einen  Widerspruch  dagegen  erhebt  Redner  gegen  die  Vorschläge  des 
Herrn  Oberbürgermeisters  Küchler  betreffs  sogen.  Zusammenlegung. 
Einen  Gesetzentwurf,  wie  ihn  Herr  Küchler  wünsche,  durchzubringen, 
halte  er  in  absehbarer  Zeit  für  gänzlich  aussichtslos.  Diese  Zusammenlegung, 
nach  welcher  den  Einzelnen  im  ganzen  Bezirke  das  Eigenthum  genommen 
werde,  sie  in  eine  Genossenschaft  gedrängt  werden  und  nur  noch  ein  ideales 
Miteigenthumsrecht  besitzen,  —  denn  so  stelle  es  sich  in  Wirklichkeit  her- 
aus — ,  sei  etwas  ganz  anderes  als  die  vorher  berührte  Umlegung.  Bei 
letzterem  behalte  der  Einzelne  sein  Privateigenthum,  könne  damit  schalten 
wie  er  wolle,  könne  es  bebauen  u.  dergl.,  dagegen  bei  der  vorgeschlagenen 
Genossenschaftsbildung  finde  eine  vollständig  socialistische  Expropriation 
statt  zu  Gunsten  der  allgemeinen  Genossenschaft,  das  Eigenthum  werde 
vollständig  aufgehoben,  dem  Eigenthümer  bleibe  nur  das  Recht  auf  Revenüen; 
aber  er  könne  nicht  mehr  über  das  Grundstück  allein  irgend  wie  verfügen. 
Jede  dahin  gehende  Bestrebung  halte  er  zur  Zeit  wenigstens  für  gänzlich 
aussichtslos. 

Aber  er  bestreite  auch,  dass  nachgewiesen  sei  oder  auch  nur  augen- 
blicklich nachgewiesen  werden  könne,  dass  überhaupt  dadurch  das  gefördert 
werde ,  was  gefördert  werden  solle ,  nämlich  Verbilligung  des  Grundes  und 
Bodens.  In  einzelnen  Fällen  möge  dies  ja  wohl  der  Fall  sein,  aber  es  gebe 
auch  Fälle,  die  anders  liegen,  z.  B.  wenn  einem  Grundbesitzer  oder  einer 
Familie  die  Hälfte  oder  mehr  des  Grundes  und  Bodens  in  der  Gemarkung 
gehöre.  Da  könne  es  bei  nicht  genügender  Aufsicht  der  Behörde  wohl  vor- 
kommen, dass  diese  die  anderen  einfach  espropriiren,  den  ganzen  Grund- 
besitz in  die  Genossenschaft  hineinzwingen  und  diese  Genossenschaft  nachher 
lediglich  nach  ihrem  Belieben,  nach  ihren  egoistischen  Interessen  verwalten 
und  verwerthen.  Es  könne  dann  insbesondere  sehr  wohl  vorkommen,  dass 
es  nicht  in  ihrem  Interesse  liege,  die  Sache  möglichst  rasch  zu  verkaufen, 
sondern  vielleicht  in  wucherischer  Absicht  möglichst  lange  diese  Zwangs- 
genossenschaft aufrecht  zu  erhalten  und  mit  ihr  das  ganze  Gelände  dem 
Verkehr  zu  entziehen.  Dann  werde  gerade  das  Gegentheil  von  dem  erreicht, 
was  erreicht  werden  solle.  Desshalb  erachte  er  diesen  Punkt  im  Gegen- 
satze zu  dem  erst  erörterten  noch  nicht  für  spruchreif  und  müsse  wünschen, 
dass  der  Verein  diesen  Punkt  zunächst  fallen  lasse  und  nicht  näher  auf  ihn 
eingehe. 

Bürgermeister  Dr.  StrauSS  (Rheydt)  erklärt  sich  mit  dem  Princip 
der  weiträumigen  Bebauung  einverstanden,  hat  aber  doch  gegen  einzelne 
Ausführungen  der  Referenten  Bedenken,  die  zum  Theil  allerdings  durch  den 
Vorredner  bereits  erörtert  worden  seien.    Die  Umlegung  halte  auch  er, 
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wie  dies  wohl  von  Allen  geschehe,  die  mit  der  Materie  vertraut  seien,  für  eine 
absolute  Nothwendigkeit,  auch  für  zweckmässig  und  in  jeder  Beziehung 
nützlich  und  heilsam.  Nur  sei  es  bedenklich,  durch  die  Umlegung  etwas 
■erreichen  zu  wollen,  was  ihrem  Wesen  an  sich  fremd  sei.  In  vielen  Kreisen 
fürchte  man  nämlich,  dass  der  Zweck  des  Umlegungsverfahrens,  wie  es  bis 
jetzt  vorgeschlagen  sei,  weniger  der  sei,  baugerechte  Formen  zu  schaffen, 
als  dass  so  lange  um-  und  her-  und  hingelegt  werden  solle,  bis  schliesslich 
irgendwo  etwas  übrig  bleibe,  das  der  Stadtgemeinde  unentgeltlich  zufalle. 
Das  sei  ein  Bedenken,  das  häufig  gegen^  die  Umlegung  geltend  gemacht 
werde,  und  es  komme  desshalb  sehr  darauf  an,  in  welcher  Weise  die  Um- 
legung vollzogen  werde.  In  diesem  Punkte  gehe  er  aber  noch  einen  Schritt 
weiter,  wie  Herr  Stübben,  er  sei  der  Ansicht,  dass  als  Umlegungseinheit 
nicht  ein  bestimmter  Block  zu  gelten  habe,  er  halte  das  Recht  der  Um- 
legung für  eine  Forderung,  welche  jeder  Grundstückseigenthümer  gegen 
seinen  Nachbar  da,  wo  eine  Fluchtlinienfestsetzung  stattgefunden  habe, 
nothwendiger  Weise  habe  und  haben  müsse.  Und  da  sei  es  nicht  zweck- 
mässig, die  Umlegung  auf  einen  bestimmten  Block  zu  beschränken.  Es 
könne  sehr  wohl  die  Möglichkeit  sich  eingeben,  dass  in  einem  Block  alle 
■Grundstücke  bis  auf  zwei  regulirt  seien  und  dann  würde  es  eine  Härte  sein, 
den  beiden  Grundstückseigenthümern  desshalb,  weil  im  Uebrigen  der  Block 
die  Umlegung  nicht  nöthig  habe,  das  Recht  der  Umlegung  zu  versagen. 
Darum  genüge  es,  wenn  ein  Rechtssatz  bestände,  der  besage,  dass  in  allen 
Städten,  in  denen  eine  Fluchtlinienfestsetzung  stattgefunden  habe,  jeder 
Nachbar  gegen  seinen  Nachbar  oder  gegen  seine  Nachbaren  das  Recht  auf 
ümlegung  dieser  Grundstücke  in  baugerechte  Formen  habe.  Auch  sei  kein 
Grund  vorhanden,  die  Durchführung  dieses  Rechtssatzes  denjenigen  Behörden 
zu  entziehen,  zu  deren  Cognition  die  nachbarrechtlichen  Verhältnisse  ge- 
hören, nämlich  den  Gerichten,  wenn  auch  vielleicht  in  ei'ster  Linie  die  Ge- 
meinde oder  ein  Landmesseramt  anzugehen  sein  würde.  Er  glaube,  dass 
die  Unterstellung  unter  die  Gerichte  manche  Bedenken  zerstreuen  würden, 
•die  gegen  das  Institut  bislang  erhoben  worden  seien. 

In  der  Frage  der  Zusammenlegung  stehe  er  auf  dem  Standpunkte 
des  Herrn  Westerburg,  er  glaube,  dass  der  Grundgedanke  des  Referenten, 
die  Verbilligung  des  Landes  und  die  dauernde  Erhaltung  des  Landes  auf 
einem  billigen  Satze,  durch  die  Zusammenlegung  in  der  geschilderten  Weise 
nicht  zu  erreichen  sei.  Immerhin  aber  liege  hierin  ein  sehr  beachtens- 
werther  Gedanke,  nämlich  der,  dass  die  Gesammtheit  der  Grundbesitzer  in 
der  Feldflur  einer  Stadt  oder  in  einem  bestimmten  Bezirke  gewisse  Auf- 
gaben zu  erfüllen  habe,  die  nicht  der  Einzelne  erfüllen  könne,  sondern  die 
eben  nur  die  Gesammtheit  oder  die  Stadtgemeinde  erfüllen  könne;  und  in 
dieser  Beziehung  das  Verhältniss  zwischen  Rechten  und  Pflichten  der  Stadt- 
gemeinde und  zwischen  den  Besitzern  der  Feldflur  zu  regeln  und  fest- 
zustellen, das  sei  allerdings  eine  wichtige  Aufgabe  der  Gesetzgebung,  die 
noch  zu  lösen  sei.  In  dieser  Beziehung  eine  Anregung  gegeben  zu  haben, 
erachte  er  als  ein  grosses  Verdienst  des  Referenten  und  wünsche  lebhaft, 
dass  seine  Ausführung  in  dieser  Beziehung  die  nöthige  Beachtung  und 
Würdigung  dieser  Versammlung  finde. 

In  Bezug  auf  die  Enteignung  gehe  er  noch  einen  Schritt  weiter  als 
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Herr  Stübben  gegangen  sei.  Er  stehe  auf  dem  Standpunkte,  dass  er 
-der  Stadtgemeinde  innerhalb  ihres  Weichbildes  unter  allen  Umständen  für 
alle  Zwecke  des  communalen  Wohles  und  der  communalen  Wohlfahrt  das 
Enteignungsrecht  gewährt  wissen  wolle.  Dies  sei  eine  Forderung,  die  J eder, 
.  der  mit  dem  öffentlichen  Bauwesen  und  mit  der  Assanirung  der  Städte  zu 
thun  habe,  als  wohlberechtigt  anerkennen  müsse.  Gegen  die  Forderung,  dass 
hier  ein  Mittel  gegeben  werde,  um  einen  Zwang  gegen  Eigenwillen  Ein- 
zelner auszuüben  im  Interesse  des  allgemeinen  Wohles,  könne  sich  seiner 
Ansicht  nach  Niemand  wehren. 

Was  die  Anträge,  die  von  einzelnen  Rednern  eingebracht  worden  seien, 
betreffe,  so  halte  er  es  für  wünschenswerth,  dass  der  Antrag  Kölle  An- 
nahme finde,  da  die  vorgeschlagene  Commission  in  der  Lage  sein  werde, 
mit  Benutzung  mancher  in  der  heutigen  Discussion  neu  hinzugekommener 
Gesichtspunkte  dem  Verein  ein  fertiges  Ganze  zu  liefern,  das  die  öffentliche 
Kritik  nach  jeder  Richtung  hin  bestehen  könne. 

Stacitrath  XJsteri  (Zürich)  wünscht  die  von  Herrn  Stübben  in  seinem 
Referate  gegebenen  Mittheilungen  über  das  Züricher  Quartierplanverfahren 
noch  etwas  zu  ergänzen.  Die  Umlegung,  die  mau  in  Zürich  Quartierplau- 
verfahren  nenne,  bestehe  zwar  erst  seit  einem  Jahre,  habe  sich  aber  bereits 
als  ein  entschiedener  Fortschritt  erwiesen,  namentlich  in  bautechnischer 
Beziehung,  vorausgesetzt,  dass,  wie  in  Zürich,  Hand  in  Hand  mit  dem 
Quartierplanverfahren  eine  weitgehende  Einschränkung  der  Baufreiheit  gehe. 
Ob  das  Quartierplanverfahren  auch  in  Hinsicht  auf  die  Verbilligung  von 
Grund  und  Boden  von  Nutzen  sein  werde,  lasse  sich  mangels  Erfahrungen 
heute  noch  nicht  sagen. 

Das  Quartierplanverfahren  umfasse  in  Zürich  ein  grosses  Areal,  von 
16  bis  ISqkm  fertigen  Baugrundes  des  Stadtbannes  seien  3Y2<lkJii 
Quai'tierplanverfahren  begriffen.  Die  einzelnen  Quartierplanverfahren  um- 
fassen 2,  3,  4  bis  8ha,  je  nach  den  einzelnen  Verhältnissen.  Wie  sehr 
den  Grundeigenthümern  dieses  Verfahren  diene,  gehe  daraus  hervor,  dass 
die  meisten  Quartierpläne  auf  Verlangen  der  Privaten  angeordnet  worden 
seien,  nur  ein  kleiner  Theil  von  Amtswegen. 

Von  ganz  wesentlicher  Bedeutung  für  diese  Umlegung  sei  die  Art  und 
Weise,  wie  man  das  Umlegevei^fahren  den  betheiligten  Grundeigenthümern 
zur  Darstellung  bringe.  In  Zürich  berufe  man  die  sogenannte  Grund- 
eigenthümer -Versammlung  ein,  lege  da  in  möglichst  verständlicher  Sprache 
den  Leuten  das  ganze  Verfahren  dar  und  verlange  dann  von  ihnen,  dass 
sich  Jeder  über  die  gemachten  Vorschläge  ausspreche.  Da  seien  es  gute 
Gedanken,  die  zum  Ausspruch  kämen,  aber  auch  einseitige  Gedanken, 
eigennützige  Begehren,  auch  etwas  confuse  Begehren.  Trotzdem  aber  sei 
die  Baubehörde  in  der  Lage,  dem  Gesammteindruck  dieser  Erklärungen 
der  Grundeigenthümer  manches  Nützliche  zu  entnehmen  und  dann  schliess- 
lich zu  einem  Plane  zu  gelangen,  der  die  Billigung  einer  Mehrzahl  der 
Grundeigenthümer  finde,  ohne  den  öffentlichen  Interessen  irgendwie  zu 
nahe  zu  treten. 

Die  Areale,  welche  den  Qnartierplanverfahren  unterworfen  seien,  finden 
sich  fast  durchweg  im  Gebiete  der  früheren  Vororte,  die  erst  seit  zwei 
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Jahren  zur  Stadt  gezogen  worden  seien.  Dabei  habe  man  die  Erfahrung- 
gemacht, dass  sich  das  Quartierplan  verfahren  ausdehnen  lasse  auf  ganz 
alten,  festgelegten  Grundbesitz,  dass  es  auch  hier  möglich  sei.  Umlegungen 
zu  Stande  zu  bringen,  Quartierstrassen  zu  etabliren,  die  Eigenthumsgrenzen 
abzuändern,  ohne  dass  irgend  ein  erheblicher  Widerspruch  sich  seitens  der  - 
Betheiligten  zeige. 

Auch  die  Zonen-Enteignung  sei  in  Zürich  eingeführt  und  zwar 
schon  seit  33  Jahren,  und  man  habe  in  der  alten  Stadt  wiederholt  davon 
Gebrauch  gemacht.  Die  grossen  Quartiere  oben  an  der  Limat  oder  zunächst 
des  Hauptbahnhofs  seien  zumTheil  ganz,  zum  Theil  in  wesentlichen  Stücken 
auf  Grund  der  Zonenenteignung  durchgeführt  worden.  Weder  durch  dieses 
alte  Gesetz  betr.  Zonenenteignung  noch  durch  das  neue  Quartierplan- 
verfahren sei  das  Rechtsbewusstsein  der  Bevölkerung  nach  irgend  einer 
Richtung  beeinträchtigt  worden. 

Bürgermeister  Dr.  Walz  (Heidelberg)  stimmt  dem  Antrag  Kölle 
nicht  bei  und  wünscht,  dass  die  Angelegenheit  heute  zu  einem  Abschluss 
gelange.  Er  halte  es  nicht  für  Sache  des  Vereins,  derartige  detaillirte 
Gesetzvorschläge  auszuarbeiten  und  halte  andererseits  die  Schwierigkeiten 
einer  solchen  Arbeit  bei  der  Verschiedenartigkeit  der  Landesgesetzgebungen 
für  ganz  ausserordentlich  gross;  auch  seien  seines  Erachtens  die  Thesen 
gründlich  genug  erörtert,  dass  sie  eine  Kritik  nicht  zu  scheuen  brauchen. 

Aber  auch  ein  egoistischer  Grund  bestimme  ihn  als  Vertreter  der 
badischen  Städte,  dem  Antrag  entgegenzutreten.  In  Baden  stehe  man 
nämlich  unmittelbar  vor  einem  einschlägigen  Gesetzentwurfe;  von  der 
Regierung  sei  für  den  nächsten  Landtag  die  sichere  Zusage  einer  Gesetz- 
vorlage gegeben,  die  sich  mit  der  einen  der  hier  besprochenen  Fragen 
befassen  werde,  der  Umleg ung  nämlich.  Nun  sei  aber  zu  befürchten, 
dass,  wenn  der  Verein  heute  einen  solchen  dilatorischen  Beschluss  fasse, 
die  badische  Regierung,  die  überhaupt  sehr  zögernd  an  die  Sache  heran- 
gegangen sei,  vielleicht  Veranlassung  nehmen  könnte,  zu  warten,  bis  das 
Ergebniss  der  etwaigen  näheren  Ausarbeitung  bekannt  geworden  sei. 
Nirgends  aber  sei  eine  Fortbildung  des  Ortserweiteruugsrechtes  so  dringend 
noth wendig  als  gerade  in  Baden,  wo  zersplitterter  Grundbesitz  und  kleine 
schmale  Grundstücksstreifen  die  Umlegung  erheischen.  Aber  gerade  hier 
werde  diese  durch  Rechtsschwierigkeiten  noch  besonders  erschwert  und 
auch  dadurch,  dass  die  Staatsbehörde  auf  derartige  Vertauschungen  im 
Wege  der  Umlegung  eine  Umsatzsteuer  von  2V2  Proc.  in  Ansatz  bringe 
und  damit  das  Umlegungsverfahren  ganz  wesentlich  vertheuere.  Eine  bereits 
vor  zwei  Jahrzehnten  angestrebte  gesetzgeberische  Abhülfe  gegen  diese, 
einer  rationellen  Entwickelung  entgegenstehenden  Verhältnisse  sei  damals 
mit  der  Motivirung  abgelehnt  worden,  dass  kein  öffentliches  Interesse  vor- 
liege und  es  sich  nur  um  die  Interessen  einzelner  Besitzer  handle.  Ein 
neuer  Versuch  in  Anlehnung  an  den  Antrag  Adickes  im  Herrenhause  habe 
nun  allmählich  das  Resultat  ergeben,  dass  die  Regierung  bereit  sei,  einen 
die  Umlegung  betreffenden  Gesetzesvorschlag  einzubringen,  da  sie  jetzt  zu 
der  Ueberzeugung  gelangt  sei,  dass  die  Gesundheitspflege  sowohl  wie  die 
Rücksicht  auf  eine  rationelle  Bebauung  es  nöthig  mache,  die  Gesetzgebung 
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in  die  Lage  zu  setzen,  auch  hinter  die  Baulinie  mit  ordnender  Hand  eingreifen 
zu  können  und  ferner,  dass  die  Durchführung  der  Umlegung  geradezu  einer 
Forderung  der  Gerechtigkeit  entspreche,  da  es  bei  den  im  freien  Felde 
liegenden  Grundstücken  jetzt  ganz  dem  Zufall  überlassen  sei,  ob  das  eine 
Grundstück  den  Vortheil  habe  oder  das  Grundstück  daneben,  je  nachdem 
die  Strasse  falle,  ein  Platz  vorgesehen  werde  oder  dergleichen.  Die  Um- 
legung sei  von  all  den  vorgeschlagenen  Maassregeln  die  wichtigste  und 
solle  man  auf  deren  Erstrebung  den  Angriff  concentriren.  Sei  hier  einmal 
Bresche  geschlagen,  dann  sei  auch  für  weitere  Resultate  Gutes  zu  hoffen. 

Oberbaurath  Professor  Baumeister  (Karlsruhe)  spricht  zunächst 

gegen  die  in  These  II  aufgestellte  Beschränkung  der  Umlegung  auf  einen 
Baublock.  Es  könne  ja  unter  Umständen  möglich  sein,  mit  einem  Bau- 
block auszukommen;  wenn  aber  der  Besitz  eines  Grundeigenthümers  sich 
auf  zwei  oder  drei  Blöcke  erstrecke,  so  werde  er  sich  dafür  bedanken,  mit 
einem  Drittel  oder  der  Hälfte  „umgelegt"  zu  werden,  während  er  die 
anderen  Theile  in  einer  sehr  ungeschickten,  bauunfähigen  Form  behalten 
solle.  Bei  den  neuen  Stadtplänen  mit  ihren  Curvenstrassen  und  ihren 
diagonalen  Strassen  werde  es  fast  immer  nöthig  sein,  einen  sehr  grossen 
Bezirk  dem  Umlegungsverfahren  zu  unterwerfen.  Desshalb  müsse  er  sich 
den  von  einigen  anderen  Rednern  geäusserten  Ansichten  in  dieser  Beziehung 
-anschliessen. 

Nach  These  Ild  solle  die  Majorität  der  Eigenthümer,  unter  gewissen 
Umständen  auch  die  Minderheit,  das  Umlegungsverfahren  veranlassen 
können,  das  Letztere  mit  Hülfe  eines  zustimmenden  Gemeindebeschlusses. 
Hier  halte  er  es  für  richtiger  nicht  der  Minderheit,  vielleicht  einer  einzelnen 
Person  mit  Zustimmung  der  Gemeinde,  sondern  gleich  der  Gemeinde  selbst 
•dies  Recht  zu  verleihen,  da  es  gewiss  zuweilen  zum  allgemeinen  Besten 
diene,  die  Umlegung  selbst  gegen  den  Willen  des  Eigenthümers  eines 
Blocks  oder  mehrerer  Blöcke  zu  Stande  zu  bringen.  Diese  Bestimmung 
sei  auch  in  dem  erwähnten  badischen  Gesetzentwurf  enthalten. 

Was  die  Zusammenlegung  anbelange,  so  könne  diese  seiner  Zeit 
:gar  nicht  ohne  die  Umlegung  geschehen,  sie  mache  jedenfalls  die  Umlegung 
keineswegs  überflüssig.  Die  Umlegung  müsse  unter  allen  Umständen 
hervorgerufen  werden,  und  wenn  das  einmal  geschehen  sei,  sei  die  Zu- 
sammenlegung hinterher  eigentlich  nur  noch  eine  wirthschaftliche  Maass- 
regel, die  aber  für  den  gesundheitlich  zweckmässigen  Ausbau  von  unter- 
geordneter Bedeutung  sei. 

Herrn  Hartwig  gegenüber  wolle  er  betonen,  dass  er  die  Thesen  doch 
wohl  nicht  ganz  richtig  aufgefasst  habe.  Wohl  wolle  man  kleine  Wohn- 
häuser begünstigen,  aber  darunter  seien  nicht  bloss  solche  Landhäuser 
verstanden,  deren  Besitz  nur  von  wohlhabenden  Kreisen  erschwungen 
werden  könne,  sondern  es  solle  ja  gerade  bei  einer  vernünftig  abgestuften 
Bauordnung  zwischen  den  eigentlichen  Landhäusern  reicher  Leute  und  den 
grossen  Miethscasernen  eine  ganze  Reihe  von  Typen  eingeschaltet  werden. 
Nur  durch  eine  solche  Mannigfaltigkeit  könne  allen  Baubedürfnissen  und 
allen  Bevölkerungsklassen  entsprochen  werden. 

Dass  die  Zwangsumlegung  den  Bauschwindel  befördern  solle,  vermöge 
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er  nicht  einzusehen:  ßauschwindel  habe  bisher  stattgefunden  ohne  die- 
Zwangsumlegung.  Herr  Hartwig  meine,  er  werde  durch  die  Zwangs- 
umlegung,  durch  die  Bereitstellung  von  vielem  Bauland  noch  gesteigert 
werden.  Nun  beruhe  aber  doch  der  Bauschwindel  nicht  bloss  auf  der 
Existenz  von  Bauland,  sondern  auch  auf  sittlichen  oder  vielmehr  unsitt- 
lichen Motiven,  und  gegen  diese  anzukämpfen,  das  werde  hauptsächlich 
Aufgabe  der  Gesetzgebung,  die  vom  Reich  erhofft  werde,  sein.  Immerhin 
sei  schon  die  Genehmigung  der  Baupläne  ein  Hülfsmittel,  um  von  Seiten 
der  Gemeinde  auf  ganz  legale  Weise  dem  Bauschwindel  gegenüberzutreten,, 
auch  wenn  Quadratmeilen  von  Bauland  rings  um  die  Stadt  bereit  ge- 
stellt seien. 

Stadtrath  Weil  (Wiesbaden)  schildert  die  Verhältnisse  der  Stadt 
Wiesbaden,  die  als  Curstadt  wesentlich  auf  den  Fremdenverkehr,  sowie 
auf  den  Zuzug  von  Fremden  angewiesen  sei  und  in  Folge  dessen  stets  auch 
bestrebt  sei,  alle  Berathungen  des  Vereins  mit  Interesse  zu  verfolgen  und 
die  Ergebnisse  derselben  für  die  Stadt  nutzbringend  zu  verwerthen.  Auch 
den  Antrag  Adickes  habe  man  in  Wiesbaden  mit  Freuden  begrüsst,  denn, 
schon  zu  Nassauischen  Zeiten  habe  man  ein  Gesetz  gehabt,  das  vielfach 
dem  entspreche,  was  jetzt  von  den  Anhängern  des  Adickes'schen  Ent- 
wurfes hier  geschaffen  werden  solle.  Es  sei  zu  Nassauischen  Zeiten  ein. 
Felddistrict  in  einige  Baublöcke  getheilt  und  jedes  einzelne  Grundstück 
als  Bauplatz  so  hingelegt  worden,  wie  es  entsprechend  gelegen  habe.  Dann 
habe  derjenige,  der  das  grösste  Stück  in  einem  solchen  neuen  Bauplatz 
gehabt  habe,  das  erste  Anrecht  auf  dasselbe  gehabt,  es  sei  aber  auch  dann, 
wenn  er  es  nicht  gewollt  habe,  jedem  Dritten  an  die  Hand  gegeben  worden,, 
sich  durch  Expropriation  diesen  Bauplatz  zu  erwerben.  Also  diese  Zu- 
sammenlegung sei  für  Nassau  nichts  Neues. 

Was  nun  den  neuen,  nunmehr  angenommenen  Bauplan  von  Wiesbaden 
anlange,  so  seien  in  diesem  die  für  die  Bebauung  in  Aussicht  genommenen 
Flächen  in  vier  Bezirke  getheilt,  und  zwar  1.  für  geschlossene  Bauweise, 
engräumig,  2.  für  geschlossene  Bauweise,  weiträumig,  3.  für  offene  Bau- 
weise, engräumig  und  4.  für  offene  Bauweise,  weiträumig,  und  müsse  in 
diesen  von  der  gesammten  Grundstückfläche  unbebaut  bleiben  Y4  bezw. 
Vs)  ^U'    Daneben  seien  Bestimmungen  über  die  Höhe  der  Gebäude 

vorgeschlagen,  die  abhängig  gemacht  seien  nicht  nur  von  der  Strassenbreite, 
sondern  auch  namentlich  von  der  Entfernung  von  den  eigenen  Gebäuden 
wie  von  denen  der  Nachbarn.  In  den  Bezirken  mit  weiträumiger  Be- 
bauung —  und  auf  diese  komme  in  Wiesbaden  ein  grösserer  Procenttheil 
als  in  irgend  einer  anderen  Stadt  —  sei  ein  Abstand  von  5  m  von  der 
Grenze  bei  einer  Bebauung  von  10m  Höhe  vorgeschrieben,  so  dass  also 
die  Häuser  bei  10  m  Höhe  10  m  Abstand  von  einander  haben,  der  bei 
höheren  Häusern  entsprechend  grösser  werde. 

OberlbÜrgernieister  Schneider  (Magdeburg)  betont,  dass  der  Verein, 
als  Vertreter  der  hygienischen  Interessen,  allerdings  die  Verpflichtung  habe, 
nicht  über  dasjenige  hinauszugehen,  was  ohne  schwere  Beeinträchtigung 
anderer  berechtigter  Interessen  durchführbar  erscheine,  so  dass  es  geboten 
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sei,  diese  anderen  berechtigten  Interessen  in  den  Kreis  der  Erwägungen 
mit  einzubeziehen.  Aber  durch  die  von  den  Referenten  gemachten  Vor- 
schläge werde  thatsächlich  der  Grundbesitzer  nicht  oder  kaum  geschädigt.. 
In  grossen  Städten  gebe  es  wesentlich  nur  zwei  Arten  von  Leuten,  die 
bauen:  entweder  sei  es  ein  Mann,  der  den  ganzen  Besitz  in  seinen  Händen 
habe  und  mit  Monopolpreisen  wirthschafte,  oder  es  seien  Leute,  die  nichts 
zu  verlieren  und  nichts  zu  gewinnen  haben,  die  mit  gänzlich  unzureichenden 
pecuniären  Kräften  an  die  Aufgabe  herantreten  und  denken:  apres  nous 
le  dehige.  Dadurch  werde  die  krankhafte  Steigerung  der  Werthe  von  Grund 
und  Boden  wesentlich  mit  herbeigeführt,  und  diese  krankhafte  Steigerung 
werde  in  alleräusserster  Weise  durch  die  Erlaubniss  gefördert,  mit  unzu- 
länglichen Höfen,  grossen  Hinter-  und  Seitengebäuden  u.  dergl.  zu  bauen. 

Nun  liege  aber,  ganz  abgesehen  von  den  Rücksichten  der  Gesundheits- 
pflege, ein  weitti-agendes  Interesse  der  Städte  darin,  einen  soliden,  anstän- 
digen Bürgerstand  zu  schaffen.  Diesen  könne  man  aber  nur  erreichen, 
wenn  man  das  einzelne  Werthobject,  das  in  dem  Gebäudegrund  vmd  -Boden 
verkörpert  sei,  nicht  über  die  wahren  Verhältnisse  des  Werthes  steigere.. 
Denn  je  höher  der  Preis  eines  solchen  Baugrundstückes  sei,  desto  kleiner 
müsse  der  Kreis  derjenigen  werden,  die  überhaupt  im  Stande  seien,  sich 
ansässig  zu  machen,  und  doch  erheische  das  dringende  Gebot  einer  gesunden 
communalen  Politik,  die  Ansässigmachung  des  einzelnen  Bürgers  thunlichst 
zu  erleichtern.  Das  werde  geschehen,  wenn  der  Grund-  und  Bodenwerth 
einigermaassen  sinke,  wenn  das  Gebäude,  das  auf  billigen  Grund  gebaut 
werde,  um  eine  Rentabilität  zu  ermöglichen,  wesentlich  kleiner  werden 
könne,  als  dies  bei  den  ungesunden  Bodenpreisen  der  Gegenwart  möglich 
sei,  und  wenn  der  Unterhaltungsaufwand  eine  entsprechende  Verringerung 
erleide. 

Auch  vom  Standpunkt  der  Hausbesitzer  aus  seien  diese  Momente  von 
grosser  Bedeutung.  Unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen,  wo  in  grossen. 
Städten  überall  fünf  bis  sechs  Stockwerk  hohe  Gebäude  mit  Hinter-  und 
Seitengebäuden  und  schlechten  kleinen  Höfen  erbaut  würden ,  müsse,, 
wenn  ein  solches  Object  zur  Zwangsversteigerung  komme,  wenn  ein  Bau- 
krach eintrete,  dieser  Krach  unendlich  viel  nachtheiliger  wirken,  als  wenn 
es  sich  um  verhältnissmässig  kleine  Werthe  handle.  Für  solche  kleinere 
Werthe  sei  ein  grosser  Kreis  von  Bewerbern  und  Käufern  da,  bei  Objecten 
von  dem  Umfange,  wie  sie  jetzt  in  den  grossen  Städten  meistens  auf  den 
Markt  kämen,  beschränke  sich  der  Kreis  auf  das  Aeusserste,  das  Object  gehe 
zu  sehr  billigem  Preise  weg,  und  ungezählte  Capitalien  gehen  unrettbar 
verloren. 

Was  die  Stellung  des  Vereins  zu  der  Frage  betreffe,  so  könne  er  nur 
wünschen,  dass  die  schon  früher  eingenommene  Stellung  auch  jetzt  gewahrt 
werde,  und  der  Verein  den  vorgelegten  Thesen  zustimme,  ohne  dass  die 
Sache  so  aufgefasst  werden  soll,  dass  der  Verein  jedem  einzelnen  Verlangen 
unbedingt  beitrete.  Er  z.  B.  hege  ebenfalls  gegen  die  Zusammenlegung,, 
wie  sie  Herr  Küchler  wolle,  einige  recht  weitgehende  principielle  Bedenken. 
Aber  im  Ganzen  könne  sich  der  Verein  mit  den  Thesen  und  den  Principien 
der  Referenten  einverstanden  erklären  und  es  geschehe  dies  am  Besten 
durch  Annahme  des  Antrags  Lent. 
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Oberbürgermeister  Adickes  (Frankfurt  a.  M.)  macht  zunächst 

darauf  aufmerksam,  dass  die  Frage  der  weiträumigen  Bebauung  bereits 
auf  früheren  Versammlungen,  speciell  im  vorigen  Jahre  in  Magdeburg,  ein- 
gehend behandelt  und  nach  allen  Richtungen  hin  erörtert  worden  sei,  und 
dass  diese  Frage  nur  hier  mit  aufgenommen  worden  sei,  weil  sie  einen 
Theil  des  ganzen  heutigen  Verhandlungsgegenstandes  bilde,  nicht  aber, 
um  noch  einmal  ex  professo  geprüft  zu  werden.  Uebrigens  habe  ihn  das 
von  Herrn  Hartwig  gegen  die  weiträumige  Bebauung  vorgebrachte  Argu- 
ment in  Staunen  gesetzt,  dass  nämlich  eine  Erschliessung  von  Bauland 
durch  Zusammenlegung  und  eine  weiträumige  Bebauung  die  Bodenspecu- 
lation  befördere.  Dem  gegenüber  solle  man  sich  doch  einmal  klar  machen, 
was  eine  Miethscaserne  bedeute.  Die  Miethscaserne  bedeute,  dass  ein 
Stand  von  Hausbesitzern  vorhanden  sei,  der  bloss  vom  Vermiethen  dieser 
Häuser  lebe,  und  dass  unter  diesen  Hausbesitzern  sehr  viele  seien,  die  nur 
das  eine  Interesse  kennen,  die  Miethen  zu  steigern,  dann  ein  höheres 
Capital  für  das  Haus  zu  bekommen  und  wieder  ein  anderes  Haus  zu  bauen 
oder  zu  kaufen,  und  so  ad  infinitum  weiter,  so  weit  gesteigert  werden 
könne.  Das  sei  der  speculative  Hausbesitzer  und  der  beruhe  eben  auf  der 
Miethscaserne;  er  falle  weg  in  dem  Moment,  dass  weiträumig  gebaut 
werde,  dass,  wie  in  England,  im  Grossen  besehen.  Jeder  sein  eigenes  Häus- 
chen habe.  Gerade  desswegen  sei  die  Miethscaserne  zu  bekämpfen,  weil 
sie  die  Grundlage  der  Bauspeculation  sei.  Aber  nicht  nur  die  Grundlage 
der  Bauspeculation  sei  die  Miethscaserne,  sondern  zugleich  auch  die  niedere 
Form  des  Wohnens;  der  Besitz  eines  eigenen  Hauses,  die  weiträumige  Be- 
bauung, müsse  bei  uns  wie  bei  den  Engländern  als  ein  höherer  Standard 
of  life  angesehen  werden,  wie  dies  im  vorigen  Jahre  in  Magdeburg  auf 
Grund  eingehender  Erörterungen  ausgesprochen  worden  sei. 

Vor  Allem  sei  es  nunmehr  wünschenswerth,  dass  den  Verhandlungen 
eine  abschliessende  Form  gegeben  werde,  die  den  verschiedenen  Bedürf- 
nissen Rechnung  trage.  Diese  Form  lasse  sich  finden,  wenn  man  die 
streitigen  Punkte  ausscheide,  abgesehen  von  den  Einwendungen  des 
Herrn  Hartwig,  die  sich  gegen  die  ganze  Sache  richten  und  ja  widerlegt 
seien.  Abgesehen  also  hiervon  seien  die  erhobenen  Einwände  eigentlich 
nur  folgende: 

In  II,  Umlegung,  seien  die  Thesen  c,  d  und  e  bestritten,  und  auch  er 
müsse  dem  beistimmen,  dass  er  die  Beschränkung  der  Umlegung  auf  einen 
Baublock  (These  II,  c)  in  den  meisten  Fällen  nicht  für  durchführbar  halte; 
d  und  e  seien  Detailpunkte,  die  je  nach  den  Verhältnissen  verschieden  zu 
regeln  seien.  Desshalb ,  wenn  man  diese  drei  Punkte  aus  den  Thesen 
wegnehme,  würde  man  die  ganze  übrige  These  II  annehmen  können,  da 
hiergegen  keine  Bedenken  laut  geworden  seien. 

Was  These  I,  Bebauungsplan,  anbelange,  so  sei  nur  von  Herrn 
Hartwig  gegen  die  Anlage  von  schmälern  Strassen  neben  den  breiten 
Einwand  erhoben  worden.  Es  werde  wohl  seitens  der  Referenten  bei  ihrem 
Schlusswort  noch  darauf  eingegangen  werden,  er  halte  es  für  sehr  verkehrt, 
wenn  man  aus  Angst  vor  einer  später  einmal  nöthig  werdenden  Strassen- 
verbreiterung  nun  alle  Strassen  zu  breit  anlege;  eine  Strasse  von  20  m  für 
kleine  Häuser  halte  er  für  zu  breit,  das  sei  eine  Vergeudung  von  volks- 
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Whschaftlichem  Capital.  Zu  diesem  Paragraphen  habe  er  im  Einver- 
ständniss  mit  den  Referenten  nur  vorzuschlagen,  unter  Ib  statt  Hinter- 
gebäude zu  setzen:  Hinterwohngebäude. 

Gegen  IV,  Enteignung,  und  V,  Bauordnung,  seien  Einwände  über- 
haupt nicht  erhoben  und  er  glaube  desshalb,  dass  der  Verein  unter  Weglassung 
von  II  c,  d  und  e  die  Thesen  I,  II,  IV  und  V  einfach  annehmen  könne. 

Etwas  anders  sei  es  mit  III,  Zusammenlegung,  mit  den  Gedanken, 
•die  Herr  Küchler  hier  entwickelt  habe.  Es  sei  gewiss  sehr  dankenswerth, 
•dass  diese  Entwickelung  des  genossenschaftlichen  Gedankens  in  dieser 
Form  von  ihm  hier  vorgeführt  worden  sei.  Aber  Herr  Küchler  werde 
selbst  sich  nicht  verhehlen,  dass  sehr  erhebliche  Schwierigkeiten  nach  dieser 
Richtung  hin  vorhanden  seien,  und  die  Erörterung  hierüber  noch  nicht  zu 
irgendwie  gesicherten  Ergebnissen  gelangt  sei,  wie  dies  doch  auf  dem  weit 
gdilärteren  Gebiete  der  Umlegung  der  Fall  sei.  Er  glaube  daher,  es 
-werde  richtiger  sein,  wenn  der  Verein  dies  auch  äusserlich  dadurch  docu- 
mentire,  dass  er  diese  III.  These  nicht  annehme,  sondern  sie  nur  als 
Material  den  betreffenden  Regierungen,  denen  die  übrigen  Materialien 
überwiesen  werden,  mit  unterbreite. 

Wenn  sich  die  Referenten  mit  seinen  Vorschlägen  einverstanden 
■erklären  würden,  wäre  der  Verein  in  der  Lage,  eine  wirkliche,  definitive 
Abstimmung  und  damit  zunächst  einmal  einen  Abschluss  dieser  mehr- 
jährigen Verhandlungen  herbeizuführen,  wogegen  es  ihm  in  keiner  Weise 
zweckmässig  erscheine,  dass  der  Verein,  sei  es  mit  oder  ohne  Commissions- 
berathungen,  im  nächsten  Jahre  nochmals  wieder  die  Sache  bearbeite. 

Nachdem  die  Sache  jetzt  mehrmals  verhandelt  sei,  müsse  nun  einmal 
eine  Ruhe  von  einigen  Jahren  eintreten,   um  abzuwarten,   wie  sich  die 
Sache  weiter  gestalten,  was  die  thatsächliche  Entwickelung  bringen  werde. 
In  Preussen  sei  bei  der  augenblicklichen  Zusammensetzung  der  gesetz- 
gebenden Körperschaften  auf  ein  gesetzliches  Vorgehen  in  dieser  Richtung 
wohl  nicht  zu  rechnen,  und  diese  Ansicht  finde  ihre  Bestätigung  in  einem 
neuerdings  bei  dem  hannöverschen  Städtetage  eingegangenen  Schreiben,  in 
welchem  das  königl.  preussische  Staatsministerium   auf  eine  Vorstellung 
■des  Städtetages  betr.  Vorlegung  eines  Gesetzentwurfes  über  Umlegung  von 
■Grundstücken  zum  Zwecke  von  Stadterweiterungen  erwidere,   dass  nach 
der  Aufnahme,  welche  der  den  gleichen  Gegenstand  behandelnde  Adickes '- 
sehe  Gesetzentwurf  im  Landtage  gefunden  habe,  Aussicht  auf  eine  baldige 
erneute  Einbringung  eines  entsprechenden  Gesetzentwurfes  nicht  gemacht 
werden  könne.    Umsomehr  sei  es  zu  begrüssen,  dass  der  Badische  Staat 
nach  dieser  Richtung  vorgegangen  sei,  vielleicht  werde  Hessen  folgen,  und 
dann  werde  es  sich  zeigen,  dass  die  kleinen  Staaten  in  diesen  Fragen  den 
grossen  Staaten  überlegen  seien,  desshalb,  weil  sie  ein  kleineres,  überseh- 
bareres Feld  von  Interessen  haben  und  solche  Sache  eher  fördern  können. 
Am  schnellsten  sei  es  desshalb  ja  auch  in  Hamburg  und  in  Zürich  gegangen, 
wo  man  die  Verhältnisse  am  allerleichtesten  habe  übersehen  können.  Es 
sei  also  nur  naturgemäss,  dass  die  kleinen  Staaten  folgen,  und  dann  werde 
wohl  auch  der  preussische  Staat  einsehen,  dass  es  sich  nicht  um  Dinge 
handle,  die  schädigen  oder  verwirren,  sondern  nur  um  solche,  die  die  Wohl- 
fahrt fördern. 
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Vorsitzender  Geh.  MetUcilialratll  Dr.  PistOr  macht  darauf  auf- 
merksam, dass  die  beiden  Referenten  erklärt  haben,  die  Thesen  seien  nicht 
zur  Abstimmung  bestimmt;  nun  aber  sei  von  Herrn  Adickes  der  Sache 
eine  Wendung  gegeben  worden,  dass  es,  wenn  diese  bei  der  Versammlung 
Anklang  fände,  doch  wohl  zur  Abstimmung  kommen  würde.  Desshalb 
müsse  er  zunächst  die  Versammlung-  fragen,  wie  sie  sich  zu  einer  event. 
Abstimmung  stelle. 

In  der  nun  folgenden  Geschäftsdebatte  ziehen  zunächst  die  Herren 
Lent  und  Kölle  ihre  Anträge  eventuell  zu  Gunsten  des  Antrages  des 
Herrn  A  dick  es  zurück;  Stadtrath  Hendel  und  Baumeister  Hartwig 
erklären  sich  gegen  eine  Abstimmung,  weil  eigentlich  nur  eine  allgemeine 
und  keine  Specialdiscussion  der  einzelnen  Thesen  stattgefunden  habe; 
Oberbürgermeister  Adickes  betont,  dass  sein  Antrag  sich  von  dem  Antrag 
Lent  eigentlich  nur  darin  unterscheide,  dass  er  einen  Unterschied  gemacht 
zu  sehen  wünsche  zwischen  I,  II,  IV,  V  einerseits  und  III  andererseits,  und 
dies  auch  äusserlich  durch  die  Art  der  Abstimmung  zum  Ausdruck  gebracht 
haben  möchte.  Bei  der  von  ihm  vorgeschlagenen  Abstimmung  soUe  ja 
nicht  über  jedes  "Wort  abgestimmt  werdeii,  sondern  es  solle  nur  aus- 
gesprochen werden,  dass  der  Verein  die  und  die  Grundsätze  für  richtig 
halte.  Das  Resultat  dieser  Debatte  ist,  dass,  nachdem  die  Referenten  die  von 
Heri'n  Adickes  zu  I  und  II  beantragten  Aenderungen  gebilligt  hatten, 
sich  die  Herren  Adickes  und  Lent  zu  einem  gemeinsamen  Antrag  einigen, 
welcher  lautet: 

Antrag  Lent-Adickes. 

Indem  der  Deutsche  Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege,  wie 
in  früheren  Versammlungen  so  auch  heute,  den  Leitsätzen  der  Bericht- 
erstatter unter  I,  Bebauungsplan,  II,  Umlegung,  IV,  Enteignung,  und 
V,  Bauordnung,  nach  Richtung  und  allgemeinem  Inhalt  zustimmt  und 
die  Leitsätze  unter  III,  Zusammenlegung,  dem  Ausschuss  zur  weiteren 
Behandlung  überweist,  beauftragt  er  denselben,  die  Vorträge  der  Be- 
richterstatter nebst  der  daran  angeknüpften  Besprechung  drucken  zu 
lassen  und  den  Regierungen  der  deutschen  Einzelstaaten  als  Material 
für  die  dringend  nothwendige  Verbesserung  der  Gesetzgebung  über 
Stadterweiterungs-  und  Wohnungswesen  zu  überreichen. 

Die  Discussion  wird  von  Neuem  eröifnet  und  es  erhält  das  Wort 

Baumeistei'  Hartwig  (Dresden).  Derselbe  wendet  sich  zunächst 
gegen  die  Behauptung  des  Herrn  Oberbürgermeister  Schneider,  die  Werth- 
steigerung von  Grund  und  Boden  komme  daher,  dass  vermögenslose  Leute 
bauen,  die  nicht  danach  fragen,  was  sie  für  die  Sache  geben,  da  sie  ja  nichts 
zu  verlieren  haben.  Das  sei  ganz  falsch.  Die  Leute  fänden  oft  doch  bei 
steigender  Conjunction  ihre  Rechnung  dabei.  Wäi*e  jedes  Bauen  durch 
vermögenslose  Leute  zweifellos  und  sicher  ein  Schritt  zum  Untergang,  so 
wäre  der  Bauschwindel  längst  verschwunden. 

Wenn  derselbe  Redner  sage,  man  wolle  einen  ansässigen  Bürgerstand 
schaifen,  so  sei  das  sehr  schwer.  Es  gebe  steigende  und  fallende  Conjunc- 
turen  und  der  Hausbesitzer,  der  in  guten  Zeiten  zahlungsfähig  gewesen 
sei,  gehe  in  schlechten  Zeiten,  wenn  die  Läden  keine  Miethe  bringen,  zu 
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Grunde.  Ferner  constatire  er,  dass  seine  Behauptung,  mit  allen  hier  kund- 
gegebenen Bestrebungen  sei  eine  dauernde  Niedrighaltung  des  Miethpreises 
nicht  zu  erreichen,  von  keiner  Seite  widerlegt  worden  sei. 

Seine  Behauptung,  dass  die  Zusammenlegung  die  Bodenspeculation 
vermehre,  halte  er  aufrecht.  Durch  die  Zusammenlegung  werde  ein  Mehr 
von  Baustellenvorrath  geschaffen,  und  dass  jede  Waare,  die  in  Menge 
angeboten  werde,  bilUger  werde,  liege  auf  der  Hand.  Wenn  also  das  Land 
billig  sei,  werde  die  Aussicht  auf  Steigerung  des  Preises  um  so  grösser  und 
die  Zahl  der  Käufer,  der  Bodenspeculanten,  mehre  sich. 

Da  sich  Niemand  weiter  zum  Wort  gemeldet  hat,  ertheilt  der  Vor- 
sitzende den  Referenten  das  Schlusswort. 

Referent:  Beigeordneter  und  Baurath  Stülblben  (Köln).  „Ich 

glaube,  ich  kann  mich  nach  dem  Gange  der  Debatte  einer  weiteren  Begrün- 
dung des  Lent-Adickes'schen  Antrages,  der  ja  der  allgemeinen  Meinung 
zu  entsprechen  scheint,  enthalten. 

„Ich  halte  es  aber  für  wichtig,  einige  wenige  Aeusserungen  noch 
gegenüber  den  Sätzen  vorzubringen,  die  Herr  Baumeister  Hartwig  aus 
Dresden  aufgestellt  hat.  Ich  kann  es  verstehen,  wenn  man  als  Haus- 
besitzer nicht  wünscht,  dass  den  Grundbesitzern  die  Bebauung  ihrer 
Grundstücke  erleichtert  werde.  Ich  kann  es  aber  nicht  verstehen,  dass  man 
vom  gesundheitlichen  Standpunkte  eine  solche  einseitige  Forderung  glaubt 
stellen  zu  können.  Der  gesundheitliche  Standpunkt  ist  wohl  der  umge- 
kehrte. Wir  wünschen  das  Bebauen  von  Grundstücken  zu  erleichtern,  um 
dadurch  gesunde  Neubauten  zu  erlangen ,  um  gesundheitsverbessernd  ein- 
zuwirken auf  die  vorhandenen  Bauten  und  um  nach  Möglichkeit  die  Miethen 
zu  verbilligen. 

„Dann  kann  ich  auch  nicht  verstehen,  wie  Herr  Baumeister  Hartwig 
einen  so  grossen  Lobgesang  anstimmen  konnte  auf  die  Mischung  der  Be- 
völkerungsklassen, wie  sie  sich  in  den  grossen  Miethscasernen  darstellt, 
dass  er  gewissermaassen  diese  Miethscasernen  als  das  sociale  Ziel  hinstellen 
konnte,  welches  wir  zu  erreichen  suchen  müssen.  Meine  Herren,  vielleicht 
ist  Ihnen  das  Schauspiel  von  Sudermann  bekannt,  welches  lautet  „die 
Ehre",  und  welches  die  Zustände  zwischen  Vorderhaus  und  Hinterhaus  in 
eine  ziemlich  interessante  Beleuchtung  rückt.  'Ich  will  keineswegs  für  dieses 
Schauspiel  in  seinem  ganzen  Umfange  hier  eintreten.  Ich  will  es  nur  er- 
wähnen, um  darzulegen,  dass  keineswegs  diese  Art  von  Mischung  der  Volks- 
klassen, wonach  der  Reiche  die  Vorderwohn ungen  einnimmt,  während  die 
Unbemittelten  ihre  Wohnungen  an  den  Höfen  finden,  in  socialer  Beziehung 
befriedigt;  dass  es  keineswegs  ein  sociales  Ideal  ist,  wenn  man  recht  viele  ver- 
schiedenartige Familien  in  demselben  Hause  zusammengepfercht,  möglichst 
in  vielen  Höfen,  in  vielen  Etagen  und  in  vielen  Hinterhäusern,  Wohl  aber 
liegt  eine  sociale  Verbesserung  darin,  dass  man,  ohne  der  Mischung  der 
Bevölkerungsklassen  entgegenzutreten,  die  Hinterwohnungen  beschränkt 
und  dass  man  es  ermöglicht,  recht  viel  Hauseigenthümer  zu  machen,  und 
diejenige  Art  von  Hausbesitzern,  wie  wir  sie  aus  Berlin  und  anderen  grossen 
Städten  im  Osten  Deutschlands  leider  vielfach  kennen,  auf  eine  kleinere  Zahl 
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zu  beschränken.  Ich  erlaube  mir,  darauf  hinzuweisen,  dass  beispielsweise 
in  Köln,  wo,  Gottlob,  bisher  noch  das  kleinere  Wohnhaus  die  Mehrheit  hat, 
wir  53  Proc.  Häuser  im  Besitze  der  Bewohner  finden ,  während  in  Berlin 
meines  Wissens  nur  7  oder  gar  nur  6  Proc.  Häuser  sich  im  Eigenthum  von 
Personen  befinden,  die  in  dem  Hause  wohnen.  Ich  stelle  Ihnen  anheiui, 
darüber  zu  urtheilen,  ob  die  erstere  oder  die  letztere  Art  des  Häuserbaues 
die  social  gesundere  ist. 

„Was  Herr  Hartwig  darüber  gesagt  hat,  dass  die  Vermehrung  des 
Angebots  von  Ba,ugrundstücken  die  Preistreiberei  nicht  zu  verhindern  im 
Stande  wäre,  das  hat  er  nachher  wieder  berichtigt.  Er  hat  selbst  anerkannt, 
dass  durch  das  vermehrte  Angebot  der  Waare  ihr  Preis  in  der  That  er- 
niedrigend beeinflusst  wird.  Ich  will  feststellen,  dass  auch  Herr  Hartwig 
sich  nachher  in  dieser  Richtung  geäussert  hat,  obwohl  ich  die  Folgerungen, 
die  Herr  Hartwig  nachher  hieran  schloss,  keineswegs  mitmachen  möchte. 

„Die  Aeusserungen  über  den  Bauschwindel,  meine  Herren,  und  die  Mittel 
zu  dessen  Bekämpfung,  liegen  eigentlich  ganz  neben  der  Sache.  Das  ist 
keine  gesundheitliche  Angelegenheit,  sondern  eine  Frage  wirthschaftlicher 
und  rechtlicher  Natur,  die  auf  ganz  anderem  Gebiete  zu  behandeln  ist.  Das 
ist  aber  sicher,  dass  mit  grossen  Häusern  und  Miethscasernen  der  Bau- 
schwindel besonders  gezüchtet  wird,  und  dass  wir  desshalb  auch  dem  Bau- 
schwindel indirect  entgegentreten,  wenn  wir  mehr  für  Errichtung  kleinerer 
Häuser  sorgen,  deren  Baucapital  aufzubringen  innerhalb  der  Kräfte  solider 
Gewerbetreibender  liegt. 

„Ueber  die  Anschauung,  dass  nur  breite  Strassen  und  möglichst  breite 
Strassen  das  Heil  der  Städte  seien,  darüber,  glaube  ich,  hat  doch  die  Lite- 
ratur auf  diesem  Gebiete  in  den  letzten  Jahren  ihr  Urtheil  ziemlich  deut- 
lich gesprochen.  Keineswegs  wird  unsererseits  empfohlen,  nur  schmale 
Strassen  zu  machen,  sondern  es  wird  empfohlen,  bei  der  Breitenabmessung 
der  Strassen,  ebenso  wie  bei  der  Abmessung  der  Blöcke,  sich  zu  vergegen- 
wärtigen, wozu  die  Stx'asse  zu  dienen  hat.  Ausschliesslich  breite  Verkehrs- 
strassen zu  machen,  auch  wo  der  Verkehr  es  nicht  erfordert,  hat  keinen 
Sinn;  es  vermindert  die  wirthschaftliche  Ausnutzung  der  Grundstücke,  es 
vertheuert  das  Bauen  und  vermehrt  die  Baudichtigkeit;  kurz,  es  schadet, 
anstatt  dass  es  nützt.  Ausschliesslich  schmale  Strassen  zu  machen,  das 
wäre  natürlich  derselbe  Fehler;  das  will  auch  Niemand.  Wir  wollen  sach- 
gemäss  unterscheiden;  ich  glaube,  dass  diese  Unterscheidung  sowohl  bezüg- 
lich der  Strassen  als  der  Blöcke  für  die  Zukunft  des  Städtebaues  gesund- 
heitlich und  wirthschaftlich  von  grosser  Bedeutung  ist. 

„Die  vereinten  Anträge  von  Herrn  Oberbürgermeister  Adickes  und 
Herrn  Geh.  Sanitätsrath  Lent  empfehle  ich  Ihrem  Wohlwollen  und  Ihrer 
Annahme." 

Correferent  Oberbürgermeister  Küchler  (Worms):  „Meine 
Herren,  nur  wenige  Worte.  Als  Consequenz  des  Antrages  des  Herrn  Ober- 
bürgermeisters A dicke 8  und  des  Herrn  Geh.  Sanitätsraths  L  en t  würde 
wohl  in  dem  Absätze  III  der  eingeschaltete  Satz  zu  streichen  sein:  „Die  in 
der  Regel  sich  auf  einen  Block  zu  beschränken  hat".   Es  ist  das  wohl  eine 
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selbstverständliche  Consequenz,  wenn  man  die  Beschrünkung  auf  einen 
Block  im  Allgemeinen  hat  fallen  lassen. 

„Im  Uebrigen,  meine  Herren,  finde  ich  es  ja  selbstverständlich,  dass 
ein  vollständig  neuer  Vorschlag,  der  hier  unvorbereitet  und  in  früheren 
Verhandlungen  noch  nicht  berührt,  aufgetreten  ist,  keinen  Anspruch  darauf 
hat,  in  gleicher  Weise  abgethan  und  zustimmend  behandelt  zu  werden,  wie 
ein  Vorschlag,  der  durch  viele  Versammlungen  abgeklärt,  und  man  kann 
wohl  sagen,  zum  Allgemeingut  unseres  Vereins  geworden  ist.  Ich  bin  dess- 
halb  vollständig  damit  einverstanden,  dass  diese  Position  III  anders  in  den 
Beschlussfällen  der  heutigen  Versammlung  behandelt  wird  und  nur  als 
Material  überwiesen  werden  soU,  darf  mir  aber  doch,  wenigstens  die  Be- 
merkung gestatten,  dass  die  Einwendungen,  die  heute  gegen  diese  Posi- 
tion III  gemacht  worden  sind,  mir  nicht  sehr  beweiskräftig  gegen  meine 
Anschauungen  zu  sein  scheinen.  Es  ist  darauf  hingewiesen  worden,  wenn 
ich  es  kurz  zusammenfassen  soll,  dass  Missbrauch  damit  getrieben  werden 
könnte ,  indem  eine  Minorität  von  Besitzern ,  die  melir  als  die  Hälfte  der 
Fläche  hätten ,  eine  derartige  Genossenschaft  in  ihrem  privaten  Interesse 
ausnutzen  könnte.  Nun,  meine  Herren,  die  Genossenschaftsbildung  bedarf 
nach  meinem  Vorschlage  nicht  allein  der  Zustimmung  der  Stadtverwaltung 
—  und  es  ist  wohl  kaum  anzunehmen,  dass  eine  Stadtverwaltung  sich  findet, 
die  einer  derartigen  eigennützigen,  auf  Missbrauch  abzielenden  Bestrebung 
Vorschub  leisten  sollte  —  sie  bedarf  auch  ausserdem  noch  der  Genehmigung 
des  Ministers;  und  wenn  wir  alle  denkbaren  Möglichkeiten  von  Gesetzes- 
missbräuchen  in  Erwägung  ziehen  wollten,  und  wenn  wir  damit  rechnen 
wollten ,  dass  alle  mit  der  Handhabung  des  Gesetzes  betrauten  Factoren 
Unrecht  oder  Thorheiten  begehen ,  meine  Herren ,  dann  werden  wir  über- 
haupt kein  Gesetz  finden,  von  dem  wir  nicht  in  letzter  Consequenz  be- 
haupten können,  dass  etwas  Schlechtes  damit  gemacht  werden  könnte.  Ich 
habe  die  Empfindung,  dass  dieser  Grund,  der  aus  Scheu  vor  missbräuch- 
licher  Anwendung  der  Bestimmung  sich  vor  der  ganzen  Sache  verschliesst, 
wohl  kaum  eine  grosse  Berechtigung  hat. 

„Anscheinend  sehr  klar  ist  ja  der  Einwand:  es  ist  eine  Aufhebung  des 
Eigenthums.  Ja ,  in  jeder  Expropriation  haben  wir  auch  eine  Aufhebung 
des  Eigenthums,  und  ich  möchte  gerade  behaupten,  dass  diese  Genossen- 
schaftsbildung eine  wesentlich  mildere  Form  der  Expropriation  darstellt, 
denn  sie  gewährt  dem  Eigenthümer  die  Wahl,  ob  er  sein  Gelände  gegen 
Ersatz  des  Werthes  aufgeben  will,  oder  ob  er  den  Vortheil,  den  er  event. 
speculativ  in  der  Zukunft  sich  von  diesem  Gelände  noch  verspricht,  wahr- 
nehmen will.  Ich  bin  der  Ansicht,  dass  dies  eine  viel  mildere  Form  ist, 
als  die  Expropriation,  die  ja  als  eine  Eigenthumsentziehung  gegen  vollgül- 
tigen Ersatz  des  Werthes  in  allen  unseren  Gesetzgebungen  besteht;  dass 
demgegenüber  dieser  Vorschlag  sehr  wesentliche  Vortheile  hat,  dass  er  den 
zu  Expropriirenden  nicht  vor  die  Frage  stellt:  willst  du  Geld,  sondern  ihn 
vor  die  Frage  stellt:  willst  du  dich  an  der  weiteren  Ausnutzung  des  Ge- 
lündewerthes  noch  betheiligen  oder  nicht?  Wenn  dann  eine  Garantie  ge- 
geben wird  durch  die  Art  der  Abschätzung  des  Geländewerthes ,  eine 
Garantie,  die  verhindern  soll,  über  den  wirklich  realisirbaren  Werth  des 
Grundstückes  hinaus  die  Werthfestsetzung  zu   normiren,   meine  Herren, 
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dann  betrachte  ich  das  als  wesentlichen  Vorzug.  Denn  ich  glaube  nicht, 
dass  wir  es  als  wesentlichen  Vorzug  betrachten  können,  dass  die  jetzigen 
Expropriationen  durchschnittlich  über  den  gegenwärtigen  Werth  hinaus- 
gehen. Es  giebt  kein  Ejcpropriationsgesetz ,  welches  nicht  ausspricht,  es 
soll  nicht  der  gegenwärtige  Werth  überschritten  werden.  Aber,  wie  ich 
glaube,  wird  nicht  der  gegenwärtige  wirkliche  Werth,  sondern  immer  der 
denkbar  höchste  Werth  festgesetzt,  und  wenn  wir  hier  eine  Form  finden, 
die  eine  Declaration  gegen  diese  Ueberschätzung  des  Werthes  giebt,  so 
würde  das  nach  meiner  Ansicht  zu  begrüssen  sein. 

„Das  Bestreiten  des  Erfolges,  meine  Herren,  würde  ebenso  gut  an- 
zuwenden sein  auf  jede  Umlegung.  Wenn  Sie  bestreiten,  dass  die  Bereit- 
stellung grosser  Baugebiete  überhaupt  einen  Erfolg  auf  Reduction  der  Preises 
üben  könnte,  dann  brauchen  Sie  auch  keine  Umlegung,  überhaupt  nichts  zu 
machen,  dann  brauchen  Sie  auch  kein  Baugebiet  in  anderer  Form  zur  Ver- 
fügung zu  stellen.  Also  ich  halte  diesen  Einwand  nicht  für  berechtigt.  Ich 
glaube,  dass  gerade  durch  dieses  Verfahren  in  ganz  ausserordentlich  hervor- 
ragendem Maasse  Gelände  zu  Bauzwecken  jeder  Art  zur  Verfügung  gestellt 
werden  kann,  und  dass  es  gerade  auf  diesem  Wege  gelingt,  ein  Gebiet 
gleichzeitig  zur  Verfügung  zu  stellen,  welches  allen  gesundheitlichen  An- 
forderungen sofort  genügen  kann ,  ohne  dass  die  Gemeinde  in  Unkosten 
gestürzt  wird,  die  sie  auf  die  Dauer  in  grösserem  Maassstabe  nicht  zu 
leisten  im  Stande  ist." 

Der  Vorsitzende,  Geh.  Medicinalrath  Dr.  Pistor,  bringt,  nach- 
dem Herr  Baurath  Kölle  seinen  Antrag  zurückgezogen  hat,  die  beiden 
Anträge  Lent-Adickes  und  Hartwig  zur  Abstimmung. 

Der  Antrag  Lent-Adickes  wird  mit  allen  gegen  vier  Stimmen  ange- 
nommen, und  ist  der  Antrag  Hartwig  damit  abgelehnt. 

Es  lautet  somit  der 

Beschluss  des  Vereins: 

Indem  der  Deutsche  Verein  für  öffentliche  Gesundheits- 
pflege, wie  in  früheren  Versammlungen,  so  auch  heute, 
den  Leitsätzen  der  Berichterstatter  —  in  der  von  ihnen 
gebilligten  veränderten  Fassung  —  über  „Bebauungs- 
plan", „Umlegung",  „Enteignung"  und  „Bauordnung" 
nach  Richtung  und  allgemeinem  Inhalt  zustimmt,  und 
die  Leitsätze  über  „Zusammenlegung"  dem  Ausschusse 
zur  weiteren  Behandlung  überweist,  beauftragt  er  den- 
selben, die  Vorträge  der  Berichterstatter  nebst  der 
daran  angeknüpften  Besprechung  drucken  zulassen  und 
denRegierungen  der  deutschen  Einzelstaaten  als  Material 
für  die  dringend  nothwendige  Verbesserung  der  Gesetz- 
gebung über  Stadterweiterungs-  und  Wohnungswesen  zu 
überreichen. 

Die  Sätze  der  Referenten,  welchen  der  Verein  hiernach  nach  Rich- 
tung und  allgemeinem  Inhalte  zugestimmt  hat,  lauten  in  der  im 
Laufe  der  Debatte  (vergl.  S.  64  u.  6r))  veränderten  Fassung: 
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ScMusssätze. 

Zu  den  Maassregeln,  welche  dazu  dienen,  im  Stadterweiterungsgelände 
■die  Bebauung  gesundheitlich  zweckgemäss  zu  gestalten  und  in  alten  Stadt- 
theilen  gesundheitswidrige  Bauzustände  zu  verbessern,  gehören: 

I.  Die  Aufstellung  eines  den  gesundheitlichen  Anforderungen 
entsprechenden  Bebauungsplanes  (auf  Grund  eines  geeigneten 
Fluchtliniengesetzes); 

II.  Die  gesetzliche  Feststellung  eines  amtlichen  Verfahrens  zur 
XJmlegung  unbebauter  städtischer  Grundstücke  in  baugerechte 
Formen  (Umlegungsgesetz); 

in.  Die  Ausdehnung  des  communalen  Enteignungsrechtes  (Gesetz 
über  Zonenenteignung); 

IV.  Die  unterschiedliche  Feststellung  der  baupolizeilichen  Vor- 
schriften für  die  inneren  und  äusseren  Stadttheile  (abgestufte 
Bauordnung). 

I.  Bebauungsplan. 

a)  Das  Gesundheitsinteresse  verlangt  Reinheit  und  Trockenheit  des  Unter- 
grundes ,  rasche  und  gründliche  Beseitigung  der  Schmutzstoffe ,  Rein- 
haltung der  Wasserläufe ;  ausreichende  Versorgung  der  Stadt  mit  Wasser, 
Licht,  Luft  und  Pflanzungen;  Schutz  gegen  nachtheilige  Gewerbebetriebe, 
erhebliche  Ausdehnung  des  Bebauungsplanes,  zweckentsprechende  Ab- 
messung der  Strassenbreiten  und  Baublöcke. 

b)  Insbesondere  ist  bei  Abmessung  der  Strassenbreiten  und  Baublöcke  da- 
hin zu  streben,  dass  für  die  verschiedenen  Baubedürfnisse  geeignete 
Strassen  und  Bauplätze  gewonnen,  Hinterwohngebäude  nach  Möglichkeit 
vermieden,  kleinere  Wohnhäuser  begünstigt  werden.  Es  sind  vor- 
zusehen: Breite  Verkehrsstrassen,  mittlere  und  schmale  AVohnstrassen ; 
grosse  Blöcke  für  Fabrikbauten  und  Landhäuser,  mittlere  für  bürger- 
liche Wohn-  und  Geschäftshäuser,  kleine  für  die  Wohnungen  der  minder 
begüterten  Volksklassen. 

•c)  Bestehende  Stadtbaupläne  sind  zu  prüfen  und  im  vorstehenden  Sinne, 
soweit  möglich,  zu  verbessern. 

d)  Wo  die  Gesetzgebung  die  Feststellung  ausgedehnter  und  sachgemässer 
Bebauungspläne  noch  behindert  oder  erschwert,  sind  diese  Schwierig- 
keiten durch  Erlass  eines  geeigneten  Fluchtliniengesetzes  zu  beseitigen. 

II.  Umlegung. 

a)  Die  Strassenlinien  des  Stadtbauplanes  können  an  die  vorhandenen 
Grundstücksgrenzen  der  Feldflur  nur  in  der  Minderzahl  der  Fälle  so 
angepasst  werden,  dass  die  Grundstücke  in  der  bisherigen  Lage  und 
Gestalt  zur  Eintheilung  und  Benutzung  als  städtische  Bauplätze  brauch- 
bar sind.  Es  ist  vorher  die  Grenzregelung  oder  Umlegung  der  Grund- 
stücke erforderlich.  Diese  wird  zwar  in  manchen  Fällen  nach  vieler 
Mühe  und  grossem  Zeitverlust  durch  Uebereinkommen  aller  Betheiligten 
erreicht;  bei  dem  oft  vorkommenden  Widerstreben  Einzelner  bedarf  es 
dagegen  eines  Umlegungsgesetzes,  d.  h.  der  Verleihung  des  Rechtes 
auf  zweckentsprechende  Umlegung  ihrer  Grundstücke  an  die  Betheiiigten, 
auch  ohne  die  Zustimmung  jedes  einzelnen  Eigenthümers.  Dieses  üm- 
legungsrecht  ist  nothwendig, 

«)  um  eine  gesundheitlich  und  wirthschaftlich  uuzweckmässige  Be- 
bauung zu  verhindern ,  eine  zweckmässige  Bebauung  abei'  zu  er* 
möglichen ; 
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ß)  um  die  Gesammtheit  der  Besitzer  einer  Grundstücksgruppe  gegen 
die  Böswilligkeit  eines  Einzelnen,  sowie  um  die  kleineren  Besitzer 
gegen  die  grösseren  zu  schützen ; 

y)  um  die  am  Markt  befindlichen  Baugrundstücke  zu  vermehren  und 
dadurch  der  übertriebenen  Preissteigerung  entgegenzuwirken; 

cT)  um  den  geordneten,  zusammenhängenden  Ausbau  der  Stadt  auf 
einem  Gelände,  dessen  Grundstücke  im  Gemenge  liegen,  durch- 
führen zu  können,  sowohl  zu  Gunsten  der  Besitzer  selbst  und  der 
zukünftigen  Bewohner,  als  im  Interesse  der  Nachbarschaft  und 
der  Gemeinde. 

b)  Die  Grundlage  der  Umlegung  bildet  der  vorher  festzustellende  Be- 
bauungsplan. 

c)  Die  Errichtung  von  Bauten  auf  ungeregeltem  Gelände,  welche  die 
Umlegung  erschweren,  ist  zu  untersagen. 

III.  Enteignung. 

Das  Enteignungsrecht  der  Gemeinde  soll  sich  erstrecken 

a)  auf  die  Erwerbung  des  Landes  für  die  Anlage  neuer,  im  gesetzlich 
geordneten  Verfahren  der  Fluch tlinienfeststellung  als  nöthig  anerkannter 
Strassen,  freier  Plätze  und  öffentlicher  Pflanzungen; 

b)  auf  die  Erwerbung  solcher  neben  den  neuen  Strassen  und  Plätzen 
liegenbleibenden  Grundstückstheile ,  welche  gemäss  der  im  gesetzlich 
geordneten  Umlegungsverfahren  getroffenen  Festsetzung  wegen  ihrer 
Kleinheit  zur  selbständigen  Bebauung  ungeeignet  sind; 

c)  auf  die  Erwerbung  solcher  in  älteren  Stadttheilen  liegenden  Grund- 
stücke ,  welche  gemäss  einem  gesetzlich  geordneten  Verfahren  (Gesetz 
über  Zonenenteignung)  nöthig  sind,  um  eine  den  Zwecken  der  öffent- 
lichen GesundheitsxDflege  und  des  Verkehrs  entsprechende  Bebauung 
herbeizuführen. 

IV.  Bauordnung. 

a)  Die  Einheitlichkeit  der  baupolizeilichen  Vorschriften  für  die  Innenstadt 
und  alle  Theile  der  Aussenstadt  hat  in  vielen  Stadterweiterungen  Bau- 
und  Wohnzustände  entstehen  lassen,  welche  vom  gesundheitlichen 
Standpunkte  aufs  lebhafteste  zu  beklagen  sind.  Insbesondere  hat  sich 
von  Jahr  zu  Jahr  die  Wohndichtigkeit  gesteigert,  die  Wohnräumlichkeit 
vermindert. 

b)  Die  Uebertragung  der  den  altstädtischen  Verhältnissen  angepassten  Bau- 
ordnung auf  das  ganze  Stadterweiterungsgelände  hat  dort  an  zahlreichen 
Orten  eine  ausgedehnte ,  auf  die  äusserste  polizeilich  erlaubte  Aus- 
nutzung sich  stützende  und  diese  nothwendig  veranlassende  Boden- 
und  Bauspeculation  zwar  nicht  hervorgerufen,  aber  ermöglicht,  welche 
das  Wohnen  zugleich  verschlechtert  und  vertheuert  und  nicht  bloss 
auf  gesundheitlichem,  sondern  auch  auf  allgemein  socialem  Gebiete  zu 
den  beklagenswerthesten  Erscheinungen  unserer  Zeit  gehört. 

c)  Zu  den  Maassregeln,  welche  geeignet  sind,  diesen  Missständen  in  Zu- 
kunft entgegenzutreten,  gehört  die  baupolizeiliche  Anordnung,  dass  in 
den  äusseren  Theilen  der  Stadt  weniger  hoch  und  weniger  dicht  gebaut 
werde,  als  in  der  Innenstadt.  Es  empfiehlt  sich,  zu  diesem  Zwecke  das 
Stadtgebiet  (nach  Bedarf  unter  Einbeziehung  von  Vororten)  in  Bezirke 
einzutheilen,  für  welche  die  Bauordnungsvorschriften  sich  unter  Berück- 
sichtigung der  bereits  vorhandenen  Bodenwerthe  im  Sinne  der  zu- 
nehmenden Weiträumigkeit  und  der  Bevorzugung  des  Einfamilienhauses 
bezw.  Bekämpfung  des  Massenmiethhauses  abstufen. 

Die  in  dieser  Richtung  in  Budapest,  Wien,  Berlin,  Altona,  Frank- 
furt a.  M. ,  Köln  und  anderen  Städten  hervorgetretenen  Bestrelnmgen 
verdienen  Anerkennung  und  Nachahmung. 
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d)  Bei  der  Abstufung  der  Bauordnung  sind  nach  Maassgabe  des  voraus- 
sichtlichen Bedarfs  und  der  örtlichen  Verhältnisse  auch  solche  Bezirke 
abzusondern,  in  welchen 

«)  nur  die  offene  Bauweise  gestattet  wird, 

ß)  der  Bau  und  Betrieb  von  Fabriken  und  anderen  lästigen  gewerb- 
lichen Anstalten  untersagt  ist, 
y)  der  Bau  und  Betrieb  von  Fabriken  begünstigt  wird. 

Die  Leitsätze  der  Referenten,  welche  der  Verein  dem  Ausschuss 
zur  weiteren  Behandlung  überwiesen  hat,  lauten  in  der  von  dem 
Herrn  Correferenten  (vergl.  S.  68)  veränderten  Fassung: 

Zusammenlegung. 

a)  Anstatt  der  Umlegung  unbebauter  Grundstücke,  die  mit  der  Zutheilung 
der  Ersatzgrundstücke  abschliesst,  empfiehlt  sich  an  manchen  Orten  die 
Zusammenlegung  grösserer  Stadterweiterungsgebiete  unter  Er- 
haltung des  ungetheilten  Besitzes  bis  zur  Verwerthung  als  Baugelände, 
und  zwar 

«)  um,  unabhängig  von  der  Böswilligkeit  oder  dem  Unverstände  Einzelner, 
das  zur  Bebauung  bereit  gestellte  Stadtgelände  zu  vermehren  und  der 
künstlichen  Preistreibung  zu  begegnen; 

ß)  um  den  Schwachen  vor  dem  Auskauf  durch  den  Starken  zu  unter- 
werthigen  Preisen  zu  schützen  und  ihm  die  Möglichkeit  zu  geben,  an 
der  allmählichen  und  naturgemässen  Werthsteigerung  Antheil  zu  nehmen^ 

y)  um  den  einzelnen  Grundbesitzer  vor  der  Zersplitterung  seines  Besitze» 
in  verschiedenen  Blöcken  und  vor  der  Enteignung  der  bebauungs- 
unfähigen Theile  zu  bewahren  (vergl.  III,  b); 

cT)  um  in  grösseren  Stadterweiterungsgebieten  ein  den  verschiedenartigen 
Baubedürfnissen  (vergl.  I,  b)  dienendes,  der  Entwässerung  wegen  als- 
bald im  Ganzen  bereit  zu  stellendes  Strassennetz  ohne  Enteignungs- 
verfahren durchführen  zu  können. 

b)  Die  Zusammenlegung  geschieht  auf  Antrag  der  Eigenthümer  von  mehr 
als  der  Hälfte  der  betheiligten  Fläche  mit  Zustimmung  der  Gemeindever- 
tretung, oder  auf  Beschluss  der  letzteren,  wenn  nicht  die  Eigenthümer 
von  mehr  als  der  Hälfte  der  betheiligteu  Fläche  widersprechen. 

c)  Der  Antheil  der  bei  der  Zusammenlegung  Betheiligten  ist  durch  Ab- 
schätzung in  Geld  zu  ermitteln,  wobei  Flächengrösse,  Lage  und  Werth 

•  der  eingebrachten  Grundstücke  zu  berücksichtigen   sind.  Beschwerden 
werden  im  Verwaltungsstreitverfahren  erledigt. 

d)  Die  Verwaltung  erfolgt  durch  einen  gewählten  Vorstand,  der  die  Genossen- 
schaft nach  Maassgabe  eines  zu  errichtenden  Genossenschaftsstatuts  vertritt. 

e)  Etwaige  in  dem  Zusammenlegungsgebiete  befindliche  Gebäude  unterliegen, 
insoweit  sie  die  Aufstellung  des  Bebauungsplanes  hindern,  der  Enteignung 
durch  die  Genossenschaft. 

f)  Jedem  Genossenschafter  steht  der  Austritt  frei.  Die  Genossenschaft  hat 
ihm  den  Schätzungswerth  seines  Antheiles  zu  ersetzen.  Lehnt  dies  die 
Genossenschaft  ab,  so  erfolgt  die  Liquidation  derselben. 


Schluss  der  Sitzung  3^2  Uhr. 
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Zweite  Sitzung. 

Donnerstag,  den  12.  September  1  895,  Vormittags  9  Uhr. 

Vorsitzender  Geh.  Medicilialratll  Dr.  Pistor  eröffnet  die  Ver- 
sammlung. Dieselbe  tritt  sogleich  in  die  Verhandlung  des  zweiten  Gegen- 
standes der  Tagesordnung  ein: 

II.  Die  Erbauung  von  Heilstätten  für  Lungen- 
kranke durch  Invaliditäts-  u.  Altersversicherungs- 
anstalten, Krankenkassen  u.  Communalverbände. 

Es  lauten  die  von  dem  Referenten,  Herrn  Director  Gebhard,  aufge- 
stellten 

Schlusssätze: 

1.  Die  Einschränkung  der  Verheerungen,  welche  die  Lungenschwindsucht  in 
allen  Volkskreisen  hervorruft,  ist  von  grossester  Bedeutung  für  die  Wohl- 
fahrt des  ganzen  Volkes.  Zur  Bekämpfung  der  Lungenschwindsucht 
haben  desshalb  alle  staatlichen  und  communalen  Organisationen,  zu  deren 
Obliegenheiten  die  Minderung  der  aus  Krankheit  und  Siechthum  ent- 
springenden Leiden  gehört,  mitzuwirken. 

2.  Es  ist  insbesondere  auch  Aufgabe  der  Invaliditäts-  und  Altersversicherungs- 
anstalten, in  Anwendung  des  §.  12  des  Invaliditäts-  und  Altersversicherungs- 
Gesetzes  zur  Bekämpfung  der  Lungenschwindsucht  die  Hand  anzulegen 
und  je  nach  den  Umständen  allein  oder  in  Verbindung  mit  Krankenkassen 
und  zuständigen  communalen  Organen  die  hierzu  geeigneten  Maassregeln 
zu  ergreifen. 

3.  Da  unter  den  verschiedenen  für  die  Bekämpfung  der  Lungenschwindsucht 
bis  jetzt  empfohlenen  Maassregeln  die  hygienisch-diätetische  Behandlung 
in  klimatisch  günstig  gelegenen  Heilstätten  allein  Erfolge  von  grösserem 
Umfange  aufzuweisen  hat,  sind  zur  Zeit  die  Bestrebungen  der  bezeichneten 
staatlichen  und  communalen  Organisationen  auf  dem  in  Rede  stehenden 
Gebiete  in  erster  Linie  dahin  zu  lenken ,  dass  eine  dementsprechende 
Behandlung  in  Heilstätten  den  dafür  geeigneten  Lungenkranken  derjenigen 
Volkskreise,  auf  deren  Wohlfahrt  sich  ihre  amtliche  Thätigkeit  zu  er- 
strecken hat,  zu  Theil  wird. 

4.  Es  fehlt  bislang  an  der  genügenden  Zahl  von  Heilstätten  für  Lungen- 
kranke aus  den  unbemittelten  und  den  wenig  bemittelten  Bevölkerungs- 
kreisen. Die  Bemühungen  der  zuständigen  staatlichen  und  communalen 
Organisationen  sind  desshalb  auf  Beschaffung  solcher  Heilstätten  zu  richten. 
Von  der  Beurtheilung  der  besonderen  Verhältnisse  der  einzelnen  Bezirke 
hängt  es  ab,  von  welcher  der  verschiedenen  zur  Mitarbeit  berufenen 
Stellen  die  Errichtung  der  Heilstätten  unter  angemessener  Mitwirkung 
anderer  dazu  berufener  Organe  vorzunehmen  ist,  insbesondere  auch,  ob 
die  Invaliditäts-  und  Altersversicherungsanstalten  selbst  Heilstätten  für 
Lungenkranke  errichten  und  Krankenkassen  und  communale  Organisationen 
sich  an  der  Tragung  der  Kosten  l'ür  die  dort  unterzubringenden  Kranken 
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betheiligen,  oder  ob  sich  die  Invaliditäts -  und  Altersversicherungs- An- 
stalten beschränken,  zur  Deckung  der  Kosten,  welche  durch  die  Behand- 
lung der  Kranken  entstehen,  die  in  vorhandenen  oder  zu  errichtenden 
Heilstätten  gemeinnütziger  Vereine,  Privatunternehmer,  Krankenkassen 
und  communaler  Organisationen  unterzubringen  sind,  in  dem  nach  Lage 
der  Umstände  zu  bemessenden  Umfange  Theil  zu  nehmen. 

5.  Sache  der  Aerzte  ist  es,  darauf  hinzuwirken,  dass  die  Lungenkranken  von 
der  Benutzung  des  ihnen  zu  bietenden  Heilverfahrens,  so  lange  Erfolg  von 
diesem  mit  Wahrscheinlichkeit  erwartet  werden  kann,  also  möglichst  bald, 
nachdem  die  Erkrankung  eingetreten  ist,  Gebrauch  machen.  Es  ist  von 
grosser  Bedeutung,  dass  die  Erfahrungen  darüber,  unter  welchen  Voraus- 
setzungen Erfolg  von  dem  Heilverfahren  in  Aussicht  steht,  zu  immer  all- 
gemeinerer Kenntniss  gebracht  werden. 

■6.  Die  auf  die  Errichtung  und  den  Betrieb  von  Heilstätten  für  Lungenkranke 
gerichtete  Thätigkeit  gemeinnütziger  Vereine  bleibt,  auch  nachdem  von 
Invaliditäts-  und  Altersversicherungs-Anstalten,  Krankenkassen  und  commu- 
nalen  Organisationen  Maassregeln  der  weitestgehenden  Art  zur  Bekämpfung 
der  Lungenschwindsucht  auf  dem  ihnen  zukommenden  Thätigkeitsgebiete 
ergriffen  sein  werden,  unentbehrlich. 

7.  Allen  zuständigen  staatlichen  Behörden  liegt  die  grösstmögliche  Förderung 
aller  auf  die  Errichtung  von  Heilstätten  für  Lungenkranke  gerichteten 
Bestrebungen  ob. 

Referent:  Director  der  Hanseatischen  Versicherungsanstalt  für  In- 
Taliditäts-  und  Altersversicherung  Gebhard  (Lübeck) : 

„Meine  Herren!  Auf  mehreren  Versammlungen  der  letzten  Jahre  hat 
sich  der  Deutsche  Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege  bereits  mit  der 
Frage  der  Bekämpfung  der  Lungentuberculose  beschäftigt.  1889  wurde  in 
Strassburg  über  die  Verhütung  der  Tuberculose,  1891  in  Leipzig  über  ihre 
Behandlung  in  Sanatorien  verhandelt.  Die  "Wichtigkeit  des  Gegenstandes 
ist  es,  die  ihn  innerhalb  eines  siebenjährigen  Zeitraumes  zum  dritten  Male 
auf  die  Tagesordnung  der  Versammlung  des  Deutschen  Vereins  für  öffent- 
liche Gesundheitspflege  bringt,  und  die,  wie  ich  glaube,  ihn  auch  noch  öfter 
dahin  zurückführen  wird.  Und  nicht  bloss  in  dem  hier  versammelten  Kreise, 
dem  Deutschen  Vereine  für  öffentliche  Gesundheitspflege,  wird  diese  Wichtig- 
keit erkannt;  auch  zahlreiche  andere  Vereinigungen  von  Aerzten  und 
Hygienikern  des  In-  und  Auslandes  haben  ihm  in  den  letzten  Jahrzehnten 
ihre  Aufmerksamkeit  gewidmet.  Es  ist  gleichsam,  als  erlebten  wir  das  Er- 
wachen aus  der  Ohnmacht,  von  der  sich  die  Menschheit  gegenüber  dem 
grimmigsten  Feinde  ihrer  Gesundheit  befangen  fühlte. 

„Freilich  nur  erst  das  Wachwerden-,  es  fehlt  leider  noch  viel,  sehr  viel 
an  dem  Wachsein!  Auf  der  grossen  Menge  —  und  von  dieser  scheiden 
sich  auch  diejenigen  nicht  aus,  welche  mau  als  die  Gebildeten  zu  bezeichnen 
pflegt  —  lastet  schwer  auch  heute,  trotz  der  gegentheiligen  Ergebnisse  von 
Forschungen  hervorragender  Aerzte,  das  dumpfe  Gefühl,  dass  man  der 
Lungenschwindsucht  als  einem  Verhängnisse  gegenüberstehe,  dem  zu  ent- 
rinnen dem  davon  Betroffenen  unmöglich  sei.  Es  ist  ein  wenig  erfreuliches 
Bild,  das  die  Culturmenschheit  unter  dem  Gesichtspunkte  ihres  Verhaltens 
gegen  den  schleichenden  Feind,  den  sie  in  der  Lungenschwindsucht  besitzt, 
bietet.  Während  das  plötzlich  eintretende  Ereigniss,  das  Gesundheit  und 
Leben   von  Menschen  bedroht,  viele  Kräfte  in  Bewegung  setzt,  um  es 
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unschädlich  und  seine  Folgen  vermeidbar  zu  machen,  lässt  das  Ungemach, 
das  täglich  und  stündlich  an  unserem  Marke  frisst,  das  Jahr  für  Jahr 
Hunderttausende  vor  der  Zeit  dem  Grabe  zuführt,  die  Hände  in  Unthätig- 
keit  verharren.  Wiederholt  schon  ist  darauf  hingewiesen ,  wie  verschieden 
unser  Verhalten  gegenüber  der  Cholera  und  gegenüber  der  Lungenschwind- 
sucht ist.  Zieht  der  Schrecken  der  Cholera  durch  das  Land,  so  ist  kein 
Geldopfer  zu  gross,  es  muss  gebracht  werden;  werden  dagegen  Mittel  für 
die  Bekämpfung  der  Limgenschwindsucht  gefordert,  so  gilt  ihre  Verwendung, 
wenn  sie  auch  nur  knapp  bemessen  sind,  bei  Vielen,  und  oft  genug  bei  den- 
selben ,  die  bei  der  Aufwendung  von  Mitteln  zur  Bekämpfung  der  anderen 
Krankheit  die  Schranken  nicht  weit  genug  ziehen  konnten,  als  kaum  zu 
verantworten,  fast  als  Vergeudung.  Und  doch  wie  unendlich  viel  mehr 
von  unseren  Mitmenschen  bringt  in  einem  Jahre  die  Tuberculose  ins  Grab 
als  in  Jahrzehnten  die  Cholera ! 

„Um  das  gedankenlose  Verhalten  der  Menschen  gegenüber  der  Tuber- 
culose ins  rechte  Licht  zu  stellen,  bedarf  es  aber  nicht  einmal  des  Ver- 
gleiches mit  dem  Verhalten  gegenüber  einer  anderen,  immerhin  für  Viele 
den  Tod  bringenden  Krankheit,  wie  der  Cholera;  es  genügt  ein  Blick  in 
unsere  tägliche  Umgebung.  Verursacht  eine  Maschine  die  Beschädigung 
oder  den  Tod  eines  Menschen,  so  setzen  —  und  mit  Recht  —  sich  zahl- 
reiche Kräfte  in  Bewegung,  um  die  Wiederkehr  des  Unglücksfalles  zu  ver- 
meiden und  den  Beschädigten  oder  die  nachgelassene  Familie  zu  unter- 
stützen; dass  in  demselben  Arbeitsraiime,  in  dem  die  Maschine  steht,  Jahr 
ein  Jahr  aus  die  Lungen  Vieler  von  der  Schwindsucht  bedroht  und  befallen 
werden,  dass  daraus  Jammer  über  viele  Familien  gebracht  wird,  wie  wenig 
Aufmerksamkeit  wird  dem  gewidmet,  wie  wenig  gethan,  um  es  zu  vermeiden  * 
So  erfreulich  die  Fürsorge  im  einen  Falle  ist,  so  bedauerlich  ist  ihr  Mangel 
in  dem  anderen,  der  sie  im  Grunde  weit  mehr  hervorrufen  sollte. 

„Um  es  dahin  zu  bringen,  dass  wir  uns  aufraffen  aus  dem  dumpfen 
Fatalismus ,  der  den  von  der  Tuberculose  Ergriffenen  als  unrettbar  dem 
baldigen  Tode  verfallen  betrachtet,  dem  der  Nachbar,  um  sein  Schicksal 
nicht  zu  theilen,  gern  so  weit  als  möglich  aus  dem  Wege  geht,  kann  man 
es  als  das  erste  Erforderniss  bezeichnen ,  dass  es  der  ärztlichen  Wissen- 
schaft gelingt,  der  Uebei'zeugung  von  der  Heilbarkeit  der  Tuberculose  weit 
zahlreichere  Anhänger  zu  gewinnen,  als  ihrer  jetzt  vorhanden  sind,  und 
ferner,  dass  auch  nur  die  Kenntniss  von  dem  Umfange  des  Leidens, 
von  der  Zahl  seiner  Opfer  eine  allgemeinere  werde.  Ueberraschend  ist  es, 
wie  gering  trotz  aller  Veröffentlichungen  gerade  diese  Kenntniss  ist,  wie 
ihr  Mangel  einem  selbst  bei  Aerzten  entgegentritt,  geschweige  denn  bei 
Nichtärzten.  Wer  mit  den  Zahlen  in  der  Hand,  die  von  den  besten 
Kennern  der  Verhältnisse  über  die  alljährlich  von  der  Lungentuberculose 
geforderten  Opfer  festgestellt  sind,  jemals  Schritte  unternommen  hat,  um 
Mitarbeiter  für  die  Ergreifung  von  Maassregelu,  die  dem  Uebel  steuern 
sollen,  zu  gewinnen,  dem  ist  es  sicherlich  vielfach  begegnet,  dass  diese 
Zahlen  nur  ein  Kopfschütteln  fanden  und  als  Uebertreibungen  galten.  Und 
das  bei  Leuten,  von  denen  man  mit  Recht  hätte  voraussetzen  müssen,  dass 
ihnen  diese  Ziffern  durchaus  geläufig  wären!  Weist  man  sie  auf  die  über 
Todesursachen  veröffentlichten  amtlichen  Zahlen  hin,  so  reicht  das  Wissen 
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gewöhnlich  gerade  noch  so  weit,  um  entgegnen  zu  können,  dass  die  Angabe 
der  Todesursachen  in  manchen  Fällen  unsicher,  die  Bezeichnung  der  Krank- 
heiten nicht  immer  genau  sei.  Dass  bei  genauerer  Feststellung  sich  die 
Zahl  der  Fälle,  wo  Schwindsucht  als  Todesursache  zu  bezeichnen  wäre  oder 
mit  zu  bezeichnen  wäre,  nach  Lage  der  Umstände  sicher  gerade  als  noch 
^eit  höher  erweisen  würde,  als  sie  sich  jetzt  darstellt,  das  entzieht  sich  der 
Kenntniss  derer,  die  zu  der  Zahl  der  Wissenden  gehören  müssten,  und  unter 
denen  auch  wohl  Manche  sind,  die  es  vorziehen,  Nichts  wissen  zu  wollen, 
um  nicht  zum  Handeln  genöthigt  zu  sein. 

„Vor  Ihnen,  meine  Herren,  die  Zahlen  ausführlich  zu  wiederholen,  die 
von  der  weiten  Verbreitung  der  Tuberculose  in  Deutschland  und  in  Europa 
im  Allgemeinen  Zeugniss  ablegen,  unterlasse  ich.  Sie  sind  Ihnen  aus  den 
früheren  Verhandlungen  oder  aus  sonstigem  Anlasse  bekannt.  Ich  beschränke 
mich  darauf,  Ihnen  nur  kurz  in  das  Gedächtniss  zu  rufen,  dass  nach  den 
Ermittelungen  der  berufensten  ärztlichen  Sachverständigen  in  Deutsch- 
land —  und  dieses  interessirt  uns  bei  der  Berathung  des  heutigen  Gegen- 
standes der  Tagesordnung,  bei  dem  es  sich  vor  Allem  um  die  Ergreifung 
wirksamer  Maassregeln  durch  die  Organe  unserer  deutschen  Socialpolitik 
handelt,  allein  —  jährlich  mindestens  160000,  wahrscheinlich  aber 
noch  weit  mehr,  vielleicht  bis  250000  Menschen  an  Lungen- 
tuberculose  sterben. 

„Auch  dabei  will  ich  nicht  verweilen,  Ihnen  die  Summe  zu  berechnen, 
-welche  in  Folge  dieser  Todesziffer  als  Verlust  in  der  Haushaltsrechnung  des 
deutschen  Volkes  jährlich  einzustellen  ist.  Da  bei  der  grossen  Mehrzahl  der 
Todesfälle  Personen  in  Betracht  kommen,  für  die  die  vollen  Aufwendungen, 
die  sie  in  den  Stand  setzen  sollen,  um  für  sich  und  eine  Familie  den  Lebens- 
unterhalt erwerben  zu  können,  bereits  gemacht  sind,  die  aber  dahinsterben, 
schon  ehe  sie  das  in  ihnen  angelegte  Capital  in  vollem  Maasse  zur  Verwen- 
dung gebracht  haben,  so  handelt  es  sich  um  eine  Summe,  die  sich  nach  sehr 
vielen  Millionen  für  jedes  Jahr  berechnet.  Sie  wird  erhöht,  um  den  eben- 
falls noch  nach  zahlreichen  Millionen  sich  beziffernden  Betrag,  welcher  durch 
Aufwendungen  während  des  langen  Siechthums  diesen  dem  Tode  vorzeitig 
Verfallenen  verbraucht  werden.  Und  bei  dem  Allen  ist  nicht  in  Anschlag 
gebracht  und  kann  nicht  in  Geldbeträge  umgerechnet  werden  .die  Un- 
summe von  Jammer  und  Kummer,  den  gerade  diese  Krankheit  Jahr 
ein  Jahr  aus  in  hunderttausend  Häuser  trägt,  nicht  bloss  bei  den  Kranken 
selbst  die  Freude  am  Leben  über  Jahre  hinaus  vernichtend,  sondern  sie 
auch  bei  den  betreffenden  Familien  verderbend  für  lange  Zeiträume!  Ver- 
gegenwärtigt man  sich  das  Alles,  so  muss  es  für  alle  Staats-  und  Gemeinde- 
anstalten, in  deren  Bereich  die  Aufgabe  der  Förderung  der  Volkswohlfahrt 
fällt,  als  eine  wichtige  Aufgabe  erscheinen,  wenn  eine  wirksame,  auf  weite 
Volkskreise  anwendbare  Bekämpfung  des  Uebels  überhaupt  möglich  ist, 
dafür  alle  Kräfte  einzusetzen. 

„In  den  Schlusssätzen,  die  ich  der  geehrten  Versammlung  unterbreitet 
habe,  habe  ich  desshalb  unter  Ziffer  1  als  solche  Stellen,  welche  dabei  mit- 
zuwirken haben,  alle  staatlichen  und  communalen  Organisationen, 
zu  deren  Obliegenheiten  die  Minderung  der  aus  Krankheit  und 
Siechthum  entspringenden  Leiden  gehört,  bezeichnet.     Es  ist  in 
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neuerer  Zeit  von  angesehener  Seite  aus  besonders  als  eine  Aufgabe  der 
grösseren  Städte  aufgeführt,  hier  vorzugehen.  Sicher  ist  dies  zutreffend. 
Und  erklärlich  ist  es  zugleich,  wenn  sich  das  Augenmerk  zunächst  auf  die 
Verpflichtung  der  grösseren  Stadtgemeinden  zur  Ergreifung  zweckdienlicher 
Maassnahmen  richtet,  da  hier  auf  der  einen  Seite  die  grosse  Zahl  der  Fälle 
der  Tuberculose- Erkrankungen,  die  auf  engem  Räume  zur  Erscheinung 
kommen,  das  Bedürfniss  nach  wirksamen  Maassregeln  in  besonders  auf- 
fälliger Weise  zum  allgemeinen  Bewusstsein  bringen  kann,  auf  der  anderen 
Seite  aber  wegen  der  finanziellen  Leistungsfähigkeit  der  grösseren  Städte 
Zweifel  am  wenigsten  aufzukommen  pflegen.  So  schön  es  nun  sein  wird, 
wenn  sich  die  grösseren  Städte  der  Ehrenpflicht,  auf  diesem  Gebiete,  wie  sie 
es  auf  so  manchem  der  öff'entlichen  Wohlfahrtspflege  gethan  haben,  voran- 
zugehen, voll  bewusst  werden,  und  wenn  von  ihnen  die  Angelegenheit 
kräftigst  in  die  Hand  genommen  wird,  so  möchte  ich  doch  die  Verpflichtung 
dazu  nicht  minder  für  andere  communale  Verbände,  Provinzial-^ 
Bezirks-  und  Kreis  verbände ,  hervorheben.  Die  Tuberculose  wüthet  ja 
keineswegs  in  dem  Maasse  vorwiegend  in  den  grösseren  Städten,  wie  wohl 
von  Vielen  angenommen  wird,  ja  in  manchen  Gegenden  überhaupt  nicht  in 
den  Grossstädten  mehr  als  in  Kleinstädten  und  Dörfern,  so  dass  für  die 
Organisationen ,  denen  die  Wohlfahrtspflege  für  die  letzteren ,  soweit  sie 
den  Bereich  der  örtlichen  Maassnahmen  überschreitet,  obliegt,  die  Ver- 
pflichtung nicht  eine  ebenso  dringende  wäre.  Ich  betone  also  diese  Ver- 
pflichtung für  alle  vorhin  bezeichneten  staatlichen  und  insbesondere  die 
communalen  Organisationen  gleichmässig.  Indessen  gehe  ich  hier  zunächst 
nicht  auf  diese  Seite  der  Sache  ein,  sondern  wende  mich  zuvörderst  zu  dem- 
jenigen Punkte,  der  in  der  heutigen  Erörterung  wohl  die  hauptsächlichste 
Stelle  einnehmen  muss  und  dessen  Behandlung  vor  anderen  Punkten  die 
von  mir  erwarteten  werden,  zu  der  Stell ung,  die  die  socialpolitischen 
Organisationen  des  Deutschen  Reiches,  Invaliditäts-  und  Alters- 
versicherungsanstalten und  Krankenkassen  —  die  ünfallversiche- 
rungs- Berufsgenossenschaften  werden  von  dieser  Angelegenheit  nicht  be- 
rührt —  gegenüber  den  Maassregeln  zur  Bekämpfung  der  Lungen- 
tuberculose  einzunehmen  haben. 

„Ich  wende  mich  zunächst  zu  den  Invaliditäts-  und  Alters- 
versicherungsanstalten. 

„Ihre  durch  das  Gesetz  vom  22.  Juni  1889  geregelte  Aufgabe  ist,, 
durch  Gewährung  von  Renten  den  bei  ihnen  Versicherten,  nachdem 
sie  ein  höheres  Lebensalter  erreicht  haben  oder  —  und  in  erster  Linie  — 
nachdem  sie,  ohne  dass  ein  der  reichsgesetzlichen  Unfallversicherung  unter- 
liegender Unfall  die  Ursache  davon  wäre,  erwerbsunfähig  geworden  sind, 
den  nothwendigen  Lebensunterhalt  oder  wenigstens  einen  Zuschuss  dazu  zu 
gewähren.  Die  Thätigkeit  der  Versicherungsanstalten  gegenüber  den  ein- 
zelnen Versicherten  beginnt  also  —  wenn  wir,  weil  für  unsere  Erörterung 
gleichgiltig ,  von  der  Gewährung  von  Altersrenten  hier  absehen  —  erst 
mit  dem  Zeitpunkte,  wo  bei  ihnen  Erwerbsunfähigkeit,  d.  h.  im  Sinne  des 
Gesetzes  eine  sehr  beträchtliche  Verminderung  der  Erwerbsfähigkeit,  ein- 
getreten ist.  Das  Invaliditäts-  und  Altersversicherungsgesetz  giebt  aber 
im  §.  12  den  Versicherungsanstalten  die  Befugniss,  bei  drohender  Erwerbs- 
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Unfähigkeit  auch  schon  vorher  einzuschreiten,  d.  h.  bei  solchen  Erkrankungen 
von  Versicherten,  als  deren  Folge  Erwerbsunfähigkeit,  die  einen  Anspruch 
auf  Invalidenrente  gewähren  würde,  zu  befürchten  ist,  ein  Heilverfahren 
einzuleiten,  dessen  Zweck  ist,  den  Eintritt  der  Invalidität  auszuschliessen 
oder  wenigstens  für  einen  längeren  Zeitraum  hinaus  zu  schieben. 

„Es  ist  nicht  erforderlich,  hier  in  dieser  Versammlung  in  die  Einzel- 
heiten des  §.12  einzutreten.  Die  Fassung,  welche  er  seinen  Bestimmungen 
giebt  und  die  manchen  Zweifelsfragen  Raum  lässt,  erklärt  sich  aus  der  Ent- 
stehungsgeschichte der  socialpolitischen  Gesetzgebung,  insbesondere  aus  den 
Beziehungen,  welche  das  Invaliditäts-  und  Altersversicherungsgesetz  zu  den 
vorhergehenden  verwandten  Gesetzen  über  Krankenversicherung  und  Unfall- 
versicherung hat. 

„Es  genügt  für  unsere  heutige  Verhandlung,  sich  gegenwärtig  zu  halten, 

1.  dass  die  in  Rede  stehende  Gesetzesbestimmung  die  Möglichkeit  ge- 
währen will,  dem  Versicherten,  statt  ihm  wegen  Invalidität  eine 
Rente  zu  gewähren,  durch  eine  geeignete  Behandlung  die 
Erwerbsfähigkeit  zu  erhalten  oder,  wenn  sie  ihm  schon 
verloren  gegangen  ist,  die  Erwerbsfähigkeit  zurückzu- 
geben, und 

2.  dass  nicht  eine  gesetzliche  Verpflichtung  der  Versicherungs- 
anstalten, sondern  nur  eine  ihnen  zustehende  Befugniss  vorliegt, 
von  der  nur  Gebrauch  zu  machen  ist,  wenn  und  soweit  nicht  durch 
andere  Einrichtungen  dem  Bedürfnisse  nach  ausreichender  Kranken- 
fürsorge genügt  ist. 

„So  sehr  auch  die  auf  Grund  des  §.12  zu  treflPenden  Einrichtungen 
noch  der  weiteren  Ausgestaltung  bedürfen,  und  so  sehr  man  wünschen  muss, 
dass  seine  Bestimmungen  nach  und  nach  eine  weit  ausgedehntere  Anwendung 
gewinnen,  als  dies  jetzt  noch  der  Fall  ist,  so  ist  doch  die  eben  skizzirte 
Grundlage  als  eine  sehr  gesunde  und  die  allein  richtige  zu  bezeichnen. 
Es  entspricht  durchaus  der  Natur  der  Dinge ,  dass  die  Thätigkeit  der  Ver- 
sicherungsanstalten auf  diesem  Gebiete  ihre  Grenze  darin  finden  muss,  dass 
selbstverständlich  der  Kreis  der  zu  berücksichtigenden  Personen  nur  die 
Versicherten  umfassen  kann,  dass  aber  unter  diesen  auch  nur  diejenigen 
berücksichtigt  werden  können,  welche  mit  Krankheiten  behaftet  sind,  die  mit 
dauernder  oder  vorübergehender  Erwerbsunfähigkeit  drohen,  bei  denen  je- 
doch ein  rechtzeitig  eingeleitetes  und  richtig  gehandhabtes  Heil- 
verfahren Aussicht  bietet,  die  sonst  zu  befürchtende  Wirkung 
der  Erwerbsunfähigkeit  dauernd  oder  wenigstens  für  längere 
Zeit  auszuschliessen.  Wollte  man  diese  Grenzen  nicht  innehalten,  so 
würde  Gefahr  vorhanden  sein,  dass  die  Versicherungsanstalten  zu  ihrem 
Thätigkeitsgebiete  auch  das  jetzt  den  Krankenkassen  und  Armenverbänden 
übergebene  Gebiet  der  Krankenfürsorge  im  Allgemeinen  machen  würden, 
und  dass  sie  damit  an  eine  Aufgabe  heranträten ,  die  zu  lösen  sie  ausser 
Stande  sein  würden. 

„Es  ist  auch  für  die  richtige  Stellungnahme  zu  dem  heute  zur  Er- 
örterung stehenden  Gegenstande  nöthig,  sich  diesen  grundsätzlichen  Stand- 
punkt, der  eine  nothwendige  Ableitung  aus  dem  Wesen  der  Invaliditäts- 
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Versicherung  überhaupt,  wie  sie  das  Deutsche  Reich  geschaffen  hat,  darstellt, 
stets  vor  Augen  zu  halten;  nur  von  diesem  Standpunkte  aus  vermag  man 
auch  für  die  Mitarbeit  der  Versicherungsanstalten  bei  der  Bekämpfung  der 
Lungenschwindsucht  die  Grenzlinie  zu  ziehen,  die  das  Gebiet  bezeichnet, 
wo  sie  in  wirksamer  Weise  eingreifen  können  und  eingreifen  müssen. 

„Ich  sage:  Müssen,  obwohl  ich  auch  das  für  nothwendig  erachte,  dass 
den  Versicherungsanstalten  nur  die  Befuguiss,  nicht  die  Verpflichtung  zum 
Eingreifen  gegeben  ist;  denn  ich  gehe  davon  aus,  dass  Jeder,  nicht  bloss 
•der  Privatmann,  sondern  vor  Allem  auch  jede  Behörde  die  ertheilten  Be- 
fugnisse anwenden  muss,  wenn  und  wo  sich  die  Gelegenheit  bietet,  die 
ihm  zur  Förderung  der  allgemeinen  Wohlfahrt  gestellte  Aufgabe  besser  und 
vollständiger  zu  lösen.  Insbesondere  duldet  es  der  Zweck,  dem  die  ge- 
sammte  socialpolitische  Gesetzgebung  des  Deutschen  Reiches  dienen  soll, 
nicht,  dass  diejenigen,  denen  ihre  Durchführung  anvertraut  ist,  sich  nur 
auf  die  Wahrnehmung  dessen  beschränken,  was  äusserlich  den  einzelnen 
Oi'ganisationen  als  Verpflichtung  übertragen  ist.  Das  Ziel,  dessen  Erreichung 
dem  Deutschen  Volke  durch  die  Kaiserliche  Botschaft  vom  17.  November  1881 
ans  Herz  gelegt  wurde  und  dessen  Erlangung  es  sich  mit  der  socialpoli- 
iischen  Versicherungsgesetzgebung  zur  Aufgabe  stellte,  das  Ziel  der  Hebung 
der  Lebenslage  der  dieser  Gesetzgebung  unterstellten  weiten  Personenkreise 
durch  die  von  ihr  ins  Leben  gerufenen  Veranstaltungen,  der  Abschwächung 
der  Benachtheiligungen,  welche  die  der  Hülfsmittel  des  Capitalbesitzes  ent- 
behrenden Bevölkerungsschichten  zu  empfinden  haben,  dieses  Ziel  und  die 
•davon  als  Folge  zu  erwartende  Anbahnung  eines  besseren  Verhältnisses  der 
verschiedenen  Bevölkerungsklassen  zu  einander  sind  nur  zu  erreichen,  wenn 
jede  gewährte  Möglichkeit  der  Einwirkung  auch  als  eine  gebotene 
Verpflichtung  behandelt  wird. 

„Doch  aber  ist  es  nöthig,  im  Gesetze  es  bei  der  Ertheilung  lediglich 
der  Befuguiss  an  die  Versicherungsanstalten,  das  Heilverfahren  einzuleiten, 
au  belassen,  weil  es  nur  so  möglich  ist,  gerade  diejenigen  Einrichtungen  zu 
"treffen,  die  geeignet  sind,  dem  auftretenden  Bedürfnisse  zu  ent- 
sprechen, dem  Bedürfnisse  sowohl  in  Betreff  der  einzelnen,  zu  berück- 
sichtigenden Personen,  als  auch  dem  Bedürfniss  nach  umfassenderen  Maass- 
regeln. Dieses  Bedürfniss  kann  bei  den  verschiedenen  Versicherungsanstalten 
«ehr  wohl  ein  verschiedenes  sein.  Bei  denjenigen  Versicherungsanstalten, 
welche  vorwiegend  städtische  oder  eng  zusammengedrängte  industrielle  Be- 
völkerung umfassen,  können  andere  Veranstaltungen  auch  für  die  Förderung 
•des  Heilverfahrens  nöthig  und  zweckdienlich  sein  als  bei  denjenigen,  in  deren 
Bezirken  die  Versicherten  in  überwiegendem  Maasse  der  landwirthschaft- 
treibenden  Bevölkerung  angehören. 

„Ob  die  Versicherungsanstalten  überhaupt,  ob  nur  die  eine  oder  die 
andere,  oder  ob  sie  alle  mit  ihren  Mitteln  sich  an  der  Bekämpfung  der 
Lungentuberculose  betheiligen,  und  in  welchem  Maasse  sie  dies  thun  werden, 
das  ist  also  eine  Frage,  die  zunächst  an  der  Hand  des  Bedürfnisses  von  der 
■einzelnen  Versicherungsanstalt  entschieden  werden  muss. 

„Ich  zweifle  nun  nicht,  dass  nach  und  nach  alle  oder  wenigstens  die 
meisten  Versicherungsanstalten  zu  dem  Ergebnisse  kommen  werden,  ihre 
Aufmerksamkeit  der  Förderung  des  Heilverfahrens  in  ausgedehntem  Maasse 
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3U  widmen.  Schon  die  bisher  gewonnenen  Zahlen  über  die  Ursache  der 
Invalidität,  welche  die  Gewährung  der  Invalidenrente  zur  Folge  hatte,  thun 
4as  Bedürfniss  —  und  damit,  wie  ich  zu  sagen  mir  gestatte,  auch  die 
Nothwendigkeit,  auf  diesem  Gebiete  vorzugehen,  —  zweifellos  dar. 

„Da  der  Bewilligung  einer  Invalidenrente  regelmässig  die  ärztliche 
Untersuchung  des  betreffenden  Rentenanwärters  vorangeht,  so  liegt  über  die 
Ursache  der  festgestellten  Erwerbsunfähigkeit  in  fast  allen  Fällen  eine 
sachverständige  Ermittelung  vor.  Die  statistische  Verarbeitung  dieses 
Materials  liegt  dem  Rechnungsbureau  des  Reichsversicherungsamtes  ob,  und 
wir  haben  von  diesem  desshalb  in  den  nächsten  Jahren  Arbeiten  zu  er- 
warten, die  ohne  Zweifel  nicht  bloss  für  die  Kunde  von  der  Verbreitung 
•der  Krankheit,  die  uns  hier  beschäftigt,  sondern  für  die  Kenntniss  der  Aus- 
dehnung auch  anderer  Volkskrankheiten  und  Gebrechen  wichtige  Auf- 
schlüsse geben  und  damit  Fingerzeige  zur  Förderung  der  allgemeinen 
Gesundheitspflege  bieten  werden.  Diese  umfassenden  Arbeiten  des  Reichs- 
versicherungsamtes liegen  noch  nicht  vor;  es  haben  aber  viele  von  den 
bestehenden  31  Invaliditäts  -  und  Altersversicherungsanstalten  bereits  für 
ihren  Geschäftsbezirk  Zusammenstellungen  über  die  Ursachen  der  Invalidität 
bei  denjenigen,  welchen  sie  Invalidenrente  zu  bewilligen  hatten,  angefertigt 
und  daraus  ergiebt  sich  das  Folgende : 

„Die  Zahl  der  Invaliditätsfälle,  welche  durch  Erkrankung  der  Lunge 
ierbeigeführt  sind,  zeigt  eine  sehr  erhebliche  Verschiedenheit  bei  den  ein- 
zelnen Versicherungsanstalten,  ohne  dass  eine  ausreichende  Erklärung  dafür 
vorläge.  Insbesondere  ergiebt  sich  diese  nicht  etwa  aus  einem  entsprechend 
verschiedenen  Grade  der  Verbreitung  der  Luugenerkrankungen.  Auch 
•diese  ist  ja,  wie  den  versammelten  Herren  nicht  unbekannt  ist,  eine  ver- 
schiedene, hat  aber  doch  nicht  denjenigen  Grad  der  Verschiedenheit,  wie 
ihn  die  Lungenschwindsucht  als  Invaliditätsursache  bis  jetzt  zeigt. 

„Wenn  man  die  Lungenerkrankung  im  Allgemeinen  in  Betracht  zieht, 
so  weist  den  niedrigsten  Procentsatz  Nieder-Bayern  auf,  wo  15"8Proc. 
a,ller  Fälle,  in  welchen  in  den  Jahren  seit  dem  Inkrafttreten  des  Invaliditäts- 
und Altersversicherungsgesetzes  Invalidenrenten  zur  Verwilligung  gelangt 
sind,  diese  in  Lungenerkrankung  ihren  Grund  hatten,  die  höchsten  Procent- 
sätze haben  Westfalen  und  das  Grossherzogthum  Hessen  mit  42"99 
und  42'86  Proc.  Bei  Westfalen  ging  der  Procentsatz  in  einzelnen  Jahren 
sogar  darüber  noch  hinaus;  1894  belief  er  sich  sogar  auf  44'28  Proc.  Der 
Durchschnittssatz  für  sämmtliche  19  Versicherungsanstalten,  für  welche  mir 
<3ie  Zahlen  vorliegen,  beläuft  sich  auf  31'25  Proc. 

„Das  Schema  für  die  Aufzeichnung  der  Invaliditätsursachen  trennt  nun 
die  Tuberculose  der  Lungen  von  anderen  Lungenerkrankungen,  als  welche 
Lungenerweiterung  und  Asthma  aufgeführt  werden,  ohne  dass  jedoch 
eine  Scheidung  dieser  letzteren  Krankheiten  von  einander  vorgenommen 
wird.  Die  Tuberculose  der  Lungen,  welche  uns  hier  am  meisten 
interessirt,  weist  wieder  ausserordentliche  Verschiedenheiten  in  den  für  die 
-einzelnen  Versicherungsanstalten  geltenden  Zahlen  auf.  Die  niedrigsten 
-Zahlen  haben  die  Anstalten  für  die  Provinz  Posen  und  die  Grossherzoff- 
ihümer  Mecklenburg  mit  4"3  Proc,  Schlesien  mit  5'5  Proc,  Nieder- 
Bayern  mit  6-8  Proc  und  Westpreussen  mit  6*9  Proc;  die  Ziffern 
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steigen  dann  sehr  erbeblich,  so  dass  für  die  Versicherungsanstalt  Mittel- 
franken 18'3  Proc,  Königreich  Sachsen  19'1  Proc,  Grossherzog- 
thum Hessen  22-1  Proc.  und  für  Baden,  als  die  durch  Lungentuber- 
culose  am  meisten  belastete  Anstalt,  22-2  Proc.  aller  Invaliditätsfälle  durch 
Lungenschwindsucht  hervorgerufen  werden.  Der  Durchschnitt  für  die  20 
Versicherungsanstalten,  für  welche  ich  die  Ziffern  zur  Verfügung  habe, 
stellt  sich  für  die  ganze  Zeitdauer,  seitdem  das  Invaliditäts-  und  Alters- 
versicherungsgesetz in  "Wirksamkeit  getreten  ist,  auf  i2"82  Proc. 

„Eine  auffallende  Erscheinung  zeigt  sich  dem  Auge  bei  der  Beob- 
achtung der  zur  Zeit  vorliegenden  Ziffern,  die  nämlich,  dass  der  Procent- 
satz der  durch  Lungentuberculose  herbeigeführten  luvaliditäts- 
fälle  durchgehends  von  Jahr  zu  Jahr  wächst  und  zwar  nicht  bloss 
entsprechend  der  Vermehrung  der  jährlichen  Invalidenrenten, 
überhaupt.  Was  diese  letztere  anlangt,  so  kamen  im  Jahre  1892,  ein- 
schliesslich der  letzten  IV3  Monate  von  1891,  in  denen  die  Bewilligung  der 
Invalidenrenten  begann,  insgesammt  17  946,  im  Jahre  1893  36009,  1894 
47  648  Bewilligungen  von  Invalidenx-enten  bei  den  vorhandenen  31  Ver- 
sicherungsanstalten und  den  zugelassenen  Kasseneinrichtungen  vor,  und 
für  das  Jahr  1895  ist  nach  den  bisherigen  Ergebnissen  die  Verwilligung 
von  gegen  60  000  Invalidenrenten  zu  erwarten.  Auch  damit  wird  der  Ab- 
schluss  noch  nicht  erreicht  sein,  vielmehr  ist  zu  erwarten,  dass  in  wenigen 
Jahren  wohl  die  vor  Erlass  des  Invaliditäts-  und  Altersversicherungsgesetzes- 
erwartete  Zahl  der  jährlichen  Bewilligungen  von  Invalidenrenten  eintreten 
wird,  diese  sich  also  auf  mehr  als  100  000  jährlich  belaufen  wird, 

„Nicht  nur  aber,  dass  die  Zahl  der  Fälle,  in  welchen  als  Invaliditätsursach& 
Tuberculose  der  Lungen  festgestellt  wurde,  in  demselben  Umfange  zunahm, 
wie  die  Zahl  der  jährlichen  Bewilligungen  von  Invalidenrente  überhaupt  wuchs,, 
sie  stieg  vielmehr  durchweg  in  erheblich  stärkerem  Maasse.  Es 
entfielen  z.  B.  für  die  Versicherungsanstalt  Berlin  1892  9'47  Proc,  dagegen 
im  ei'sten  Halbjahre  von  1895  12'55  Proc.  der  Invaliditätsfälle  auf  Tuber- 
culose der  Lungen  als  Invaliditätsursache;  für  Westfalen  1892  und  1893 
10'98  Proc,  dagegen  1895  18'14  Proc;  für  die  Versicherungsanstalt  Thü- 
ringen 1892  1 3'7  Proc,  dagegen  1895  20'6  Proc. ;  für  Schleswig-Holstein. 
1892  4'8  Proc,  dagegen  1895  10'3  Proc;  für  die  Versicherungsanstalt 
Schwaben-Neuburg  1892  6'6  Proc,  dagegen  1895  13"6  Proc.  An  dieser 
procentualen  Vermehrung  nehmen  auch  diejenigen  Versicherungsanstalten 
Theil,  für  welche  die  Tuberculose  der  Lungen  eine  verhältnissmässig  niedrige 
Zahl  von  Invalidenrenten  veranlasst  hat.  So  ist  sie  z.  B.  für  Westpreussen 
von  6'6  Proc.  in  den  Jahren  1892  und  1893  auf  8  Proc  im  Jahre  1895 
und  für  Mecklenburg  von  2'28  Proc.  im  Jahre  1892  auf  6'02  Proc.  im 
Jahre  1895  gestiegen. 

„Wenn  schon  die  niedrige  Zahl  der  Invalidenrentenbewilligungen  in 
den  ersten  Jahren  nach  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  zu  einem  grossen 
Theile  ihren  Grund  darin  hatte,  dass  die  ganze  Einrichtung  der  Invaliden- 
rente dem  grössten  Theile  der  Bevölkerung  fremdai'tig  war  —  sie  war  es 
an  sich  und  war  es  noch  ganz  besonders  auch  desshalb,  weil  Jahr  und 
Tag  von  schlecht  unterrichteten  oder  böswillig  aufhetzenden  Stellen  ver- 
breitet war,  dass  nur  die  Siebenzigjährigen  Anspruch  auf  Rente  haben 
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würden,  ein  Irrthum,  dem  man  auffallender  Weise  noch  heute  selbst  bei 
Vielen  begegnet,  die  von  der  Sachlage  genau  unterrichtet  sein  müssten, 
während  doch  die  Bedeutung  der  Invalidenrente  durch  die  Zahl  der  Be- 
wilUgungsfälle  die  der  Altersrente  ausserordentlich  überragen  wird!  —  ich 
sage,  wenn  schon  die  verhältnissmässig  geringe  Zahl  der  in  den  ersten 
Jahren  zur  Bewilligung  gelangenden  InvaUdenrenten  in  dieser  Fremdartig- 
keit der  Einrichtung  ihren  Grund  hatte,  da  die  Bestimmungen  des  Gesetzes 
es  ermöglicht  haben  würden,  dass  von  Anfang  an  die  volle  Zahl  zur  Ver- 
willigung  gekommen  wäre,  so  ganz  besonders  die  verhältnissmässig  noch 
niedrigere  Zahl  der  Invalidenrenten,  die  ihren  Grund  in  einer  durch  Lungen- 
tuberculose  herbeigeführten  Invalidität  hatten.  Zumal  bei  der  Neigung  der 
Schwindsüchtigen,  bis  zum  letzten  Athemzuge  auf  baldige  Besserung  zu 
rechnen,  konnte  ihnen,  die  nicht  wie  die  eine  ünfallrente  beziehenden  Per- 
sonen durch  ein  plötzlich  eintretendes  Ereigniss,  die  auch  nicht  durch  eine 
acute,  die  Kräfte  rasch  verzehrende  und  den  Körper  schnell  in  den  Zustand 
dauernder  Leistungsunfähigkeit  versetzende  Krankheit  zum  Invaliden  ge- 
worden sind,  sondern  die  in  langsamer,  ihnen  in  ihren  Fortschritten  kaum 
merklicher,  weil  durch  Zeiten  grösserer  Leistungsfähigkeit  unterbrochener 
Entwicklung  dem  Siechthume  verfallen  sind,  nur  schwer  in  den  Sinn 
kommen,  das  Institut  der  Invalidenrente  auf  sich  anwendbar  zu  finden  und 
desshalb  den  Antrag  auf  deren  Bewilligung  zu  stellen.  Es  kommt  das  auch 
darin  zum  Ausdrucke,  wie  noch  jetzt  der  Rentenantrag  gerade  von  Schwind- 
süchtigen ausserordentlich  spät  —  dann  aber  meist  auch  für  eine  erhebliche 
Zeit  rückwärts  —  eingebracht  wird.  So  berichtet  z.  B.  die  Versicherungs- 
anstalt Königreich  Sachsen,  dass  im  Jahre  1894  von  476  Rentenan- 
sprechern,  die  ihren  Antrag  auf  das  Vorhandensein  von  Lungenschwindsucht 
stützten,  106  bereits  in  den  nächsten  Wochen  nach  Einbringung  des  An- 
trages ,  nämlich  noch  vor  Ertheilung  des  Rentenbescheides ,  verstorben 
waren.  Der  Rentenantrag  wird  also,  wie  sich  daraus  ergiebt,  von  vielen 
Schwindsüchtigen  erst  unmittelbar  vor  ihrer  Auflösung  gestellt  (alsdann,  wie 
gesagt,  nicht  selten  für  lange,  zuweilen  auf  Jahre  zurückliegende  Zeit  rück- 
wäi*ts  gestellt),  und  aus  manchen  Beobachtungen,  insbesondere  aus  ein- 
gehenden Eingaben  der  Hinterbliebenen  von  Schwindsüchtigen,  ihnen  die 
Rente,  deren  Beantragung  von  dem  Verstorbenen  versäumt  worden,  zu 
zahlen,  ergiebt  sich,  dass  auch  heute  noch  zahlreiche,  auf  die  Bewilli- 
gung einer  Invalidenrente  an  sich  Anspruch  habende  Versicherte  die 
Einbringung  des  Antrages  verabsäumen,  weil  sie,  obwohl  Jahr  und  Tag- 
erwerbsunfähig,  sich  doch  nicht  unter  Diejenigen  rechnen,  für  die  die 
Invalidenrente  bestimmt  ist. 

„Der  Procentsatz  der  Lungenschwindsucht  als  Ursache  der  Invalidität, 
der,  wie  vorhin  gesagt,  im  Durchschnitte  der  Jahre  seit  dem  Beginne  der 
Verwilligung  von  Invalidenrenten  für  die  20  Versicherungsanstalten,  für 
die  mir  die  Zahlen  zu  Gebote  stehen,  12'82  Proc.  beträgt  und  der,  wenn 
man  nur  die  Zahlenangaben  über  das  letzte  Jahr  in  Betracht  zieht,  sich 
auf  etwa  141/3  Proc.  erhöht  hat,  wird,  so  darf  man  überzeugt  sein, 
weitere  Erhöhungen  erfahren.  Es  würde  das  auch  nur  dem  ent- 
sprechen, was  man  nach  den  bislang  sonst  bekannten  Zahlen  über  den 
Antheil  der  Lungenschwindsucht  als  Todesursache  an  der  Gesammtzahl 
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der  Todesfälle  zu  erwarten  berechtigt  ist.  Gerade  von  denjenigen  Alters- 
klassen, die  unter  den  Versicherten  besonders  stark  vertreten  sind,  sterben 
ja  nach  den  vorhandenen  statistischen  Ermittlungen  besonders  viele  an 
Tuberculose  der  Lungen,  und  darum  wird  auch  der  Procentsatz  Der- 
jenigen, welche,  durch  Lungentuberculose  erwerbsunfähig  geworden,  den 
Anspruch  auf  Invalidenrente  besitzen,  ein  weit  grösserer  werden,  als  er 
gegenwärtig  schon  ist.  Nimmt  man  jetzt  60  000  jährliche  Renteubewilli- 
gungen an  und  geht  man  ferner  davon  aus,  dass  141/3  Proc.  davon  in 
Lungenschwindsucht  als  Invaliditätsursache  ihren  Grund  haben,  so  ergiebt 
das  jährlich  8500  Fälle.  Voraussichtlich  wird  ihre  Zahl  sich  in  den  nächsten 
Jahren  auf  das  Mehrfache  von  dieser  Zahl  steigern,  indessen  lasse  ich  diese 
Steigerung  hier  bei  Seite  und  gehe  nur  von  der  thatsächlich  schon  vor- 
handenen Zahl  aus.  Jährlich  für  8500  Versicherte  den  Eintritt  der  Inva- 
lidität zu  verhindern  oder  wenigstens  hinauszuschieben, 
das  ist  dann  das  Bedürfniss,  dessen  Vorhandensein  die  Ver- 
sicherungsanstalten veranlassen  könnte,  Einrichtungen  für  die 
Förderung  des  Heilverfahrens  bei  Lungenkranken  zu  treffen. 

„Ich  habe  bislang  nur  von  dem  Bedürfnisse,  dessen  Befriedigung 
sich  die  Versicherungsanstalten  zur  Aufgabe  zu  stellen  haben,  gesprochen, 
nicht  aber  von  dem  Interesse,  das  sie  haben,  die  Heilung  der  Anwärter 
auf  Invalidenrente  zu  bewerkstelligen,  um  dadurch  au  Ausgaben  für  Renten 
zu  sparen. 

„Sicher  kann  man  in  diesem  Sinne  von  einem  Interesse  der  Versiche- 
rungsanstalten an  der  Förderung  des  Heilverfahrens  sprechen,  und  es  ist 
dies  auch  insbesondere  in  den  auf  den  Gegenstand  bezüglichen  Veröffent- 
lichungen der  Hanseatischen  Versicherungsanstalt  für  Invaliditäts-  und 
Altersversicherung  geschehen,  welche  gerade  wegen  der  Hervorhebung  dieses 
Standpunktes  einige  Anerkennung  gefunden  haben.  Ich  sehe  mich  dess- 
halb  veranlasst,  hierzu  einige  Erläuterungen  zu  geben,  und  es  bestimmen 
mich  dazu  gewisse  Beobachtungen,  die  ich  über  diesen  Punkt  zu  machen 
Gelegenheit  gehabt  habe.  So  sehr  in  den  meisten  Fällen  lungenkranke 
Versicherte,  denen  die  Behandlung  in  einem  klimatischen  Kuroi'te  gewährt 
ist,  dies  als  eine  Wohlthat  empfunden  haben,  so  sind  mir  doch  auch  einige 
von  solchen  Fälleü  vorgekommen,  wo  der  Versicherte  von  der  Anschauung 
beseelt  war,  er  thue,  indem  er  sich  heilen  lasse,  eigentlich  der  Versicherungs- 
anstalt einen  Gefallen;  er  fühlte  sich  dieser  gegenüber,  als  hätte  er  eine  ihm 
fremde  Interessentengemeinschaft  vor  sich,  während  es  doch  eine  solche  ist, 
.  die  auch  seine  eigenen  Beiträge  mit  verwaltet  und  zu  seinem  Besten  mit  ver- 
wendet. Er  verwechselt  mit  der  Stellung  der  Invaliditäts-  und  Altersversiche- 
rungsanstalten diejenige  der  Berufsgenossenschaften,  bei  denen  ja  durch 
diese  das  ausserordentlich  wohlthätige  Wirken  zur  Beseitigung  der  Folgen 
der  Unfälle  oft  genug  grosse  Hemmnisse  erfährt.  Derselben  Auffassung  aber 
begegnete  ich  auch  nicht  selten  in  anderen  Bevölkerungskreisen  und  bei 
Behörden,  und  es  ist  mir  sogar  begegnet,  dass  ein  Dorfgeistlicher  in  der  Ver- 
sammlung seiner  Gemeinde  durch  eine  Rede  diese  gegen  das  Unternehmen, 
in  ihrer  Nachbarschaft  eine  Heilstätte  für  lungenkranke  Versicherte  zu 
errichten,  dadurch  einzunehmen  suchte,  dass  er  dem  Unternehmen  den 
Charakter  eines  Werkes  der  christlichen  Nächstenliebe  absprach,  da  die 
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Versicherungsanstalt  ja  nicht  um  der  Versicherten  willen,  sondern  um  ihrer 
Selbstwillen,  aus  eigenem,  dem  der  Versicherten  entgegengesetzten  Interesse, 
vorgehe.  So  einfältig  und  so  wenig  gerade  zeugend  von  christlicher 
Nächstenliebe  ein  derartiges  Gerede  war,  so  hat  es  mich  doch  gelehrt,  dass 
es  nicht  ohne  Wichtigkeit  ist,  hervorzuheben,  dass  das  Interesse  der 
Versicherungsanstalten  auch  dasjenige  der  Gesammtheit  der 
Versicherten  ist,  dass  die  Versicherungsanstalten  gar  nicht  in  der  Lage  sind, 
ein  eigenes  Interesse  in  dem  Sinne  eines  von  dem  Interesse  aller  Ver- 
sicherten getrennten  Interesses  zu  verfolgen,  und  dass  mithin  jede  Maass- 
nahme,  die  die  wirthschaftliche  Lage  der  Versicherungsanstalt 
verbessert,  auch  eine  solche  ist,  welche  dem  Interesse  der  Ver- 
sicherten zu  Gute  kommt. 

Dies  ffilt  besonders  von  den  Maassnahmen  zur  Förderung 
des  Heilverfahrens.  Man  könnte,  wollte  man  es  absurd  ausdrücken, 
sagen,  die  Versicherungsanstalten  könnten  nicht  besser  das  Interesse  der 
Versicherten  wahrnehmen  und  nicht  besser  ihre  Aufgabe  erfüllen,  als  wenn 
sie  das,  um  desswillen  sie  in  erster  Linie  geschaffen  sind,  nämlich  die  Ge- 
währung von  Renten  an  Erwerbsunfähige,  dadurch  unnöthig  machten,  dass 
sie  Allen  die  Erwerbsfähigkeit  erhielten,  und  gar,  wenn  sie  dies  mit  ge- 
ringeren Aufwendungen  fertig  brächten,  als  sie  sonst  für  Renten  auszugeben 
hätten.  Selbstverständlich  ist  es  unmöglich,  dieses  Ziel  für  alle  mit  Er- 
werbsunfähigkeit bedrohten  Versicherten  zu  erreichen,  es  ist  auch  nicht 
einmal  zu  erreichen  bei  der  Mehrheit  der  Anwärter  auf  Invalidenrente; 
aber  das  hindert  nicht,  dass  man  in  den  Fällen,  wo  es  erreicht  werden 
kann,  diesem  Ziele  gleichwohl  nachzustreben  hat.  Und  unter  allen  Leiden, 
denen  gegenüber  dieser  Standpunkt  geboten  ist,  steht  obenan  die 
Lungentuberculose. 

„Ich  gehe  desshalb  dazu  über,  gerade  in  Betreff  dieser  die  Frage  nach 
dem  wirthschaftlichen  Vortheile,  der  aus  der  Handhabung  des  Heilverfah- 
rens bei  dieser  erwachsen  kann,  kurz  zu  untersuchen. 

„Es  sind  statistische  Ermittelungen  von  dem  Rechnungsbureau  des 
Reichsversicherungsamtes  darüber  angestellt,  wie  lange  durchschnittlich  die 
Empfänger  von  Invalidenrenten  voraussichtlich  in  derem  Bezüge  bleiben 
werden.  Die  gefundenen  Ziffern  sind  natürlich  verschieden,  je  nachdem 
die  betreffenden  Personen  sich  zum  Beginne  des  Rentenbezuges  im  einen 
oder  anderen  Lebensalter  befinden.  Für  die  hier  zur  Erörterung  stehende 
Frage  genügt  es,  den  ungefähren  Durchschnitt  zu  ziehen,  und  es  ist  danach 
zu  gewärtigen,  dass  Invalidenrentenempfänger  durchschnittlich  11  Jahre 
im  Genüsse  der  Invalidenrente  sein  werden.  Die  Probe  auf  die  Richtigkeit 
dieser  Annahme,  die  sich  auf  Zahlenverhältnisse  stützt,  welche  sich  nicht 
auf  so  weite  Bevölkerungskreise  beziehen,  wie  die  Deutsche  Invaliditäts-  und 
Altersversicherung,  hat  bei  der  kurzen  Dauer  des  Bestehens  des  Invaliditäts- 
und Altersversicherungsgesetzes  noch  nicht  gemacht  werden  können;  mit 
vollster  Sicherheit  aber  wird  man  sagen  können,  dass  sie  keinesfalls  für 
schwindsüchtige  Empfänger  von  Invalidenrente  zutreffen  wird.  Man  wird 
für  diese  als  durchschnittliche  Dauer  des  Bezuges  der  Invalidenrente 
wohl  nicht  mehr  als  zwei  bis  drei  Jahre  annehmen  können. 

„Die  Höhe  der  Invalidenrente  ist  nun  verschieden,  je  nach  der  Dauer 
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der  stattgehabten  Versicherung.  Nimmt  man  an,  dass  als  Durchschnitt  des 
Lebensalters  der  in  Heilbehandlung  zu  nehmenden  Personen  sich  auf  30  bis 
35,  also  auf  etwa  33  Jahre  stellte,  so  würde,  wenn  die  Betreffenden  von  der 
Vollendung  des  sechzehnten  Lebensjahres  an  versichert  gewesen  sind,  die 
jährliche  Invalidenrente  bei  Versicherung  in  der  ersten  Lohnklasse  rund 
125  M.,  in  der  zweiten  rund  160  M.,  in  der  dritten  rund  190  M.  und  in 
der  vierten  Lohnklasse  rund  220  M.  ausmachen.  Der  Betrag  des  zweijäh- 
rigen Bezuges  dieser  Rente  —  rechnen  wir  als  Durchschnitt  den  der  Rente 
in  dritter  Lohnklasse,  also  für  zwei  Jahre  rund  380  M.  —  würde  demnach 
die  Belastung  ausdrücken ,  welche  die  Versicherungsanstalt  durch  den 
Rentenbezug  seitens  der  Betreffenden  haben  würde. 

„Wie  hoch  nun  stellen  sich  dem  gegenüber  die  Kosten  des 
Heilverfahrens? 

„Nach  den  gemachten  Erfahrungen  kann  man  mit  grösster  Sicherheit 
darauf  rechnen,  dass  mit  2'50  M.  die  sämmtlichen  Kosten  der  Vei'pflegung 
derartiger  Kranker  in  eigenen  Anstalten  gedeckt  sein  werden;  rechnet  man, 
weil  auch  die  Transportkosten  in  Anschlag  zu  bringen  sind,  und  um  über- 
haupt eine  möglichst  sichere  Grundlage  zu  gewinnen,  statt  dessen  3  M.  als 
Durchschnitt  der  für  den  einzelnen  Pflegetag  zu  berechnenden  Kosten,  so 
ergiebt  sich  als  Durchschnittsaufwand  für  jede  der  in  Heilbehandlung  genom- 
menen Personen  bei  einer  durchschnittlichen  Kurdauer  von  drei  Monaten 
90  X  3  =  270  M.  Wo  es  sich  um  verheirathete  Personen  handelt,  deren 
Familie  während  der  Kurdauer  der  Unterstützung  bedarf,  erhöhen  sich  die 
Kosten  um  deren  Höhe.  Nimmt  man  an,  dass  sich,  einerlei,  ob  verheirathet 
oder  nicht,  die  täglichen  Unkosten  dadurch  um  1  M.,  also  auf  4  M.,  erhöhen, 
so  belaufen  sich  die  Gesammtunkosten  bei  dreimonatlicher  Kurdauer  auf 
90x4  =  360  M.  Geht  man  nun  davon  aus,  dass  von  den  täglichen  Un- 
kosten in  Höhe  von  4  M.  die  Hälfte,  also  der  Betrag  von  2  M.,  von  den 
Krankenkassen  und  anderen  Instituten  übernommen  würde  —  ich  komme 
auf  diesen  Punkt  später  zurück  — ,  so  beliefen  sich  die  für  das  Heilver- 
fahren bei  1000  Kranken  von  der  Versicherungsanstalt  zu  verausgabenden 
Unkosten  auf  180  000  M.  Diese  180  000  M.  Unkosten  der  Krankenfür- 
sorge ständen  also  gegenüber  den  vorhin  ermittelten  380  M.  Rentenbelastung 
mal  1000,  also  einer  Gesammtlast  von  380  000  M.,  und  der  Unterschied 
zwischen  beiden  Summen,  also  200  000  M.,  drückten  das  Interesse  aus  — 
Interesse  in  dem  vorhin  entwickelten  Sinne  — ,  das  die  Versicherungs- 
anstalt an  der  Vornahme  des  Heilverfahrens  anstatt  der  Rentengewährung 
bei  den  betreffenden  tausend  Personen  hätte. 

„BeKefe  sich  die  Beitragsleistung  der  Krankenkassen  oder  sonstiger 
diese  übernehmenden  Institute  statt  auf  2  M.  für  den  Tag  nur  auf  l'öO  M. 
im  Durchschnitte,  so  verblieben  zu  Lasten  der  Versicherungsanstalt  bei  der 
Behandlung  von  1000  Kranken  225  000  statt  180  000  M.  und  die  das 
Interesse  der  Versicherungsanstalt  an  der  Genesung  der  1000  Kranken  aus- 
drückende Ziffer  verminderte  sich  von  200  000  M.  auf  155  000  M.  Hätte 
man  auf  einen  längeren  als  zweijährigen  Rentengenuss  im  Durchschnitte  zu 
rechnen,  so  erhöhte  sich  das  Interesse  der  Versicherungsanstalt  dem  ent- 
sprechend. Bei  einem  durchschnittlich  dreijährigen  Rentenbezuge  würde 
die  Ziffer  von  200000  M.  auf  390000  M.  steigen. 
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„Dies  Alles  unter  der  Voraussetzung,  dass  das  Heilver- 
fahren auch  in  allen  1000  Krankheitsfällen,  von  denen  wir 
•eben  sprachen,  die  Rückerlangung  der  Erwerbsfähigkeit  zum 
Erfolge  hätte. 

„Auf  diesen  Erfolg  kann  jedoch  nicht  gerechnet  werden.  Indessen 
-wäre  die  Versichemingsanstalt  auch  dann  schon  nicht  genöthigt,  Mehrauf- 
wendungen für  das  Heilverfahren  zu  machen,  wie  sie  sonst  für  Keuten- 
gewährung  auszugeben  hätte,  wenn  bei  der  Annahme,  dass  die  Ver- 
sicherungsanstalt für  1000  Kranke  180  000  M.  aufzuwenden  hat,  nur  bei 
48  vom  Hundert,  bei  der  Annahme,  dass  sie  225  000  M.  aufzuwenden  hätte, 
bei  60  vom  Hundert  der  erstrebte  Erfolg  einträte  und  die  Uebrigen  noch 
zwei  Jahre  im  Genüsse  der  Rente  blieben.  Dass  auf  einen  Heilerfolg  bei 
dieser  Zahl  von  Behandelten  gerechnet  werden  kann,  ist  nach  den  hierüber 
"veröfientlichten  Zahlen  anzunehmen  und  darf  man  auch  nach  den  bei  dem 
Heilverfahren  an  Versicherten  bereits  gemachten  Erfahrungen  gewärtigen. 
Jedenfalls  aber  darf  das  schon  hier  bestimmt  angenommen  werden,  dass  die 
Annahme,  die  erfolglos  Behandelten  würden  durchschnittlich  noch  zwei 
Jahre  im  Genüsse  der  Rente  verbleiben,  eine  für  die  Veranschlagung  des 
Interesses  zu  ungünstige  ist,  denn  man  kann  als  sicher  hinstellen,  dass 
solche  Personen,  bei  denen  das  eingeleitete  Heilverfahren  erfolglos  geblieben 
ist,  gerade  diejenigen  sein  würden,  welche  weniger  als  die  Durchschnittszahl 
von  Jahren  nach  Eintritt  der  Erwerbsunfähigkeit  noch  im  Genüsse  der 
Invalidenrente  bleiben  würden. 

„Die  angeführten  Zahlen  treffen  zu,  wenn  erst  die  Invaliditäts-  und 
Altersversicherung  eine  längere  Reihe  von  Jahren  bestanden  hat,  sie 
treffen  aber  selbstverständlich  noch  nicht  im  gegenwärtigen 
Augenblicke  zu,  da  jetzt  der  Betrag  der  Invalidenrente,  weil  er,  wie 
schon  hervorgehoben,  mit  den  Jahren  wächst,  noch  nicht  die  angeführten 
"Summen  erreicht.  Er  beläuft  sich  heute  bei  den  in  der  dritten  Lohnklasse 
Versicherten,  deren  Invalidenrente  wir  bei  unserer  Durchschnittsberechnung 
•zu  Grunde  gelegt  haben,  statt  190  M.  nur  auf  rund  132  M.  Jene  Berechnung 
•des  wirthschaftlichen  Interesses,  wie  ich  sie  vorhin  gegeben  habe,  kann  also 
-den  heutigen  Verhältnissen  noch  nicht  entsprechen.  Man  müsste  vielmehr 
davon  ausgehen,  dass,  wenn  die  Versicherungsanstalt  für  1000  von  Lungen- 
tuberculose  Befallene  das  Heilverfahren  einleitet  (auch  wenn  sie  nicht  die 
höheren  Unkosten  zu  berechnen  hat,  die  dadurch  entstehen,  dass  sie  zur 
Zeit  die  Kranken  noch  fast  durchweg  in  Privatpflege  zu  geben  hat),  je 
nachdem  auf  sie  der  Betrag  von  180000  M.  oder  von  225000  M,  auf  ihren 
Kostenantheil  entfiele,  bei  80  oder  gar  90  Proc.  der  Heilerfolg  erzielt  wer- 
den müsste,  damit  sie  zu  dem  Ergebnisse  kommen  könnte,  dass  sie  nicht 
mehr  für  das  Heilverfahren  verausgabte,  als  sie  sonst  für  Rentengewährung 
zu  verausgaben  hätte. 

„Wenn  aber  eine  so  grosse  Zahl  von  Heilungen  nicht  zu  erwarten 
sein  würde,  so  hätten  die  Versicherungsanstalten  bei  der  jetzigen 
Rentenhöhe  zu  gewärtigen,  dass  die  Ersparniss  an  Renten  nicht 
so  gross  sein  würde,  w  i  e  di  e  Au  s  g  a  b  e  f  ü  r  das  Heil  verfahren. 
Sollen  die  Versicherungsanstalten  aber  desshalb,  wenn  im  Uebrigen  die  auf- 
gestellten Voraussetzungen  zutreffen,  etwa  warten,  bis  jener  Zeitpunkt 
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eintritt,  wo  die  Rentenbeträge  jene  höheren  Summen  erreichen 
also  bis  jenes  wirthschaftliche  Interesse  der  Versicherungsanstalt  voll  zum^ 
Ausdrucke  kommt? 

„Hieraufist  meines  Erachtens  mit  einem  entschiedenen  Nein 
zu  antworten.  Der  §.  12  des  Invaliditäts-  und  Alterversicherungsgesetzes 
zwingt  dazu  nicht.  Er  setzt  freilich  voraus  und  muss  voraussetzen,  dass 
es  sich  um  eine  Krankheit  handelt,  die  den  davon  Betroffenen  mit  einer 
zum  Bezüge  der  Invalidenrente  berechtigenden  Verminderung  der  Erwerbs- 
fähigkeit bedroht,  und  um  ein  Heilverfahren,  welches  diese  Krankheit  zu 
beseitigen  verspricht;  aber  er  schreibt  nicht  vor,  dass  für  das  Heilver- 
fahren nicht  mehr  aufgewandt  werden  dürfte,  als  sonst  für  die  Renten- 
zahlung aufgewandt  werden  muss.  Wie  er  die  Entscheidung  der  Frage,, 
ob  für  das  Heilverfahren  Aufwendungen  zu  machen  sind,  in  die  Befugniss 
der  Vorstände  der  Versicherungsanstalten  legt,  so  verstellt  er  es  auch  in 
deren  pflichtmässiges  Ermessen,  wie  viel  dafür  aufgewandt  werden  darf.. 
Gerade  hierin  tritt  es  augenfällig  zu  Tage,  dass  es  sich  bei  den  vom 
Deutschen  Reiche  eingerichteten  Invaliditäts-  und  Altersversicherungsanstalten 
nicht  um  Institute  handelt,  die  eigenes,  selbstisches  Interesse  wahrzunehmen 
haben,  sondern  um  solche,  denen  die  Wahrnehmung  der  Interessen  von 
Millionen  deutscher  Reichsbürger,  soweit  diese  Interessen  in  einer  gewissen 
Richtung  liegen,  anvertraut  ist.  Wenn  man  berücksichtigt,  wie  ausser- 
ordentlich gross  der  allgemeine  wirthschaftliche  Vortheil  ist,  der  daraus  er- 
wächst, wenn  jährlich  einer  grossen  Anzahl  von  Tausenden  —  wegen  der 
Zahl  der  in  Betracht  kommenden  Personen  verweise  ich  auf  das  früher  Ge- 
sagte —  der  Erwerbsfähigkeit  wiedergegeben  oder  für  eine  Reihe  von 
Jahren  erhalten  werden  kann,  wenn  man  in  Berücksichtigung  zieht,  dass 
es  sich  um  Personen  handelt,  die  zu  einem  grossen  Theile  Familienglieder 
haben,  für  die  zu  sorgen  ihnen  obliegt,  Kinder,  deren  Ausrüstung  für  ihr 
Leben  im  Falle  des  frühzeitigen  Hinscheidens  des  Vaters  in  fast  allen  Fällen 
sehr  vernachlässigt  wird,  kurz,  wenn  man  die  Summe  von  Menschenglück,, 
von  wirthschaftlichem  und  sittlichem  Gedeihen  in  Betracht  zieht,  die  davon 
abhängt,  dass  für  einen  sehr  erheblichen  Bestandtheil  des  Volkes  der  Ge- 
sundheitszustand eine  so  wesentliche  Verbesserung  erfährt,  wie  sie  hier  in 
Frage  kommt,  so  wird  man  nicht  zögern,  auch  wenn  die  von  mir  aufgestellte 
Berechnung  sich  jetzt  noch  nicht  als  zutreffend  ei'weist,  und  auch  dann,  wenn 
sie  sich  überhaupt  als  zu  optimistisch  erweisen  und  für  das  Heilverfahren, 
auch  ein  höherer  Betrag  als  für  die  Rentenzahlungen  nöthig  sein  sollte,  die- 
Maassregel  doch  für  wünschenswerth  zu  erklären. 

„Ich  habe  bisher  lediglich  von  der  Stellung  der  Invaliditäts-  und 
Altersversicherungsanstalten  zu  der  uns  beschäftigenden  Angelegenheit  ge- 
sprochen, nicht  aber  von  der  der  Krankenkassen  und  der  communalen 
Organe,  obwohl  das  zur  Verhandlung  stehende  Thema  auch  sie  mit  um- 
fasst.  Es  ist  das  geschehen,  weil  sich  der  grundsätzlich  einzunehmende 
Standpunkt  am  leichtesten  aus  den  Verhältnissen  der  Invaliditäts-  und 
Altersversicherungsanstalten  erläutert,  und  weil,  wie  ich  glaube  annehmen 
zu  dürfen,  diese  nach  der  Gesammtheit  der  Verhältnisse  am  ehesten  zu 
einer  Initiative  in  der  Angelegenheit  schreiten  werden. 

„Die  Krankenkassen  stehen  an  sich  der  Frage  der  Förderung  des 
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Heilverfahrens  bei  Lungenkranken  genau  so  gegenüber,  wie  die  Versiche- 
rungsanstalten. Wahrscheinlich  ist  die  Belastung  der  Krankenkassen  durch 
die  "an  Tuberculose  der  Lungen  leidenden  Mitglieder  verhältnissmässig  noch 
erheblich  grösser,  als  die  der  Versicherungsanstalten.  Zahlenmässige  Nach- 
weise darüber  zu  bringen,  ist  kaum  möglich,  zumal  in  vielen  Fällen  die 
Lungentuberculose  in  den  Krankenscheinen  unter  allerhand  verheimlichenden 
und  beschönigenden  Namen  figurirt,  eine  klare  Feststellung  also  zur  Zeit 
nicht  ausführbar  ist.  Jeder,  der  mit  den  Verhältnissen  der  Krankenkassen 
einigermaassen  bekannt  ist,  weiss  aber,  dass  deren  Belastung  durch  die 
Aufwendungen  für  Schwindsüchtige  eine  ganz  ausserordentlich  grosse  ist. 

„Sind  diese  Aufwendungen  aber  solche  für  die  Beseitigung  des  Uebels, 
für  die  Kranken  heilung,  wenn  ich  diesen  Ausdruck  hier  bei  den  mit 
Tuberculose  Behafteten  zunächst  unter  Vorbehalt  gebrauchen  darf?  Dies 
sind  sie  in  den  weitaus  meisten  Fällen  leider  nicht.  So  gut  es  für  die 
meisten  Kranken  ist,  auf  die  Zuwendungen  der  Krankenkassen  während 
der  Zeit  ihrer  durch  das  Leiden  hervorgerufenen  Arbeitsunfähigkeit  rechnen 
zu  dürfen,  besser  aber  wäre  es  doch,  wenn  durch  rechtzeitig,  d.  h.  zu  der 
Zeit,  wo  Heilung  möglich  ist,  gemachte,  der  vollen  Entwickelung  des  Uebels 
vorbeugende  Aufwendungen  gründliche  Abhülfe  geschaffen  würde.  Und 
daran  fehlt  es  zur  Zeit  noch  fast  überall. 

„Es  bestehen  allerdings  einzelne  Ausnahmen.  So  ist  mir  bekannt  ge- 
worden, dass  z.  B.  die  Ortskrankenkasse  hier  am  Orte  der  Angelegenheit 
eine  über  das  im  Allgemeinen  gebräuchliche  Maass  hinaus  gehende  Fürsorge 
widmet;  es  geschieht  dies  ferner,  wie  ich  zu  erwähnen  nicht  unterlasse,  von 
den  Ortskrankenkassen  in  Leipzig  und  Dresden.  Aber  solche  Krankenkassen 
gehören  doch  eben  zu  den  Ausnahmen.  Im  Allgemeinen  beschränken  sich, 
auch  diejenigen  Krankenkassen,  welche  sich  nicht  überhaupt  auf  eine  bloss 
schablonenhafte  Behandlung  auch  der  Lungenkranken  beschränken,  darauf, 
an  Personen,  welche  mit  Lungentviberculose  behaftet  sind,  wohl  Mittel  für 
einen  „Landaufenthalt"  zu  bewilligen;  aber  meist  geschieht  dies  zu  spät 
und  für  eine  zu  einem  vollen  Erfolge  zu  kurze  Zeit.  Dann  aber  ist  ein 
derartiger  „Landaufenthalt"  auch  noch  lange  nicht  geeignet,  dauernde  Be- 
seitigung des  Uebels  herbeizuführen. 

„Nun  ist  bei  der  gegenwärtigen  Organisation  des  Krankenkassenwesens 
mit  seinen  vielen  kleinen,  völlig  unabhängig  von  einander  stehenden  Kassen 
nur  eine  ganz  kleine  Anzahl  von  solchen  in  der  Lage,  selbständig  Unter- 
nehmungen von  grösserem  Umfange  zur  Bekämpfung  der  Lungenschwind- 
sucht in  die  Hand  zu  nehmen;  Vereinigungen  einer  grösseren  Anzahl  von 
Kassen  für  diesen  Zweck  würden  dringend  zu  wünschen  sein,  sind  aber 
nach  Lage  der  Verhältnisse  höchst  schwierig  zu  Stande  zu  bringen ,  und 
desshalb  ist  auf  die  Beschreitung  dieses  Weges  bei  den  Krankenkassen  im 
Allgemeinen  kaum  zu  rechnen.  Wohl  aber  würden  alle  in  der  Lage  sein^ 
Aufwendungen  für  die  Heilbehandlung  von  lungenkranken  Kassenmitglie- 
dern zu  machen,  wenn  Gelegenheit  zu  deren  zweckmässiger  Verwendung  in 
für  den  in  Rede  stehenden  Zweck  richtig  eingerichteten  Heilanstalten  wäre. 

„Es  kann  nicht  verwundern,  wenn  auch  das  nur  zögei'nd  geschieht,  und 
wenn  oft  Kurzsichtigkeit  und  Mangel  an  Verständniss,  nicht  selten  auch  andere 
die  Krankenkassenverwaltung  nachtheilig  beeinflussende  Umstände  es  nicht 
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gleich  von  vornherein  zu  vollem  Gedeihen  kommen  lassen.  Auf  derartige 
üble  Erfahrungen  muss  sich  Jedei-,  der  hier  eingreifen  will,  gefasst  machen. 
Aber  der  gesunde  Grundgedanke,  der  in  der  Sache  liegt,  wird  sich  doch 
•durchringen.  Er  wird  zunächst  nicht  an  allen  Stellen  zum  Durchbruche 
gelangen;  aber  einerseits  ist  der  wirth schaftliche  Vortheil,  der  den  Kranken- 
kassenmitgliedern aus  einer  erfolgreichen  Bekämpfung  der  Lungenschwind- 
sucht durch  Mittel  der  Kassen  erwachsen  würde,  das  Interesse  also  — 
Tim  diese  Bezeichnung  auch  hier  zu  gebrauchen  — ,  das  die  Krankenkassen 
an  der  Durchführung  der  Angelegenheit  haben,  zu  gross,  als  dass  es  sie 
nicht  noth wendig  zur  Betheiligung  zwingen  müsste,  und  andererseits  stehen 
so  viele  von  Pflichtgefühl  erfüllte  Personen  an  der  Spitze  von  Kranken- 
kassen, dass  sich  diese  der  Mitarbeit  nicht  auf  die  Dauer  entziehen  werden. 

„Ich  kann  in  dieser  Beziehung  über  durchaus  günstige  Erfahrungen 
im  Bezirke  der  Hanseatischen  Versicherunganstalt  berichten.  Wenn  auch 
die  Versicherungsanstalt  es  war,  welcher  in  ihrem  Bezirke  die  Initiative  bei 
■der  Ergreifung  von  Maassregeln  zur  planmässigen  Bekämpfung  der  Lungen- 
schwindsucht zufiel,  so  hat  sie  doch  —  und  je  länger  desto  mehr  — 
Verständniss  für  die  Angelegenheit  auch  bei  den  Krankenkassen  gefunden, 
lind,  die  Mehrzahl  von  den  im  Anstaltsbezirke  befindlichen  Krankenkassen 
hat  sich  mit  der  Hanseatischen  Versicherungsanstalt  zur  Mitarbeit  ver- 
bunden. Im  Zeiträume  seit  Beginn  des  Jahres  1894  bis  heute,  also  in  etwa 
1^/3  Jahren,  hat  die  Versicherungsanstalt  rund  450  lungenkranke  Versicherte 
in  klimatischen  Kurorten  untergebracht.  So  bescheiden  diese  Ziffer  an  sich 
gegenüber  der  zu  lösenden  grossen  Aufgabe  noch  ist,  und  so  viel  die  ge- 
troffenen Einrichtungen  noch  zu  wünschen  übrig  lassen  —  sie  werden  erst 
■dann  vor  einer  strengeren  Beurtheilung  bestehen  können,  wenn  die  eigenen 
Heilstätten,  die  wir  planen  und  deren  eine  jetzt  im  Baue  begriffen  ist,  fertig 
gestellt  sein  werden  — ,  so  stellen  sie  doch  wohl  einen  guten  Anfang  dar. 
Wenn  sie  aber  als  solcher  eine  wohlwollende  Beurtheilung  erfahren  sollten, 
und  wenn  die  Ergebnisse  des  bisherigen  Vorgehens  trotz  aller  Mängel 
einigermaassen  günstige  sind,  so  ist  das  nicht  zum  geringsten  Theile  der 
verständnissvollen  Auffassung  zuzuschreiben,  der  die  Versicherungsanstalt 
bei  den  Krankenkassenvorständen  begegnet  ist.  Und  ich  hebe  noch  aus- 
drücklich hervor,  dass  sie  diesem  Verständnisse  nicht  bloss  bei  der  einen 
oder  der  anderen  Art  der  Kassen  begegnet  ist,  sondern  dass  sie  es  bei 
Kassen  aller  verschiedenen  Arten,  bei  organisirten  wie  freien  Kassen,  ge- 
funden hat.  (Umgekehrt  ist  sie  auch  mit  einzelnen  solchen  Kassen  aller 
verschiedenen  Arten,  am  wenigsten  bei  Betriebskrankenkassen,  in  Beziehung 
getreten,  bei  denen  sie  vorerst  nur  vollständigem  Mangel  an  Verständniss 
begegnet  ist;  aber  das  hat  den  Vorstand  nicht  abgeschreckt,  auf  dem  be- 
tretenen Wege  weiter  zu  gehen.) 

„Also  ich  fasse  meine  Ausführungen  dahin  zusammen:  Neben  den 
Invaliditäts-  und  Altersversicherungsanstalten  ist  auch  die 
andere  Gruppe  der  socialpolitischen  Organisationen  des 
Deutschen  Reiches,  die  der  Krankenkassen,  zur  Mitarbeit 
berufen  und  bei  richtiger  Wahrnehmung  ihres  Interesses,  das 
mit  dem  Interesse  ihrer  Mitglieder  zusammentrifft,  genöthigt. 

„Wenn  ich  aussprach,  dass  man  trotz  des  vorhandenen  Interesses  von 
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^en  Kraukenkassen  nur  in  sehr  seltenen  Fällen  die  Initiative  zu  umfassen- 
deren Maassregeln  auf  dem  zur  Behandlung  stehenden  Gebiete  erwarten 
•darf,  so  kann  dagegen  von  den  communalen  Institutionen,  von 
grösseren  Städten,  von  Provinzial-,  Bezirks-  und  Kreisve  rbän- 
den,  dies  nicht  gelten.  Ich  glaube  auch,  dass,  wenn  die  Ueberzeugung  von 
der  Heilbarkeit  der  Lungentuberculose  eine  allgemeinere  wird,  die  Prüfung 
der  ausserordentlichen  Belastung,  welche  allen  diesen  Organisationen  in 
ihrer  Gestalt  als  Orts-  und  Landarmenverbände  durch  die  Volkskrankheit 
der  Lungentuberculose  zu  Theil  wird,  dahin  führen  muss,  dass  es  an  der 
Initiative,  in  ausreichendem  Maasse  und  in  der  den  Verhältnissen  der  ver- 
schiedenen Bevölkerungsklassen,  insbesondere  denen  der  Minderbemittelten 
entsprechenden  Weise  Einrichtungen  für  die  Heilung  der  Krankheit  zu 
schaffen,  nicht  fehlen  wird.  Schon  mehren  sich  die  Anzeichen  aus  einer 
Reihe  von  Städten,  dass  auf  dieses  Vorgehen  gerechnet  werden  kann,  und 
wenn  irgendwo,  so  gilt  ja  von  dem  Gebiete  der  Krankenfürsorge,  dass  das 
gegebene  gute  Beispiel  die  Nachfolge  anderer,  dazu  berufener  Organisationen 
■nach  sich  zieht. 

„Ich  unterlasse  desshalb  und  zumal  in  Rücksicht  auf  die  Kürze  der 
uns  zur  Verfügung  stehenden  Zeit  den  Versuch,  das  Interesse,  das  diese 
■communalen  Verbände  an  der  Einschränkung  der  Tuberculose,  die  neben 
dem  übermässigen  Alkoholgenuss  und  vielfach  in  Vei-bindung  mit  diesem 
die  aus  der  Armenpflege  entspringenden  Lasten  am  meisten  steigern  hilft, 
haben,  des  Näheren  darzulegen.  Dieses  Rechenexempel  werden  sich  diese 
Verbände  schon  selbst  machen,  und  wir  sind  gewohnt,  sie  für  hohe  und 
«die  Aufgaben  auch  grosse  Aufwendungen  zu  machen  und  Opfer  bringen 
zu  sehen,  auch  wenn  dieses  Rechenexempel  nicht  nothwendig  dahin  führte, 
dass  mit  den  zu  treff'enden  Einrichtungen  eine  Ersparniss  an  den  eigenen 
Ausgaben,  sondern  allein  die  Förderung  der  allgemeinen  Volkswohlfahrt 
verknüpft  sein  sollte.  — 

„Meine  bisherigen  Erörterungen  haben  lediglich  die  Räthlichkeit  und 
Nothwendigkeit  der  Bekämpfung  der  Lungentuberculose  durch  die  social- 
politischen  Organisationen  der  Versicherungsanstalten  und  Krankenkassen 
und  durch  die  Communalverbände  zum  Gegenstande  gehabt,  haben  aber  die 
Frage,  wie  diese  Bekämpfung  zu  bewerkstelligen  ist,  unberührt  gelassen. 
Selbstverständlich  enthalte  ich  als  Nichtarzt  mich  gänzlich  des  Urtheils  über 
die  verschiedenen  Methoden  der  Bekämpfung,  über  die  sich  voraussichtlich 
mein  Herr  Mitberichterstatter  aussprechen  wird.  Ich  bescheide  mich  viel- 
mehr, die  Summe  aus  dem  allgemeinen  Urtheil  der  medicinischen  Sach- 
verständigen zu  ziehen,  das  dahin  geht,  dass  Erfolge  von  grösserem 
Umfange  unter  den  verschiedenen  Arten  der  Behandlung  der 
Lungentuberculose  bis  jetzt  nur  die  hygienisch-diätetische  Be- 
handlung in  klimatisch  günstig  belegenen  Heilstätten  aufzuweisen 
hat.  Zwar  sind  auch  diese  Erfolge  nicht  der  Art,  dass  jeder  Lungenkranke, 
der  in  eine  der  bis  jetzt  bestehenden  derartigen  Heilanstalten  aufgenommen 
wird,  Aussicht  hätte,  daraus  als  völlig  genesen  entlassen  zu  werden.  Das 
ist  am  wenigsten  zu  erwarten  bei  denjenigen  Kranken,  die  jetzt  Aufnahme 
in  den  bestehenden  Heilanstalten  suchen.  In  vielen  Fällen  befinden  sich 
diese  in  einem  so  weit  vorgeschrittenen  Krankheitszustande,  dass 
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Genesung  von  vornherein  ausgeschlossen  ist,  und  in  den  meisten  Fällen 
jedenfalls  in  einem  solchen,  dass  eine  die  Arbeitsfähigkeit  wenn  auch  nur 
für  einige  Zeit  zurückgebende  Besserung  als  schon  ein  sehr  befriedigendes 
Ergebniss  der  Behandlung  angesehen  werden  muss.  Und  doch  zeigen  die 
Erfolge  der  Behandlung  höchst  erfreuliche  Ziffern,  wie  auch  auf  der  1891er 
Versammlung  dieses  Vereins  der  Herr  Berichterstatter  des  Näheren  dar- 
gelegt hat!  Diese  Behandlungsergebnisse  würden  natürlich  noch  sehr  viel 
günstigere  sein,  wenn  die  hoffnungslosen  Fälle  von  vornherein  ausgeschieden 
würden,  und  wenn  für  die  Aufnahme  in  die  Anstalten  nicht  in  erster  Linie 
der  Besitz  der  zur  Tragung  der  Kurkosten  erforderlichen,  nicht  unerheb- 
lichen Geldmittel,  sondern  die  Wahrscheinlichkeit  des  Heilerfolges  ausschlag- 
gebend wäre. 

„Bei  solcher  Sachlage  kann  für  die  hier  in  Betracht  kommenden  social- 
politischen  und  communalen  Organe  auch  nur  diese  Behandlungsart  in  Frage 
stehen.  Alle  übrigen  Behandlungsweisen  befinden  sich  noch  im  Zustande 
des  Versuches.  Möglich  —  und  sagen  wir:  hofi"entlich!  —  führen  auch  sie 
dereinst  zu  dem  erstrebten  Ziele.  Um  dieser  Möglichkeit  und  dieser  Hoff- 
nung willen  dürfen  aber  die  zur  Hülfeleistung  Berufenen  gegenüber  einer  so 
schweren  Schädigung  der  allgemeinen  Volksgesundheit,  wie  sie  die  Lungen- 
schwindsucht herbeiführt,  nicht  länger  die  Hände  in  den  Schooss  legen.  Ob 
sich  die  Hoffnung  erfüllt,  ist  noch  nicht  sicher,  dass  sie  sich  bald  erfüllt^ 
erscheint  vielen  Sachverständigen  nicht  wahrscheinlich.  Hier  aber  gilt  es 
den  Kampf  gegen  einen  Feind,  der  nicht  erst  in  Zukunft  droht,  sondern 
jetzt  und  seit  Jahrtausenden  am  Marke  unseres  Lebens  frisst!  Ihm 
gegenüber  heisst  es,  die  Waffen  in  Anwendung  zu  bringen,, 
welche  die  ärztliche  Wissenschaft  und  Erfahrung  bereits  zur 
Hand  hat!  Darum  ist  es  erforderlich,  solche  Heilanstalten  für  Lungen- 
kranke in  erforderlicher  Zahl  ins  Leben  zu  rufen. 

„Soweit  es  sich  um  Kranke  aus  den  begüterten  Bevölkerungsklassen 
handelt,  braucht  die  Sorge  hierfür  seitens  staatlicher  oder  communaler 
Körperschaft  kaum  übernommen  zu  werden,  für  die  Befriedigung  des  Be- 
dürfnisses für  Kranke  dieser  Art  sorgt  hinlänglich  die  Privatunternehmung 
und  wird,  wenn  sich  das  Bedürfniss  steigert,  auch  diesem  stärkeren  Bedürf- 
nisse zu  genügen  in  der  Lage  sein.  Das,  woran  es  fehlt,  sind  Heil- 
anstalten für  Kranke  aus  unbemittelten  oder  wenig  bemittelten 
Volksklassen,  wie  auch  der  Deutsche  Verein  für  öffentliche  Gesundheits- 
pflege auf  der  1891er  Versammlung  in  Leipzig  hervorgehoben  hat.  Er 
empfahl  desshalb  die  Bildung  von  Vereinen,  welche  sich  die 
Gründung  von  Heilanstalten  für  bedürftige  Lungenkranke  zur 
Aufgabe  machen. 

„Schon  vorher  waren  einige  derartige  Vereine  entstanden,  einige 
andere  haben  sich  seitdem  gebildet  und  es  dient  den  Städten,  in  denen  sie 
entstanden,  wie  Frankfurt  a.  M.,  Hannover,  Bremen,  München,  Andreas- 
berg, neuerdings  auch  Berlin  und,  wo  sie  sich  für  grössere  Bezirke  bil- 
deten, wie  der  für  das  Königreich  Saclisen  geschaffene,  diesem,  insbe- 
sondere aber  den  Männern,  die  diese  Vereine  ins  Leben  gerufen  und  meist 
schon  zu  einem  gewissen  erfreulichen  Ergebnisse  geführt  haben,  dies  Alles 
zur  höchsten  Ehre.     Aber,  meine  Herren,  so  hoch  wir  die  Leistungen 
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dieser  Männer  zu  schätzen  haben  —  und  ich  bin  der  Letzte,  der  nicht  von 
der  lebhaftesten  Anerkennung  für  diejenigen  beseelt  wäre,  welche  unver- 
drossen, obwohl  oft  zurückgewiesen,  für  die  Durchführung  einer  so  grossen 
und  edlen  Aufgabe   nicht  nur   die  erforderlichen  Geldmittel  zusammen- 
bringen, sondern  sich  einer  dauernden,  sehr  mühseligen,  sehr  verantwortungs- 
vollen und  oft  genug  sehr  mit  Undank  gelohnten  Verwaltung  freiwillig 
unterziehen  —  so  hoch  wir,  sage  ich,  die  Leistungen  dieser  Männer  auch  zu 
schätzen  haben,  so  müssen  wir  doch  sagen,  dass  einem  Bedürfnisse 
von  solchem  Umfange,  wie  es  hier  besteht,  durch  freie  Vereini- 
gungen und  freiwillige  Beiträge  allein  in  ausreichendem  Maasse 
nicht  abgeholfen  werden  kann.    Mögen  wir  dasjenige,  was  in  England 
auf  diesem  Gebiete  dank  dem  Reichthume  des  Landes  und  der  Willigkeit, 
auch  grosse  Mittel  für  derartige  Zwecke  freiwillig  zur  Verfügung  zu  stellen, 
durch  Vereine  und  Stiftungen  geschehen  ist,  auch  bereitwilligst  anerkennen, 
und  uns  das  dort  Geleistete  gern  zum  Muster  nehmen,  ausreichend  für  die 
üeberwindung  der  Krankheit  ist  auch  das  noch  nicht,  was  in  England 
durchgeführt  ist.    Schöpfungen  in  der  Zahl  und  von  dem  Umfange,  wie  sie 
zur  Bewältigung  eines  so  gewaltigen  Uebels,  wie  desjenigen,  mit  dem  wir 
uns  beschäftigen,  nöthig  sind,  sind  nur  die  Vereinigungen,  in  welchen  alle 
Volkskräfte  zusammengefasst  werden,  Staat  und  Gemeinde  ins  Leben 
zu  rufen  befähigt.    Freie  Vereinigungen  —  ich  komme  auf  diesen  Punkt 
zurück  —  sind  auch  dann  nicht  zu  entbehren,  wenn  Staat  und  Gemeinde 
zu  ihrem  Theile  sich  der  Angelegenheit  gewidmet  haben;  aber  um  diese  so 
in  Angriff  zu  nehmen,  wie  der  Umfang  des  Uebels  erheischt,  und  in  der 
Weise  durchzuführen,   dass   auf  einen  grossen  und  nachhaltigen  Erfolg 
gerechnet  werden  darf,  ist  es  meines  Erachtens  unerlässlich,  den 
B,uf  auch  an  Staat  und  Communalverband  zu  richten. 

„Unter  den  staatlichen  Organisationen  hatte  ich  zunächst  die  social- 
politischen  Körperschaften,  Invaliditäts-  und  Altersversiche- 
rungsanstalten und  Krankenkassen,  als  diejenigen  bezeichnet,  deren 
Aufgabe  es  ist,  ihre  Kräfte  der  Bekämpfung  der  Lungenschwindsucht  bei 
den  bei  ihnen  Versicherten  —  und  das  sind  ja  Unbemittelte  und  Wenig- 
Bendttelte  —  zu  widmen  und  daneben  es  als  eine  Verpflichtung  für  die 
communalen  Verbände,  Stadtgemeinden  und  Verbände  für  grössere  Bezirke, 
in  Anspruch  genommen,  die  erforderlichen  Veranstaltungen  ins  Leben  zu 
rufen. 

„Sollen  diese  Alle  nun  neben  einander  und  unabhängig  von 
•einander  vorgehen?    Diese  Frage  muss  sich  nothwendig  aufdrängen. 

„Ich  bin  der  Ansicht,  dass  sich  für  die  Art  des  Vorgehens  keineswegs 
■eine  allgemeine  und  unter  allen  Umständen  giltige  Vorschrift  treffen  lässt. 
Die  Verhältnisse  liegen  in  den  verschiedenen  Staaten  und  Bezirken  ganz 
verschieden.  Nur  das  wird  man  als  allgemeines  Erforderniss  aufstellen 
dürfen,  dass  die  für  Durchführung  der  Angelegenheit  in  Betracht  kommen- 
den Organe  sich  dieserhalb  mit  einander  in  Beziehung  zu  setzen  suchen 
und  die  daraus  entstehenden  Lasten  in  billiger  Weise  auf  die  Schultern 
der  einzelnen  Organisationen  zu  vertheilen  bemüht  sind.  Nur  darf  auch 
dies  nach  meinem  Dafürhalten  nicht  so  verstanden  werden,  dass  die  ein- 
zelnen Körperschaften  ihr  Vorgehen,  wenn  sie  das  Bedürfniss  dafür  ermittelt 
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und  festgestellt  haben,  von  der  Mitarbeit  der  übrigen  in  allzu  ängstlicher- 
Weise  abhängig  machen.  Für  die  Abwägung  des  verschiedenen  Grades  des. 
Interesses  der  einzelnen  Körperschaften  an  der  Errichtung  einer  Heilstätte 
und  ihrer  Benutzung  für  Insassen  eines  gewissen  Bezirkes  wird  sich  ein 
genauer  zahlenmässiger  Maassstab  überhaupt  nicht  feststellen  lassen ,  es 
heisst  da  lediglich,  nach  billigem  Ermessen  aus  der  Gesammtheit  der  Ver- 
hältnisse den  Vertheilungsmaassstab  zu  entnehmen  und  ihn ,  wenn  sich  das 
mit  der  Zeit  als  berechtigt  herausstellt,  später  in  einer  den  Verhältnissea 
besser  entsprechenden  Weise  zu  verändern.  Stellen  sich  aber  Schwierig- 
keiten für  ein  gemeinschaftliches  Vorgehen  heraus,  oder  fehlte  bei  einzelnen, 
der  Factoren,  auf  deren  Mitarbeit  gerechnet  werden  müsste,  vorläufig  aus 
dem  einen  oder  anderen  Grunde  der  Wille  dazu,  so  sollten  meines  Erachtens 
die  übrigen  doch  nicht  zögern,  zunächst  allein  vorzugehen.  Es  wird 
nach  der  Natur  der  Dinge,  nach  dem  Grade  der  inneren  Berechtigung, 
welche  die  Angelegenheit  hat,  nicht  fehlen,  dass  die  übrigen  Factoren  bald 
zur  Mitarbeit  gedrängt  werden,  wenn  der  Erfolg  das  Vorgehen  der  anderen 
rechtfertigt. 

„Als  Erbauer  eigener  Heilstätten  für  Lungenkranke  können,  abgesehen 
von  einzelnen  wenigen  sehr  grossen  Krankenkassen,  wie  sie  einige  Gross- 
städte  aufweisen,  nur  die  Versicherungsanstalten  und  Communalverbände  in 
Aussicht  genommen  werden.  Ob  Diese  oder  Jene  damit  vorgehen  und 
ihrerseits  alsdann  die  Anderen  zur  Uebernahme  eines  Theiles  der  Lasten, 
die  aus  der  Verpflegung  entspringen,  auffordern  und  ferner  die  Kranken- 
kassen zur  Leistung  entsprechender  Beiträge  veranlassen,  das  kann  nach 
der  Verschiedenheit  der  Verhältnisse  verschieden  behandelt  werden. 

„Die  Hanseatische  Versicherungsanstalt  hat  sich,  als  sie  den  Entschluss 
zu  thatkräftigem  Vorgehen  auf  Grund  des  §.  12  des  Invaliditäts-  und 
Altersversicherungsgesetzes  fasste  und  darauf  zunächst  die  ersten  Schritte 
für  sich  allein  gethan  hatte,  alsdann  angelegen  sein  lassen,  mit  den  Kranken- 
kassen des  Anstaltsbezirkes  in  Verbindung  zu  treten  und  hat  damit  einen 
sehr  guten  Erfolg  gehabt.  Von  etwa  260  Krankenkassen  haben  sich  142, 
welche  insgesammt  den  weitaus  grösseren  Theil  der  sämmtlicheu  der 
Krankenversicherungspflicht  unterliegenden  Personen  umfassen,  bereit 
finden  lassen,  den  gemachten  Vorschlägen  zuzustimmen. 

„Diese  gingen  dahin:  Zu  den  Kosten  der  Verpflegung  eines  lungen- 
kranken Versicherten  in  einem  klimatischen  Kurorte  zahlt  die  Kranken- 
kasse 1-50  M.  für  den  Pflegetag  bei  einer  Pflegezeit  bis  zu  13  Wochen.. 
Den  übrigen  Theil  der  Pflegekosten  trägt  die  Versicherungsanstalt.  Dieser 
fallen  auch  die  Kosten  allein  zur  Last  für  die  über  den  Zeitraum  von 
13  Wochen  etwa  hinausreichende  Pflegezeit.  Die  Versicherungsanstalt  trägt 
ferner  die  Kosten  der  Reise,  die  Krankenkasse  dagegen  gewährt,  soweit 
dies  dem  Kassenstatute  entspricht,  den  Familien  der  Kranken  die  ihnen, 
gebührende  Familienunterstützung. 

„Ausser  dass  eine  Reihe  von  Fällen  vorkam,  wo  es  sich  um  Personen 
handelte,  welche  einer  Krankenkasse  nicht  angehörten,  und  für  die  die  Ver- 
sicherungsanstalt die  Kosten  der  Behandlung  desshalb  allein  trug,  erfuhr  das 
getroffene  Abkommen  auch  sonst  noch  manche  Abweichung.    In  einer  sr^ 
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heblichen  Zahl  von  Fällen  ermässigte  die  Versicherungsanstalt  den  Beitrag 
der  Krankenkassen,  damit  der  überschiessende  Betrag  zur  Erhöhung  der 
Familienunterstützung  Verwendung  finde.  Die  Gesammtkosten  für  Ver- 
pflegung und  Behandlung  von  lungenkranken  Versicherten  in  Heilstätten 
und  klimatischen  Kurorten  einschliesslich  der  Reisekosten  während  des 
Jahres  1894  und  der  ersten  sechs  Monate  des  laufenden  Jahres  stellten  sich 
auf  etwa  96  000  Mark:  von  diesen  trugen  die  Krankenkassen  etwa 
26  000  Mark,  so  dass  etwa  70  000  Mark  zu  Lasten  der  Versicherungs- 
anstalt blieben.  Rechnet  mau,  dass  etwa  10  000  Mark  von  den  Kranken- 
kassen für  Familienunterstützung  an  die  Familien  der  Betreffenden  ver- 
ausgabt sein  mögen,  so  stellt  sich  das  Verhältniss  so,  dass  ungefähr  ein 
Drittel  vou  den  Kraukenkassen  und  zwei  Drittel  der  Gesammtkosten  von  der 
Versicherungsanstalt  getragen  sind.  Die  Versicherungsanstalt  ist  also  mehr 
belastet,  als  bei  der  vorhin  gegebenen  Berechnung  des  Interesses  an- 
genommen wurde.  Es  ist  das  theils  aus  dem  eben  erwähnten  Umstände 
entsprungen,  dass  die  Versicherungsanstalt  den  Beitrag  von  Krankenkassen 
nicht  in  Anspruch  genommen  oder  ermässigt  hat,  theils  aber  auch  darauf 
zurückzuführen,  dass  die  Verpflegung  sich  jetzt,  wo  es  der  Versicherungs- 
anstalt noch  an  einer  eigenen  Heilstätte  für  ihre  Versicherten  fehlte,  die 
Pflegekosten  sich  überhaupt  erheblich  —  gewiss  um  25  bis  30  Proc.  vom 
Hundert  —  höher  stellten,  als  sie  sein  werden,  wenn  die  jetzt  im  Baue- 
befindliche Heilstätte  fertig  gestellt  sein  wird,  was  in  etwa  einem  Jahre  der 
Fall  sein  wird. 

„Trotz  der  höheren  Belastung,  welche  die  Versicherungsanstalt  zu 
tragen  hatte,  hat  sie  nicht  gezögert,  vorzugehen,  indem  sie  sich  von  der 
Ueberzeugung  leiten  Hess,  dass  das  zu  erstrebende  Ziel  auch  noch  grössere 
Opfer  Werth  sei,  als  sie  in  jener  von  mir  gegebenen  Berechnung  des  Inter- 
esses dargelegt  sind,  und  ferner  davon  ausgehend,  dass  thatkräftiges  Vor- 
gehen am  besten  geeignet  sei,  durch  die  zu  erzielenden  Erfolge  dem  weit 
verbreiteten  Misstrauen  gegen  die  Räthlichkeit  der  Maassregel  den  Boden 
zu  entziehen. 

„Ich  gebe  diese  Mittheilungen  nicht,  weil  ich  dächte,  es  müsste  überall 
ebenso  gemacht  werden  und  es  sollte  das  Vorgehen  der  Hanseatischen  Ver- 
sicherungsanstalt das  Muster  und  Vorbild  abgeben,  nach  dem  sich  andere 
Versicherungsanstalten  zu  richten  hätten;  sondern  jede  wird  das,  was  sich 
nach  ihren  Verhältnissen  als  das  Beste  ergiebt,  zu  thun  haben  und  diese 
Verhältnisse  sind  eben,  wie  ich  schon  hervorgehoben,  vei-schieden.  Es  kann 
sich  desshalb,  wie  ich  in  den  Ihnen  vorliegenden  Schlusssätzen  gesagt  habe,, 
für  den  einen  Bezirk  empfehlen,  dass  die  Versicherungsanstalten 
selbst  Heilstätten  für  lungenkranke  Versicherte  errichten  und 
Krankenkassen  und  communale  Organisationen  sich  an  der  Tra- 
gung der  Kosten  für  die  dort  unterzubringenden  Kranken  be- 
theiligen, es  kann  sich  aber  auch,  wenn  sich  die  Gelegenheit 
bietet,  die  Sache  so  zu  gestalten  empfehlen,  dass  die  Invaliditäts - 
und  Altersversicherungsanstalten  sich  beschränken,  zurDeckuug 
der  Kosten,  welche  durch  die  Behandlung  der  Kranken  entstehen, 
die  in  vorhandenen  oder  zu  errichtenden  Heilstätten  von  gemein- 
nützigen Vereinen,  Privatunternehmern,   Krankenkassen  odei' 
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Communalverbänden  unterzubringen  sind,  in  dem  nach  Lage  der 
Umstände  zu  bemessenden  Umfange  Theil  zu  nehmen. 

„Alle  diese  Wege  stehen  oflPen  und  es  kann  unter  Umständen  der 
letztere  sehr  wohl  den  Vorzug  vor  dem  ersteren  verdienen.  Desshalb 
unterbreite  ich  Ihnen  nicht  etwa  eine  Resolution,  die  als  Meinung  der  Ver- 
sammlung zum  Ausdrucke  brächte,  dass  alle  Versicherungsanstalten  mit  der 
Erbauung  eigener  Heilstätten  für  Lungenkranke  vorzugehen  hätten..  Das 
aber  ist  allerdings  meine  Meinung,  dass  die  Versicherungsanstalten 
durch  die  ziffernmässigen  Nachweise  über  die  ihnen  zu  Theil  werdende  Be- 
lastung durch  lungenkranke  Versicherte  am  dringendsten  darauf  hingeführt 
werden,  auf  Mittel  zur  Abhülfe  zu  sinnen,  und  dass  sie,  da  im  Wesentlichen 
nur  die  Unterbringung  in  Heilstätten  in  Frage  kommen  kann,  solcher  Heil- 
stätten aber,  soweit  sie  für  Leute  aus  dem  Kreise  der  Versicherten  geeignet 
sind,  nur  wenige  bestehen,  auf  die  Errichtung  eigener  Heilstätten 
mehr  und  mehr  hingeführt  werden;  dass  ferner  den  Gesichtspunkten, 
nach  denen  sie  bei  der  Unterbringung  der  Kranken  zu  handeln  haben,  am 
besten  in  eigenen  Anstalten  Rechnung  getragen  wird.  Aus  allen  diesen 
Oründen  wird  man,  wie  ich  glaube,  wenn  man  die  Bekämpfung  der  Tuber- 
kulose mittelst  Behandlung  der  Kranken  in  hierfür  besonders  eingerichteten 
Heilstätten  in  grösserem  Maasse  ausgeführt  sehen  will,  in  besonders 
hohem  Maasse  darauf  rechnen  müssen,  dass  die  Versicherungs- 
anstalten auch  mit  der  Errichtung  eigener  Heilstätten  vorgehen. 

„Ich  erwähnte  soeben,  dass  denjenigen  Gesichtspunkten  für  die 
Behandlung  der  Angelegenheit,  welche  die  Versicherungs- 
anstalten innezuhalten  haben,  und  welche  sich  für  sie  aus  dem  vorhin 
besprochenen  §.12  des  Invaliditäts-  und  Altersversicherungsgesetzes  ergeben, 
am  besten  in  eigenen  Heilstätten  Rechnung  getragen  werde.  Ich  wende 
mich  desshalb,  weil  man  nach  meinem  Dafürhalten  gerade  von  den  Ver- 
sicherungsanstalten eine  umfassendere  Thätigkeit  auf  diesem  Gebiete  zu  er- 
warten haben  wird,  zu  einer  kurzen  Erörterung  dieser  Gesichtspunkte. 

„Der  Grundgedanke  des  §.  12  ist:  An  die  Stelle  der  Invalidenrente 
tritt  das  Heilverfahren.  Von  der  Befugniss,  die  Kosten  für  dieses  zu  über- 
nehmen, kann  also  nur  Gebrauch  gemacht  werden,  wo  „Heilung"  wirk- 
lich in  Aussicht  steht  und  zwar  nicht  als  ein  vielleicht  möglicher,  sondern 
als  ein  nach  Maassgabe  der  ärztlichen  Erfahrungen  wahrscheinlicher 
Erfolg.  Errichtet  eine  Versicherungsanstalt  ein  eigenes  Sanatorium,  so 
kann  es  sich  darum  nur  um  eine  Heilanstalt,  nicht  um  ein  Siechen- 
haus zur  Unterbringung  unheilbarer  Kranker  handeln. 

„Als  eine  „Heilung"  in  dem  Sinne,  wie  sie  von  der  Versicherungs- 
anstalt erstrebt  wird,  ist  nun  aber  nicht  bloss  die  völlige  Beseitigung  jeder 
Spur  der  Erkrankung  zu  betrachten,  sondern  auch  ein  solcher  Grad  der 
Besserung,  dass  die  bereits  vorhandene  Erwerbsunfähigkeit 
dauernd  oder  wenigstens  für  eine  längere  Reihe  von  Jahren 
beseitigt  oder  die  noch  vorhandene,  aber  bedroht  gewesene  Er- 
werbsfähigkeit dauernd  bewahrt  wird. 

„Andererseits  ist  für  das  Vorgehen  der  Versicherungsanstalt  eine  „Besse- 
rung", die  nicht  diese  Höhe  erreicht,  ebenso  ohne  Bedeutung  wie  völlige 
Erfolglosigkeit.    Zeigt  sich  desshalb  im  Laufe  der  Behandlung,  dass  eine 
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Töllige  Heilung  oder  so  weit  gehende  Besserung,  wie  ich  sie  eben  bezeichnet 
habe,  nicht  erreichbar  ist,  so  muss  die  Entlassung  des  BetreflPenden  aus  der 
Heilstättenbehandlung  erfolgen,  und  es  tritt  der  Bezug  der  Invalidenrente 
oder  der  Anspruch  auf  diese  wieder  an  die  Stelle  der  Heilbehandlung. 

„Bei  der  Natur  der  Krankheit,  um  die  es  sich  handelt,  die,  so  lange  sie 
dem  einzuleitenden  Heilverfahren  noch  Aussicht  auf  Erfolg  bietet,  den  von 
ihr  Betroffenen  in  der  Regel  noch  nicht  erwerbsunfähig  macht,  bei  der  aber, 
wenn  der  Zustand  der  Erwerbsunfähigkeit  erst  eingetreten  ist,  in  der  Mehr- 
zahl der  Fälle  wenig  Hoffnung  auf  den  vorhin  bezeichneten  Erfolg  bleibt, 
muss  es  der  Versicherungsanstalt  desshalb  darauf  ankommen,  dass  die  Er- 
krankten möglichst  frühzeitig  Aufnahme  finden  und  Schwerkranke 
thunlichst  ausgeschlossen  werden.  Dass  die  Kranken  sich  zur  Auf- 
nahme in  einem  möglichst  frühzeitigen  Stadium  der  Krankheit  melden,  dar- 
auf haben  die  Versicherungsanstalten  desshalb  ihr  besonderes  Bemühen  zu 
richten.  Erfolg  verspricht  dafür,  soviel  ich  zu  beurtheilen  vermag,  nur  die 
Verbindung  mit  den  Krankenkassen,  deren  wohlverstandenes  Inter- 
esse sie  auch  darauf  hinweist,  schon  in  diesem  Zustande,  wo  der  an  Lungen- 
tuberculose  Erkrankte  seine  Arbeitsfähigkeit  noch  nicht  verloren  hat,  für 
seine  Wiederherstellung  grössere  Aufwendungen  zu  machen ,  als  das  Gesetz 
als  nothwendig  vorschreibt.  Nöthig  ist  zu  diesem  Zwecke  ferner  die  Hülfe 
der  Gesammtheit  der  Aerzte,  ein  Punkt,  auf  den  ich  später  noch  kurz 
zurückkomme. 

„Der  Charakter  der  Versicherungsanstalten  erfordert  es  ferner,  dass  die 
von  ihnen  ins  Leben  gerufenen  Heilstätten  unter  ihren  Pfleglingen  keine 
Klassenunterschiede  machen.  Zwar  erfolgt  die  Versicherung  nach  Lohn- 
klassen, aber  diese  Lohnklassen  sind  keine  Standesklassen  und  keine  Ver- 
mögensklassen. Der  Versicherungsanstalt  gegenüber  giebt  es  nur  eine 
Klasse  von  Versicherten.  Es  können  desshalb  in  der  von  der  Versicherungs- 
anstalt errichteten  Heilstätte  keine  besseren  und  weniger  guten  Verpflegungs- 
klassen, keine  besseren  und  weniger  guten  Zimmereinrichtungen,  kurz 
keinerlei  Abstufung  nach  Rang  und  Vermögen  vorgenommen  werden,  auch 
nicht  in  der  Gestalt,  dass  Einzelnen  gestattet  würde,  sich  durch  Zuzahlungen 
-eine  Bevorzugung  vor  Anderen  zu  erkaufen. 

„Da  die  Mittel  der  Versicherungsanstalten  nur  für  die  im  Gesetze  vor- 
gesehenen Zwecke,  also  insbesondere  nur  zu  Gunsten  der  Versicherten 
verwandt  werden  dürfen,  so  ist  es  ausgeschlossen,  dass  in  die  von  Ver- 
•sicherungsanstalten  erbauten  Heilstätten  auch  andere  Personen  als  Ver- 
sicherte aufgenommen  werden  könnten. 

„Aus  dem  Wesen  der  deutscheu  socialpolitischen  Gesetzgebung  ergiebt 
sich  ferner,  dass  die  Behandlung  von  Kranken  nicht  den  Charakter  der 
Armenpflege  anzunehmen  hat.  Zwar  giebt  das  Invaliditäts-  und  Alters- 
versicherungsgesetz  dem  Versicherten  keinen  Anspruch  auf  Heilbehandlung, 
aber  diese  tritt  an  die  Stelle  des  unter  gewissen  gesetzlich  festgelegten 
Bedingungen  vorhandenen  rechtlichen  Anspruches  auf  Rente.  Wie  diese 
nicht  vom  Wohlwollen  oder  Uebelwollen  der  verwilligenden  Organe,  nicht 
von  dem  Verhalten  des  Berechtigten,  nicht  von  politischen  oder  religiösen 
Eigenschaften  abhängig  ist,  so  darf  auch  die  Verwilligung  des  Heilverfahrens 
von  all  dem  nieht  abhängig  gemacht  werden. 
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„In  den  Erörterungen  über  die  Frage  der  Volksheilstätten  haben  hie- 
und  da  einen  breiten  Raum  auch  die  Verhandlungen  darüber  eingenommen^ 
wie  sie  einzurichten  und  wo  sie  anzulegen  seien,  ob  Barackensystem  oder 
Stockwerkbau,  ob  Anstalten  für  ein  Geschlecht  oder  beide  Geschlechter,  ob 
vorhandene  Gebäulichkeiten  benutzt  werden  können  oder  nothwendig  neue 
errichtet  werden  müssen,  ferner  ob  Oertlichkeiten  für  die  Anlage  brauchbar 
sind,  die  der  Heilanstalt  nur  Waldluft  und  Waldschutz  bieten,  oder  ob  eine 
gewisse  Höhenlage  und  welche?  gefordert  werden  muss,  oder  ob  Plätze  in 
der  Nachbarschaft  des  Meeres  den  Vorzug  verdienen,  sodann  ob  die  Heil- 
stätten mit  landwirthschaftlichem  Betriebe  zu  verbinden  sind  oder  nicht, 
und  inwieweit  die  Pfleglinge  auch  zu  Arbeiten  in  diesem  Betriebe  angehalten 
werden  sollen. 

„Das  Alles  sind  Punkte,  die  ohne  Zweifel  von  Wichtigkeit,  einzelne 
unter  ihnen  von  ausserordentlicher  Wichtigkeit  sind;  doch  aber  gehe  ich 
hier  auf  ihre  Behandlung  nicht  näher  ein,  da  mir  daran  liegt,  vor  Allem  be- 
tont zu  sehen,  wem  die  Errichtung  dieser  Volksheilstätten  obliegt,  in  den 
Geschäfts-  und  Interessenkreis  welcher  Organisationen  sie  fällt.  Ist  dar- 
über Klarheit  gewonnen,  dann,  so  zweifle  ich  nicht,  werden  auch  die  Fragen 
der  Einrichtung  der  Anstalten  bald  eine  sachgemässe  Lösung  finden. 

„Soweit  es  sich  um  Anstalten  handelt,  welche  von  den  Invaliditäts- 
und Altersversicheruugsanstalten  ei'baut  werden  oder  besonders  für  die  auf 
ihre  Kosten  zu  verpflegenden  Personen  bestimmt  sind,  haben  zwei  Punkte 
besonderes  Interesse  und  diese  will  ich  desshalb  noch  kurz  berühren. 

„Zunächst  was  den  Ort  anlangt,  der  für  derartige  Heilstätten  gewählt 
wird,  bin  ich  der  Ansicht,  dass  das  Beste  für  den  vorliegenden  Zweck  gerade 
gut  genug  ist.  Unter  dem  Besten  verstehe  ich  natürlich  nicht  Luxusbäder 
und  viel  besuchte  Sommerfrischen.  Eine  einsame,  dabei  leicht  zugängliche 
Lage  verdient  aus  vielen  Rücksichten,  von  deren  Erörterung  ich  aber  hier 
absehe,  weitaus  den  Vorzug;  aber  in  Betreff  der  sanitären  Beschafi'enheit 
der  Oertlichkeit  überhaupt  und  des  Vorhandenseins  aller  klimatischen, 
meteorologischen  und  Bodengestaltungsverhältnisse  sollten  so  weit  gehende 
Anforderungen  gestellt  werden,  wie  sie  nur  für  irgend  welche  andere  An- 
stalten gefordert  werden,  und  kein  Umstand,  der  die  Zahl  der  Heil- 
erfolge zu  steigern  oder  den  Grad  der  Heilung  zu  erhöhen  ver- 
möchte, dürfte  dabei  Vernachlässigung  erfahren.  Bei  Anstalten, 
die  ihre  Pfleglinge  aus  einem  weiten  Bezirke  beziehen,  verschlägt  die  Nach- 
barschaft, einer  einzelnen  Stadt  nicht  viel,  und  bei  einer  Cur,  die  sich  in  der 
Regel  über  Monate  erstreckt,  machen  die  Kosten  der  Eisenbahnfahrt  doch 
immer  nur  einen  verhältnissmässig  kleinen  Theil  der  Gesammtkosteu  aus.  Ich 
bin  aber  auch  der  Ansicht,  dass  unsere  Eisenbahnen,  insbesondere  unsere 
Staatseisenbahnen,  sich  dem  gar  nicht  entziehen  können,  weitgehende 
Ermässigungen  des  Fahrpreises  zu  bewilligen,  um  die  Durchführung  der 
socialpolitisch  so  bedeutungsvollen  Maassregel  zu  befördern.  Also  man 
begnüge  sich  nicht  mit  Oertlichkeiten,  die  zur  Noth  noch  als 
brauchbar  gelten  können,  sondern  wähle  solche,  bei  denen  die 
bes  t  en  Vorbedi  ngungen  für  die  grössesten  Erfolge  vor  banden  sind. 

„Der  andere  Punkt  betrifl't  die  Heranziehung  der  Pfleglinge  zu 
Arbeiten,  die  im  Interesse  der  Bewirthschaftung  der  Heilstätte  vorgenommen 
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werden  müssen,  also  insbesondere  zu  Ai'beiten  in  dem  mit  ihr  etwa  ver- 
bundenen landwirthschaftlichen  Betriebe  behufs  Herabsetzung  der  Unkosten, 
welche  die  Verpflegung  verursacht.  Ich  spreche  mich,  soweit  es  sich  um 
Kranke  handelt,  für  welche  Versicherungsanstalten  und  Krankenkassen  die 
Kosten  tragen,  entschieden  dagegen  aus,  dass  die  Kranken  zwangsweise  zu 
irgend  welchen  Arbeiten  angehalten  werden,  soweit  nicht  lediglich  solche 
zur  Befriedigung  der  persönlichen  Bedürfnisse  und  solche,  welche  zu  Heil- 
zwecken angeordnet  werden,  in  Betracht  kommen.  Gegen  diese  ist  natürlich 
nicht  der  geringste  Einwand  zu  machen ,  alle  übrigen  Arbeiten  aber  wären 
nur  geeignet,  der  ganzen  Angelegenheit  in  den  Augen  der  Leute,  denen 
geholfen  werden  soll,  ein  ganz  falsches  Bild  zu  geben.  Die  ziemlich  werth- 
lose Arbeit,  die  gefordert  und  natürlich  widerwilhg  geleistet  würde,  würde 
den  Werth  des  bewilligten  Heilverfahrens  im  höchsten  Grade  herabmindern; 
jeder  Fall,  wo  ein  dauernder  Erfolg  nicht  erreicht  würde,  würde  von  den 
Behandelten,  ihren  Angehörigen  und  sonstigen  Personen,  die  an  dem  Falle 
Antheil  nehmen,  darauf  zurückgeführt  werden,  dass  der  Kranke  ja  habe 
anstrengende  Arbeiten  leisten  müssen  und  dadurch  in  seinem  Befinden 
beeinträchtigt  sei,  und  —  nicht  zu  vergessen  —  auch  diejenigen,  auf  deren 
Mitwirkung  nothwendig  gerechnet  werden  muss ,  wenn  die  Angelegenheit 
dauernd  in  gutem  Gange  erhalten  werden  soll,  die  Krankenkassenvorstände, 
würden  diese  abfällige  Beurtheilung  nur  zu  leicht  theilen. 

„In  Anstalten,  die  durch  freiwillig  aufgebrachte  Mittel  geschaffen 
werden  und  bei  Kranken,  deren  Fürsorge  nicht  Versicherungsanstalten  und 
Krankenkassen  obhegt,  kann  die  Sache  unter  Umständen  anders  liegen. 
Soweit  aber  die  Heilbehandlung  zu  Lasten  dieser  socialpoli- 
tischen  Organisationen  erfolgt,  rathe  ich  von  der  Heranziehung 
der  Kranken  zu  Arbeitsleistungen,  die  die  Herabminderung  der 
Wirthschaftskosten  bezwecken,  entschieden  ab.  — 

„Ich  verlasse  damit  das  Gebiet  der  Erörterung  über  die  Art  der  Ein- 
richtung der  Heilstätten,  das  ich,  um  nicht  die  Verhandlungen  in  ein  zu 
wenig  begrenztes  Gefilde  zu  führen,  nur  zögernd  und  vorsichtig  betreten 
habe.  Die  letzte  Bemerkung  führt  mich  dagegen  zu  der  vorhin  schon  kurz 
gestreiften  Frage  zurück,  ob  denn,  wenn  wirklich  die  socialpolitischen 
Organisationen  in  dem  ihren  Geschäftsbereiche  entsprechenden  Umfange 
ihre  Fürsorge  der  Bekämpfung  der  Lungenschwindsucht  bei  Versicherten 
widmen  sollten,  es  der  Bildung  freiwilliger  Vereine  für  diese  Zwecke,  wie 
sie  der  Deutsche  Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege  1891  dringend 
empfohlen  hatte,  nicht  mehr  bedürfen  sollte.  Ich  hatte  vorhin  schon  her- 
vorgehoben, dass  meine  Ansicht  dahin  gehe,  mit  den  Mitteln,  die  Wohl- 
thätigkeitssinn  und  Hingabe  für  die  Allgemeinheit  als  freiwillige  Gaben 
zusammenbringen,  sei  ein  Uebel  von  solchem  Umfange,  wie  dasjenige,  mit 
dem  wir  uns  beschäftigen,  nicht  ganz  zu  überwinden,  doch  aber  seien 
solche  freiwillig  aufgebrachte  Mittel  und  die  Vereine,  die  sie  zur 
Erbauung  von  Heilstätten  verwenden  und  diese  verwalten,  nicht 
zu  entbehren.    Diese  Meinung  möchte  ich  nachdrücklichst  wiederholen. 

„Die  Zahl  der  Versicherten  rechnet  zwar  im  Deutschen  Reiche  nach 
Milli  onen  —  bei  den  Invaliditäts -  und  Altersversicherungsanstalten  mögen 
etwa  10  bis  11  Millionen  versichert  sein  —  aber  andere  Millionen  sind 
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unversichert,  denn  bislang  gehöi-en  dieser  Versicherung  nur  Personen  an, 
die  selbst  Lohnarbeit  verrichten,  und  sie  gehören  der  Versicherung  nur 
für  ihre  Person  an ,  nicht  aber  mit  ihren  Familienangehörigen ,  in  deren 
Keihen  die  Lungeuschwindsucht  oft  schreckliche  Ernte  hält.  Es  mangelt 
ferner  die  socialpolitische  Fürsorge,  sovreit  sie  in  Gestalt  der  Arbeiter- 
versicherung geübt  wird,  für  andere  Millionen,  die  zwar  nicht  zu  den  Ver- 
sicherten gehören ,  deren  Mittel  aber  doch  auch  nicht  ausreichen ,  um  für 
sich  oder  ihre  Familien  die  Kosten  einer  mehrmonatigen  Behandlung  in 
Heilanstalten  zu  tragen.  Es  bleibt  also  der  freien  Vereinsthätigkeit  noch 
immer  ein  weit  ausgedehntes  Ai'beitsfeld ,  und  ich  lege  besonderen  Werth 
darauf,  nicht  dahin  verstanden  zu  werden,  als  wollte  ich  von  der  Bildung 
freiwilliger  Vereine  für  die  Bekämpfung  der  Lungenschwindsucht  abratheu. 

„Es  kann  sich  auch  die  Gelegenheit  zu  gemeinschaftlicher  Arbeit 
bieten,  namentlich  auch  in  der  Gestalt,  dass  Heilstätten  von  gemein- 
nützigen Vereinen  —  etwa  auch  mit  Zuhülfenahme  von  Darlehen  der  Ver- 
sicherungsanstalten, soweit  die  Darleihung  von  Anstaltsmitteln  innerhalb 
der  durch  das  Gesetz  gezogenen  Grenzen  möglich  ist  —  erbaut  und  ver- 
waltet, in  den  Heilstätten  aber  auch  die  Kranken  mit  verpflegt  werden,  für 
deren  Verpflegung  die  Versicherungsanstalten  und  Krankenkassen  eintreten. 
Ich  habe  früher  schon  hervorgehoben,  dass  unter  Umständen  solche  Lösung 
der  Frage  hie  und  da  möglich  ist,  und  gehe  desshalb  hier  nicht  noch  ein- 
mal darauf  ein.  Nur  daran  liegt  mir,  an  dieser  Stelle  nochmals  ausdrück- 
lich hervorzuheben,  dass  auch  eine  weitgehende  Thätigkeit  von 
Versicherungsanstalten  und  Krankenkassen  auf  unserem  Ge- 
biete nach  dem  jetzigen  Staude  unserer  Socialpolitik  und  vor- 
aussichtlich auch  dauernd  die  fr eie  Vereinsthätigkeit  nicht  ent- 
behrlich macht. 

„Meine  Herren!  Ich  lenke  noch  schnell  Ihre  Aufmerksamkeit  auf  den 
von  mir  in  den  Schlusssätzen  unter  Zifi'er  5  bewährten  Punkt,  die  Unter- 
stützung, welche  die  Aerzte  in  ihrer  Gesammtheit  der  An- 
gelegenheit zu  widmen  haben.  Sie  verlangt  wenig  Mühewaltung  und 
Arbeit,  sondern  nur  einige  "Willigkeit  und  Aufmerksamkeit. 

„Allseits  herrscht  bei  ärztlichen  Autoritäten  die  Auffassung,  dass,  wenn 
die  Lungentuberculose  ihr  zei'störendes  Werk  erst  in  ausgedehntem  Um- 
fange an  einem  Menschen  vollbracht  hat,  übei-haupt  eine  Genesung  nicht 
erreichbar  ist;  sicher  aber  ist  sie  nicht  bei  denjenigen  Personen,  um  die  es  sich 
hier  handelt,  zu  erreichen,  die  für  ihren  Unterhalt  auf  ihrer  Hände  rauhe 
Arbeit  angewiesen  sind,  deren  Beschäftigung  eine  die  Gesundlieit  der  Lungen 
oft  sehr  gefährdende  ist,  deren  Wohnung  vielfach  nicht  den  hygienischen 
Anforderungen  entspricht  und  die  oft  sich  auch  nicht  der  richtigen  Ernährung 
und  Pflege  zu  erfreuen  haben,  die  endlich  oft  in  ihren  Lebensgewohnheiteu 
und  in  den  Lebensgenüssen,  die  sie  sich  verschaffen,  unverständiger  und 
leichtsinniger  Weise  auf  ihren  Körperzustand  nicht  die  gebührende  Rücksicht 
nehmen.  Liegt  die  Sache  aber  so,  dann  ist,  soweit  es  sich  um  Maassnahmen 
-von  grösserem  Umfange  handelt  —  und  über  diese  reden  wir  hier,  wo 
Maassnahmen  der  öffentlichen  Gesundheitspflege  erörtert  werden  — , 
Alles  davon  abhängig,  dass  rechtzeitig,  d.  h.  möglichst  frühzeitig 
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und  wenigstens  so  frühzeitig  eingescliritten  wird,  dass  Erfolg 
von  dem  Heilverfahren  erwartet  werden  kann.  Damit  dies  geschieht, 
ist  erstes  Erforderniss  weiteste  Verbreitung  der  Kenntniss  über  die  ersten 
Erscheinungen  der  Erkrankung  an  Tuberculose.  Neben  anderen  Maass- 
nahmeu,  die  hierzu  ergriffen  werden  können,  insbesondere  der  weiten  Ver- 
breitung gedruckter  Mittheilungen ,  die  in  kurzer  und  gemeinverständlicher 
Darstellung  auf  die  Erscheinungen  beginnender  Lungenschwindsucht  hin- 
weisen, kommt  hierfür  die  belehrende  Thätigkeit  des  Arztes  in  Be- 
tracht. Der  Erkrankte  hält  seine  Krankheit,  die  ihn  in  seiner  Erwerbs- 
fähigkeit noch  wenig  oder  gar  nicht  beeinträchtigt,  noch  für  wenig  belangreich, 
wenn  der  Arzt  schon  die  drohende  Gefahr  erkennt.  In  diesem  Augenblicke 
auf  die  Einleitung  eines  erfolgversprechenden  Heilverfahrens  hinzuwirken, 
das  ist  Sache  des  Arztes,  der  seine  Mitarbeit  der  Beförderung  des  Heil- 
verfahrens bei  unbemittelten  Lungenkranken  darbieten  will.  Statt  das 
beginnende  Leiden,  wie  es  nicht  selten  geschieht,  als  ein  wenig  bedeutendes 
zu  behandeln,  um  den  Kranken  und  seine  Angehörigen  nicht  in  Unruhe  zu 
setzen,  gilt  es,  ihn  über  die  Gefahr,  in  der  er  schwebt,  aufzuklären  und 
zur  rechtzeitigen  Ergreifung  der  rechten  Maassnahmen  zu  veranlassen. 
Wo  der  Weg  zur  Hülfe  geboten  ist  oder  demnächst  geboten  sein  wird,  da 
ist  ein  solches  Verfahren  auch  gegen  den  Erkrankten  das  rücksichtsvollere, 
vor  Allem  aber  ist  es  das  allein  zum  Ziele  führende. 

„Immer  wieder  ertönt  auch  von  den  Heilanstalten  für  Bemittelte 
her  die  Klage,  dass  die  Kranken  meist  in  einem  bereits  zu  weit  vor- 
geschrittenen Stadium  der  Krankheit  dort  Hilfe  suchen;  doch  das  lasse  ich 
hier  bei  Seite.  Bei  der  erfolgreichen  Durchführung  der  Maassregel  bei 
Unbemittelten  aber  ist  das  frühzeitige  Einschreiten  unbedingtes  Erforder- 
niss. Um  ihm  zu  genügen ,  würde  die  möglichst  weite  Verbreitung  der 
Kenntniss  von  den  Erfahrungen  darüber,  unter  welchen  Voraus- 
setzungen die  hygienisch-diätetische  Heilbehandlung  in  Heil- 
stätten noch  dauernden  Erfolg  verspricht,  von  der  allergrössten 
Bedeutung  sein.  Da  es  sich  dabei  um  speciell  medicinische  Fragen  handelt, 
so  nehme  ich  selbstverständlich  Abstand,  mich  dazu  weiter  zu  äussern,  als 
dass  ich  hervorhebe,  wie  wichtig  es  sein  würde,  dass  diesem  Punkte  jetzt, 
oder  wenn  dies  nach  Lage  der  Umstände  noch  nicht  möglich  sein  sollte, 
später  die  gebührende  Aufmerksamkeit  geschenkt  werden  möchte. 

„Nach  dem,  was  ich  früher  als  das  Ziel  der  Heilbehandlung,  soweit  sie 
auf  Kosten  der  Versicherungsanstalten  geübt  wird,  hingestellt  habe,  Rück- 
erlangung  dauernder  Erwerbsfähigkeit  für  Personen,  die  auf  Lohnarbeit 
angewiesen  sind,  ist  aber  das  zweifellos,  dass  der  Arzt,  der  die  Ein- 
leitung des  Heilverfahrens  empfiehlt,  den  Fall  daraufhin  prüft, 
ob  dieser  Erfolg  nach  dem  Maasse  der  Erkrankung  und  unter 
Berücksichtigung  aller  Verhältnisse  noch  erreicht  werden  kann. 
Die  Hanseatische  Versicherungsanstalt  hat  sich  angelegen  sein  lassen,  die 
Aerzte  in  ihrem  Bezirke  wiederholt  und  immer  von  Neuem  auf  diesen  Punkt 
hinzuweisen;  erfreulicher  Weise  hat  sie  bei  vielen  Aerzten  auch  bereitwillige 
Berücksichtigung  gefunden ;  andere  lassen  es  daran  jedoch  auch  heute  noch 
fehlen.  Es  ist  mir  aber  bekannt,  dass  andere  Versicherungsanstalten 
über  die  Nichtberücksichtigung  dieses  Punktes  noch  weit  mehr  zu  klagen 
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haben,  und  dass  ihnen  zur  Uebernahme  der  Kosten  des  Heilverfahrens 
von  den  Aerzten  vorzugsweise  solche  Kranke  zugewiesen  werden,  bei  denen 
jede  Hoffnung  auf  Rückerlangung  der  Erwerbsfähigkeit  von  vornherein  aus- 
geschlossen ist.  Möchte  dies  bei  Kranken,  für  welche  die  Kosten  der  Heil- 
behandlung von  anderen  Stellen  getragen  werden,  sich  auch  vielleicht  nicht 
unter  allen  Umständen  verbieten;  soweit  die  Mitthätigkeit  der  Invaliditäts- 
und Altersversicherungsanstalten  in  Frage  kommt,  ist  dies  aber  durchaus 
der  Fall,  denn  sie  können  und  dürfen,  gesetzlich  die  Kosten  des  Heil- 
verfahrens nur  übernehmen,  wenn  dieses  die  Aussicht  auf  Erfolg, 
und  zwar  je  nach  Lage  des  Falles  den  Erfolg  der  dauernden 
Rückerlangung  oder  der  dauernden  Bewahrung  der  Erwerbs- 
fähigkeit bietet. 

„Durch  zahlreiche  üeberweisungen  zur  Behandlung  ungeeigneter  Fälle 
würde  aber  auch  der  ganzen  Maassnahme  von  vornherein  das  Zutrauen 
weiter  Kreise  entzogen  werden,  und  an  diesem  Zutrauen  ist  für  ihre  Durch- 
führung, wenn  man  dabei  nicht  an  ein  vereinzeltes  hin  und  wieder  ein- 
tretendes Vergehen  denkt,  sondern  an  eine  Maassregel,  die  für  die  Hebung 
der  Volksgesundheit,  für  die  Förderung  der  Volks  Wohlfahrt  von  Bedeutung 
werden  soll,  ausserordentlich  viel  gelegen.  Versicherungsanstalten,  die,  wie 
die  Hanseatische,  fast  nur  grosse  Städte  umfassen,  sind  in  der  günstigen 
Lage,  sich  gegen  die  Ueberweisung  ungeeigneter  Kranker  einigermaassen 
zu  schützen,  da  sie  Niemanden  an  Heilstätten  zu  überweisen  brauchen,  ohne 
vorher  seine  Untersuchung  durch  einen  Vertrauensarzt  veranlasst  zu  haben ; 
andere  Versicherungsanstalten  sind  in  dieser  Beziehung  in  weit  ungünstigerer 
Lage  und  darum  noch  mehr  darauf  angewiesen,  dass  alle  Aerzte  dem  er- 
örterten Gesichtspunkte  Rechnung  tragen. 

„Und  nun,  meine  Herren!  zum  Schlüsse  noch  einige  wenige  Worte  zu 
dem  unter  Ziffer  8  der  Schlusssätze  Gesagten:  Allen  zuständigen  staat- 
lichen Behörden  liegt  die  grösstmögliche  Förderung  aller  auf 
die  Errichtung  von  Heilstätten  für  Lungenkranke  gerichteten 
Bestrebungen  ob.  Es  ist  das  so  selbstverständlich,  dass  es  eigentlich 
gar  keiner  Erwähnung  bedürfte,  und  doch  fehlt  es  nur  zu  oft  an  dieser 
Unterstützung.  Jeder,  der  es  unternommen  hat,  eine  Stätte  einzurichten, 
damit  sie  der  Heilung  unbemittelter  Lungenkranker  diente,  hat  eine  Zeit 
des  Kampfes  und  der  Enttäuschung  hinter  sich.  Mangel  an  Sachkenntniss, 
selbstsüchtige  Ausnutzung  bevorzugter  Oertlichkeiten  stellten  sich  ihm 
entgegen. 

„Seitens  Gemeinden,  die  jeden  Curgast,  mag  er  leiden,  woran  er  will, 
wenn  er  nur  zu  den  Begüterten  gehört,  lebhaft  begrüssen  und  die  alle 
Maassnahmen  zum  hygienischen  Schutze  der  Einwohner  gegen  Gefahren, 
die  von  diesen  Curgästen  her  drohen,  verabsäumen,  strengen  sich  aufs 
Aeusserste  an,  um  den  für  Unbemittelte  bestimmten  Anstaltsbau  von  sich 
fern  zu  halten.  Hat  doch  in  der  Stadtverordnetenversammlung  einer  am 
Fusse  des  Gebirges  belegenen  Stadt,  in  deren  Nachbarschaft,  jedoch  eine 
halbe  Stunde  von  dort  entfernt,  eine  Versicherungsanstalt  —  es  handelt  sich, 
wie  ich  bemerken  will,  nicht  um  ein  Unternehmen  der  Hanseatischen  Ver- 
sicherungsanstalt —  eine  Villa  erwarb,  um  dort  auch  an  Lungentuberculose 
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leicht  erkrankte  Personen  zeitweilig  unterzubringen,  eine  ernsthafte  Verhand- 
\nn"  darüber  stattfinden  können,  ob  man  nicht  den  in  der  Nachbarschaft 
jener  Villa  belegenen,  im  Eigenthum  der  Stadt  befindlichen  Wald  niederlegen 
solle,  um  dadurch  die  Benutzbarkeit  der  Villa  zu  dem  angegebenen  Zwecke 
zu  beseitigen. 

„Ich  will  Sie,  meine  Herren!  nicht  behelligen  mit  Mittheilungen  aus 
•dem  reichen  Schatze  von  Erfahrungen,  die  ich  selbst  in  dieser  Beziehung 
gemacht  habe.  Verwundern  wird  man  sich  nicht,  bei  einem  Werke,  das 
dem  Gemeinwohle  dienen  soll,  auf  den  Widerstand  der  Selbstsucht  und  der 
TJnkenntniss  zu  stossen.  Darüber  aber  wird  man  sich  verwundern,  wenn 
Bethätigungen  solcher  Eigenschaften  auch  oft  genug  die  Billigung  und 
Unterstützung  oder  wenigstens  die  wohlwollende  Duldung  staatlicher  Be- 
hörden finden.  Glücklicher  Weise  nicht  immer!  Und  ich  muss  es,  um 
Missverständnissen  vorzubeugen,  ausdrücklich  hervorheben,  dass  dies  bei  den 
Königlich  preussischen  Staatsbehörden  des  Bezirkes  nicht  zutrifft,  inner- 
halb dessen  die  Hanseatische  Versicherungsanstalt  jetzt  ihre  Heilstätte  er- 
baut (wie  sie  dort  denn  auch ,  nachdem  sie  sich  von  der  Art  des  Unter- 
nehmens Kenntniss  verschafft  haben,  mit  den  dortigen  Gemeindebehörden 
erfreulicher  Weise  im  besten  Einvernehmen -befinden).  Aber  es  kennzeichnet 
nichts  besser  die  Stellung,  welche  manche  Staatsbehörden  derartigen  Unter- 
nehmungen gegenüber  einnehmen,  als  dass  in  dem  Bezirke  eines  anderen 
Staates  für  die  Zulassung  der  von  einer  Versicherungsanstalt  geplanten 
Heilstätte  für  lungenkranke  Versicherte,  weil  es  sich  hier  um  eine  nicht- 
gewerbliche  Unternehmung  handelte,  Bedingungen  gestellt  wurden,  deren 
Stellung  gegenüber  einem  gewerbsmässigen  Unternehmen  gleicher  Art 
gesetzlich  unzulässig  war.  Das  gemeinnützige,  von  staatlichen  Or- 
.ganen  —  wenn  auch  nicht  Organen  desselben  Staates  —  beab- 
sichtigte, zur  weiteren  Ausgestaltung  der  Socialpolitik  des 
Deutschen  Reiches  bestimmte  Unternehmen  wurde  mit  Bedin- 
gungen belastet,  die  dem  auf  Erwerb  gerichteten  Unternehmen 
des  Privatmannes  zu  stellen  das  Gesetz  verbietet!  Solchen  Er- 
«cheinungen  gegenüber  kann  es  doch  nicht  für  überflüssig  augesehen  werden, 
•die  Pflicht  der  Organe  der  Deutschen  Staaten  zu  betonen,  Unternehmungen 
der  Art,  wie  sie  hier  zur  Erörterung  stehen,  mögen  sie  von  Communalver- 
bänden,  von  freien  Vereinigungen  oder  von  socialpolitischen  Organisationen 
ausgehen,  zu  fördern  und  bestehende  Hemmnisse  zu  beseitigen,  nicht  aber 
hervorzurufen. 

„Selbstverständlich  ist  es  nöthig,  dass  die  Heilanstalten,  um 
deren  Erbauung  es  sich  handelt,  mit  allen  Vorkehrungen  ver- 
sehen sein  müssen,  um  jede  Gefährdung  Dritter  auszuschliessen. 
Sie  stehen  in  dieser  Beziehung  jeder  anderen  Krankenheilanstalt  gleich  und 
Alles,  was  dort  gefordert  wird,  muss  auch  hier  gefordert  werden,  ins- 
besondere aber  Alles,  was  nöthig  ist,  dass  nicht  die  Verbreitung  der  Tuber- 
■culose  auf  andere,  ausserhalb  der  Heilstätte  befindliche  gesunde  Personen 
zu  befürchten  ist.  Mein  Herr  Mitberichterstatter  wird  sich  über  diesen 
Punkt  eingehender  aussprechen;  ich  begnüge  mich  desshalb,  meiner  Meinung 
dahin  Ausdruck  zu  geben,  dass  das  eine  sehr  schlechte  Lösung  der  gestellten 
Aufgabe  wäre,  bei  der  es  zwar  gelänge,  bei  den  in  der  Heilstätte  behandelten 
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Personen  das  Ziel  der  Heilung  von  der  Krankheit  zu  erreichen,  bei  der  aber 
den  ausserhalb  der  Anstalt  befindlichen  Personen  eine  Gefährdung  ihrer 
Gesundheit  zugefügt  würde. 

„Also  allen  zum  Schutze  der  benachbarten  Bevölkerung  er- 
forderlichen Ansprüchen  muss  eine  Heilstätte  genügen,  möge  sie 
erbaut  werden,  von  wem  sie  wolle,  und,  alle  daraus  sich  ergebenden  Folge- 
rungen hat  Jeder  zu  ziehen,  der  mit  der  Einrichtung  vorgeht.  Weder  ein^ 
gemeinnütziger  Verein  noch  ein  Communalverband  noch  eine  Ver- 
sicherungsanstalt darf  daran  denken,  eine  Minderung  der  zu 
stellenden  Bedingungen  zu  beanspruchen,  sie  müssen  sich  viel- 
mehr, wollen  sie  anders  ihr  Unternehmen  als  ein  Glied  in  den 
Maassnahmen  zur  Bekämpfung  der  Volksseuche  der  Lungen- 
schwindsucht betrachtet  sehen  —  und  das  ist  ja  gerade  der  Ge- 
sichtspunkt, unter  dem  wir  hier  die  Angelegenheit  erörtern!  —  angelegen 
sein  lassen,  auch  den  höchsten  hieraus  sich  ergebenden  Anforde- 
rungen zu  genügen. 

„Unter  dieser  Voraussetzung  aber  ist  es  meines  Erachtens  die  Pflicht 
der  staatlichen  Organe,  und  zwar  nicht  bloss  der  Organe,  zu  deren  unmittel- 
barem Verwaltungsbereiche  die  Angelegenheit  gehört,  sondern  auch  derer^ 
die  in  mittelbarer  Beziehung  dazu  stehen ,  wie  z.  B.  die  Forstverwaltung, 
der  Erbauung  von  Heilstätten  für  Lungenkranke  ihre  wohlwollende  Förde- 
rung zu  gewähren.  Von  grosser  Bedeutung  dafür  ist  es,  dass  auch 
die  Centraibehörden  der  Staaten  diese  Stellungnahme  in  geeig- 
neter Weise  zum  Ausdrucke  bringen,  um  den  ihnen  unterstellten 
Organen,  soweit  es  erforderlich  sein  sollte,  den  Glauben  zu 
nehmen,  als  entspräche  die  Bereitung  von  Hemmnissen  den  An- 
schauungen der  maassgebenden  Stellen. 

„Die  Einengung  des  Herrschaftsgebietes  der  Lungenschwindsucht  und 
die  schliessliche  Ueberwindung  dieses  gefährlichen  Feindes  des  Volkes  — 
ein  Ziel,  dessen  Erreichung  die  unausgesetzten  Anstrengungen  von  Gene- 
rationen erfordern  wird  —  ist  eine  der  grössesten  Aufgaben  der  öffentlichen 
Gesundheitspflege  und  ein  höchst  bedeutungsvoller  Schritt  auf  dem  Wege 
der  Förderung  der  allgemeinen  Volkswohlfahrt.  Der  heutige  Staat,  der 
seine  Aufgaben  erweitert  und  seinem  Wirken,  soweit  es  sich  auf 
die  breiten  Massen  des  Volkes  bezieht,  einen  neuen,  reicheren 
Inhalt  gegeben  hat,  wird  diese  Aufgabe  zu  lösen  wissen;  aber 
dies  wird  nur  dann  der  Fall  sein,  wenn  alle  seine  Organe  sich, 
bewusst  sind,  dass  , es  ihnen  obliegt,  jedes  zu  seinem  Theile  und 
an  seiner  Stelle,  dabei  mitzuarbeiten," 


Es  lauten  die  von  dem  Correferenten,  Herrn  Physicus  Dr.  Hampe^ 
aufgestellten 

Schlusssätze. 

1.  Nachdem  weder  die  Vernichtung  der  specifischen  Krankheitserreger,  noch 
die  Tuberkulinbehaudlung  der  Kranken  eine  nachweisbare  Verminderung 
der  Lungenschwindsucht  herbeigeführt  liaben,  greift  die  öffeutlicbe  Gesund- 
heitspflege auf  die  schon  seit  Jahrzehnten  mit  zweifellosem  Erfolge  geübte 
„hygienisch -diätetische"  Behandlung  der  Kranken  zurück,  welche  um  so 
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sicherer  ist,  wenn  sie  in  besonderen  Anstalten  —  „Sanatorien",  „Heil- 
stätten" —  stattfindet. 

2.  Eine  Einschränkung  der  Lungenschwindsucht  werden  diese  Sanatorien 
jedoch  nur  dann  und  allmählich  bewirken  können,  wenn  sie  in  grösserer 
Zahl  errichtet  und  auch  den  weniger  begüterten  Volksschichten  zugäng- 
lich gemacht  werden. 

3.  Die  Aufgabe,  diese  hochwichtige  humane  und  hygienische  Aufgabe  der 
Lösung  entgegenzuführen ,  ist  durch  unsere  Gesetzgebung  vor  allen  den 
Invaliditäts-  und  Alters -Versicherungs- Anstalten  zu  Theil  geworden;  sie 
haben  das  Recht,  sich  ihrer  kranken  Mitglieder  schon  vor  Eintritt  der 
Invalidität  anzunehmen,  um  diese  durch  eine  zweckmässige  Behandlung 
möglichst  zu  verhüten.  In  dem  Streben,  von  dieser  Berechtigung  Gebrauch 
zu  machen,  werden  sie  zunächst  darauf  hinwirken  müssen,  die  an  Lungen- 
tuberculose  Leidenden  möglichst  früh  in  Obhut  nehmen  und  den  speci- 
fischen  Heilanstalten  zuführen  zu  können,  denn  nur  in  den  ersten  Stadien 
der  Krankheit  gelingt  es,  ohne  allzu  grosse  Opfer  ihren  Stillstand  zu  ver- 
anlassen und  die  Arbeitsfähigkeit  der  Kranken  w^iederherzustellen,  bezw. 
zu  erhalten.  Vor  Allem  aber  werden  bei  dem  gegenwärtigen  Mangel  an. 
Sanatorien  die  Versicherungs -Anstalten  dahin  wirken  müssen,  solche  zu 
gründen  oder  gründen  zu  helfen. 

4.  Die  Sanatorien  für  Lungenkranke  müssen  nach  den  hygienischen  Grund- 
sätzen eingerichtet  und  verwaltet  werden,  welche  in  den  für  Angehörige 
der  begüterten  Bevölkerungskreise  in  Deutschland  bestehenden  Muster- 
anstalten zur  Geltung  gebracht  sind.  Wenn  auch  einfach  ausgestattet, 
müssen  sie  doch  Alles  enthalten ,  was  erfahrungsgemäss  zur  Erreichung 
einer  grösseren  Widerstandsfähigkeit  des  menschlichen  Körpers  gegen  die 
deletären  Einwirkungen  der  Tuberkelbacillen  als  nothwendig  oder  zweck- 
mässig erscheint. 

5.  Die  Sanatorien  dürfen  nicht  ohne  Vorkehrungen  und  Einrichtungen  bleiben, 
welche  nothwendig  sind,  die  specifischen  Krankheits-,  insbesondere  die 
Auswurfs  -  Stoffe  zu  vernichten  und  für  die  Nachbarschaft  unschädlich  zu 
machen. 

6.  Ohne  einen  ständigen,  sachkundigen  Arzt  wird  der  Erfolg  der  Anstalts- 
behandlung stets  ein  zweifelhafter  bleiben.  Ihm  liegt  es  ob,  durch  stete 
persönliche  Einwirkung  den  Muth  der  Kranken  zu  belebea  und  ihnen  die 
für  ihre  Genesung  erforderliche  Lebensweise  so  fest  und  sicher  einzuüben 
und  anzugewöhnen,  dass  sie  dieselbe  auch  in  ihrem  Familienkreise  nach 
ihrer  Heilung  ohne  Zwang  fortsetzen  werden. 

Correferent:  PhysiCllS  San.-Rath  Dl*.  Hampe  (Helmstedt): 
„Geehrte  Anwesende!  Ein  kurzer  Rückblick  auf  die  prophylaktischen 
Maassregeln,  welche  im  Laufe  der  Zeiten  gegen  diese  verheerendste  aller 
Krankheiten  vorgeschlagen  und  versucht  worden  sind,  wird  es  klar  machen, 
dass  unsere  Hoffnung  auf  eine  Einschränkung  der  heimtückischen  Krank- 
heit durch  das  heute  empfohlene  Verfahren  eine  durchaus  berechtigte  ist. 
Wer  eine  Krankheit  verhüten  will,  der  muss  ihr  Wesen  und  ihre  Ursachen 
kennen,  er  muss  im  Stande  sein,  diese  Ursachen  zu  beseitigen  und  unwirk- 
sam zu  machen.  Die  Anschauungen  über  das  Wesen  der  Tuberculose  haben 
sich  aber  bekanntlich  in  den  letzten  Jahrzehnten  sehr  geändert.  So  lange 
man  die  parasitäre  Natur  der  Krankheit  noch  nicht  erkannt  hatte,  musste 
man  wohl  alle  Gewebsveränderungen,  welche  durch  die  Tuberkelbildung 
veranlasst  werden,  lediglich  von  noch  unbekannten  Eigenthümlichkeiten  der 
Gesammtconstitution  ableiten,  welche  theils  durch  Vererbung,  theils  durch 
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die  Einwirkung  ungesunder  und  depoteuzirender  Lebensverhältnisse  und  in 
manchen  Fällen  auch  wohl  durch  Ansteckung  entstanden  waren.  Am  augen- 
scheinlichsten war  für  die  Aerzte  von  jeher  das  familienweise  Auftreten  der 
Tuberculose ;  während  die  eine  Familie  ganz  verschont  blieb,  wurden  in  der 
anderen  sämmtliche  Glieder,  Kinder  und  Kindeskinder,  der  Reihe  nach  hin- 
weggerafft. Gegen  diese  Vererbung  der  Krankheit  oder  Krankheitsanlage 
kann  aber  die  öffentliche  Gesundheitspflege  nichts  thun,  denn  sie  kann  den 
tuberculösen  Personen  das  Heirathen  nicht  verbieten;  auch  die  private 
Hygiene  wird  hier  aus  dem  gleichen  Grunde  nur  wenig  und  selten  etwas 
ausrichten  können.  Einen  grösseren  Erfolg  schien  die  Besserung  insaluberer 
Wohnungs-  und  Lebensverhältnisse  in  den  zahlreichen  Fällen  der  erworbenen 
Tuberculose  zu  versprechen.  Feuchte,  dumpfe,  lichtarme  Wohnungen  konnten 
geändert,  überfüllte  Casernen  und  dunkle,  mit  Gefangenen  vollgestopfte 
Gefängnisse  konnten  zum  Theil  entleert,  stauberfüllte  Fabrikräume  ven- 
tilirt  werden.  Und  in  der  That  hat  die  Assanirung  derartiger  Gebäude, 
sowie  die  Canalisirung  und  Trockenlegung  von  Stadttheilen  und  Städten  in 
statistisch  nachweisbarer  Weise  die  Schwindsuchtssterblichkeit  vermindert. 

„In  starkem  Gegensatze  za  den  Ländern  und  Städten,  in  denen  die 
Tuberculose  eine  häufige  Krankheit  ist,  gab  es  und  giebt  es  noch  andere 
Gegenden,  in  denen  sie  selten  auftritt,  in  denen  sie  fast  unbekannt  ist;  vor 
Allem  ist  hier  das  Höhenklima  als  Schütz  gegen  Lungenschwindsucht  er- 
kannt worden.  Es  ist  das  bleibende  Verdienst  des  Dr.  Brehm  er,  diese 
unbestreitbare  Thatsache  zuerst  als  Grundlage  für  ein  Heilverfahren  ange- 
wandt zu  haben,  welches  künstlich  alle  jene  wesentlichen  Verhältnisse  her- 
zustellen sucht,  die  unter  natürlichem  Vorkommen  in  den  schwindsuchts- 
armen oder  -freien  Gebirgen  das  Auftreten  der  Krankheit  verhindern  und  von 
aussen  zugeführte  Fälle  häufig  zum  Stillstand  und  endlich  zur  Heilung  führen. 
Die  unleugbaren  Erfolge  dieser  hygienisch- diätetischen  Heilmethode  haben 
an  vielen  Orten  die  Errichtung  ähnlicher  Heilanstalten ,  wie  die  Görbers- 
dorfer,  veranlasst.  Aber  alle  diese  Anstalten,  sowie  jene  Curorte,  in  welchen 
die  Kranken  in  freiem  Verkehr  und  in  privater  Pflege  bleiben  können,  sind 
nur  Einzelnen  zugänglich,  nur  Wohlhabende  können  für  ihre  Gesundheit 
so  schwere  Opfer  bringen.  Gegen  die  Einschränkung  der  Lungenschwind- 
sucht bei  den  weniger  bemittelten  Volksschichten,  in  denen  sie  weit  stärker 
haust  und  das  öffentliche  Wohl  viel  tiefer  schädigt,  waren  die  früher  be- 
stehenden Anstalten  völlig  machtlos.  Die  tuberculösen  Kranken  mussten 
in  ihren  Wohnungen  bleiben,  bis  sie  nach  jahrelangem  Siechthum  endlich 
durch  den  Tod  erlöst  wurden. 

„In  dieses  hoffnungslose  Dunkel  fiel  die  Entdeckung  des  Tuberkel- 
bacillus,  den  zahllose  Beobachtungen  und  Versuche  als  die  eigentliche 
specifische  Ursache  tuberculöser  Affectionen  bei  Menschen  und  Thieren 
erkennen  liessen.  So  hoch  nun  auch  der  Werth  dieser  Entdeckung  für  die 
Wissenschaft  zu  schätzen  ist,  so  gering  ist  vorläufig  wenigstens  ihre  prak- 
tische Bedeutung.  Es  darf  als  sicher  angenommen  werden,  dass  der  Tuberkel- 
bacillus  von  Mensch  zu  Mensch  fast  ausschliesslich  durch  den  verstäubten 
Auswurf  der  Schwindsüchtigen  übertragen  wird;  gegen  diesen  Modus  der 
Uebertragung  sind  die  übrigen  Quellen  und  Transportwege  desselben, 
namentlich  die  directe  Berührung  von  Mund  zu  Mund,  oder  der  Gebrauch 
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•des  von  den  Kranken  benutzten  Ess-  und  Trinkgeschirres  von  sehr  ge- 
ringer Bedeutung.  Der  Auswui'f  kann  aber  nur  dann  in  Staub  verwandelt 
werden ,  wenn  er  zuvor  vollständig  eintrocknet  und  der  Zimmerluft  bei- 
gemengt wird.  Diese  Eintrocknung  einer  so  ungemein  zähen  und  hygro- 
skopischen Substanz  gelingt  nur  sehr  schwer;  ihre  Verstäubung  ist  nur 
•dann  möglich,  wenn  die  Fasern  der  Taschentücher,  Bettdecken,  Tep- 
piche u.  s.  w. ,  an  welche  ein  tuberkelbacillushaltiges  Sputum  zufälliger 
Weise  gelangt  ist,  zugleich  zerrieben  und  zerstäubt  werden.  Solcher  Ver- 
unreinigung der  Zimmerluft  kann  der  Theorie  nach  ja  allerdings  unschwer 
vorgebeugt  werden,  man  sammelt  den  Auswurf  der  Kranken  soviel  als  mög- 
lich in  Speigefässen  und  sorgt  dafür,  dass  er  aus  dem  Hause  entfernt  und 
Tinschädlich  gemacht  wird,  man  wechselt  häufig  die  Bett-  und  Leibwäsche 
der  Kranken  und  lässt  sie  zugleich  mit  den  im  Zimmer  vorhandenen  Tep- 
pichen und  Decken  desinficiren,  man  lässt  täglich  die  Möbeln  und  den  Fuss- 
hoden der  Krankenzimmer  mit  feuchten  Tüchern  gründlich  abreiben  und 
erneuert  die  Zimmerluft  ausgiebig  durch  Oeffnen  der  Fenster  u.  s.  w. 

„Durch  diese  Maassregeln  wird  man  allerdings  die  Luft  der  Zimmer 
staubfrei  erhalten  können  und  dadurch  die  Gefahr  der  Ansteckung  ver- 
meiden. Aber  alle  diese  in  die  innere  Hauswirthschaft  eindringenden  Mani- 
pulationen können  nur  in  wohl  geordneten  Krankenhäusern  durchgeführt 
■werden;  es  wird  oft  schwer  halten,  sie  in  den  Wohnungen  der  an  Eeinlich- 
keit  und  Lüftung  schon  gewöhnten,  sogenannten  besseren  Stände  vollständig 
einzubürgern,  aber  es  ist  unmöglich,  sie  in  den  breiten  Schichten  unseres 
Volkes  zur  Haussitte  zu  machen.  Und  zu  einem  sanitätspolizeilichen  Zwange 
wird  man  um  so  weniger  rathen  können,  weil  die  regelmässige  Ausführung 
der  geforderten  Maassregeln  nicht  zu  controliren  ist.  Und  nur  diese  könnte 
-der  unerschöpflichen  und  massenhaften  Production  von  Tubei-kelbacillen  in 
den  Lungen  der  Phtisiker  gegenüber  von  einigem  Werth  sein,  wenn  es  sich 
um  eine  Einschränkung  der  Tuberculose  durch  Vernichtung  ihres  Krank- 
heitserregers handelt. 

„Inzwischen  ist  es  auch  bekanntlich  versucht  worden,  die  Tuberculose 
•durch  specifische  Mittel  zu  behandeln;  man  hoffte,  auf  diesem  Wege  die 
Krankheit  allmählich  ausrotten  zu  können.  Leider  ist  diese  Hofi"nung  nicht 
in  Erfüllung  gegangen.  Und  ob  die  jüngst  von  Italien  aus  empfohlene 
■Serumbehandlung  nicht  demselben  Schicksal  verfallen  wird,  müssen  wir 
abwarten. 

„Bei  dieser  Sachlage  musste  man  wohl  auf  die  in  ihren  Erfolgen  sicher 
gestellte  hygienisch-diätetische  Heilmethode  der  Schwindsucht  zurück- 
kommen. Für  diese  hat  sich  auch  der  Deutsche  Verein  für  öffentliche  Gesund- 
heitspflege in  seiner  Jahresversammlung  zu  Leipzig  entschieden;  derselbe 
-empfahl  es  dringend  seinen  Mitgliedern,  Vereine  zu  bilden,  welche  die  Er- 
richtung von  Sanatorien  für  unbemittelte  Lungenkranke  nach 
Kräften  anregen  und  fördern  sollten.  In  der  langen  und  eingehenden  Dis- 
cussion  wurde  damals  klargestellt,  dass  es  unthunlich  sei,  die  zahlreich  vor- 
handenen Tuberculosen  den  allgemeinen  Krankenhäusern  zuzuweisen,  weil  sie 
wegen  der  anderweitig  dringenden  Geschäfte  der  Aerzte  und  des  Pflege- 
personales Gefahr  laufen  würden,  in  ihrem  langsamen  Genesungsprocesse 
weniger  beachtet  und  gefördert  zu  werden,  als  solches  im  öffentlichen  Inter- 
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esse  nothwendig  sei.  Man  gedachte  damals  aiich  der  Luftcurorte,  in  denen 
die  Lungenkranken  die  Privatpflege  aufzusuchen  pflegen,  und  war  der  An- 
sicht, dass  diese  nur  den  Wohlhabenden  erreichbar  sind  und  mit  Nutzen 
nur  von  denen  gebraucht  werden  können,  welche  Einsicht  und  Charakter- 
stärke genug  besitzen,  um  nach  ärztlicher  Vorschrift  ohne  ständige  Ueber- 
wachung  zu  leben,  und  glaubte,  dass  gerade  die  Unbemittelten  und  weniger 
Gebildeten  den  vielleicht  hier  und  dort  lästigen  Anstaltszwang  nicht  ent- 
behren könnten,  weil  sie  sonst  leicht  Thorheiten  begehen  würden,  welche 
den  in  Monaten  erreichten  Curerfolg  oft  in  wenigen  Augenblicken  wieder 
zerstören  würden.  Andererseits  konnte  damals  über  eine  segensreiche  Wirk- 
samkeit der  allerdings  wenigen  Sanatorien  berichtet  werden ,  welche  durch 
freiwillige  Beiträge  entstanden  waren  und  doch  wegen  unzureichender  Mittel 
nur  eine  kümmerliche  Existenz  fristen  konnten.  Die  Einschränkung  der 
Tuberculose  stellt  sich  daher  immer  mehr  als  eine  Geldfrage  heraus. 

„Diese  Schwierigkeit  zu  beseitigen,  oder  doch  nach  Kräften  zu  vermin- 
dern, hat  sich  heute  der  geehrte  Vorstand  der  Hanseatischen  Invaliditäts- 
und Altersversicherungsanstalt  bereit  erklärt.  Die  genannten  Anstalten 
haben  nach  §.12  des  betr.  Reichsgesetzes  das  Recht,  die  Fürsorge  für  ihre 
kranken  Mitglieder  schon  zu  einer  Zeit  zu  übernehmen,  in  welcher  zu- 
nächst nur  die  Krankenkassen  verpflichtet  sind,  die  gesetzlich  festgesetzte 
Hülfe  zu  leisten,  wenn  nämlich  eine  Krankheit  vorliegt,  welche  eine  länger 
dauernde  Invalidität  des  Kranken  und  damit  eine  Belastung  der  Versiche- 
rungsanstalt befürchten  lässt,  die  jedoch  durch  eine  zweckmässigere  Be- 
handlung der  Kranken,  als  sie  die  Krankenkassen  gemeiniglich  leisten 
können,  mit  Wahrscheinlichkeit  vermieden  werden  kann.  Von  diesem  Stand- 
punkte aus  können  die  Versicherungsanstalten,  wenn  sie  sich  der  noch  heil- 
baren Lungenkranken  annehmen,  eine  ebenso  humane,  wie  hygienisch  be- 
deutungsvolle Aufgabe  zur  Lösung  bringen.  Die  Zahl  ihrer  Mitglieder  ist 
eine  sehr  grosse,  mehr,  als  besser  situirte  Volksschichten,  werden  diese  von 
der  Tuberculose  heimgesucht,  sie  besitzen  auch  nicht  die  Mittel,  selbst  mit 
dem  Beistande,  welchen  ihnen  die  Krankenkassen,  denen  sie  vielfach  an- 
gehören, gewähren  können,  die  schleichende  Krankheit  zum  Stillstand  zu 
bringen,  und  ihre  Erwerbsfähigkeit,  auf  welcher  die  ganze  wirthschaftliche 
Existenz  ihrer  Familie  beruht,  zu  retten. 

„Es  ist  ein  schöner  Gedanke,  einem  solchen  Uebel  Einhalt  gebieten  zu 
können !  Hofi"en  wir,  dass  die  heutige  Versammlung  den  Versicherungsanstalten 
den  richtigen  Weg  zeigen  wird,  auf  welchem  sie  die  ihnen  gesetzlich  zustehende 
Aufgabe  am  besten  ihrer  Lösung  entgegen  führen  können.  Das  wird  um  so 
eher  gelingen,  wenn  die  genannten  Anstalten  ihre  Fürsorge  zunächst  den- 
jenigen versicherten  Personen  zuwenden,  welche  zugleich  Mitglieder  von 
Krankenkassen,  und  als  solche  mehr  und  leichter  der  ärztlichen  Beobach- 
tung und  Behandlung  zugänglich  sind,  als  die  nicht  Versicherten.  Es  sind 
dieses  vorwiegend  die  männlichen  Arbeiter,  von  deren  Gesundheit  und 
Erwerbsfähigkeit  das  Wohl  ihrer  Familien  ungleich  mehr  abhängt,  als  von 
den  Arbeiterinnen,  welche  vielfach  nur  auf  Nebenverdienste  angewiesen  sind. 
Ihre  Zugehörigkeit  zu  den  Krankenkassen  lässt  es  erreichbar  erscheinen, 
dass  mit  der  Zeit  schon  die  beginnende  Tuberculose  erkannt  und  der 
Fürsorge  der  Versicherungsanstalten  überwiesen  wird.    Von  dieser  früh- 
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zeitigen  Behandlung   der  Kranken  hängt   aber  bekanntlich  der  ganze 
Erfolg  ab,  den  wohlmeinende  Absichten  so  sehnlichst  wünschen.   Hat  die 
Tuberculose  in  den  Lungen  schon  grössere  Zerstörungen  gemacht,  so  ist  die 
"Wahrscheinlichkeit,  sie  zum  zeitweiligen  Stillstand  zu  bringen,  und  die 
Arbeitsfähigkeit  der  Kranken  wiederherzustellen,  ganz  erheblich  geringer, 
und  erfordert  eine  viel  längere  Zeit  und  unverhältnissmässig  grössere  Geld- 
opfer, als  die  sachgemässe  Behandlung  frischer  Krankheitsfälle.    Die  Natur 
der  Krankheit,  welche  in  den  meisten  Fällen  schleichend  und  wenig  bemerk- 
bar auftritt,  macht  es  ohnehin  schon  schwierig,  dass  sie  frühzeitig  zur  ärzt- 
lichen Behandlung  gebracht  wird.   Acute  Krankheiten,  welche  unter  auf- 
fallenden Erscheinungen,  einem  Fieberanfalle,  Schmerzen  irgend  welcher 
Art,  Erbrechen  oder  Durchfällen,  Bluthusten  u.  dergl.  beginnen,  treiben  er- 
fahrungsgemäss  den  Kranken  sofort  dazu,  ärztliche  Hülfe  in  Anspruch  zu 
nehmen;  die  Störungen,  welche,  vernachlässigt,  zu  Lungentuberculose  und 
Schwindsucht  führen,  beginnen  aber  meistentheils  so  allmählich,  dass  sie 
von  den  Kranken  nicht  beachtet  werden.   In  ihren  Blüthenjahren  stellt  sich 
gelegentlich  und  ohne  nachweisbare  Veranlassung  ein  Hustenreiz  ein,  der 
zwar  ziemlich  hartnäckig  ist,  aber  keine  Schmerzen  macht  und  keinen  Aus- 
wurf zu  Tage  fördert;  der  Husten  erschwert  auch  anfangs  das  Athmen 
wenig  oder  gar  nicht  und  behindert  keineswegs  die  Arbeitsfähigkeit.  Ganz 
allmählich  erst  fängt  das  Allgemeinbefinden  zu  leiden  an:  bei  der  Arbeit 
tritt  leicht  Ermüdung  ein,   alle  Körperbewegungen  geschehen  langsamer; 
a,uch  der  sonst  gute  Appetit  beginnt  nachzulassen.  Selbst  wenn  gegen  Abend 
sich  leichtes  Fieber  zeigt  und  gegen  Morgen  erst  einzeln,  dann  allmählich 
tägliche  Schweisse  auftreten,  haben  die  Kranken  noch  keine  Ahnung  davon, 
dass  sich  bei  ihnen  eine  schleichende  Krankheit  entwickelt;  sie  fühlen  kein 
Bedürfniss,  um  eines  geringfügigen  Hustens  Willen  zum  Arzt  zu  gehen. 
Werden  sie  dennoch  vielleicht  von  den  besorgten  Angehörigen  hierzu  ver- 
anlasst, so  kommen  sie  in  die  ärztliche  Sprechstunde,  vielleicht  zugleich  mit 
einer  grösseren  Zahl  anderer  Kranker,  sie  begehren,  ohne  sonst  weiter  be- 
sorgt zu  sein,  ein  Lösungsmittel  für  ihren  Husten;  das  wird  ihnen  ver- 
schrieben, ohne  dass  vorher  eine  genaue  Untersuchung  der  Lungen  statt- 
gefunden hätte ;  die  Arznei  hilft  auch  etwas ,  aber  über  kurz  oder  lang 
erscheint  der  Husten  wieder,  wie  früher,  und  veranlasst  die  Kranken,  noch 
■einmal  zu.m  Arzt  zu  gehen.  Erst  jetzt  werden  vielleicht  die  Lungen  genauer 
untersucht  und  eine  beginnende  Tuberculose  constatirt.    Inzwischen  sind 
bereits  Wochen  ungenützt  verflossen,  jede  Our  der  Krankheit  dauert  länger 
und  wird  kostspieliger,  ihr  Erfolg  auf  dauernde  Wiederherstellung  der  Arbeits- 
fähigkeit immer  zweifelhafter. 

„Diesen  Uebelständen  müssen  die  Versicherungsanstalten  nach  Kräften 
entgegen  zu  wirken  suchen;  den  Vorständen  der  Krankenkassen  muss  es 
zum  Bewusstsein  gebracht  werden,  dass  sie  nicht  allein  die  Aufgabe  haben, 
die  finanzielle  Ordnung  ihrer  Kasse  zu  überwachen,  sondern,  dass  sie  auch 
durch  die  Arbeitgeber  und  Aufseher  die  wirthschaftlichen  und  ethischen 
Ziele,  welche  das  Gesetz  erstrebt,  fördern  müssen,  dass  sie  nicht  allein 
auf  die  Arbeitsleistung  und  deren  Nutzen,  sondern  auch  auf  das  persön- 
liche Wohlergehen  der  Arbeiter  zu  achten  haben  und  über  sie  eine  Für- 
sorge üben  sollen,  für  welche  dem  Arbeiter  wegen  seiner  beschränkten 
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Einsicht  nur  zu  oft  das  richtige  Verständniss  fehlt.  Vor  Allem  müssen 
sich  die  Kassenärzte  daran  erinnern,  dass  sie  als  Träger  eines  humanen 
Berufes  verpflichtet  sind,  auch  den  Kassenmitgliedern  gegenüber  gewissen- 
haft und  selbstverleugnend  zu  sein,  dass  sie  mehr  als  Andere  berufen  sind, 
eine  heimtückische  und  das  Gemeinwohl  so  tief  schädigende  Krankheit 
frühzeitig  erkennen  und  in  ihrer  Entwickelung  aufhalten  zu  können.  Eine 
frühzeitige  üeberweisung  der  Lungenkranken  an  die  Versicherungsanstalten 
wird  Vielen  die  verlorene  Erwerbsfähigkeit  wiedergeben,  sie  wird  die  Ent- 
wickelung schwerer  Formen  verhüten  und  dadurch  ebenso  wohl  dem  Kranken,, 
wie  seiner  nächsten  Umgebung  zum  Segen  gereichen. 

„Durch  einen  solchen  Erfolg  werden  aber  auch  Corporationen,  Ge- 
meindebehörden angetrieben,  sich  frühzeitig  derjenigen  unbemittelten  Lungen- 
kranken anzunehmen,  welche  einer  Krankenkasse  nicht  angehören;  auch 
ihnen  wird  es  immer  klarer  werden,  dass  die  Errichtung  von  Sanatorien  für 
Tuberculöse  eine  unabweisbare  Nothwendigkeit  ist,  denn  die  geringe  Zahl 
der  bis  jetzt  vorhandenen  Anstalten  reicht  bei  Weitem  nicht  aus,  die  grosse 
Menge  der  noch  besserungsfähigen  Lungenkranken  aufzunehmen. 

„Man  hat  nun  wohl  gemeint,  dass  nicht  alle  Versicherungsanstalten 
in  der  glücklichen  Lage  wären,  den  Bau  der  Sanatorien  aus  eigenen  Mit- 
teln zu  unternehmen.  Wenn  das  wahr  wäre,  müsste  man  fast  vermuthen, 
dass  die  nach  dem  Reichsgesetze  zu  zahlenden  Beiträge  nicht  überall  mit 
gleicher  Strenge  eingefordert  würden ,  denn  weder  die  Verwaltungskosten, 
noch  die  ausgezahlten  Invaliditäts-  und  Altersrenten  können  sich  so  hoch 
belaufen,  dass  den  Versicherungsanstalten  die  Mittel  zur  Errichtung  eigener 
Sanatorien  fehlen  sollten.  Wo  solches  aber  trotz  ausgeübter  Controle  dauernd 
der  Fall  ist,  können  immerhin  namhafte  Beihülfen  zu  einem  Unternehmen 
geleistet  werden,  dessen  Erfolge  unzweifelhaft  den  Versicherungsanstalten 
zum  dauernden  Nutzen  gereichen  müssen. 

„Wo  aber  sollen  die  Sanatorien  errichtet  werden?  Für 
alle  Krankenheilung  gilt  noch  immer  das  alte  Motto:  tuto,  cito  et  jucunde. 
Diese  Forderungen  sind  am  leichtesten  zu  erfüllen,  wo  die  von  menschlicher 
Mitwirkung  unabhängigen  klimatischen  Verhältnisse  die  Heilung  begünstigen. 
Es  ist  das  unstreitig  das  Bergklima.  Die  leichte  und  dünne  Luft  erleichtert 
das  Athmen,  unbewusst  dehnt  sich  dort  der  Brustkasten  ergiebiger  aus,  die 
Luft  dringt  vollständiger  in  die  Athmungswege  ein,  als  in  der  Ebene  und 
erreicht  bald  auch  jene  Lungenpartieen,  welche  von  Haus  aus  in  ihrer  Ent- 
wickelung zurückgeblieben,  oder  durch  den  Krankheitsprocess  wieder  ge- 
schwächt sind.  Diese  Erleichterung  des  Athmens  kommt  selbst  denjenigen 
Kranken  zu  Gute,  welche  andauernd,  oder  doch  zeitweise  ihre  Freiluftcur 
in  liegender  Stellung,  oder  sitzend  durchmachen  müssen,  sie  begünstigt  aber 
zugleich  die  nothwendige  Hebung  und  Stärkung  der  Athmungs-  und  Cir- 
culationsorgane  beim  Gehen  in  einer  so  auffälligen  Weise,  wie  solches  in  der 
Ebene  kaum  möglich  erscheint.  Und  auf  diese  Stärkung  der  physiologischen 
Function  der  genannten  Apparate  hat  es  doch  die  hygienisch- diätetische 
Heilmethode  in  erster  Reihe  abgesehen.  Selbstverständlich  soll  die  ein- 
geathmete  Luft  rein  und  staubfrei  sein ;  auch  diese  Forderung  ist  in  den 
dünn  bevölkerten  Gebirgen  leicht  zu  erfüllen.  Dagegen  ist  die  in  den  Bergen 
stärkere  Wärmeabgabe  und  Wasserverdunstung  des  Organismus,  welche  so 
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wesentlich  zur  Verstärkung  des  Stoflfwechsels  beiträgt,  in  der  Ebene  nur 
künstlich  herzustellen.  Der  Wiederersatz  verbrauchter  Stoffe  durch  eine 
zweckmässige  und  reichliche  Ernährung  ist  überall  leicht  zu  beschafien^ 
dagegen  dürfte  die  Kräftigung  des  Nervensytsems,  namentlich  der  Wärme- 
regulatoren,  schon  durch  die  Abkühlung  der  Morgen-  und  Abendtemperatui- 
in  den  Bergen  in  einer  "Weise  begünstigt  werden,  wie  sie  in  der  Ebene  kaum 
erreichbar  ist.  Den  Gesammteffect  des  Höhenklimas  sehen  wir  vielleicht  in 
dem  jüngst  von  Ladendorf  in  Andreasberg  nachgewiesenen  schnellen  Ab- 
sterben der  Tuberkelbacillen  in  dem  Auswurfe  der  Kranken  selbst,  einer 
Thatsache,  welche  ebenso  wohl  für  die  Heilung  des  Krankheitsprocesses,  wie 
für  die  Ausbreitung  des  specifischen  Krankheitskeimes  auf  die  nächste  Um- 
gebung von  nicht  zu  unterschätzender  Bedeutung  sein  muss.  So  wenig 
daher  bestritten  werden  kann,  dass  auch  Sanatorien  in  der  Ebene,  wenn  sie 
sonst  eine  günstige  Lage  und  zweckmässige  Einrichtung  haben,  den  tuber- 
culösen  Krankheitsprocess  zum  Stillstand  bringen  können,  ebenso  sehr 
müssen  wir  es  festhalten,  dass  der  Curerfolg  in  dem  Gebirgsklima  leichter^ 
schneller  und  vollständiger  zu  erreichen  ist.  Allerdings  muss  bei  der  Wahl 
des  Bauplatzes  auch  berücksichtigt  werden,  ob  derselbe  auch  durch  vor- 
handene Verkehrswege  einigermaassen  begünstigt  wird,  ob  die  Baumaterialien 
mit  nicht  allzu  grossen  Kosten  herbeigeschafft  werden  können,  und  ob  die 
Kranken  ohne  grösseren  Aufwand  ihrer  Körperkräfte  die  Anstalt  erreichen 
können. 

„Ein  Sanatorium  für  Lungenkranke  muss  unbedingt  eine,  sei  es  durch 
Berge,  sei  es  durch  Wälder  geschützte  Lage  haben;  erfahrungsgemäss 
müssen  vorzugsweise  die  Nordwest-  und  Nordostwinde  abgehalten  werden. 
Einen  trockenen  Baugrund  muss  die  Hygiene  für  alle  Wohnhäuser  fordern, 
nicht  nur  für  Krankenhäuser  und  Heilanstalten.  Besondere  Rücksichten  ver- 
langt die  Beschaffung  des  Wassers;  dasselbe  muss  rein  und  in  reichlicher 
Menge  vorhanden  sein.  Das  Anstaltsterrain  muss  weit  grösser  sein,  als  für 
gewöhnliche  Krankenhäuser.  Die  Kranken  sollen  sich  möglichst  viel  in  freier 
Luft  aufhalten  und  bewegen  können;  die  Spaziergänge,  müssen  aber  con- 
trolirbar  sein;  ohne  ärztliche  Ueberwachung  können  von  den  Kranken  leicht 
unvorsichtige  Handlungen  begangen  werden ,  welche  eine  im  Laufe  von 
Wochen  erzielte  Besserung  sofort  wieder  vernichten.  Einem  derartigen 
Uebelstande  kann  selbst  durch  die  Anlage  schon  einigermaassen  vorgebeugt 
werden;  eine  ausreichende  Zahl  von  Ruhebänken  an  geschützter  Stelle  müssen 
den  Spaziergängern  die  Möglichkeit  gewähren,  bei  eintretender  Ermüdung 
sich  dort  niederlassen  zu  können. 

„Von  grosser  Bedeutung  erscheint  auch  die  Anlage  von  Spazier- 
wegen auf  einem  ansteigenden  Terrain.  So  werthvoll  diese  für 
die  Uebung  und  Stärkung  der  Athmungsorgane  und  des  Herzens  werden 
können,  so  gefährlich  sind  sie  auch  namentlich  für  Lungenkranke,  wenn 
ihre  Richtung  von  der  Anstalt  aus  bergab  und  nicht  bergauf  gewählt  wird. 
Die  Anstrengung  der  Lungen  und  des  Herzens  ist  beim  Aufsteigen  eine 
viel  grössere,  als  beim  Absteigen,  sie  sollte  daher  von  den  Kranken  nur 
gefordert  werden,  wenn  diese  noch  bei  frischen  Kräften  sind.  Ermüdete 
Kranke  können  leicht,  wenn  sie,  um  die  Anstalt  zu  erreichen,  eine  mehr 
oder  weniger  grosse  Strecke  bergan  steigen  müssen,  sich  übermässig  an- 
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strengen  und  Lungenblutungen  bekommen,  welche  den  Curerfolg  erfahrungs- 
gemäss  verzögern  und  erschweren  müssen.  Es  ist  auch  höchst  wünschens- 
werth,  dass  diese  „Terraincuren"  zur  Kräftigung  der  Athmungs-  und  Cir- 
culatioDsorgane  auf  dem  eigenen  Grund  und  Boden  der  Anstalt  stattfinden; 
sie  können  dann  besser  von  dem  Arzte  überwacht  und  dem  Kräftezustande 
des  einzelneu  Kranken  angepasst  werden.  Ausserdem  verlangt  es  die  jetzt 
so  verbreitete  Gespensterfurcht  vor  der  Ansteckung,  welche  von  Phtisischen 
ausgehen  soll,  dass  die  Kranken  das  Anstaltsterrain  möglichst  wenig  ver- 
lassen. Desswegen  wird  es  sich  auch  sehr  empfehlen,  mit  dem  Sanatorium 
einen  landwirthschaftlichen  Betrieb  zu  verbinden,  in  welchem  die  Kranken 
selbst  die  erforderliche  Arbeit  verrichten  und  dabei  eine  ihren  Kräften,  Ge- 
wohnheiten und  Neigungen  zusagende  Beschäftigung  finden.  Dadurch  wird 
zugleich  die  Unterhaltung  der  Heilanstalt  erheblich  billiger;  es  wird  auch 
die  Gelegenheit  gegeben,  die  so  sehr  gefürchteten  Abfalls-  und  Auswurfs- 
stoffe derartiger  Anstalten  resp.  ihrer  Insassen  in  unschädlicher  Weise  zu 
verwenden  und  zu  vernichten. 

„Für  die  Anlage  der  Sanatorien  selbst  besitzen  wir  bereits  Muster- 
anstalten, deren  Einrichtungen  je  nach  Wahl  der  Oertlichkeit  nachgeahmt 
werden  müssen;  allerdings  mit  der  Vorsicht,  dass  alle  Luxuseinrichtungen 
fernbleiben  müssen.  Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  die  hygienischen  Anforde- 
rungen, welche  wir  an  ein  Krankenhaus  resp.  an  eine  Heilanstalt  für  un- 
bemittelte Lungenkranke  stellen  müssen,  der  Reihe  nach  bis  ins  Einzelne 
zu  besprechen;  es  wird  genügen,  hier  noch  einmal  an  ihre  Haupterforder- 
nisse zu  erinnern.  Die  Kranken  sollen  fortwährend  in  reiner  Luft  leben; 
dazu  gehören  grosse,  helle,  leicht  ventilirbare  Räume.  Soviel  als  mög- 
lich muss  der  Grundsatz  durchgeführt  werden,. dass  das  Tageszimmer,  in 
welchem  gegessen  etc.  werden  soll,  für  den  gemeinschaftlichen  Gebrauch 
der  Kranken  bestimmt  und  eingerichtet  wird,  wogegen  in  den  Schlafzimmern, 
je  nach  ihrer  Grösse,  höchstens  zwei  bis  vier  Betten  sein  sollen.  Eine  aus- 
reichende Ventilation  wird  durch  Vorkehrungen  an  den  Fenstern  selbst  zu 
erreichen  sein.  Da  die  Kranken  sich  soviel  als  möglich  in  freier  Luft  auf- 
halten müssen,  bedarf  ein  Sanatorium  auch  einer  grösseren  Zahl  von  zweck- 
mässig eingerichteten  Veranden,  auf  denen  die  Kranken  bei  ungünstiger 
Witterung  nach  Vorschrift  des  Arztes  sitzend  oder  liegend  verweilen  können. 
Diese  Veranden  müssen  nach  Süden  oder  Südosten  offen  sein.  Auch  Wandel- 
gänge, welche  einen  genügenden  Zutritt  reiner  atmosphärischer  Luft  ermög- 
lichen, müssen  an  Regeutagen  die  zur  Genesung  erforderliche  Körperbewegung 
gestatten.  Alle  diese  Einrichtungen  sollen  einfach,  wie  das  ganze  Mobiliar 
der  Wohn-  und  Schlafzimmer  sein,  sie  sollen  abwaschbar  und  leicht  zu 
reinigen  sein. 

„Die  wichtige  Rolle,  welche  das  Hautorgan  bei  der  Wärmeabgabe  und 
der  Wasserverdunstung  unsei'es  Körpers  spielt,  fordert  eine  Reihe  von 
Einrichtungen,  welche  zu  seiner  Pflege  und  Stärkung  dienen;  für  sach- 
gemässe  Abreibungen,  Wannenbäder  und  Douchen  mit  verschieden 
hoch  oder  niedrig  temperirtem  Wasser  müssen  daher  die  erforderlichen 
Zimmer,  Wannen  und  Apparate,  sowie  ein  zuverlässiges,  geschultes  Dienst- 
personal beschafft  werden. 

„Dem  grösseren  Stoffverbrauche ,  welchen  die  hygienisch -diätetische 
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Heilmethode  mit  sich  bringt,  muss  eine  geregelte  Zufuhr  von  Nähr- 
stoffen entsprechen,  welche  die  Aufgabe  haben,  die  künstlich  und  ab- 
sichtlich herbeigeführten  Verluste  nicht  nur  zu  decken,  sondern  unter  regel- 
mässiger Controle  der  Wage  überreichlich  zu  ersetzen.  Für  die  hier  in 
Frage  kommenden  Kranken,  welche  ja  an  eine  einfache  und  oft  wenig  zweck- 
mässige Nahrung  gewöhnt  sind,  bedarf  es  hierzu  keineswegs  einer  kost- 
spieligen Luxusdiät,  die  Erfahrung  lehrt  vielmehr,  dass  bei  ihnen  eine 
geregelte  Zufuhr  von  einfachen,  billigen,  aber  in  zweckmässiger  Abwechse- 
lung gereichten  Nahrungsmitteln  viel  schnellere  und  grössere  Resultate  giebt, 
als  die  Auffütterung  von  Kranken,  welche  früher  an  eine  mehr  luxuriöse 
Lebensweise  gewöhnt  waren. 

„Es  ist  selbstverständlich,  dass  die  Besserung  respective  Heilung  der 
Lungenkranken  nicht  auf  Kosten  der  gesunden  Umgebung  erstrebt  und 
erzielt  werden  darf;  es  muss  dafür  gesorgt  werden,  dass  alle  von  den 
Kranken  ausgeschiedenen  Kraukheitskeime  sorgfältig  vernichtet  und 
unschädlich  gemacht  werden  können.  Wie  schon  früher  erwähnt  wurde, 
handelt  es  sich  hierbei  ausschliesslich  um  die  Zerstörung  des  tubercnlösen 
Auswurfes,  sowie  um  die  Vernichtung  derjenigen  Keime,  welche  etwa  an 
gebrauchtes  Ess-  und  Trinkgeschirr,  an  benutzte  Leib-  und  Rettwäsche 
gelangt  sind.  Dazu  bedürfen  die  Sanatorien  eines  Desinfectionsapparates. 
Für  die  ebenso  nothwendige  Reseitigung  der  Abfalls-  und  Auswurfs- 
stoffe, sowie  der  wirthschaftlichen  Ab-  und  Spülwässer  müssen  Anstalten, 
welche  ausschliesslich  ansteckende  Kranke  verpflegen,  noch  gewissenhafter 
sorgen,  als  andere  Institute,  welche  nur  eine  grössere  Zahl  gesunder 
Personen  in  ihren  Räumen  zusammen  halten.  Hier  entscheidet  nicht  nur 
die  wirkliche  Gefahr  für  die  Nachbarschaft,  welche  aus  der  Verunreini- 
gung der  Wasserläufe  entstehen  könnte,  sondern  auch  die  leider  sehr  ver- 
breitete Furcht  vor  Ansteckung  und  der  bei  Vielen  vorhandene  Ekel  vor 
den  Ausscheidungen ,  welche  gerade  kranke  Personen  liefern.  Selbstver- 
ständlich kann  diese  unschädliche  Reseitigung  der  Abfalls-  und  Auswurfs- 
stoffe nicht  überall  auf  demselben  Wege  geschehen.  Wo  ein  landwirthschaft- 
licher  Retrieb  mit  einer  Heilanstalt  verbunden  ist,  wird  es  leichter  sein, 
Verunreinigungen  und  Schädigungen  der  Nachbarschaft  zu  verhüten,  als 
dort,  wo  dieser  fehlt.  Wie  daher  die  Abfallsstoffe  am  besten  beseitigt  werden 
können,  muss  jede  einzelne  Anlage  bestimmen. 

„Rei  weitem  der  wichtigste  Punkt,  von  welchem  der  ganze  Erfolg  der 
Rehandlung  abhängt,  ist  die  Verwaltung  des  Sanatoriums  und  in 
derselben  die  Wahl  und  Stellung  des  Arztes.  Es  ist  unbedingt  nothwendig, 
dass  eine  jede  Heilanstalt  für  unbemittelte  Lungenkranke  einen  eigenen 
Arzt  hat,  welcher  in  der  Anstalt  selbst  wohnt,  in  jedem  Augenblicke  zu 
erreichen  ist  und  im  ständigen  persönlichen  Verkehr  mit  seinen  Pfleglingen 
bleibt.  Die  Kranken  sollen  eine  ihren  körperlichen  Verhältnissen  ent- 
sprechende gesunde  Lebensweise  führen,  sie  sollen  ihre  Lunge  und  ihr 
Herz  allmählich  stärken,  sollen  durch  eine  ihnen  zusagende  und  zweck- 
mässige Kost  ihre  Ernährung  und  Rlutbildung  fördern  und  den  ganzen 
Körper  gegen  die  Krankheit  widerstandsfähiger  machen.  Dabei  liegen  sie 
nicht,  wie  schwer  Erkrankte,  in  Retten  und  werden  hier  von  Pflegern  oder 
Pflegerinnen  überwacht  und  besorgt;  sie  müssen  sich  vielmehr  möglichst  in 
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freier  Luft  auflialten  und  je  nach  ihren  Kräften  sich  bewegen;  sie  geniessen 
damit  eine  viel  grössere  Freiheit,  als  Kranke  in  den  allgemeinen  Kranken- 
häusern. Aber  gerade  diese  für  ihre  Genesung  so  nothweudige  Freiheit  in 
ihren  Bewegungen  und  Handlungen  kann  durch  Unverstand  und  Leichtsinn 
nur  zu  leicht  missbraucht  werden  und  unberechenbare  Nachtheile  und  Ver- 
schlimmerung der  Krankheit  veranlassen.  Gerade  die  weniger  gebildeten 
Lungenkranken  können  der  unablässigen  Führung  durch  einen  ärztlichen 
Borather  keinen  Augenblick  entbehren.  In  dem  täglichen  persönlicheh  Ver- 
kehre hat  der  Anstaltsarzt  die  Aufgabe,  jedem  einzelnen  Kranken  es  ver- 
ständlich zu  machen,  wie  er  nicht  nur  während  seines  Aufenthaltes  in  der 
Curanstalt,  sondern  in  den  nächsten  Jahren,  ja  vielleicht  noch  Jahrzehnte 
lang  leben  muss,  wenn  er  sich  seiner  Familie  erhalten  und  diese  vor  An- 
steckung bewahren  will.  Und  je  mehr  der  Arzt  in  seinen  Unterhaltungen 
auf  das  verschiedene  Kräftemaass  der  einzelnen  Kranken  eingeht,  welches 
dem  Einen  dieses,  dem  Anderen  jenes  heilsam  erscheinen  lässt,  je  näher  der 
Arzt  die  hygienische  Lebensweise  den  persönlichen,  wirthschaftlichen  und 
socialen  Verhältnissen  jedes  Einzelnen  anzupassen  versteht,  um  so  mehr 
wird  er  das  Vertrauen  seiner  Pfleglinge  sich  erwerben,  um  so  bereitwilliger 
werden  diese  ihm  folgen,  seinen  Vorschriften  nach  zu  leben  suchen  und  sich 
hier  schon  an  eine  Lebensweise  gewöhnen,  deren  Erfolge  sie  von  Woche  zu 
Woche  in  ihrer  zunehmenden  Besserung  augenscheinlich  wahrnehmen.  Einem 
Arzte,  der  das  volle  Vertrauen  seiner  Kranken  geniesst,  wird  es  auch  nicht 
schwer  fallen,  auch  auf  das  Gemüth  derselben  einzuwirken,  ihre  Hofihung  auf 
eine  endliche  Besserung  ihres  Leidens  immer  neu  zu  beleben  und  durch  diese 
gehobene  Stimmung  die  Wiederherstellung  ihrer  geschwächten  Gesundheit  zu 
fördern  und  zu  beschleunigen.  Wer  als  Arzt  in  dieser  eingehenden  Weise  die 
Behandlung  der  Lungenkranken  in  einem  Sanatorium  übernehmen  will,  muss 
eine  ganz  besondere  Vorbildung  besitzen,  welche  er  nur  in  einer  der  vor- 
handenen Musteranstalten  und  an  der  Hand  eines  Meisters  sich  erwerben 
kann ;  er  muss  dann  aber  auch  der  Leiter  der  Anstalt  werden,  der  bestimmt, 
in  welcher  Weise  der  einzelne  Kranke  behandelt  und  verpflegt  werden  soll. 

„Wer  neben  und  unter  dem  dirigirenden  Arzte  die  eigentliche  Ver- 
waltung der  Anstalt  führt,  kann  nur  für  die  von  dem  Arzte  vorgeschriebene 
Ordnung  und  für  die  Rechnungsführung  verantwortlich  gemacht  werden. 
Im  Uebrigen  dürfte  es  nicht  erforderlich  sein,  für  die  geplanten  Sana- 
torien ein  zahlreiches  Hülfspersonal  anzustellen.  Ein e  Diaconissin  würde 
für  etwa  40  bis  50  Kranke  genügen,  denn  unter  diesen  dürften  solche, 
welche  eine  besondere  Pflege  und  Wartung  nöthig  machen,  doch  nur  aus- 
nahmsweise vorkommen.  Es  würde  sich  vielmehr  empfehlen,  eine  Reihe 
von  Arbeiten  durch  die  Pfleglinge  selbst  besorgen  zu  lassen.  Jeder  ein- 
zelne könnte  sein  Bett  selbst  in  Ordnung  bringen,  die  Lüftung  und  feuchte 
Abreibung  der  Zimmer  kann  abwechselnd  von  ihnen  vorgenommen  werden. 
Eine  solche  Beschäftigung  würde  nicht  allein  der  Langeweile  vorbeugen, 
sie  würde  auch  eine  gute  Vorschule  sein  für  die  hygienischen  Maassregeln, 
welche  die  gebesserten  oder  geheilten  Kranken  späterhin  in  ihrer  eigenen 
Wohnung  einführen  müssen.  Um  diese  zu  sichern,  empfiehlt  es  sich,  den 
Genesenen  ein  Exemplar  von  Verhaltungsvorschriften  mitzugeben,  welches 
in  gemi'infasslicher  Weise  ihnen  kund  thut,  was  sie  zu  thuu  haben,  um  den 
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Curerfolg  zu  sichern  und  die  Ansteckung  ihrer  Familie  zu  verhüten.  Nur 
wenn  es  allmählich  gelingt,  eine  gesundere  Lebensweise  in  den  unteren 
Volksschichten  einzuführen,  können  die  Maassregeln,  welche  die  öffentliche 
Gesundheitspflege,  seit  Jahrzehnten  trifft,  um  die  Städte  und  Wohnungen 
gesund  zu  machen,  erst  von  Erfolg  gekrönt  werden.  Die  praktischen  Curse, 
welche  die  Lungenkranken  in  den  Sanatorien  an  sich  selbst  durchzumachen 
haben,  werden  hierbei  wesentlich  mithelfen  können. 

„So  erscheint  nach  allen  Seiten  hin  die  Anlage  von  Sanatorien  für 
Lungenkranke  von  reichem  Segen  gefolgt  zu  sein.  Und  doch  werden  noch 
Stimmen  laut,  ob  der  Werth  derselben  auch  von  längerer  Dauer  sein,  ob 
nicht  vielleicht  neue  Heilmethoden  entdeckt  würden,  welche  die  kost- 
spielige Einrichtung  von  eigenen  Heilanstalten  überflüssig  macheu  würden? 
Mit  gutem  Gewissen  können  wir  diesen  Zweiflern  entgegnen,  dass  die  Ver- 
sicherungsanstalten dabei  niemals  ein  schlechtes  Geschäft  machen  können, 
denn  immerfort  würden  sie,  auch  wenn  es  keine  Tuberculosen  mehr  gäbe, 
ihre  Anstalten  für  Reconvalescenten  aller  Art  verwenden  und  dadurch  viel 
Geld  sparen,  aber  auch  viel  menschliches  Elend  verhüten  können." 

Hierauf  wird  die  Discussion  eröffnet. 

Director  d.  Kaiserl.  Gesimdlieitsamtes  Dr.  Köhler  (Berlin)  will 

den  Darlegungen  der  Referenten  noch  einige  Mittheilungen  zufügen,  welche 
geeignet  seien,  die  grosse  Bedeutung  der  vorliegenden  Frage  zu  betonen. 

Seit  dem  Jahre  1892  finde  fast  in  ganz  Deutschland  eine  Erhebung 
der  Todesursachen  nach  einheitlichem  Muster  statt.  Die  Bearbeitung  der 
Materialien  erfolge  im  Gesundheitsamte,  und  dabei  habe  sich  folgendes  Ueber- 
raschende  herausgestellt:  von  1000  Todesfällen  im  Deutschen  Reiche  seien 
etwa  105  bis  107  auf  Tuberculose  zurückzuführen,  d.  h.  diejenige  Rolle,  die 
im  vorigen  Jahrhundert  vor  Einführung  der  Schutzpockenimpfung  die 
Blattei-n  gespielt  haben,  von  denen  man  sage,  dass  der  zehnte  Mensch  an 
ihnen  gestorben  sei,  dieselbe  Rolle  spiele  jetzt  die  Lungenschwindsucht,  eher 
in  noch  höherem  Maasse,  denn  nicht  nur  der  zehnte,  sondern  schon  der 
neunte  Mensch  sterbe  an  ihr.  Ganz  anders  aber  gestalte  sich  das  Bild, 
wenn  man  sich  die  einzelnen  Altersklassen  ansehe.  Von  1000  Todesfällen 
in  der  Altersstufe  von  0  bis  1  Jahr  seien  (nach  den  Ergebnissen  des  Jahres 
1893)  10*8  auf  Tuberculose  zurückzuführen,  von  1000  Todesfällen  im  Alter 
von  1  bis  15  Jahren  62'2,  von  den  zwischen  15  und  60  Jahren  Stehenden  aber 
322*3  pro  Mille,  von  den  über  60  Jahre  alten  ca.  60  pro  Mille.  Mit  anderen 
Worten  heisse  dies,  dass  von  der  erwerbsfähigen  Altersklasse  des  deutschen 
Volkes  der  Dritte,  der  in  diesem  Alter  überhaupt  das  Leben  beende,  an 
Tuberculose  sterbe.  Dies  sei  etwas  so  Erschreckendes,  dass  man  doch  sehr 
ernstlich  darüber  nachdenken  müsse,  wie  man  das  einschränken  könne. 
Vom  wirthschaftlichen  Standpunkte  betrachtet,  liege  ja  das  ganze  werbende 
Kapital  in  dieser  Altersklasse  und  wenn  es  hier  auch  nur  gelänge,  die  Zahl 
322  etwa  auf  250  zurückzubringen,  ohne  die  Sterblichkeit  an  Tuberculose  all- 
gemein einzuschränken,  sondern  die  72  pro  Mille  hinauszuschieben  bis  in  die 
Altersstufe  über  60  Jahre,  so  wäre  dies  ein  grosser  effectiver  Nutzen,  indem 
die  dem  Leben  länger  Erhaltenen  länger  schaffen  und  erwerben  könnten. 
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Die  Heilstätten  nun  böten  seines  Erachtens  einen  doppelten  Nutzen,  indem 
sie  den  Kranken  selbst,  aber  auch  deren  Mitmenschen  nützen.  Dem  Kranken 
selbst  dadurch,  dass  er  gekräftigt  und  wieder  arbeitsfähig  aus  der  Anstalt 
zurückkehre,  dass  er  wieder  schaffen  könne;  ausserdem  aber  auch,  dass  er 
gelernt  habe,  wie  er  sich  verhalten  müsse,  bei  der  Arbeit  sowohl  wie  hei 
der  Erholung,  die,  wenn  unzweckmässig,  oft  fast  noch  mehr  als  die  Arbeit 
die  Gesundheit  gefährde.  Dann  aber  auch  werde  der  Kranke,  der  die  Heil- 
stätte verlasse,  weiterhin  in  seiner  Familie  nicht  mehr  die  Gelegenheit  zur 
Verbreitung  der  Krankheit  bieten,  wie  vordem,  denn  er  habe  gelernt,  die 
Träger  des  Krankheitsstoffes  sachgemäss  zu  behandeln.  Die  Verwahrlosung 
des  Auswurfes  werde  aufhören,  wenn  andei's  die  Anstalt  ihn  richtig  erzogen 
habe,  und  dadurch  werde  er  in  seiner  nächsten  Umgebung,  die  ja  am  meisten 
durch  ihn  gefährdet  sei,  nicht  mehr  in  gleicher  Weise  wie  früher  den  Aus- 
gangspunkt der  Krankheit  bilden.  Je  mehr  solcher  Heilstätten  errichtet 
werden,  und  je  mehr  Entlassene  gekräftigt  in  das  Volk  zurückkehren,  um 
so  mehr  werde  das  Auge  der  Uebrigen  geöffnet  werden  für  die  Schädlich- 
keiten, die  die  Disposition  zur  Entwickelung  des  Krankheitskeims  befördern. 

üeberall  sei  jetzt  die  Ueberzeugung  verbreitet,  dass  es  nöthig  sei,  für 
die  Kinder  Ferienkolonieen  zu  errichten,  um  sie  zu  kräftigen  und  sie  zu 
befähigen,  weiterhin  Geist  und  Körper  auszubilden.  Aber  viel  wichtiger 
noch  sei  es,  für  den  erwerbsfähigen  Theil  der  Bevölkei'ung  Lungenheilstätten 
zu  errichten,  um  hier  die  Tuberculose,  den  gewaltigen  Feind,  der  wie  kein 
anderer  an  dem  Marke  der  Bevölkerung  nage,  einzudämmen. 

Professor  Dr.  Galfky  (Glessen)  tritt  der  in  den  Schlusssätzen  der 
Referenten  zum  Ausdruck  gekommenen  Auffassung  entgegen ,  dass  die  auf 
der  Kenntniss  der  Krankheitserreger  der  Tuberculose  beruhenden  hygieni- 
schen Maassregeln  Fiasko  gemacht  hätten,  und  dass  man  desshalb  darauf 
angewiesen  sei,  zu  Maassregeln  zurückzukehren,  die  bereits  vor  Entdeckung 
des  Tuberkelbacillus  angewandt  worden  seien,  nämlich  zu  der  sog.  hj'gienisch- 
diätetischen  Behandlung  der  Kranken.  Der  Herr  Correferent  habe  insbe- 
sondere behauptet,  dass  durch  die  Vernichtung  der  specifischen  Krankheits- 
erreger und  durch  die  Tuberculinbehandlung  eine  nachweisbare  Verminde- 
rung der  Lungenschwindsucht  bisher  nicht  herbeigeführt  worden  sei.  Nun 
unterliege  ja  allerdings  die  Statistik  bei  der  Tuberculose  mannigfachen 
Fehlerquellen,  aber  es  biete  die  Statistik  der  grösseren  Städte  doch  immer- 
hin ein  Material,  welches  ermögliche,  mit  einiger  Sicherheit  zu  urtheilen,  wie 
die  Verhältnisse  sich  hier  gestaltet  haben.  Und  da  zeige  sich  denn,  dass  in 
der  That  in  neuerer  Zeit  in  Berlin,  in  Wien,  in  München,  in  Leipzig,  in 
Dresden,  in  Stuttgart  und  in  zahlreichen  anderen  Städten  die  Tuberculose 
nicht  unerheblich  abgenommen  habe.  Man  könne  ja  sehr  verschiedener 
Meinung  darüber  sein,  durch  welche  Verhältnisse  diese  Abnahme  der  Schwind- 
suchtssterblichkeit verursacht  sei,  und  Herr  v.  Ziemssen  habe  schon  dai-auf 
hingewiesen,  dass  die  Abnahme  bereits  vor  der  Entdeckung  des  Tuberkel- 
bacillus begonnen  habe.  Gewiss  möge  auch  die  Verbesserung  der  Wohnungen 
und  der  Ernährung  der  ärmeren  Bevölkerungsklassen  in  den  grösseren  Städten 
mitgewirkt  haben.  Der  immer  mehr  sich  verbreitenden  Kenntniss,  dass  die 
Tuberculose  eine  übertragbare  Krankheit  sei,  müsse  aber  nach  seiner  An- 
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siebt  der  erheblichste  Antheil  an  der  Verminderung  der  Tuberculosesterb- 
lichkeit  zugeschrieben  werden.  Man  könne  nicht  erwarten,  dass  die  auf 
Vernichtung  des  Krankheitserregers  gegründeten  Maassregeln,  die  doch  erst 
aus  dem  Anfange  der  80er  Jahre  stammen,  bei  einer  so  schleichend  ver- 
laufenden Krankheit  bereits  jetzt  ihre  Erfolge  in  ganz  überraschender 
Weise  nachweisbar  hervortreten  lassen. 

Was  nun  die  Heilanstalten  betreffe,  so  halte  auch  er  sie  für  ein  vor- 
treffliches Mittel  zur  Bekämpfung  der  Tuberculose,  wenn  er  sich  auch  nicht 
allzuviel  von  den  Heilbestrebungeu  verspreche,  so  lange  es  nicht  bessere 
Mittel  zur  Heilung  gebe  als  die  heutzutage  zu  Gebote  stehenden.  Aber 
eine  Schwierigkeit  sei  dabei  nicht  zu  übersehen.  Es  sei  nicht  leicht,  bei 
den  Arbeitern  die  Krankheit  in  ihren  ersten  Stadien,  in  denen  die  Heilungs- 
wahrscheinlichkeit doch  die  grösste  sei,  zu  erkennen.  Aber  auch  wo  es 
gelinge,  werde  es  schwer  sein,  die  Leute,  die  in  diesem  Stadium  doch  noch 
arbeitsfähig  seien,  in  die  Sanatorien  hineinzubringen;  in  späteren  Stadien 
aber,  wenn  bereits  Arbeitsunfähigkeit  eingetreten  sei,  seien  die  Aussichten 
auf  Erfolg  geringe.  Für  ihn  liege  die  grösste  Bedeutung  der  Sanatorien 
auf  einem  anderen  Gebiet,  nämlich  darin,  dass  eine  Anzahl  ihre  Umgebung 
gefährdender  Kranker  unschädlich  gemacht  werde,  und  dass  die  Kranken  in 
den  Anstalten  für  den  Fall  der  Rückkehr  in  die  Bevölkerung  so  erzogen 
werden,  dass  sie  im  Stande  seien,  die  richtige  Behandlung  des  vor  Allem 
schädlichen  Auswurfs  eintreten  zu  lassen. 

Geheime  Ratli  Professor  Dr.  v.  Ziemssen  (München)  theilt  den 

Standpunkt  des  Referenten,  dass  tuberculöse  Kranke  wirklich  geheilt  werden 
können.  Dass  viele  Tuberculöse  heilen,  auch  ohne  alle  Behandlung,  sehe 
man  an  den  Resultaten  von  Sectionen.  Professor  Bollinger  habe  fest- 
gestellt, dass  bei  den  Sectionen  armer  Leute,  die  an  anderen  Krankheiten 
sterben,  fast  in  jeder  dritten  Leiche  geheilte  Tuberculose,  mindestens  Narben 
in  den  Lungenspitzen  gefunden  werden,  welche  mit  Wahrscheinlichkeit  sich 
auf  einen  ausgeheilten  tuberculösen  Process  beziehen  lassen.  Wenn  also 
auch  gewiss  manche  Fälle  von  Tuberculose  von  selbst  heilen,  so  sei  es  doch 
keine  Frage ,  dass  die  Unterbringung  in  Heilstätten  ein  ausserordentliches 
günstiges  Moment  zur  Heilung  der  Kranken  sei. 

In  dieser  Sache  rege  es  sich  jetzt  überall.  Ueber  die  Zweckmässigkeit 
der  Freiluftbehandlung  bestehe  wohl  kein  Zweifel  mehr,  es  handele  sich  jetzt 
nur  darum,  wie  die  Sache  zu  machen  und  woher  die  Mittel  zu  nehmen  seien. 
In  München  stehe  man  jetzt  im  Begriff,  eine  solche  Heilstätte  zu  errichten. 
Zu  dem  Zwecke  sei  ein  Verein  ins  Leben  getreten ,  der  in  drei  Monaten 
1200  Mitglieder  und  70  000  M.  erhalten  habe.  Das  genüge  nun  allerdings 
nur,  um  klein  anzufangen,  mit  einer  Anstalt  für  20  bis  25  Kranke.  Aber 
das  schade  nichts.  Die  Vereinsthätigkeit  sei  ein  Ferment,  welches  die  Ueber- 
zeugung  von  der  Nothwendigkeit  des  Vorgehens  ungemein  rasch  in  das 
Bewusstsein  des  Volkes  hineintrage  und  unzweifelhaft  auch  die  Aufmerk- 
samkeit der  Behörden  erregen  werde.  So  habe  das  Vorgehen  in  München 
den  unmittelbar  praktischen  Erfolg  gehabt,  dass  die  Stadtgemeinde  sich 
entschlossen  habe,  auf  ihrem  Territorium  ausserhalb  der  Stadt,  in  unmittel- 
barer Nähe  der  Staatswaldung,  ein  Sanatorium  für  150  bis  200  Kranke  zu 
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erbauen.  Bei  den  städtischen  Behörden  in  München,  wie  bei  den  bayerischen 
Staatsbehörden  bestehe  ein  sehr  lebhaftes  Interesse  für  diese  Frage  und  es 
lasse  sich  mit  Sicherheit  annehmen ,  dass  dieses  Interesse  sich  in  Baar  um- 
setzen werde. 

Eine  gewisse  Schwierigkeit  für  die  praktische  Entwickelung  der  Volks- 
heilstättenfrage bilde  die  bureauki-atische  Schwerfälligkeit  mancher  Behörden, 
und  es  werde  selten  gelingen,  wie  dies  in  Lübeck  gelungen  sei,  dass  seitens 
der  Behörden  solche  Anstalten  errichtet  würden.  Desshalb  solle  man,  wenn 
ein  selbständiges  Sanatorium  bei  dieser  oder  jener  Versicherungsanstalt 
nicht  durchzubinngen  sei,  sich  begnügen,  bei  den  Behörden  anzui-egen,  dass 
sie  den  Privatvereinen  die  Mittel  zu  ihrer  Existenz  und  zu  der  allmählichen 
Ausbreitung  ihres  Wirkungskreises  alljährlich  gewähren.  "Wenn  die  Invali- 
ditäts-  und  andere  Kassen  sich  auf  diese  Weise  an  den  Unternehmungen 
betheiligen ,  werde  es  schon  gelingen ,  die  gestellten  Aufgaben  zu  erfüllen, 
vorausgesetzt,  dass  die  Behörden  und  Institutionen  eine  gewisse  Garantie 
ihrer  Beitragsleistung  gewähren.  Wollte  das  Reich  die  Volksheilstättenfrage 
in  die  Hand  nehmen,  dann  würden  die  Invaliditätsversicheruugsanstalten 
und  die  Orts-  und  Hülfskassen  die  Sorge  für  eine  zweckmässige  und  früh- 
zeitige Behandlung  der  Schwindsucht  übernehmen  müssen,  dann  würde  für 
die  Erhaltung  der  Arbeitskraft  und  der  Militärdiensttüchtigkeit  des  Volkes 
richtig  gesorgt  werden.  Wenn  in  dieser  Weise  einmal  die  Volksheilstätten- 
frage im  grossen  Styl  ausgeführt  werde,  dann  sei  vielleicht  die  Privatthätig- 
keit  überflüssig,  vorderhand  aber  sei  es  gewiss  zweckmässig,  in  den  kleinen 
Verhältnissen  weiterzuarbeiten  und  die  Thätigkeit  der  Vereine  allmählich 
zu  erweitern. 

Was  die  Einrichtung  dieser  Heilstätten  betreffe,  so  sei  es  seiner  Zeit 
zweckmässig,  für  die  beiden  Geschlechter  verschiedene  Sanatorien  zu  bauen. 
Die  Geschlechter  zusammenzubringen,  involvire  wenigstens  für  kleine  Privat- 
anstalten bedeutende  Schwierigkeiten,  da  gerade  die  sexuelle  Erregbarkeit 
der  Phthisiker  in  den  Anfangsstadien  ausserordentlich  gross  sei.  In  München 
beginne  man  zunächst  mit  dem  Bau  eines  Sanatoriums  für  Aveibliche  Kranke, 
weil  die  Weiber  leichter  zu  discipliniren  seien  und  man  desshalb  im  Anfange 
weniger  technische  Schwierigkeiten  zu  haben  hoffe.  Natürlich  müsse  ein 
Bau  für  Männer  sehr  bald  nachfolgen. 

Betreffs  der  Feststellung  der  Anfangsstadien,  deren  Schwierigkeiten 
hier  betont  sei,  liege  die  Sache  doch  nicht  so  schlimm.  Sehr  nützlich 
werde  es  sein,  die  Aerzte,  speciell  die  Kassenärzte  aufzufordern,  Anfangs- 
tuberculosen,  d.  h.  sogen.  Spitzenkatarrh,  der  Vorstandschaft  namhaft  zu 
machen.  Dass,  wie  Herr  Gaffky  betont  habe.  Kranke,  besonders  Männer, 
nicht  gern  in  die  Sanatorien  eintreten  würden,  glaube  auch  er,  und  die 
Schwierigkeit  werde  auch  noch  weiter  darin  bestehen,  dass  sie  nicht  werden 
bleiben  wollen,  bis  sie  geheilt  seien.  Bei  den  Weibern  werde  sich  das  eher 
erreichen  lassen. 

Und  nun  zum  Schlüsse  wolle  er  noch  die  Frage  berühren,  wo  man 
bauen  solle,  ob  es  im  Gebirge  sein  müsse,  ob  es  auch  auf  dem  Flachlande 
gehe.  Er  halte  das  Gebirge  nicht  für  absolut  nöthig,  und  wenn  die  Verhält- 
nisse nicht  günstig  liegen ,  solle  man  lieber  in  der  Ebene  in  einem  Wald- 
reviere eine  trockene,  sonnige,  gegen  den  Wind  geschützte  Lage  wählen. 
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Apotheker  RÖSlier  (Dresden)  spricht  als  Arbeitgeber  zu  der  Frage, 
da  gerade  der  Arbeitgeber  in  der  Lage  sei,  sich  genau  über  die  Verhältnisse 
zu  Orientiren.  Wenn  ein  Arbeiter  eine  Stellung  annehme,  suche  er  vor 
Allem  den  höchsten  Lohn  zu  erwerben,  um  sieh  damit  Annehmlichkeiten  zu 
verschaifen  und  die  Mühen  der  Arbeit  zu  vergessen.  Nun  werde  der  höchste 
Lohn  in  denjenigen  Berufen  gezahlt,  die  für  den  Arbeiter  am  gefährlichsten 
seien,  und  desshalb  empfehle  es  sich  vielleicht,  die  gefährlichen  Gewerbe 
genauer  zu  controliren  und  Vorschriften  zu  erlassen,  die  zur  Verbesserung 
des  Gewerbes  führen.  Der  Arbeiter  suche,  wenn  er  krank  sei,  so  lange  wie 
möglich  diese  Krankheit  zu  verbergen  und  werde  nicht  so  leicht  gutwillig 
in  eine  solche  Anstalt  hineingehen.  Er  bleibe  lieber  zu  Hause,  suche  alles 
Mögliche  zu  thun,  um  sich  oberflächlich  herstellen  zu  lassen,  und  gehe  dann 
wieder  an  die  Arbeit,  da  für  ihn  und  seine  Familie  der  halbe  Lohn,  der 
ihm  von  der  ünterstützungskasse  gewährt  wäre,  zu  wenig  sei. 

StadtschllltheisS  Keller  (Blaubeuren)  hält  es  für  durchaus  noth- 
wendig,  dass  für  die  kranken,  erholungsbedürftigen  Arbeiter  Erholungs- 
anstalten  geschaffen  werden.  Die  Mittel  dafür  aufzubringen,  sei  aber  natür- 
lich nicht  leicht,  und  da  sei  es  sehr  zweckmässig,  dass  die  Versicherungs- 
anstalten das  Geld,  das  von  den  Arbeitern  herkomme,  für  derartige  Anstalten, 
die  zum  Nutzen  und  zur  Erholung  der  Arbeiter  seien,  verwenden. 

Oberbürgermeister  Küchler  (Worms)  stellt  folgenden 

Antrag: 

Der  Deutsche  Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege  erklärt  die 
Einführung  einer  nach  gleichen  Grundsätzen  geordneten  Statistik  über 
die  Resultate  der  Heilpflege  in  den  Anstalten  für  unbemittelte  Lungen- 
kranke für  wünschenswerth ,  die  sich  wo  möglich  auf  die  Dauer  von 
mindestens  fünf  Jahren  nach  Verlassen  der  Heilstätte  zu  erstrecken  hätte. 

Antragsteller  begründet  diesen  Antrag  damit,  dass  er  in  dem  Bestreben, 
derartige  Heilstätten  zu  begründen,  einen  Widerspruch  gerade  aus  ärzt- 
lichen Kreisen  gefunden  habe,  der  wesentlich  darauf  basire,  dass  die  Sache 
ja  doch  nichts  helfe,  dass  die  statistischen  Zahlen,  die  über  die  Heilerfolge 
genannt  werden,  werthlos  seien,  weil  sie  sich  nicht  auf  eine  längere  Beobach- 
tung des  Kranken  nach  dem  Verlassen  der  Anstalt  erstrecken,  und  weil  sie 
auf  gänzlich  incommensurabeln  Voraussetzungen  beruhen.  Diese  Einwände 
seien  nicht  ohne  Berechtigung,  da  die  Mittheilungen  über  die  Heilerfolge 
nicht  von  gleichen  Grundsätzen  ausgehen  und  daher  nicht  vergleichbar 
seien.  Eine  gleichmässige  Statistik  herzustellen,  sei  ja  gewiss  sehr  schwer, 
aber  speciell  für  die  unter  Mitwirkung  der  Invaliditäts-  und  Altersversiche- 
rungsanstalten arbeitenden  Sanatorien  sei  es  zweifellos  leichter,  weil  sie  in 
Berührung  mit  der  arbeitenden  Bevölkerung  bleiben ,  sich  der  einzelnen 
Personen  annehmen  und  deren  ferneren  Lebensgang,  eventuell  durch  Ver- 
mittelung  der  Krankenkassen ,  verfolgen  können.  Wenn  sich  die  Statistik 
also  zunächst  nur  auf  die  Arbeiterbevölkerung  erstrecke,  werde  sie  immer- 
hin schon  ein  werthvolles  Material  liefern. 

Der  Behauptung,  dass  die  Arbeiter  in  die  Anstalten  nicht  hineingehen 
wollen,  müsse  er  widersprechen.    Man  dürfe  dies  nicht  mit  der  Bereitwillig- 
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keit,  in  ein  Kraukenhaus  zu  gehen,  vergleichen.  Es  sei  etwas. ganz  Anderes, 
ob  Schwindsüchtige  in  ein  Krankenhaus,  oder  ob  sie  in  eine  Lungenheil- 
austalt  gehen  sollen,  namentlich,  wenn  erst  einmal  der  Glaube  an  die  Heil- 
wirkung dieser  Anstalten  in  der  Bevölkerung  weitere  Verbreitung  gefunden 
habe.  Denn  die  Umstände,  unter  denen  er  dort  lebe,  seien  sehr  anziehend 
für  ihn:  in  der  frischen  schönen  Natur,  enthoben  den  Sorgen  des  täglichen 
Arbeitslebens,  empfange  er  dort  Eindrücke,  die  ihn  auch  seelisch  heben, 
geistig  anregen  und  ganz  gewiss  auch  anreizen  werden,  sobald  er  Hoffnung 
hegen  könne,  dort  geheilt  zu  werden. 

Reg.-  und  Mediciiialrath  Dr.  Wernicli  (Berlin)  begrüsst  lebhaft 

den  Antrag  Küchler,  da  nur  auf  diese  Weise  die  Frage  gelöst  werden 
könne,  ob  die  Anstalten  im  Stande  seien,  Tuberculöse  bis  zur  vollen  Arbeits- 
fähigkeit herzustellen.  Zur  Zeit  sei  er  noch  der  Ansicht,  dass  die  von 
Schwindsucht  Befallenen  und  Bedrohten  nicht  im  strengen  Sinne  wieder 
arbeitsfähig  werden,  sei  es  auch  nur,  dass  sie  aus  blosser  Angst  vor  der 
Zunahme  der  Krankheit  und  aus  dem  verzeihlichen  Bestreben,  die  Zerstörung, 
die  sie  in  sich  tragen,  aufzuhalten,  von  der  Rückkehr  zur  vollen  Arbeits- 
leistung abgehalten  würden. 

Gegenüber  den  Bemerkungen  des  Herrn  Gaffky,  betr.  Tuberculin, 
wolle  er  nur  constatiren,  dass  Tuberculin,  d.  h.  jenes  Mittel,  welches  zu 
Ende  1890  den  Aerzten  und  dem  Publicum  dargeboten  worden  sei  zur 
Heilung  von  Tuberculöse ,  in  der  That  so  gut  wie  nicht  mehr  gebraucht 
werde,  denn  unter  den  155  Apotheken  in  Berlin  seien  nur  noch  zwei,  die 
das  Mittel  führen,  und  diese  beiden  nur  desswegen,  weil  sie  einen  lebhafteren 
Verkehr  mit  dem  Veterinärpublicum  unterhalten. 

Professor  Dr.  Galf  ky  (Giessen)  erwidert  dem  Vorredner,  dass  er  über 
den  Werth  der  Behandlung  mit  Tuberculin  gar  nicht  gesprochen,  sondern 
lediglich  die  Aeusserung  des  Herrn  Correferenten  über  Tuberculin  erwähnt 
habe  und  nur  dafür  eingetreten  sei,  dass  der  SchwerjDunkt  der  Bekämpfung 
der  Tuberculöse  auf  die  Prophylaxe  zu  legen  sei.  Er  habe  ferner  betont, 
dass  die  prophylaktischen  Bestrebungen  discreditirt  werden,  wenn  man 
sage,  es  seien  damit  keine  Erfolge  erzielt  worden.  Auch  habe  der  Herr 
Correferent  die  hygienischen  Maassregeln  wohl  etwas  zu  complicirt  dar- 
gestellt. Es  handle  sich  bei  denselben  vor  Allem  um  vorsichtiges  Umgehen 
mit  dem  Auswurfe,  um  das  Verständniss,  dass  der  tuberculöse  Auswurf 
gefährlich  sei,  dass  ein  Napf  aufgestellt  werde,  in  welchen  der  Arbeiter  seinen 
Auswurf  entleere,  und  dass  dieser  Auswurf  in  zweckmässiger  Weise  be- 
seitigt werde.  Werde  dies  durch  Belehrung  der  Bevölkerung  erreicht,  so 
sei  zur  Bekämpfung  der  Tuberculöse  mehr  geschehen,  als  durch  die  Erbauung 
von  Sanatorien.  Trotzdem  sei  er  schon  vom  humanen  Gesichtspunkte  aus 
für  die  Errichtung  möglichst  vieler  Sanatorien,  nur  solle  man  sich  dabei 
nicht  die  Hlusion  machen,  als  ob  auf  dem  Wege  der  Heilung  in  Sanatorien 
sehr  viel  zur  Verminderung  der  Tuberculöse  gethan  werde. 

Da  sich  Niemand  weiter  zum  Worte  gemeldet  hat,  wird  dieDiscussion 
geschlossen  und  den  Referenten  das  Schlusswort  ertheilt. 
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Referent,  Director  Gebhard  (Lübeck):  „Meine  Herren!  Zunächst 
will  ich  mich  zu  dem  Antrage  des  Herrn  Oberbürgermeisters  Küchler 
aussprechen.  Auch  ich  halte  es  für  ausserordentlich  wichtig,  ja  bei  einer 
allgemeineren  Durchführung  der  Maassregel  für  unentbehrlich,  dass  eine 
genaue  Statistik  geführt  und  eine  sorgfältige  und  andauernde  Beobachtung 
der  aus  der  Heilbehandlung  entlasseneu  Personen  vorgenommen  wird.  Ohne 
eine  derartige  nachhaltige  Beobachtung  werden  immer  die  Einwände  ge- 
macht werden  können,  welche  der  Herr  Oberbürgermeister  Küchler 
angeführt  hat.  Aber  ganz  abgesehen  von  diesen  Einwendungen,  meine 
Herren,  wird  jeder,  der  in  der  Sache  arbeitet,  vor  allem  auch  selber  das 
Resultat  von  seiner  Arbeit  sehen  wollen,  einerlei,  ob  ihm  Andere  Ein- 
wendungen machen,  oder  ob  er  bloss  zur  Rechtfertigung  seines  Vorgehens 
von  seinem  eigenen  Gewissen  dieses  Material  für  nöthig  erachtet.  Und 
sobald  nicht  allein  die  Verpflegung  bemittelter  Lungenkranker  durch  Privat- 
unternehmer betrieben  wird,  sondern  wenn  freie  Vereinigungen,  oder  wenn 
Invaliditäts  -  und  Altersversicheruugsanstalten,  oder  wenn  die  Communen 
die  Sache  für  die  Unbemittelten  in  die  Hand  nehmen,  dann  werden  sie 
nothwendig  dahin  geführt  werden  müssen,  für  eine  längere  Zeit  die  Personen, 
welche  aus  der  Heilbehandlung  entlassen  sind,  zu  beobachten.  Ich  darf 
sagen,  dass  wir  bei  der  Hanseatischen  Versicherungsanstalt  bereits  auch 
thatsächlich  dazu  übergegangen  sind.  Wir  begnügen  uns  nicht  etwa 
damit,  dass  uns  von  dem  Arzte,  welcher  den  Betreffenden  in  dem  Curorte 
behandelt  hat,  gesagt  wird:  er  ist  jetzt  geheilt,  oder  er  ist  ganz  geheilt, 
oder  er  ist  gebessert.  Zunächst  stellen  wir  vielmehr  sofort  nach  Rückkehr 
des  Verpflegten  in  die  Heimath  durch  einen  unserer  Vertrauensärzte  —  und 
zwar  durch  denselben  Vertrauensarzt,  der  uns  vorher  das  Gutachten  gegeben 
hatte,  dass  es  sich  um  eine  Person  handle,  die  zur  Versendung  in  eine 
Heilanstalt  geeignet  wäre  —  fest,  welche  Erfolge  die  Sache  gehabt  hat.  Auch 
damit  dürfen  wir  uns  indessen  noch  nicht  begnügen,  denn  die  Erfahrung 
zeigt  ja,  dass  häufig  die  erreichten  Erfolge  nachher  auch  wieder  verschwin- 
den, und  desshalb  lassen  wir  nunmehr  zunächst  nach  drei  Monaten  und 
dann  nach  sechs  oder  zwölf  Monaten  von  Neuem  feststellen,  ob  sich  die 
Arbeitsfähigkeit,  in  deren  Besitz  der  Betreffende  sich  bei  seiner  Rückkehr 
aus  der  Heilstätte  befunden  hat,  auf  ferner  noch  vorfindet.  Nun  kann  ja 
die  Statistik,  die  wir  zu  führen  in  der  Lage  sind  und  zu  führen  uns  ge- 
nöthigt  sehen,  natürlich  gegenwärtig  noch  keine  fünf  Jahre,  für  äie  sie 
Herr  Oberbürgermeister  Küchler  in  Vorschlag  bringt,  umfassen;  sie  um- 
fasst  vielmehr  gegenwärtig  erst  den  Zeitraum  von  etwa  I72  Jahren  seit 
der  Zeit,  wo  wir  in  grösserem  Umfange  die  Fürsorge  für  lungenkranke  Ver- 
sicherte betreiben.  Es  ergiebt  sich  aber  aus  dem  Gesagten,  dass  wir  durch 
das,  was  wir  erstreben,  durch  das  Ziel,  das  wir  erreichen  wollen,  dazu 
genöthigt  werden,  solche  Beobachtungseinrichtungen  einzuführen,  und  dass  ^ 
wir  dieser  Aufgabe  auch  thatsächlich  entsprechen. 

„Was  nun  die  Art  der  Bezeichnung  der  Erfolge  bei  den  Personen,  die 
aus  der  Heilstätte  entlassen  werden,  anlangt,  so  können  wir  bei  der  Han- 
seatischen Versicherungsanstalt  uns  auch  mit  den  Bezeichnungen  nicht 
begnügen,  die  gewöhnlich  auf  die  Personen  angewandt  werden,  welche  aus 
Privatanstalten  zur  Entlassung  kommen:   „gebessert"  oder  „ziemlich  ge- 
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bessert",  sondern  wir  sind  liier  genöthigt,  die  thunlichst  bestimmte  Er- 
klärung zu  erhalten,  ob  das  Ziel,  das  wir  erreichen  wollen,  nämlich  den 
Arbeiter  wieder  erwerbsfähig,  wieder  arbeitsfähig  zu  machen,  erreicht  ist. 
Dadurch  sind  wir  dazu  gekommen,  eine  Unterscheidung  der  Entlassenen  nach  ' 
fünf  Klassen  vorzunehmen;  wir  unterscheiden:  1.  ein  sehr  guter  Erfolg, 
d.  h.  ein  solcher,  bei  dem  die  Krankheit  als  ganz  beseitigt  erscheint;  2.  ein 
guter,  d.  h.  ein  solcher,  bei  dem  zwar  noch  Spuren  der  Krankheit  vor- 
handen, diese  aber  so  gering  sind,  dass  der  Betreffende  sich  wieder  im 
vollen  und  voraussichtlich  dauernden  Besitz  seiner  Erwerbsfähigkeit  be- 
findet; 3.  zwar  ein  nicht  vollkommener,  aber  doch  ein  solcher,  dass  der 
Betreffende  gegenwärtig  wieder  erwerbsfähig  ist,  ohne  dass  aber  die  Zeit 
für  die  Dauer  dieses  Zustandes  schon  abgeschätzt  werden  kann;  4.  ein 
geringer  Erfolg,  dergestalt,  dass  der  Betreffende  nur  als  zu  leichter  Arbeit 
befälligt  angesehen  werden  könnte;  und  5.  gar  kein  Erfolg.  Also  unsere 
Statistik  hat  genau  den  Punkt  der  P]rwerbsfähigkeit  im  Auge,  denjenigen, 
der  bei  dieser  ganzen  Maassregel,  so  weit  sie  sich  auf  grosse  Volkskreise 
erstrecken  soll,  der  wesentliche  ist.  Wir  haben  uns  mit  den  betreflfenden 
Herren  Aerzteii,  sowohl  mit  den  die  Kranken  in  den  Heilstätten  behandelnden, 
als  mit  den  nachher  die  Entlassenen  untersuchenden,  darüber  verständigt, 
dass  diese  fünf  Abtheilungen  als  das  Entscheidende  anzusehen  seien,  und 
dass  dieAerzte  danach  die  Betreffenden  bei  ihren  gutachtlichen  Aeusserungen 
nummerireu.  Ob  es  nun  möglich  ist,  eine  derartige  Statistik  wie  diese  auch 
auf  andere  Anstalten,  namentlich  auch  auf  Privatunternehmungen  auszu- 
dehnen, das  erscheint  mir  etwas  zweifelhaft.  Wünschenswerth  ist  es;  jeden- 
falls aber  sind  alle  öffentlichen  Corporationen ,  welche  Mittel  für  diese  An- 
gelegenheit aufwenden,  genöthigt,  in  der  eben  beschriebenen  —  oder  in 
einer  anderen,  möglicherweise  ja  auch  besseren  —  Weise  vorzugehen. 

„Was  die  Einwendungen  des  Herrn  Professor  Gaffky  anlangt,  so 
glaube  ich,  dass  nach  den  letzten  Erklärungen,  die  er  abgegeben  hat,  wir 
eigentlich  vollständig  einig  mit  einander  sind.  Herr  Professor  Gaffky 
will  auch  möglichst  viel  Sanatorien,  und  diejenigen,  die  für  die  Sanatoi'ien 
eintreten,  wollen,  insbesondere  also  —  wenn  ich  hier  von  mir  sprechen 
darf  —  will  auch  ich  eine  den  sanitären  Ansprüchen  möglichst  entsprechende 
Lebensweise  aller  Personen,  insbesondere  der  Lungenkranken,  auch  ausser- 
halb der  Heilstätten.  Ich  bin  meinerseits  weit  davon  entfernt  —  das 
würde  ja  auch  eine  Frage  sein,  die  über  meinen  Bereich  als  den  eines 
Nichtarztes  hinausgehen  würde  —  mir  ein  ürtheil  über  die  verschiedenen 
Methoden  der  Behandlung  von  Lungenkranken  zu  erlauben,  sondern  das, 
was  in  meinen  Schiusssätzen  gesagt  ist,  ist  nur  dasjenige,  was  gegenwärtig 
wohl  doch  die  allgemeine  Ansicht  ist,  dass  nämlich  Resultate  von  grösserem 
Umfange,  so  weit  sie  sich  auf  die  specielle  Behandlung  von  Lungenkranken 
,  beziehen,  nur  durch  die  hygienisch -diätetische  Behandlungsweise  eri-eicht 
sind.  Aber  gewiss  werden  die  von  Herrn  Professor  Gaffky  betonten 
hygienischen  Maassnahmen,  die  wir  für  unsere  gesammten  Lebenseinrich- 
tungen zu  treffen  haben,  auch  einen  ausserordentlich  guten  Erfolg  gerade 
auch  auf  die  uns  jetzt  beschäftigende  Angelegenheit,  die  Bekämpfung  der 
Lungenschwindsucht,  ausüben.  Gewiss  wird  auch  die  Wirkung  der  Stadt- 
entwässerung, der  Verbesserung  der  Wasserversorgung,  kurz  der  Hebung 


Die  Erbauung  von  Heilstätten  für  Lungenkranke.  123 

unserer  ganzen  Lebensweise  in  den  grösseren  Städten  von  erheblichem 
Einflüsse  darauf  gewesen  sein,  dass  in  ihnen  zur  Zeit  eine  wesentliche  Ab- 
nahme der  Tuberculose  zu  constatiren  ist. 

„Was  die  vorhin  von  einigen  der  Herren  erwähnte  Frage  anlangt, 
ob  bei  den  Maassnahmen  zur  Bekämpfung  der  Lungenschwindsucht  beide 
Geschlechter  Berücksichtigung  zu  finden  haben,  oder  ob  sie  nur  einem  Gre- 
schlechte,  nur  dem  männlichen,  zu  Theil  werden  soll,  so  muss  ich  bekennen, 
dass  ich  nicht  auf  dem  Standpunkte  meines  Herrn  Mitberichterstatters 
stehe,  der  ausführte,  dass  die  Versicherungsanstalten  sich  zunächst  nur  um 
die  männlichen  Versicherten  zu  bekümmern  hätten.  Die  weiblichen  Per- 
sonen, die  bei  den  Invaliditäts-  und  Altersversicherungsanstalten  versichert 
sind,  sind  diesen  gerade  ebenso  nahe  als  die  männlichen.  Die  Versicherungs- 
anstalten vermögen  also  nicht  grundsätzlich  das  eine  Geschlecht  vor  dem 
anderen  zu  bevorzugen.  Aber  denjenigen  Herren  pflichte  ich  bei,  ins- 
besondere Herrn  Geheimrath  von  Ziemssen,  welche  betonten,  dass  es 
möglichst  zu  vermeiden  ist,  in  Anstalten  für  die  Behandlung  Lungenkranker 
beide  Geschlechter  zu  vereinigen.  Ich  spreche  auch  darin  mit  einiger 
Erfahrung  und  kann  nur  sagen,  dass  die  gemachten  Wahrnehmungen  die 
Scrupel,  welche  ich  von  Anfang  an  gehabt  habe,  wenn  zweierlei  Geschlechter 
in  derselben  Anstalt  vereinigt  wurden,  nur  bestätigt  haben,  dass  dies  grosse 
Bedenken  gegen  sich  hat;  und  ich  würde  allen  den  Herren,  welche  auch 
praktisch  die  Sache  in  die  Hand  nehmen  wollen,  dringend  emj)fehlen,  von 
voimherein  die  Anstalten  nur  auf  ein  Geschlecht  einzurichten.  Meine  Er- 
fahrungen weichen  insofern  aber  allerdings  von  denen  des  Herrn  Geheim- 
rath V.  Ziemssen  ab,  als  sie  dahin  gehen,  dass  nicht  die  weiblichen 
Kranken  besser  zu  discipliniren  sind  als  die  männlichen,  sondei'n  dass 
der  Mann  in  derartigen  Heilanstalten  viel  folgsamer  ist,  viel  weniger 
Launen  entwickelt,  viel  weniger  kleine  Querköpfigkeiten  hat,  als  die  Frauen- 
zimmer, und  ich  habe  dasselbe  Urtheil  direct  auch  von  Pflegeschwestern 
gehört,  die  Vorgesetzte  derartiger  Anstalten  sind. 

„Meine  Herren!  Darin  möchte  ich  nun  meine  Berichterstattung  ja 
nicht  missverstanden  sehen,  als  ob  ich  wünschen  würde,  dass  die  freien 
Vereine  ihre  Thätigkeit,  die  sie  bislang  für  die  Erbauung  von  Heilstätten 
für  Lungenkranke  entwickelt  haben,  vermindern  sollten;  sondern  im  Gegen- 
theil,  wir  haben  lange  nicht  genug  freiwillige  Vereine  dieser  Art  in  Deutsch- 
land, und  ich  stimme  darin  mit  Herrn  Geheimrath  v.  Zierassen  überein, 
dass  das  ein  sehr  wünschenswerthes  Verhältniss  wäre,  wenn  Versicherungs- 
anstalten und  derartige  freiwillige  Vereine  so  mit  einander  Hand  in  Hand 
arbeiten  könnten,  dass  die  einen  die  Mittel  im  Wesentlichen  dazu  hergäben, 
die  anderen  die  ausführenden  Organe  dafür  wären.  Aber  nicht  überall  ist 
das  möglich,  und  überall  muss  doch  gearbeitet  und  geschafi'en  werden! 
Desshalb  sage  ich:  es  ist  darin  keine  strenge  Regel  zu  machen,  spndern  so,  wie 
es  sich  nach  den  gegebenen  Verhältnissen  des  einzelnen  Bezirkes  am  zweck- 
mässigsten  und  schnellsten  gestalten  lässt,  so  muss  es  angegrifi'en  werden. 

„Meine  Herren,  von  dem  Herrn  Professor  Gaffky  und  von  Herrn 
Rösner  ist  ausgeführt,  dass  die  Kranken  sehr  ungern  in  derartige  Anstalten 
hinein  gingen.  Sicher  kommen  auch  solche  Fälle  vor,  dass  derartige  Kranke 
diese  Anstalten  mit  anderen  Krankenhäusern ,  in  die  sie  nicht  gern  hinein- 
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gellen,  verwechseln.  Wenn  aber  sonst  Fälle  eintreten,  wo  Versichei-te 
Bedenken  ti*agen,  sich  in  Heilst<ätten  zu  begeben,  so  ist  es  dann  wesentlich 
der  Umstand,  dass  ihren  Familien  während  der  Zeit  ihres  Aufenthaltes 
im  Sanatorium  keine  Familienunterstützung  zu  Theil  werden  würde, 
der  diese  Bedenken  hervorruft.  Die  Familienunterstützung  fehlt  namentlich 
dann,  wenn  die  Betreffenden  noch  nicht  erwerbsunfähig  sind.  Wenn  Ei'- 
werbsunfähige  in  das  Krankenhaus  aufgenommen  werden ,  wird  ja  nach 
dem  Krankenversicherungsgesetze  auch  den  Familien  Unterstützung  gewährt, 
in  anderen  Fällen  aber  nicht;  und  die  Hanseatische  Versicherungsanstalt  — 
wenn  ich  von  meinen  praktischen  Erfahrungen  in  der  Beziehung  sprechen 
darf  —  hat  gerade  aus  diesem  Grunde  sich  wesentlich  veranlasst  sehen 
müssen,  die  Beiträge,  welche  die  Krankenkassen  zu  leisten  haben,  in  vielen 
Fällen  herabzusetzen,  um  den  Familien  der  Vei'sicherten  eine  bessere 
Unterstützung  zuzuwenden.  Die  Vertheilung  der  pecuniären  Belastung 
stellt  sich  für  die  Hanseatische  Versicherungsanstalt,  wie  ich  vorhin  bei 
meiner  Berichterstattung  genauer  ausgeführt  habe,  bis  zum  Ende  des 
vorigen  halben  Jahres  ungefähr  so ,  dass  im  Ganzen  für  die  Behandlung 
von  lungenkranken  Versicherten  96000  M.  ausgegeben  sind.  Dazu  mögen 
noch  etwa  10000  M.  für  Familienunterstützungen,  die  die  Krankenkassen 
gewährt  haben,  kommen.  Von  den  96  000  M.  sind  etwa  26000  M.  von 
den  Krankenkassen  übernommen,  70000  M.  von  der  Versicherungsanstalt, 
so  dass  insgesammt  die  106000  M.,  die  die  Sache  bis  jetzt  gekostet  hat, 
etwa  zu  zwei  Drittel  von  der  Versicherungsanstalt  und  zu  ein  Drittel  von 
den  Krankenkassen  getragen  werden. 

„Aber,  meine  Herren,  die  Beobachtung  habe  ich  in  ausgiebigem  Maagse 
gemacht,  und  da  darf  ich  nun  gerade  den  Befürchtungen  des  Herrn  Professors 
Gaffky  und  des  Herrn  Rösner  gegenüber  mich  auf  die  Praxis  berufen: 
wenn  für  die  Unterstützung  der  Familien  während  der  Dauer  der  Heilbehand- 
lung des  Familienernährers  gesorgt  wird,  so  ist  auch  für  die  Unterbrin- 
gung dieser  verheiratheten  Kranken  —  für  andere  Kranke  besteht  eine 
Schwierigkeit  überhaupt  nicht  —  gar  keine  Schwierigkeit,  dass  die  Leute 
sich  dem  Heilverfahren  unterziehen.  Nothwendig  ist  aber  freilich  noch, 
dass  die  Aerzte  sie  rechtzeitig  auf  die  Gefährlichkeit  ihres  Leidens  auf- 
merksam machen.  So  lange  die  Leute  ihr  Leiden  nicht  für  schwer  halten, 
so  lange  sie  sich  der  Gefahr  nicht  bewusst  sind,  so  lange  denken  sie  nicht 
daran,  in  eine  Heilstätte  zu  gehen,  und  so  lange  der  eine  oder  andere 
behandelnde  Arzt,  der  Krankenkassenarzt  oder  welcher  sonst,  dem  Dinge 
einen  falschen  Namen  giebt  und,  um  die  Familie  nicht  zu  beunruhigen,  eine 
andere  Bezeichnung  wählt,  eine  unbestimmte  Bezeichnung,  so  lange  kommt 
auch  der  Kranke  nicht  auf  den  Gedanken,  dass  besondere  Maassnahmen 
für  seine  Heilung  erforderlich  sind.  Sowie  aber  den  Krauken  durch  die 
ärztliche  Mittheilung  zum  Bewusstsein  gelangt,  dass  sie  sich  wirklich  im 
Anfangsstadium  einer  sehr  schweren  Krankheit  befinden,  meine  Herren, 
dann  kommen  sie  mehr  wie  gern  in  die  Heilstätten,  und  nicht  bloss  die 
Kranken  selber  drängen  dahin,  aufgenommen  zu  werden,  sondern  auch 
die  Familienmitglieder,  die  Frauen,  bemühen  sich  darum. 

„Ich  habe   eine  Zusammenstellung  über  die  bisherigen  Ergebnisse 
•des  Vorgehens  der  Hanseatischen  Versicherungsanstalt  gemacht  und  habe 
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einige  Exemplare  davon  zur  Stelle,  die  ich  den  Herren  zur  Verfügung 
stelle.  Da  können  die  Herren  sehen,  dass  sehr  viel  mehr  Anträge  bei  uns 
gestellt  werden,  als  haben  berücksichtigt  werden  können.  Die  Zurückweisung 
ist  übrigens,  wie  ich  bemerken  will,  nicht  desshalb  erfolgt,  weil  zu  viele, 
an  und  für  sich  berücksichtigungswerthe  und  berücksichtigungsfiihige  An- 
träge gestellt  waren  —  diese  sind  noch  immer  sämmtlich  berücksichtigt  — , 
sondern  meistens  desshalb,  weil  die  Anträge  zu  spät,  also  in  einem  Krank- 
heitsstadium, wo  Hülfe  ausgeschlossen  ist,  gestellt  sind,  und  ferner,  weil  es  sich 
um  Personen  handelte,  die  bei  der  Hanseatischen  Versicherungsanstalt  nicht 
versichert  waren.  Aber  über  Mangel  an  Anträgen,  meine  Herren,  brauchen 
wir  uns  gar  nicht  zu  beunruhigen,  denn,  ich  wiederhole,  die  Praxis  hat 
gelehrt,  dass,  sofern  für  die  Familien  gesorgt  wird,  dann  der  betreffende 
Kranke  sich  auch  ausserordentlich  gern  nach  der  Heilanstalt  begiebt. 

„Meine  Herren,  auf  die  Frage  darf  ich  nicht  eingehen,  ob  die  Ver- 
sicherungsanstalten auch  Geld  auf  Hypotheken  ausleihen  wollen,  wie  der 
Herr  aus  Blaubeuren  empfohlen  hat.  Ich  glaube,  dass  er  da  bei  den 
Versicherungsanstalten  ein  sehr  williges  Gehör  findet.  Sie  geben  ja  zum 
Theil  jetzt  schon  sehr  erhebliche  Beträge  auf  Hypotheken  und  insbesondere 
für  Erbauung  von  Arbeiterwohnungen  aus.  Ich  empfehle  dem  geehrten 
Herrn,  seine  Anträge  bei  der  Versicherungsanstalt,  zu  der  sein  Wohnort 
gehört,  zu  stellen. 

„Ich  glaube,  dass  ich  damit  die  wesentlichen  Punkte  berührt  habe, 
welche  im  Laufe  der  Verhandlung  vorgekommen  sind  und  meine  desshalb, 
schliessen  zu  dürfen. 

„Meine  Herren!  Mehr  noch,  als  es  uns  vorher  schon  bewusst  war, 
ist  uns  durch  die  Mittheilungen,  die  uns  der  Herr  Director  Köhler  vom 
Eeichsgesundheitsamte  über  die  Verbreitung  der  Lungentuberculose  gemacht 
hat,  vor  Augen  geführt,  um  welche  Riesenaufgabe  es  sich  handelt,  um 
welche  wichtigen  Maassnahmen  im  Interesse  der  allgemeinen  Wohlfahrt. 
Ich  glaube,  mag  der  Eine  oder  Andere  diese  oder  jene  Scrupel  bei  Einzel- 
heiten haben,  sie  verschwinden  gegenüber  der  grossen  Bedeutung, 
die  die  ganze  Aufgabe  für  uns  gewinnt,  und  ich  hoffe,  wir  Alle 
verlassen  nicht  den  Saal  ohne  den  Entschluss,  zu  unserem  Theile 
dabei  mitzuwirken,  um  das  uns  belastende  Uebel  zu  über- 
winden. 

Da  der  Herr  Correferent  auf  das  Schlusswort  verzichtet,  kommt  nun- 
mehr der  Antrag  Küchler  zur  Abstimmung  und  wird  derselbe  mit  über- 
wiegender Mehrheit  angenommen. 

Es  lautet  sonach  der  vom  Verein  gefasste 

Beschluss: 

Der  Deutsche  Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege  erklärt 
die  Einführung  einer  nach  gleichen  Grundsätzen  geordneten  Sta- 
tistik über  die  Resultate  der  Heilpflege  in  den  Anstalten  für  un- 
bemittelte Lungenkranke  für  wünschenswerth,  die  sich  wo  möglich 
auf  die  Dauer  von  mindestens  fünf  Jahren  nach  Verlassen  der  Heil- 
stätte zu  erstrecken  hätte. 
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Es  folfft  nunmehr  der  nächste  Gegenstand  der  Tagesordnung: 

III.   Gasheizung  im  Vergleich  zu  anderen  Einzel- 
heizsystemen. 

Es  lauten  die  von  dem  Referenten,  Herrn  Hofrath  Prof.  Meidinger, 
aufgestellten 

Sc5hlusssätze. 

1.  Das  Steinkohlengas  ist  bei  uns  für  gleiche  Wärmeentwickelung  fünf  bis 
sieben  Mal  so  theuer  wie  Steinkohlen  oder  Coaks  und  doijpelt  so  theuer 
wie  Holz.  Guten  eisernen  Oefen  mit  Dauerbrand  gegenüber  kommt  die 
Gasheizung  in  entsprechendem  Verhältniss  theurer. 

2.  Ein  Gasofen  kann  nicht  mehr  Wärme  entwickeln  als  frei  brennende 
Flammen;  bei  nicht  abziehenden  Verbrennungsproducten  kann  der  Ofen 
somit  nur  die  Bedeutung  der  Deeoration  oder  Garnitur  zum  Schutz  gegen 
Brand  haben.  Der  Ofen  kann  jedoch  die  Vertheilung  der  Wärme  in  Bezug 
auf  Decke  und  Fussboden  modificiren. 

3.  Bei  vollständiger  Verbrennung  des  Gases  kann  das  Ausströmen  seiner 
Verbrennungsproducte  aus  dem  Ofen  in  die  Wohnräume  an  sich  als  ebenso 
unbedenklich  angesehen  werden,  wie  das  offene  Brennen  der  Leucht- 
flammen. Für  deren  Abführung  in  das  Kamin  sollte  gleichwohl  Vorsorge 
getroffen  sein,  namentlich  für  die  Fälle,  wo  längere  Zeit  hindurch  geheizt 
wird  und  grössere  Mengen  Gas  gebrannt  werden. 

4.  Die  schätzenswerthen  Eigenschaften  der  Gasheizung  bestehen  nächst  ihrer 
Reinlichkeit  insbesondere  in  der  Raschheit  ihrer  Wirkung  und  in  ihrer 
vorzüglichen  Regulirbarkeit;  ihre  Mehrkosten  gegenüber  der  Heizung  mit 
den  festen  Brennstoffen  können  sich  dadurch  bedeutend  mindern,  in 
gewissen  Fällen  fast  verschwinden,  namentlich  im  Vergleich  mit  Holz- 
heizung. 

5.  Einem  Gasofen  kann  nur,  ganz  aus  Eisen  hergestellt,  innere  Berechtigung 
zugestanden  werden. 

6.  Glühende  Heizwände  sind  bei  Oefen  jeder  Art  als  hygienisch  durchaus 
unbedenklich  anzusehen. 

7.  Es  ist  bei  Oefen  irgend  welcher  Art  unstatthaft,  Vorzüge  einer  besonderen 
Art  der  Wärmeabgabe  allgemein  geltend  zu  machen:  grosse  wie  geringe 
Strahlung,  grosse  wie  geringe  Luftheizung  können  je  nach  Umständen  an- 
genehm, bezw.  vortheilhaft,  wie  das  Gegentheil  sein.  Von  einer  günstigen 
Circulation  der  Luft  in  Wohnräumen  bei  der  Heizung,  kann  man  nicht 
sprechen. 

Referent,  Hofrath  ProfeSSOr  Dr.  Meidinger  (Karlsruhe): 
„Meine  Herren!  Als  vor  100  Jahren  zum  ersten  Mal  ein  brennbares 
Gas  durch  sogenannte  trockene  Destillation,  d.  h.  durcli  Erhitzung  von 
Brennstoffen  im  geschlossenen  IJauni,  hergestellt  wurde,  war  nur  die  Ver- 
wendung desselben  zu  Leuchtzwecken  ins  Auge  gefasst,  und  auf  dieser  Basis 
entwickelten  sich  denn  die  Gasfabriken.  Der  Grund,  warum  man  lange  Zeit, 
fast  bis  in  die  Mitte  dieses  Jahrhunderts,  nicht  daran  dachte,  das  Leuchtgas 
auch  zu  Heizzwecken  zu  verwerthen,  wofür  es  sich  in  der  Folge  so  sehr 
geeignet  gezeigt  hat,  liegt  darin,  dass,  wenn  man  einen  zu  erwärmenden 
festen  Körper  in  die  Leuchtgasflamme  hineinstellt,  derselbe  sich  mit  Russ 
beschlägt,  der  als  schlechter  Wärmeleiter  den  Durchgang  der  unter  diesen 
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Umständen  nur  unvollkommen  entwickelten  Wärme  vermindert,  und  ddss, 
wenn  man  den  Gegenstand,  sagen  wir  ein  Gefäss,  in  dem  wir  Wasser  er- 
hitzen wollen,  hoch  über  die  Flamme  bringt,  wo  eine  Berussung  nicht  statt- 
findet und  die  Verbrennung  vollkommen  ist,  dann  die  Wärmewirkung  in 
Folge  Mengung  der  Verbrennungsproducte  mit  zu  viel  abkühlender  Luft 
in  noch  höherem  Grade  vermindert  ist.  Bei  der  frei  brennenden  Leucht- 
flarame  geht  auch  immer  ein  Theil  der  Wärme  durch  Ausstrahlung  in  die 
Umgebung  der  Einwirkung  auf  den  zu  heizenden  Körper  verloren.  Es 
musste  zuvor  die  Beobachtung  gemacht  werden,  dass,  wenn  Gas  und  Luft 
mit  einander  in  einem  gewissen  Verhältniss  (mindestens  ein  Theil  Stem- 
kohlengas  auf  zwei  Theile  Luft)  gemengt  werden  ,  die  Verbrennung  ohne 
Ausscheidung  von  Kohlenstoff,  dessen  Erglühen  die  leuchtende  Flamme 
bildet,  erfolgt,  dass  alsdann  eine  lichtlose  —  nicht  absolut  farblose  — , 
bläulich  leuchtende  Flamme  entsteht.  Wer  diese  Thatsache  zuerst  erkannt 
hat,  konnte  ich  aus  der  Literatur  nicht  entnehmen;  vielleicht  Elster 
in  Berlin,  von^  dem  die  ersten  bezüglichen  Brenner  auf  den  Markt  kamen. 
Das  waren  auf  Füssen  stehende  Blechcylinder  von  etwa  10  cm  Höhe  und 
Weite,  unten  offen,  oben  mit  einem  Drahtuetze  bedeckt.  In  der  Mitte 
mündete  der  Brenner  aus,  die  Luft  konnte  also  frei  von  unten  zuströmen, 
sie  mengte  sich  mit  Gas,  das  Gas  strömte  durch  das  Drahtnetz  und  ver- 
brannte alsdann  mit  einer  blauen  Flamme.  Das  Drahtnetz  hinderte  durch 
Abkühlung  das  Zurückschlagen  der  Flamme  nach  unten.  Der  Breuner  er- 
langte eine  gewisse  Verbreitung;  jetzt  kennt  ihn  Niemand  mehr.  Die  Fort- 
schritte knüpften  sich  ganz  an  einen  Brenner  an,  der  von  Prof.  Biinsen 
in  Heidelberg  im  Jahre  1855  —  ich  war  damals  gerade  sein  Schüler  im 
Laboratorium  —  erfunden  wurde  und  der  seinen  Namen  führt.  Bei  diesem 
strömt  das  Gas  bekanntlich  in  ein  Rohr,  nicht  dicker  als  ein  kleiner  Finger. 
Unten  zieht  Luft  ein,  welche  durch  die  Geschwindigkeit  des  ausströmenden 
Gases  angesaugt  wird.  Oben  bildet  sich  dann  auch  eine  blaue  Flamme,  von 
gleicher  Dicke  wie  das  Rohr.  Der  Bunsenbrenner,  die  Bunsenflamme,  waren 
maassgebend  für  die  ganze  weitere  Entwickelung  der  Gasheiztechnik. 

,,B Unsen  dachte  zunächst  wohl  nur  an  die  Verwendung  der  Flamme 
im  Laboratorium.  Wir  hatten  bis  dahin  —  ich  studirte  von  1849  bis  1853 
in  Giessen  und  ging  dann  zwei  Jahre  als  junger  Doctor  zu  Dunsen  ins 
Laboratorium  —  wir  hatten  bis  dahin  uns  mit  Spiritusflammen  beholfen,  mit 
einfachen  und  Berzelius'schen.  Es  ist  bekannt,  dass  man  gegenwärtig 
im  Laboratorium  gar  keinen  anderen  Brenner  kennt,  als,  ich  darf  ja  wohl 
sagen,  die  geniale  Schöpfung  von  Bunsen  aus  dem  Jahre  1855.  Dieser 
Brenner  in  verschiedenen  Modificationen  fand  denn  später  auch  eine  grosse 
Verwendung  im  Gewerbe,  im  Kleingewerbe  sowohl  als  im  Grossgewerbe. 

„Man  vindicirte  in  der  Praxis  der  Bunsen'schen  Flamme  lange  Zeit 
eine  grössere  Wärme  als  der  einfachen  Leuchtflamme.  Das  ist  ein  L-rthum. 
Wie  das  Leuchtgas  auch  verbrennt ,  ob  mit  leuchtender  Flamme  oder  mit 
nicht  leuchtender  Flamme,  ist  in  Beziehung  auf  das  Quantum  von  Wärme 
vollständig  gleichgültig.  Ein  Cubikmeter  Gas  entwickelt  etwa  5000  Wärme- 
einheiten, d.  h.  so  viel  Wärme,  als  nöthig  ist,  um  5000kg  Wasser  um  PC. 
zu  erwärmen.  Ob  die  Flamme  leuchtend  ist  oder  nicht,  die  Wärmemenge 
ist  immer  dieselbe.    Aber  die  Wirkung  ist  nicht  die  gleiche.   Wenn  wir 
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eine  flache  Flamrae  haben  und  halten  einen  festen  Körper  kleinen  Umfangs 
hinein,  dann  wird  er  eben  blos.?  von  einem  Theile  der  Wärme  getroffen 
werden  und  auf  der  Seite  geht  Wärme  verloren.  Der  Bunsenbrenner  giebt 
eine  auf  kleinen  Umfang  concentrirte  Flamme,  und  hält  man  in  diese  einen 
Körper  hinein,  so  kommen  eben  alle  heissen  Theile  zur  Wirkung,  und  so 
erklärt  sich  die  höhei'e  Leistung,  die  der  Bunsenbrenner  der  flachen  Flamme 
gegenüber  besitzt.  Das  Gasgebläse  zeigt  im  höchsten  Grade  diese  Wirkung 
einer  intensiven  Flamme. 

„In  etwas  modificirten  Formen  kamen  dann  später  auch  in  unsere 
Küchen  die  Brenner  hinein.  Die  Kugelbrenuer  oder  die  Ringbrenner  be- 
ruhen vollkommen  auf  dem  Bunsen'schen  Princip,  nur  dass  die  Concen- 
tration  der  Flamrae  hier  wegfällt.  Wir  haben  eine  bi'eite,  flächen-  oder 
ringförmige  Flamme,  die  gerade  für  Kochzwecke  besonders  geeignet  ist. 
In  der  Küche  hat  heute  das  Heizgas  eine  ausserordentliche  Verbreitung 
gefunden,  wenigstens  zum  Frühstück  und  zum  Nachtessen  —  bei  mir  ge- 
schieht das  schon  seit  über  30  Jahren  — ,  wenn  man  vielleicht  auch  zum 
Mittagessen  sich  noch  des  alten  Herdes  bedient,  im  Hinblick  auf  ökono- 
mische Wirkungen,  wovon  ich  gleich  noch  sprechen  werde. 

„Die  Verwendung  des  Leuchtgases  zum  Heizen  von  Wohnräumen  ist 
verhältnissmässig  neu,  wenigstens  in  Deutschland.  Zwar  wurden  schon  seit 
1856  bei  uns  Kirchen  vereinzelt  mit  Gas  geheizt  (anfangs  wurde  dabei 
der  Elster' sehe  Brenner  verwendet),  in  England  und  Frankreich  auch 
Zimmer  mit  kleineren  Oefen,  den  Kaminen  entsprechend,  die  namentlich  in 
England  ja  das  fast  allgemein  verbreitete  Heizmittel  bilden,  seit  Ende  der 
60er  Jahre  in  ausgedehnterem  Grade.  Bei  uns  dauerte  es  jedoch  länger,  bis 
Ende  der  70er  Jahre,  ehe  man  hin  und  wieder  einmal,  und  zwar  von  Frank- 
reich oder  von  England  importirt,  Heizöfen  für  die  Wohnräume  begegnete. 

„Ich  darf  mich  unter  den  Zeitgenossen  wohl  als  Denjenigen  ansehen, 
der  sich  am  längsten  und  intensivsten,  theoretisch  wie  praktisch  und  lite- 
rarisch, mit  der  Ofenfrage  beschäftigt  hat.  Meine  erste  Vorlesung  in  Heidel- 
berg, wo  ich  mich  im  Jahre  1857  als  Docent  für  Technologie  habilitirte, 
betraf  ein  zugehöriges  Thema:  Brennstoffe;  seit  1869  trage  ich  an  der 
Technischen  Hochschule  in  Karlsruhe  über  Heizung  und  Ventilation  vor; 
in  meiner  Hauptstellung  als  (seit  Beginn)  Vorstand  der  im  Jahre  1865  ge- 
gründeten Grossherzogl.  Landesgewerbehalle  hatte  ich  Gelegenheit,  Jahre 
hindurch  die  Praxis  des  Heizungswesens  zu  studiren.  Von  1866  bis  1869 
untersuchte  ich  in  meinem  eigenen  Arbeitszimmer  über  30  Oefen  experi- 
mentell. Jeder  war  Wochen  lang  aufgestellt;  ich  führte  die  Heizung  selbst 
durch,  und  bei  dieser  Gelegenheit  gewann  ich  natürlich  eine  ungewöhn- 
liche Summe  von  Erfahrungen,  auch  über  die  Brennstoffe,  die  ich  in  ihren 
verschiedensten  Formen  selbst  von  weither,  auch  aus  Amerika  (pennsylva- 
nischer  Anthracit)  bezog,  lieber  diese  ersten  Versuche  berichtete  ich  in  der 
von  mir  im  Jahre  1867  gegründeten  und  bis  heute  redigirten  „Badischen 
Gewerbezeitung"  ausführlich,  auch  noch  später  über  andere  Versuche.  Da- 
bei darf  es  denn  Wunder  nehmen,  dass  ich  mich  für  die  Frage  der  Gas- 
heizung lange  durchaus  nicht  interessirte.  Der  Grund  lag  in  der  ökonomi- 
schen Würdigung  der  Sache.  Ich  sagte  vorhin:  1  cbm  Gas  erzeugt  5000 
Wärmeeinheiten.  Wie  es  in  Karlsruhe  verkauft  wird,  auch  in  anderen  Städten, 
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kostet  das  Heizgas  12  Pf.,  während  der  Preis  des  Leuchtgases  18  Pf.  beträgt. 
1  kg  Steinkohle  erzeugt  etwa  die  Hälfte  mehr  an  Wärme.  Kohlen  sind  ja 
wechselnd  zusammengesetzt,  und  Gas  auch;  aber  das  Verhältniss  der  Wärme- 
mengen von  1kg  Kohle  zu  1  cbm  Gas  (Tö  :  1)  wird  nicht  wesentlich  da- 
durch berührt,  jedenfalls  kann  es  als  mittleres  gelten.  Wenn  nun  100kg 
guter  Kohle  etwa  2-40  M.  kosten,  so  steht  1kg  Kohle  2-4  Pf.,  die  gleiche 
Wärmemenge  steht  bei  Gas  zum  Preise  von  12  Pf.  das  Cubikmeter:  12-1-6 
=  18  Pf.  Dividirt  man  mit  2-4  in  18,  so  findet  man  in  der  Zahl  7  das 
Vei-hältniss,  um  wie  vielmal  die  Gaswärme  theurer  ist  als  die  Kohlenwärme. 
W^ir  haben  noch  theurere  Brennstoffe:  Anthracitkohle ;  dafür  stellt  sich  das 
Verhältniss  wie  1  :  5.  Mit  Holz,  einem  noch  theureren  Brennstoffe,  ist  das 
Verhältniss  etwa  1  :  2.    Hier  nähern  sich  die  Kosten  schon  ziemlich. 

„Diese  ökonomischen  Gesichtspunkte  hatte  ich  ursprünglich  immer  in 
den  Vordei-grund  gestellt,  und  daher  erschien  es  mir  unmöglich,  dass  Gas- 
öfen für  das  Zimmer  je  von  einem  erheblichen  Erfolge  begleitet  werden 
könnten.  Es  ist  aber  nicht  immer  die  ökonomische  Frage,  welche  im  Leben 
bei  den  Dingen  den  Ausschlag  giebt.  Petroleumlicht  kostet  bei  gleicher 
Helligkeit  bloss  halb  so  viel  als  Gaslicht;  darum  wird  das  Gaslicht  doch 
sehr  allgemein  angewandt.  Elektrisches  Licht  kostet  wiederum  die  Hälfte 
mehr  als  Gaslicht;  trotzdem  verbreitet  sich  elektrisches  Licht  immer  mehr. 
Aber  etwas  Anderes  wird  sich  hier  nicht  in  entsprechendem  Verhältniss  ver- 
mehren, nämlich  die  elektrische  Heizung,  von  der  man  ja  hin  und  wieder 
auch  in  den  Zeitungen  liest  —  ich  möchte  sagen:  fabelt;  denn  wenn  die 
elektrische  Wärme  300mal  so  viel  kostet  wie  Kohle,  und  etwa  50mal  so 
viel  wie  Gas,  so  begreift  sich  wohl,  dass  in  Wirklichkeit  nie  daran  zu 
denken  sein  wird,  dass  die  elektrische  Wärme  irgendwie  eine  praktische 
Bedeutung  erlangen  wird.  Curiositäten  kann  ja  jeder  einmal  bei  sich  ein- 
fühi'en,  und  wem  es  gar  nicht  darauf  ankommt,  ob  er  viel  Geld  oder  wenig 
Geld  im  Leben  für  häusliche  Einrichtungen  ausgiebt,  der  kann  sich  auch 
sein  ganzes  Haus  mit  elektrischer  Heizung  einrichten.  Aber  irgend  eine 
nennenswerthe  Verbreitung  wird  die  elektrische  Heizung  im  Leben  nie 
gewinnen,  es  mag  in  den  Zeitungen  von  neuen  Versuchen  und  neuen  An- 
ordnungen noch  so  viel  Rühmens  gemacht  werden. 

„Die  Anregung,  mich  mit  dem  Thema  zu  beschäftigen,  wurde  mir  durch 
unseren  verstorbenen  Oberbürgermeister  Lauter  im  Jahre  1886.  Wir  hatten 
in  Karlsruhe  damals  eine  handwerkstechnische  Ausstellung,  bei  welcher  auch 
von  der  dortigen  Gasdirection  eine  Sammlung  aller  bekannten  Heizapparate 
von  Gas  vorgeführt  wurde:  Kochapparate  und,  was  damals  in  geringem 
Grade  bekannt  war,  Heizapparate  für  das  Zimmer.  Diese  waren  meist  eng- 
lischer Abstammung,  doch  fand  sich  auch  einiges  deutsche  darunter.  Herr 
Lauter  regte  die  Frage  bei  mir  an,  ob  man  nicht  das  Gas  zum  Heizen  in 
Schulräumen  verwenden  könne.  Auf  meine  Entgegnung,  es  würde  dies  viel 
zu  theuer  sein,  sagte  er:  wir  brauchen  nicht  so  zu  rechnen  mit  unserem 
städtischen  Gase,  wie  Derjenige,  der  das  Gas  kauft;  wir  erzeugen  es 
selbst,  und  es  steht  uns  nicht  einmal  halb  so  theuer,  als  wir  es  verkaufen. 
nämlich  auf  6  Pf.,  oder,  wenn  wir  lediglich  die  Productionskosten ,  ohne 
Amortisation,  Verzinsung  u.  s.  w.  berechnen,  so  steht  uns  das  Gas  bloss 
auf  4  Pf.   Nun  lag  die  Frage  natürlich  anders.    Im  Hinblick  ferner  darauf, 
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was  bei  Schulen  alles  in  Frage  kommt  —  der  Schulraum  muss  geheizt 
wei-den,  bis  die  Schüler  anlangen;  da  kommen  auf  einmal  zahlreiche  kleine 
Oefen  von  29" R.  in  den  Raum  hinein;  in  kurzer  Zeit  steigt  die  Temperatur 
ausserordentlich;  jetzt  soll  der  Ofen  wieder  reducirt  werden  in  seiner 
"Wärmeentwickelung  —  also  diese  Momente  zusammen  Hessen  mir  doch  die 
Verwendung  des  Leuchtgases  zum  Heizen  von  Schulen  eben  nicht  aussichts- 
los erscheinen.  Was  damals  an  Oefen  bekannt  war  —  es  war  in  der  Aus- 
stellung vorhanden  —  fand  meinen  Beifall  nicht,  und  nach  einigen  Ver- 
suchen, die  ich  im  Laboratorium  angestellt  hatte,  kam  ich  auf  ein  neues 
System  von  Oefen,  das  dann  von  unserem  Gasdirector  Reichardt  in  die 
constructive  Form  gebracht  wurde.  Es  wurden  einige  Oefen  von  den  War- 
steiner Gruben-  und  Hüttenwerken  gebaut,  sie  fanden  Beifall  in  der  Schule, 
und  bald  wurden  alle  neuen  Karlsruher  Volksschulen  mit  diesen  Oefen 
ausgestattet,  nachdem  sich  auch  gezeigt  hatte,  dass  der  Betrieb,  alles 
eingeschlossen,  nicht  theurer  zu  stehen  kam,  als  die  Füllöfenheizung  mit 
dem  Gascoaks ,  welche  zuvor  meist  angewendet  wurde.  Es  befinden  sich 
jetzt  in  16  städtischen  Schulen  144  Oefen.  Ausserdem  wurden  im  Jahre 
1889  in  der  staatlichen  Kunstgewerbeschule  37  Oefen  eingestellt.  Nächst- 
dem  bekamen  solche  noch  eine  ganze  Reihe  anderer  städtischer  Gebäude : 
das  Rathhaus,  die  Festhalle,  das  Spital,  das  Louisenhaus  etc.;  auch  Private 
nahmen  sie ,  so  dass  gegenwärtig  mehrere  Hundert  Oefen  in  Karlsruhe  in 
Gebrauch  sind.  Für  Privatwohnungen  haben  sie  neuerdings  eine  sehr  reiche 
Gestaltung  in  emaillirtem  Eisen  erhalten. 

„Der  Ofen,  um  das  kurz  zu  erwähnen,  besteht  am  Sockel  aus  einem 
auf  Füssen  stehenden,  breiten,  ringförmigen  Raum  (Gusseisen),  der  unten 
ganz  offen  ist  und  oben  in  zwei  ganz  nahe  (höchstens  1  cm)  von  einander 
abstehende  hohe  Blechcylinder  übergeht,  die  oben  wieder  in  einen  erweiter- 
ten Raum  (Gusseisen)  münden,  an  den  sich  ein  mit  dem  Kamin  verbundenes 
Rohrstück  anschliesst.  In  dem  Sockelraume  brennen  nahe  neben  einander 
stehende,  sich  gegenseitig  entzündende  Leuchtflammen  im  Kranze  herum. 
Letztere  stehen  allseitig  weit  von  der  Sockelwandung  ab,  so  dass  keine 
Berührung  und  Russabscheidung  und  unvollkommene  Verbrennung  möglich 
ist.  Die  Verbrennungsproducte  steigen  durch  den  engen  Raum  zwischen  den 
Blech cylin dem  in  die  Höhe,  geben  dabei  den  grössten  Theil  ihrer  Wärme  ab 
und  ziehen  dann  in  das  Kamin.  Der  innere  Blechcylinder  ist  ziemlich  weit, 
unten  und  oben  offen,  er  unterstützt  die  Wärmeabgabe  nach  aussen,  indem 
Bodenluft  unten  in  ihn  eintritt  und  erwärmt  oben  ausströmt;  bei  der  Schul- 
heizung wird  die  frische  äussere  Ventilationsluft  eingeführt  und  dadurch 
jeder  Zug  vermieden,  die  verdorbene  Zimmerluft  geht  dann  in  das  Kamin. 

„Die  weitere  Entwickelung  der  Verwendung  des  Leuchtgases  zum 
Heizen  knüpfte  sich  nicht  an  diese  Oefen,  in  der  Hauptsache  wenigstens 
nicht,  sondern  an  eine  Concurrenz,  die  in  Brüssel  im  Jahre  1886  stattfand. 
Dort  wurde  seitens  der  Stadt  ein  Preis  von  6000  Frcs.  ausgeschrieben  für 
einen  zweckmässigen  Gasstubenofen ;  der  Gewinner  war  der  Director  der 
dortigen  Gasfabrik,  Wybauw.  Sein  Ofen  wurde  rasch  auch  bei  uns  in 
Deutschland  eingefühi-t,  und  zwar  durch  die  Firma  Ho  üben  in  Aachen, 
welche  mit  einer  grossen  Reclame  für  denselben  Propaganda  machte.  Der 
Ofen  wirkt  in  erster  Tänic  durch  einen  Reflector,  dessen  Princip  im  Jahre 
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1864  von  Jacquet  in  Paris  erfanden  wurde;  die  von  e^ner  Reihe  hori- 
zontal neben  einander  befindlichen  Leuchtflammen  entwickelte  Warme  wird 
durch  ein  gebogenes  Kupferblech  nach  dem  Boden  geworfen.  Jacquet  liess 
die  heissen  Verbrennungsgase  entweder  direct  ins  Kamin  gehen,  was  mit 
.rossem  Wärmeverlust  verbunden  ist,  oder  frei  in  die  Zimmerlnlt  einströmen. 


Karlsruher  Schul -Gasofen, 
Durchschnitt. 


Karlsruher  Schul  -  Gasofen, 


Wybauw  verband  damit  nun  noch  ein  hinter  dem  Ofen  befindliches  System 
von  ab-  und  aufsteigenden  Canälen,  wodurch  der  grössere  Theil  der  in  den 
Verbrennungsproducten  noch  enthaltenen  Wärme  gewonnen  werden  konnte. 
Die  in  der  Höhe  entwickelten  heissen  Gase  müssen  hierbei  also  zuerst  nach 
unten  strömen;  dies  geht,  wenn  man  ein  stark  ziehendes  Kamin  hat,  ist 
aber  durchaus  verwerflich  bei  schlecht  ziehenden  Kaminen.  Denn  es  ist 
nicht  zu  vermeiden,  dass  die  Verbrennungsproducte  unter  diesen  Umständen 
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zum  Theil  aus  dem  Ofen  ausströmen  und  in  dem  Zimmer  leicht  unange- 
nehmen Geruch  verbreiten.  Ich  kann  mich  darüber  hier  nicht  weiter  ver- 
breiten,  ich  kann  bloss  die  Thatsache  erwähnen.  Der  Ofen  wurde  1889 
auch  bei  uns  für  die  neugebaute  Kunstgewerbeschule  empfohlen,  und  ich 
konnte  damals ,  rein  auf  Grund  einer  Beschreibung  im  Gasjournal ,  nur 
warnen  vor  seiner  Verwendung.  Es  wurden  dann  bloss  einige  Stück  in 
den  Lehrerzimmern  gewissermaassen  versuchsweise  aufgestellt;  nach  einem 
Jahre  wurden  sie  wieder  entfernt,  da  thatsächlich  das,  was  ich  befürchtete, 
eingetroffen  war:  die  Oefen  Hessen  übelriechende  Gase  ausströmen,  und  der 
Aufenthalt  in  den  Räumen  war  in  Folge  dessen  unmöglich.  Ebenso  ging 
es  an  anderen  Orten,  und  Hunderte  von  Oefen,  die  ins  praktische  Leben 
gekommen  waren,  wurden  wieder  beseitigt. 

„Der  Ofen  gewann  bald  eine  andere  Form:  die  Verbrennungsproducte 
wurden  in  einem  über  dem  Reflector  sich  erhebenden  Canalsystem  sofort 

nach  oben  und  ins  Kamin  geführt, 
damit  war  dem  Ausströmen  von 
Gasen  vorgebeugt.  Bekannt  sind  in 
solchen  Ausführungen  die  nur  wenig 
von  einander  abweichenden  Oefen 
von  Houben  in  Aachen,  Schäffer 
&  Wal cker  in  Berlin,  Fr.  Siemens 
in  Dresden  geworden,  nur  dass  bei 
letzteren  Oefen  die  Verbrennungs- 
producte doch  zuerst  nach  unten 
strömen  müssen ,  insbesondere  um 
die  in  die  Flamme  ziehende  Ver- 
brennungsluft vorzuwärmen.  Die 
Oefen  werden  aus  diesem  Grunde 
„Regenerativöfen"  genannt,  welche 
Bezeichnung  ich  jedoch  nicht  an- 
erkennen kann ,  wie  ich  auch  dem 
praktischen  Werthe  der  Anordnung 
gegenüber  mich  skeptisch  verhalte. 
Neuerer  Eeflectorofen.  Gewerbezeitung  und  im 

Gasjournal  1894  habe  ich  mich  hierüber  näher  ausgesprochen  (Artikel:  Gas- 
heizung und  Gasöfen). 

„Diese  Reflectoröfen,  welche  übrigens  auch  noch  andere  Firmen  fertigen, 
besitzen  zum  Theil  höchst  elegante  Formen,  so  dass  sie  wahren  Zimmer- 
schmuck bilden;  sie  sind  die  verbreitetsten  Gasöfen  in  den  wenigen  Jahren 
geworden.  Gegen  sie  und  den  Karlsruher  Schulofen  treten  andere  Formen 
gegenwärtig  fast  ganz  zurück,  wie  die  Gasausstellung  in  Karlsruhe  Juni 
1894  erkennen  liess. 

„Was  die  Bedeutung  des  Gasofens  im  Allgemeinen  anlangt  im  Hin- 
blick auf  die  Wärmeentwiokelung,  so  ist  die  Anschauung  gehegt  worden, 
als  habe  der  Ofen  einen  besonders  fördernden  Einfluss  auf  die  Wärme- 
menge. Dies  ist  ein  vollkommener  Irrthum.  Der  Ofen  kann  nicht  mehr 
Wärme  abgeben,  als  das  Gas  bei  der  Verbrennung  entwickelt;  das  sind  bei 
Icbin  eben  .5000  Wärmeeinheiten  und  vielleicht  ein  paar  Hundert  mehr 
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bei  besonderer  Gasart.  Wenn  Gasöfen,  "wie  es  zuweilen  geschieht,  nament- 
lich bei  Kirchenheizungen,  ihre  Verbrennungsproducte  frei  ausströmen  lassen, 
dann  kommt  diese  Menge  von  Wärme  dem  Räume  auch  vollkommen  zu 
Gute.  Wenn  aber  die  Verbrennungsproducte  in  das  Kamin  abgeführt  werden, 
dann  nehmen  sie  noch  einen  Theil  der  Wärme  mit,  unter  Umständen  10, 
15,  20  und  noch  mehr  Procent,  je  nach  der  besonderen  Beschaffenheit  des 
Ofens.  Der  Gasofen  im  ersteren  Falle  kann  lediglich  als  eine  Art  Schirm, 
als  ein  Schutz  gegen  Feuersgefahr  angesehen  werden,  dass  man  sich  an  den 
freibrennenden  Flammen  nicht  schädigt,  damit  man  nicht  die  Kleider  daran 
anzündet.  Im  Uebrigen  hat  allerdings  der  Ofen  doch  noch,  was  die  Ver- 
breitung der  Wärme,  die  Art  der  Durchwärmung  des  Raumes  anlangt,  eine 
Bedeutung.  Wenn  die  Flammen  in  der  Höhe  brennen,  im  Kronleuchter, 
so  kommt  die  Wärme  nur  wenig  dem  Boden  zu  Gute.  Die  heissen  Gase, 
die  sich  durch  die  Verbrennung  entwickeln,  strömen  nach  der  Decke;  diese 
wird  dadurch  sehr  warm.  Die  leuchtende  Flamme  wirkt  durch  Strahlung 
jedoch  auf  die  Ferne,  nach  der  Decke  wie  nach  dem  Boden  und  den  Wänden, 
ganz  im  Verhältniss  ihres  Abstandes  von  den  Flächen.  Ebenso  bestrahlen 
die  verschiedenen  Flächen  einander.  So  wird  denn  der  Boden  auch  warm 
und  von  ihm  aus  durch  Leitung  die  darüber  befindliche  Luft.  Doch  wird 
bei  hoch  brennenden  Flammen  der  Unterschied  der  Temperaturen  unter  der 
Decke  und  am  Boden  gross  sein.  Gehen  wir  mit  den  Flammen  tiefer,  so 
nehmen  die  Gegensätze  ab,  die  Erwärmung  des  Raumes  wird  gleichmässiger, 
am  meisten,  wenn  sie  am  Boden  brennen.  Wenn  die  Gasflammen  sofort  an 
eine  grosse  Fläche  ihre  Wärme  abgeben,  so  ist  deren  Temperatur  um  Vieles 
niedriger,  als  die  der  Verbrennungsproducte,  und  in  Folge  dessen  wird  auch 
die  die  Flächen  berührende  Luft  nicht  zu  einer  so  hohen  Temperatur  er- 
wärmt. Damit  giebt  es  wiederum  einen  grösseren  Ausgleich  der  Tempe- 
raturen in  den  verschiedenen  Höhenschichten.  In  diesem  Sinne  ist  die 
Wirkung  des  Gasofens  gegenüber  dem  einfachen  Brennen  von  Flammen 
aufzufassen;  es  handelt  sich  nicht  um  eine  Wärme  Vermehrung,  sondern 
um  eine  andere  Wärme v er theiluug  in  dem  Räume,  und  da  haben  denn 
auch  die  vorhin  genannten  Ofensysteme,  der  Karlsruher  Schulofen  und  der 
Reflectorofen,  einen  gewissen  Gegensatz  in  der  Wirkung.  Um  den  Karls- 
ruher Schulofen  ist  noch  ein  Mantel  gelegt ;  man  dachte,  man  will  die  Strah- 
lung möglichst  vermindern,  damit  sie  die  Schüler  nicht  belästige.  Die  Folge 
ist,  dass  nicht  bloss  im  inneren  Cylinder,  sondern  auch  aussen  eine  Menge 
von  warmer  Luft  in  die  Höhe  geht.  Bei  dem  Reflectorofen  wird  ein  Theil 
der  Wärme  nach  dem  Boden  geworfen.  Der  Boden  wird  dadurch  stark 
erwärmt,  so  mitunter,  dass  man  unmittelbar  vor  dem  Ofen,  wenn  der  Boden 
Holz  ist,  Sorge  hat,  der  Boden  könnte  durch  einen  Funken  in  Flammen 
aufgehen.  Dadurch  wird  nun  die  überstehende  Luft  in  Bewegung  gesetzt 
und  die  Folge  ist,  dass  der  Reflectorofen  thatsächlich  eine  etwas  gleich- 
förmigere Erwärmung  der  Zimmerluft  bewirkt,  als  der  Karlsruher  Schul- 
ofen, namentlich  merkbar  bei  stärkerer  Erhitzung.  Man  könnte  hier  den 
Gegensatz  auch  mehr  ausgleichen,  wenn  man  den  Mantel  recht  weit  ab- 
stehend machen  wollte,  der  Ofen  wird  dadurch  jedoch  etwas  schwerfälliger. 

y,Ich  sprach  vorhin  davon,  dass  es  Heizungsanlagen  giebt,  bei  denen 
die  Verbrennungsproducte  des  Gases  unmittelbar  in  den  geschlossenen  Raum 
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ausströmen,  während  in  anderen  Fällen  —  bei  uns  die  Mehrzahl  —  die- 
selben in  das  Kamin  entweichen.  Man  hat  geglaubt,  dass  die  Verbrennungs- 
producte  des  Gases  giftig  seien,  dass  das  Gas  nicht  vollkommen  zu  Kohlen- 
oxyd und  Wasserdampf  verbrenne,  wesshalb  auch  ein  übler  Geruch  entstände. 
Thatsächlich  kann  solches  bei  bestimmten  Brennern  vorkommen,  nament- 
lich wenn  wir  den  Hahn  zu  weit  öffnen,  so  dass  eine  russige  Flamme  ent- 
steht. Sobald  die  Verbrennung  aber  eine  normale  ist,  sobald  man  ange- 
messene Brenner  verwendet,  haben  neueste  Untersuchungen  (von  Kramer 
in  Marburg  1891,  Geelmuyden  in  Christiania  und  Bunte  in  Karlsruhe 
1895,  siehe  Journ.  f.  Gasbeleuchtung  und  Wasservei-sorgung)  gezeigt,  dass 
die  Verbrennung  eine  nahezu  vollkommene  ist,  dass  dasjenige,  was  der 
Verbrennung  entgeht,  ganz  unbedeutende,  im  Grossen  und  Ganzen  in  der 
Zusammensetzung  der  Luft  nicht  ins  Gewicht  fallende  Mengen  sind.  Wir 
dürften  dann  ja  sonst  auch  nicht  einmal  Gasflammen  in  unserem  Zimmer 
brennen,  ohne  der  Besorgniss  anheimgeben  zu  müssen,  als  könnten  gesund- 
heitsnachtheilige  Stoffe  dadurch  in  die  Luft  gelangen. 

„Wir  könnten  also  wohl  schon  Gasöfen  bauen  ohne  Rücksicht  auf  ihre 
Verbindung  mit  dem  Kamin  und  ihre  Verbrennungsproducte  in  das  Zimmer 
hinein  ausströmen  lassen;  aber  es  ist  doch  nicht  zu  empfehlen.  Gerade  die 
älteren  Gasöfen  erzeugten  thatsächlich  viel  riechende  Verbrennungsproducte 
und  es  wird  dies  bei  Kirchenheizungen  noch  heute  als  Missstand  empfunden 
und  gewissermaassen  als  untrennbar  von  der  Gasheizung  angesehen.  Wo 
solches  vorkommt,  liegt  es  lediglich  an  der  inneren  Construction :  Die 
Flammen  schlagen  an  die  Ofenflächen  an.  Unter  solchen  Umständen 
ist  immer  die  Vei'brennung  eine  unvollkommene ,  mögen  nun  die  Flammen 
leuchten  oder  entleuchtet  sein  durch  vorheriges  Mischen  des  Gases  mit  Luft. 
Dann  kann  der  Aufenthalt  in  einem  geschlossenen  Räume  bald  unerträg- 
lich werden.  Bei  derartigen  Oefen  ist  die  Abführung  der  Verbrennungs- 
producte in  das  Kamin,  namentlich  beim  Heizen  von  Wohnräumen,  unbe- 
dingt erforderlich.  Bei  starker  Heizung  könnte  übrigens  auch  die  in  grosser 
Menge  entwickelte  Kohlensäure  die  Luft  des  Wohnraumes  verschlechtern, 
und  der  reichliche  Wasserdampf,  ein  Liter  pro  1  cbm  verbranntes  Gas,  die 
Luft  zu  feucht  machen.  Dann  kann  es  auch  vorkommen,  dass  einmal  durch 
einen  Zufall  der  Gashahn  bei  nicht  brennenden  Flammen  geöffnet  ist,  so  dass 
das  Gas  in  die  Luft  strömt  und  dieselbe  thatsächlich  giftig  und  explosibel 
macht.  Ich  kann  desshalb  nur  befürworten,  im  Allgemeinen,  vielleicht  ein- 
zelne, ganz  besondere  Fälle  ausgenommen,  die  Gasöfen  so  zu  bauen,  dass  sie 
mit  den  Kaminen  in  Verbindung  kommen.  Wie  das  nun  des  Näheren  zu  ge- 
schehen hat,  darüber  habe  ich  mich  in  meinen  Abhandlungen  ganz  ausführ- 
lich ausgesprochen.    Wir  können  uns  hier  darüber  nicht  weiter  verbreiten. 

„Ich  habe  vorher  das  Preisverhältniss  zwischen  dem  Leuchtgase  und 
den  Kohlen  im  Hinblick  auf  die  Grösse  der  Wärmeentwickelung  angegeben. 
Trotz  der  hohen  Kosten  hat  sich  die  Gasheizung  verbreitet,  und  warum? 
Die  Gasheizung  hat  eben  viele  Annehmlichkeiten  gegenüber  der  Ofenheizung 
mit  festem  Brennstoff.  Die  liegen  zunächst  darin,  dass  man  in  einem  Augen- 
blicke das  volle  Feuer  hat  und  dadurch  rasch  heizen  kann.  Ein  weiterer 
Vortheil  ist  die  ausserordentliche  Reinlichkeit;  es  ist  kein  Kohlentransport 
erforderlich,  es  braucht  keine  Asche  entfernt  zu  werden.   Dann  die  feinste 
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sofortige  Regulirbarkeit.  Man  kann  innerhalb  gewisser  Grenzen  auf  jeden 
Temperaturgrad,  ja  auf  Brucbtheüe  desselben  reguliren  durch  Stellung  des 
Hahnes.  In  der  Schule  kommt  dies  insbesondere  in  Betracht,  wo  eben, 
sowie  der  Unterricht  beginnt,  in  den  (im  Mittel)  50  Schülern  ebenso  viele 
Oefen  von  29"  R.  die  Heizung  unterstützen,  so  dass  unter  Umständen  gar 
keine  Wärme  mehr  geliefert  zu  werden  braucht.  Diese  schätzenswerthen 
Annehmlichkeiten  werden  in  Karlsruhe  so  gewürdigt,  dass  man  auch  in  der 
staatlichen  Kunstgewerbeschule,  die  12  Pf.  für- das  Gas  zahlen  muss,  unter 
keinen  Umständen  die  Gasheizung  je  wieder  aufgeben  wollte.  Wir  ver- 
gleichen hier  nicht  näher  die  Gasheizung  mit  der  Centraiheizung,  das  liegt 
ja  nicht  im  Thema.  Aber  auch  der  Centraiheizung  gegenüber  findet  die 
Gasheizung  durch  ihre  stete  Bereitschaft,  auch  an  Feiertagen  und  für  ein- 
zelne Locale,  noch  ihren  Vortheil.  Nach  Vergleichen  in  Karlsruhe  stellt  sie 
sich  im  Betriebe  mit  Einrechnung  aller  Unkosten  kaum  theurer,  als  Dampf- 
heizung, während  sie  in  der  Anlage  ausserordentlich  viel  billiger  kommt; 
auf  die  Hälfte  bis  auf  ein  Drittel. 

„Die  Gasheizöfen  werden  sich,  abgesehen  von  Schulen,  da  von  Vor- 
theil erweisen,  wo  man  periodisch  einmal  etwas  Wärme  braucht,  auch  da, 
wo  mau  einen  kleinen  Raum,  der  mit  den  gewöhnlichen  Oefen  sehr  schwer 
in  die  richtige  Temperatur  zu  bringen  ist,  länger  heizen  muss.  Wenn  es 
sich  aber  um  dauernde  Heizung  der  gewöhnlichen  Wohnräume  handelt, 
Tag  für  Tag,  dann  fällt  die  ökonomische  Frage  ganz  besonders  ins  Gewicht, 
und  da  stellt  sich  eben  heraus,  dass  das  Gas  ein  sehr  theurer  Brennstoff 
ist,  gegenüber  der  Kohle,  für  die  meisten  zu  theuer,  um  in  den  Annehmlich- 
keiten ein  genügendes  Aequivalent  zu  finden.  Vergleichen  wir  die  Heizung 
durch  den  Gasofen  mit  dem  Füllofen  für  feste  Brennstoffe  —  ich  bin  der 
Urheber  eines  solchen;  er  ist,  möchte  ich  sagen,  das  zufällige  Erzeugniss 
einer  mehrjährigen  Untersuchung.  Er  wurde  gebaut  für  die  Koldewey'sche 
Xordpolexpedition  im  Jahre  1869.  Er  erlangte  bei  uns  in  Deutschland 
eine  grosse  Verbreitung,  neuerdings  tritt  er  durch  den  Amerikanerofen  mehr 
in  den  Hintergrund,  in  Oesterreich  kennt  man  jedoch  kaum  einen  anderen. 
Mit  diesen  Oefen,  mit  dem  einen,  wie  mit  dem  anderen,  ist  man  in  der  Lage, 
eine  ganz  gleichförmige  Erwärmung  Tag  und  Nacht  ohne  Umstände  zu 
erzielen.  Ich  habe  in  meinem  eigenen  Hause  seit  seinem  Bau  im  Jahre  1873 
in  vier  Stockwerken  keine  anderen  Oefen,  als  meine  Füllöfen.  Wir  heizen 
Tag  und  Nacht  ununterbrochen  mit  ausserordentlich  geringen  Kosten.  Im 
Laufe  von  vielen  Jahren  stellte  sich  der  mittlere  Aufwand  zum  Heizen  der 
in  einem  oberen  Stock  gelegenen  Wohnung  nicht  höher  als  70  M.  jährlich, 
und  dabei  halte  ich  vier  Zimmer  von  124  qm  Bodenfläche  bei  3'3  m  Höhe 
in  ganz  gleichmässiger  Temperatur.  Mit  dem  Amerikanerofen  verhält  es 
sich  ebenso.  Der  Nutzeffect  dieser  Oefen  entspricht  ungefähr  demjenigen 
guter  Gasöfen ,  wenn  die  Verbrennungsproducte  ins  Kamin  ziehen ,  wobei 
etwa  10  Proc.  Wärme  verloren  geht,  die  übrigens  in  vielen  Fällen  für  Er- 
haltung eines  guten  Zuges  im  Kamin  hier  nothwendig  ist.  Sie  haben  also 
nunmehr  geradezu  das  Verhältniss,  das  ich  Ihnen  vorhin  angegeben  habe, 
dass  die  Gasheizung  fünf-  bis  siebenmal  —  also  hier,  wo  man  es  mit  Anthracit- 
kohle  zu  thun  hat,  fünfmal  —  theurer  ist  als  die  Kohlenheizung. 

„Wie  mag  man  da  nun  den  Gedanken  hegen,  dass  die  Gasheizung  eine 
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grössere  Verbreitung  finden  würde?  —  die  Gasöfenfabriken  verscliweigen 
das  in  der  Regel;  sie  sprechen  selbst  von  dem  ökonomischen  Effect,  ja, 
gelegentlich  wird  er  auch  einmal  eintreten  können ,  in  einzelnen  kleinen 
Fällen,  wo  man  rasch  ein  Feuer  haben  will,  sagen  wir  auch  einmal,  ein 
Fremdenzimmer  rasch  ervrärmen,  wo  die  Heizung  mit  Kohle  oder  mit  Holz 
umständlich  und  langwierig  ist!  In  der  Küche  liegt  der  Fall  ganz  ähnlich. 
Hier  kann  das  Gas  auch  relativ  billiger  sein.  Sobald  ich  ein  Liter  Wasser 
kochen  will  mit  Holz  oder  Kohle,  brauche  ich  ein  grosses  Quantum ,  was  ja 
immer  theurer  steht,  als  das  bischen  Gas,  etwa  40  Liter  zu  0"5  Pf.  Wenn 
ich  dagegen  ein  Mittagessen  auf  dem  grossen  Herde  machen  will,  stellt 
sich  die  Sache  anders:  da  habe  ich  viel  zu  kochen,  brauche  auch  viel  heisses 
Wasser  später  zum  Reinigen.  Da  ist  das  ökonomische  Verhältniss  umge- 
kehrt, da  wird  also  nicht  mit  Gas  geheizt.  Wem  es  allerdings  nicht  dar- 
auf ankommt,  ob  er  vielleicht  100  M.  im  Jahre  mehr  ausgiebt,  der  ver- 
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wendet  auch  für  Mittagessen  das  Gas  —  dann  bedarf  er  aber  im  Winter 
noch  einen  besonderen  Ofen  zum  Heizen  der  Küche. 

„Ich  erwähnte  eben  meinen  alten  Füllofen,  der  ebenfalls,  wie  der  Karls- 
ruher Schulgasofen,  ein  —  wenn  wir  so  sagen  wollen  —  Luftheizofen  ist, 
indem  hier  ein  einfacher  Gusscylinder  mit  zwei  weit  abstehenden  Mänteln 
(von  manchen  Fabrikanten  zu  enge  gefertigt)  umgeben  ist;  unten  zieht  die 
Bodenluft  ein,  oben  strömt  sie  erwärmt  aus.  Man  spürt  kaum,  dass  in  dem 
Ofen  sich  Wärme  entwickelt.  In  dem  Amerikaner  ist  die  Wirkung  gewisser- 
maassen  entgegengesetzt,  der  ist  ein  Strahler.  Die  Glimmerfenster,  welche 
die  Feuerung  umgeben,  lassen  eben  die  Wärme  aus  dem  Innern  direct  her- 
aus. Das  kann  unangenehm,  sehr  unangenehm  werden,  je  nachdem  der 
Ofen  in  einer  höheren  oder  geringeren  Gluth  ist.  Aehnlich  die  Wirkung 
bei  den  gewöhnlichen  eisernen  Oefen,  auch  bei  den  sogen.  RegulirfüUöfen. 
Mir  war,  als  ich  seiner  Zeit  bei  uns  in  Karlsruhe  die  Heizversuche  unter- 
nahm, die  Strahlung  der  eisernen  Ofen  so  lästig,  dass  ich  dieselben  bei  dem 
Bau  des  eigenen  Ofens  möglichst  zu  unterdrücken  suchte  und  für  die  Schiffs- 
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heizung,  bei  den  kleineu  Räumen,  erschien  es  mir  als  ein  Haupterforderniss, 
die  strahlende  Wärme  zu  beseitigen. 

„Der  Thonofen,  der  von  den  Norddeutschen  als  das  Ideal  der  Heizung 
hingestellt  wird,  kommt  nicht  in  so  hohe  Temperatur,  strahlt  nicht  so  stark, 
er  giebt  eine  milde  Wärme  aus  durch  seine  grosse  Oberfläche.  Auch  wird 
die  Luft  in  dem  Raum  etwas  mehr  gleichmässig  erwärmt  oben  und  unten. 
Das  schätzt  man ;  man  schätzt  es  mit  Recht.  Auf  der  anderen  Seite :  ist 
einmal  so  ein  Ofen  in  Gluth  und  kommt  eine  Gesellschaft  zusammen,  oder 
denken  wir  uns  den  Ofen  in  einem  Schulraum,  so  kommt  er  auch  aus  der 
Wärme  nicht  heraus,  und  es  treten  dann  unangenehme  Temperaturen  auf, 
was  allerdings  von  den  Ofenfabrikanten  verschwiegen  wird.  Es  wird  bloss 
das  Schätzenswerthe  hervorgehoben,  aber  nicht  die  unangenehmen  Seiten  — 
es  gehört  dahin  auch  der  in  der  Regel  geringe  Nutzeffect.  Die  Thonöfen- 
fabrikation ist  zur  Zeit  in  einer  Umbildung  begriffen,  seit  nicht  mehr  Holz 
(auch  Torf  stellenweise)  das  ausschliessliche  Material  für  die  Heizung  bildet, 
sondern  Kohle  immer  mehr,  vielfach  ausschliesslich,  verwendet  wird.  Es 
muss  sich  jetzt  fast  jede  Heizung  auf  Kohlen  einrichten ,  die  in  der  Ver- 
brennung bloss  V2  l^is  Vs  —  l^ei  uns  in  Karlsruhe  Ys  —  so  theuer  stehen 
für  die  gleiche  Menge  Wärme,  wie  das  Holz,  Nun  zeigt  sich,  dass  die  reinen 
Thonöfen  den  Kohlenbrand  nicht  aushalten.  Die  Kohlen  geben  eine  starke 
Gluth  im  Innern,  und  da  gehen  die  Oefen  aus  einandei-,  sie  bekommen  Risse 
und  Fugen.  Das  Thema  ist  ein  sehr  schwieriges,  und  ich  hatte  es  mir  in 
diesem  Jahre  zur  Aufgabe  gemacht,  in  der  Badischen  Gewerbezeitung  die 
Frage  des  Thonofens  und  des  eisernen  Ofens  kritisch  zw  behandeln  und 
darauf  aufmerksam  zu  machen ,  worauf  es  bei  der  Construction  der  Thon- 
öfen hauptsächlich  ankommt.  Ich  habe  von  der  betreffenden  Abhandlung 
„Thonofen  und  Eisenofen"  Sonderabdrücke  ziehen  lassen  und  kann  Den- 
jenigen, welche  sich  für  den  Gegenstand  speciell  interessiren ,  Exemplare 
davon  zur  Verfügung  stellen.  Es  giebt  in  Leipzig  ein  Fachblatt,  das  für 
das  Kleingewerbe  geschrieben  ist,  welches  seither  kritiklos  fast  nur  Schund 
hierüber  gebracht  hat  —  ich  kann  es  wirklich  nicht  anders  bezeichnen  — , 
wo  der  Thonofen  gewissermaassen  als  das  Höchste,  was  es  an  Heizapparaten 
in  der  Welt  geben  kann,  hingestellt  und  immer  nur  von  den  schädlichen 
Eigenschaften  des  Eisens  und  der  Verwerflichkeit  eiserner  Oefen  gespi'ochen 
wird.  Durch  solche  Lobhudeleien  wird  den  Lesern,  meistens  kleinen  Fabri- 
kanten, bloss  Sand  in  die  Augen  gestreut  und  ein  wirklicher  Fortschritt 
gehindert. 

„Was  den  Gasofen  anlangt,  so  habe  ich  als  These  angegeben  —  die 
ersten  Paragraphen  sind  ja  eigentlich  Thatsachen  — :  der  Gasofen  darf 
bloss  aus  Eisen  hergestellt  werden.  Ja,  warum?  Was  ist  ausser  der  ge- 
ringen Strahlung,  die  sogar  in  noch  höherem  Grade  durch  Mäntel  dem 
Eisenofen  ertheilt  werden  kann,  das  besonders  Charakteristische  des  Thon- 
ofens? Was  kann  ihm  bei  den  gewöhnlichen  Feuerungen  einen  wirklichen 
Vorzug  vor  dem  Eisenofen  geben?  Seine  Eigenschaft  als  Regulator  der 
Wärme !  Dass ,  wenn  im  Betriebe  das  Feuer  eine  grosse  Gluth  zeigt  oder 
schwach  wird,  dieses  nicht  nach  aussen  empfunden  wird.  Die  abgegebene 
Wärme  wird  nie  zu  hoch,  nie  zu  niedrig,  sie  hält  sich  ziemlich  gleichförmig. 
Dies  ist  gewiss  von  hohem  Werth  und  in  Verbindung  damit,  wie  bereits 
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bemerkt,  die  lange  Nachwirkung,  wenn  das  Feuer  erloschen.  Nun  fragen 
wir:  was  soll  denn  unter  solchen  Umständen  ein  Thonofen  bei  der  Gas- 
heizung thun,  bei  der  Gasheizung,  die  man  im  Moment  in  Thätigkeit  setzen 
kann,  die  wir  reguliren  können  nach  jedem  Grade  bis  zum  Schlüsse,  wo 
wir  Wärme  brauchen,  ohne  die  geringste  Bemühung?  Wenn  wir  einen 
Thonofen  bauen  für  Gasheizung,  so  geht  die  Wärme  erst  lange  in  das 
Material  hinein ,  und  wir  haben  sie  nicht  nach  aussen ;  wozu  dann  später 
die  Nachwirkung  ?  Das  Material  niinmt  noch  dazu  die  Wärme  als  schlechter 
Leiter  in  geringerem  Grade  auf  als  Eisen ;  die  Gase  ziehen  heisser  ins 
Kamin  ab.  Ich  will  das  nicht  weiter  entwickeln,  Sie  werden  es  selbst  be- 
greifen. Es  ist  der  Versuch  gemacht  worden ,  Gasöfen  auch  als  Thon- 
öfen zu  bauen.  Ich  kann  mich  nur  mit  aller  Entschiedenheit  dagegen  aus- 
sprechen. Der  Gasofen  hat  eine  innere  Berechtigung,  die  in  den  Eigen- 
schaften des  Materials  liegt,  nur,  wenn  er  aus  Eisen  hergestellt  wird,  so 
dass  der  Ofen  auch  sofort  seine  Wärme  nach  aussen  abgiebt,  dass  die  Re- 
guHrung  lediglich  durch  den  Gasstrom  erfolgt  und  nicht  durch  das  Material 
des  Ofens. 

„Dann  kommen  wir  zu  der  Frage,  die  seit  ein  paar  Jahren  auch  so 
viel  in  den  Blättern  erörtert  wird:  die  Schädlichkeit  des  Eisens,  wenn  es 
über  eine  gewisse  Temperatur  erhitzt  wird,  die  Schädlichkeit  des  glühenden 
Eisens,  auch  überhitzten  Eisens  genannt.  Meine  Herren!  —  Phantasie!  Ich 
kann  nicht  anders  sagen,  als  Phantasie!  Glühendes  Eisen  ist  nicht  schäd- 
lich. Ein  reiner  Doctrinarismus  hat  das  glühende  Eisen  zu  einer  schäd- 
lichen Substanz  für  das  Heizwesen  gemacht.  Ich  beschäftige  mich,  wie 
bereits  mitgetheilt,  seit  30  Jahren  praktisch  mit  der  Heizfrage.  In  meinem 
Hause  sind  keine  anderen,  als  meine  rein  eisernen  Oefen,  23  Stück,  die 
kommen  gelegentlich  ins  (schwache)  Glühen.  Die  zahlreichen  Bewohner 
seit  den  22  Jahren  haben  sich  alle  wohl  und  gesund  befunden,  soweit  man 
dies  behaupten  kann;  auch  bei  mir  hat  man  Influenza  bekommen,  ich  selbst 
habe  vor  fünf  Jahren  einen  schwachen  Scharlach  durchgemacht,  der  einzige 
je  im  Hause  stattgehabte  Fall;  auch  sind  einige  Personen  von  über  70  Jahren 
an  Altersschwäche  gestorben.  Das  Alles  spricht  nicht  gegen  die  gesund- 
heitlichen Verhältnisse  des  Hauses,  bezw.  der  Heizung. 

„Vor  einem  Vierteljahrhundert  beiläufig  hörte  man  zum  ersten  Mal 
Schlimmes  über  das  glühende  Eisen:  es  sollte  Kohleuoxyd  aus  dem  Feuer 
in  die  Zimmerluft  durchdiifundiren  lassen;  schwere  Krankheiten  wollte  man 
damit  erklären.  Die  Spuren,  um  die  es  sich  hier  allein  handeln  kann,  sind 
eine  harmlose  Sache;  der  Eauch  einer  Cigarre  enthält  auch  Kohlenoxyd, 
vielleicht  mehr  als  durch  einen  glühenden  Ofen  im  Laufe  eines  Tages  hin- 
durchgeht. Seit  den  Untersuchungen  Max  Gruber's  im  Jahre  1881  ist 
man  in  wissenschaftlichen  Kreisen  wohl  allgemein  von  der  Harmlosigkeit 
des  glühenden  Eisens  bei  Oefen  überzeugt;  aber  Halbwisser  pflanzen  in 
populären  Schriften  die  irrige  Anschauung  weiter  fort  (s.  auch  Fischer's 
Handbuch  d.  ehem.  Technologie  1889).  Ferner  hat  man  aufgebracht,  dass 
das  glühende  Eisen  den  Wasserdampf  der  Luft  zerstöre,  dass  es  den  Sauer- 
stoff der  Luft  aufnehme.  Das  glühende  Eisen,  wie  es  unsere  Oefen  zeigen, 
ist  hier  durchaus  passiv.  Würde  es  sich  mit  dem  Sauerstoff  der  Luft  ver- 
binden, auch  nur  in  geringem  Grade,  so  würde  es  in  ein  paar  Stunden 
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durch  Eisenoxydbildung  zerstört  sein  und  ebenso,  wenn  es  auf  den  Wasser- 
dampf chemisch  einwirkte  —  über  andere  Art  der  Einwirkung  kann  man 
sich  keine  Vorstellung  machen. 

„Seit  einigen  Jahren  muss  der  Staub  als  hygienisches  Schädigungsmittel 
bei  den  eisernen  Oefen  besonders  herhalten.  Wenn  an  heisses  Eisen  —  noch 
weit  unter  der  Glühtemperatur  —  organischer  Staub  gelangt,  so  wird  er 
zersetzt.  Den  Sengegeruch  empfindet  man  jedoch  beim  Ofen  nicht  während 
des  ganzen  Tages,  sondern  nur  anfangs  beim  Anheizen  nach  längerer 
Pause,  wenn  sich  eine  grössere  Menge  Staub  aus  der  Luft  auf  dem  Ofen 
hatte  absetzen  können.  Es  ist  nichts,  meine  Herren,  in  dem  Geruch  ent- 
halten ,  das  die  Gesundheit  wirklich  schädigen  könnte.  Wenn  Sie  eine 
Cigarre  rauchen,  dann  bringen  Sie  mehr  schädliche  Stoffe  in  die  Luft,  als 
durch  das,  was  den  ganzen  Tag  an  einem  heissen  Ofen  von  versengtem 
Staub  sich  bildet,  und  wenn  Sie  einen  Bratengeruchi  in  der  Küche  riechen, 
bekommen  Sie  mehr  an  zersetzten  Stoffen  in  die  Lunge  hinein.  Was  ist 
denn  das,  was  zersetzt  wird?  Kleine  organische  Theile,  die  in  der  Luft 
herumfliegen.  —  Das  Anorganische  bleibt  unverändert.  Der  Staub  besteht 
eben  theils  aus  Stofffäserchen  (des  Fussbodens,  der  Kleider),  aus  Haaren, 
aus  Speiseresten,  aus  Schuppen  der  Haut,  aus  Keimen.  Die  sind  in  der 
Luft,  sie  werden  durch  die  Bewegung  herumgetrieben  und  setzen  sich  bei 
unbewegter  Luft  nieder.  Was  ist  nun  das,  was  in  der  Küche,  wenn  ein 
Braten  geröstet  wird,  sich  zersetzt?  Das  ist  schliesslich  organischer  Stoff 
von  ganz  ähnlicher  Zusammensetzung.  Und  wenn  Sie  Cigarren  rauchen, 
was  ist  es  wiederum?  etwas  ganz  Aehnliches.  Ich  behaupte  nicht,  dass  vei'- 
sengter  Staub  gerade  ein  Wohlgeruch  sei.  Aber  harmlos  ist  er,  und  ich 
muss  offen  gestehen,  ich  kann  garnichts  anderes  thun,  als  immer  lächeln, 
wenn  die  Welt  abgeschreckt  wird,  die  eisernen  Oefen  in  Verwendung  zu 
nehmen,  aus  dem  Grunde,  weil  sie  den  Staub  zersetzen.  Könnte  mau  sie 
nicht  ebensogut  umgekehrt  empfehlen,  weil  sie  die  in  der  Luft  befindlichen 
Bacterien,  die  Träger  so  vieler  Krankheiten,  zerstören?  Wenn  man  bei  der 
Feuerluftheizung  oft  lästige  Gerüche  wahrgenommen  hat,  so  liegt  die  Ur- 
sache unzweifelhaft  in  der  mangelhaften  Anordnung  der  ganzen  Ofenanlage, 
in  Unreinlichkeit,  aber  gewiss  nicht  in  dem  den  ganzen  Tag  über  ver- 
sengten Staub  der  frischen  Luft. 

„Bedenken  denn  die  Herren,  die  das  so  leichthin  aussprechen,  die 
Oefen  dürfen  in  keine  höhere  Temperatur  als  100"  kommen,  sie  sind  sonst 
schädlich,  bedenken  sie  nicht  die  Consequenzen?  Es  heisst  dies  für  die  mitt- 
leren Stände  die  Verzichtleistung  auf  vielleicht  V2  Million  Füllöfen,  mit 
denen  sich  die  behaglichste,  gleichförmigste  Wärme  mit  geringen  Kosten 
erzeugen  lässt;  es  heisst  dies  für  das  Volk  die  Verzichtleistung  auf  die 
billigsten  Oefen,  in  den  en  man  nach  Bedarf  rasch  heizen  kann  mit  billigster 
Kohle  und  auch  Speisen  kochen  kann,  die  Verzichtleistung  auf  wohl  einige 
Millionen  dieser  Oefen.  Ja  auch  die  Thonöfen,  die  vielfach  eiserne  Ein- 
sätze für  Raschheizung  und  Schonung  erhalten,  wären  verwerflich.  Und 
dergleichen  wird  als  durchführbar  augesehen?  Die  Herren,  die  solches 
äussern,  haben  keinen  Blick  in  das  wirkliche  Leben  gethan.  Mit  der 
Dampfheizung,  die  sie  an  die  Stelle  der  eisernen  Oefen  setzen  wollen, 
kommt  man  nicht  weit,  sie  wird  sich  immer  mehr  verbreiten,  mit  Recht, 
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aber  ihr  Bezirk  wird  eiu  relativ  beschränkter  sein;  überall  da,  wo  man 
rechnen  muss,  bleibt  sie  ausser  Betracht. 

„Ich  habe  mich  von  Anfang  an  gegen  die  Anschauung,  versengter  Staub 
wirke  gesundheitsnachtheilig,  ausgesprochen,  nicht  aus  dem  Grunde,  weil 
ich  selbst  eiserne  Oefen  gebaut  habe,  sondern  aus  wissenschaftlicher  üeber- 
zeugung.  Ich  wehre  mich  sogar  mit  Händen  und  Füssen  dagegen,  dass 
Eisen  mit  Thon  auf  grössere  Höhen  in  Füllöfen  (namentlich  den  meinigen) 
ausgefüttert  werde,  um  es  vor  dem  Erglühen  zu  schützen.  Was  die  Aus- 
fütterung für  andere  Nachtheile  ausser  dem  verminderten  Wärmedurchlass 
hat,  darüber  habe  ich  mich  wiederholt  ausgesprochen,  schon  bei  der  Be- 
schreibung meines  Füllofens  im  Jahre  1871.  Die  Wärme  wird  nur  un- 
vollkommen entwickelt  durch  reichliche  Bildung  von  Kohlenoxyd,  das  nun 
gerade  die  Ofengase  erhöht  giftig  macht.  Erst  vor  kurzem  hatte  ich  wieder 
Gelegenheit,  über  die  Frage  eine  Veröfientlichung  zu  machen,  als  in  der 
deutschen  Bauzeitung,  einem  angesehenen,  weit  verbreiteten  wissenschaft- 
lichen Organ,  als  hygienisches  Erforderniss  hingestellt  wurde:  ein  Heiz- 
apparat solle  überhaupt  nicht  in  eine  höhere  Temperatur  als  100^  kommen. 
(Die  Entgegnungen  finden  sich  in  der  deutschen  Bauzeitung  1894,  Nr.  62 
und  1895,  Nr.  1  u.  2;  der  erstere  Artikel  wurde  auch  in  die  Bad.  Gewerbe- 
Zeitung  1894,  Nr.  26  aufgenommen,  Titel:  „Glühende  Wände  bei  eisernen 
Oefen  und  deren  Vermeidung  durch  Thonausfütterung".  Interessenten 
kann  ich  ein  Exemplar  hiervon  zusenden.) 

„Meine  Herren,  ich  kann  nur  mit  Bedauern  constatiren,  dass  auf 
diesem  nicht  leichten  Gebiete  der  Heizung  sehr  viel  gefabelt  wird,  auch 
an  Orten,  wo  man  es  kaum  erwarten  sollte.  Es  sind  das  eben  nicht  nur 
hygienische  Fragen,  sondern  in  erster  Linie  physikalische  Fragen,  beides 
geht  Hand  in  Hand;  wenn  man  aber  bloss  unter  dem  ersteren  Gesichts- 
punkte, z.  B.  durch  Untersuchung  der  Luft  auf  Kohlensäuregehalt  und  auf 
Wassergehalt,  die  Dinge  betrachten  will,  so  gelangt  man  zu  ganz  schiefen 
Urtheilen.  Ich  hatte  in  dieser  Hinsicht  auch  Gelegenheit,  mich  im  ver- 
gangenen Jahre  polemisch  gegen  das  hygienische  Institut  in  München  zu 
äussern,  als  mir  ein  vom  Assistenten  desselben  gefertigtes  absprechendes 
Gutachten  über  die  Karlsruher  Gasschulöfen,  die  dort  zur  Schulheizung 
vorgeschlagen  waren,  zu  Händen  kam  (Bad.  Gewerbezeitung  1894,  Nr.  23). 
Um  ein  richtiges  Urtheil  in  Heizungsfragen  zu  gewinnen,  genügt  es  nicht, 
dass  man  in  Büchern  studirt  und  nun  in  einem  besonderen  Falle  rasch 
eine  Beobachtung  macht.  Man  muss  längere  Zeit  mit  den  Dingen  persön- 
lich verkehrt  haben.  Versuche  nach  allen  Richtungen,  an  verschiedenen 
Zugkaminen,  an  den  verschiedensten  Oefen,  mit  allen  Sorten  Brennstoffen, 
ich  möchte  sagen  in  Jahre  langer  Arbeit,  angestellt  haben,  ehe  man  das 
Gebiet  wirklich  beherrscht  und  sich  nun  gegebenen  Falls  mit  voller  Objec- 
tivität  aussprechen  kann,  ohne  Berichtigungen  befürchten  zu  müssen.  Ich 
habe  diese  Erfahrungen  an  mir  selbst  gemacht,  die  Wandelungen  meiner 
Anschauungen  über  das  Praktische  und  Hygienische  unserer  Heizapparate 
im  Laufe  von  drei  Jahrzehnten  sind  nicht  gering.  Vielen,  ich  möchte  fast 
sagen,  den  Meisten,  die  über  Ofenbeizungsfragen  schreiben,  geht  die  eigene 
Anschauung  ab;  ich  gewinne  oft  den  Eindruck,  als  habe  der  Verfasser 
noch  nie  im  Leben  selbst  Feuer  im  Ofen  angemacht,  und  nun  will  er  ein 
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bestimmendes  Urtheil  abgeben.  Dieser  Mangel  an  eigener  praktischer  Er- 
fahrung erklärt  auch  zwei  schon  vor  langen  Jahren  ergangene  bedeutungs- 
volle Commissionsurtheile,  welche  sich  durch  die  Praxis  bald  widerlegt 
finden  sollten.  Das  eine  betraf  meinen  Füllofen.  Das  Zusammentreffen 
seiner  Ausführung  1869  für  die  deutsche  Nordpolexpedition  mit  einem 
Preisausschreiben  des  Vereins  von  Gasfachmännern  Deutschlands  auf  einen 
zweckmässigen  Stubenofen  für  Coks  benutzte  ich,  um  ihn  zur  Concurrenz 
darzubieten;  er  wurde  nicht  einmal  zu  Versuchen  angenommen  und  ver- 
schiedene Mängel  ihm  lediglich  auf  Grund  der  Beschreibung  vorgebalten, 
die  bloss  in  der  Einbildung  bestanden  (Journal  für  Gasbeleuchtung  und 
Wasserversorgung  1871,  S.  400).  Er  wurde  bald  der  seiner  Zeit  ver- 
breitetste  Füllofen  und  es  sind  von  ihm  weit  über  hunderttausend  Stück 
in  den  Gehrauch  gekommen.  —  Umgekehrt  der  Erfolg  des  prämiirten 
Wybauw'schen  Gasofens.  Als  er  mir  bekannt  wurde,  konnte  ich  vor  seiner 
Anschaffung  officiell  nur  warnen;  nach  drei  Jahren  existirte  er  nicht  mehr. 
Und  doch  waren  die  Versuche  mit  demselben  von  verschiedenen  angesehenen 
Personen,  darunter  auch  ein  Gelehrter,  mit  Eifer  vorgenommen  worden; 
es  war  aber  bloss  der  in  der  That  günstige  Nutzeffect  in  Berücksichtigung 
gezogen  worden;  dass  seine  Construction  zu  Gasausströmungen  Anlass  geben 
konnte,  blieb  der  Commission  unbekannt,  in  dieser  Hinsicht  gingen  ihr  eben 
alle  Erfahrungen  an  Oefen  ab.  —  Ich  kann  noch  beifügen,  dass  wir  auch 
die  Entscheidungen  des  Patentamtes  den  Beweis  geliefert  haben,  dass  die 
betreffenden  Beamten  das  schwierige  Gebiet  in  theoretischer  Hinsicht  nicht 
beherrschen  und  in  eigener  Sache  Anlass  zu  einer  öffentlichen  Kritik  ihi'er 
geradezu  unglaublichen  Begründungen  gaben  (s.  Bad.  Gewerbezeitung  1894, 
S.  204,  auch  Gasjournal  1894,  S.  605). 

„Ich  finde,  nach  dem  Besuch  meiner  Vorlesungen  an  der  technischen 
Hochschule  zu  schliessen,  dass  die  Wärmetechnik  von  den  jungen  Leuten 
nicht  genügend  studirt  wird,  das  Interesse  wendet  sich  zur  Zeit  vorzugs- 
weise der  Elektrotechnik  zu.  So  erkläre  ich  es  mir  auch,  dass  wir  die 
Calamität  des  Rauchens  der  Dampfschornsteine  nicht  los  werden;  wirkliche 
Sachverständige  der  Heizung,  die  berathen  könnten,  finden  sich  in  den 
Fabriken  nicht  oder  nur  ausnahmsweise  vor,  es  bleibt  alles  dem  Heizer 
überlassen.  Wie  ich  schon  an  anderem  Orte  ausgesprochen:  ich  würde  als 
Fabrikleiter  keinen  jungen  Techniker  aufnehmen,  der  mir  nicht  seine  Kennt- 
niss  rauchloser  Kesselfeuerung  durch  längere  Vei'suche  praktisch  documen- 
tirte  oder  sich  nicht  verpflichtete,  das  Heizen  am  Kessel  selbst  in  mehr- 
wöchentlicher Thätigkeit  zu  erlernen. 

Das  Meiste,  was  man  liest,  erweist  sich  als  das  Product  von  indivi- 
duellem Empfinden,  gegründet  auf  einseitige  Erfahrung,  oder  als  Gescbäfts- 
reclame.  Man  kann  so  die  entgegengesetzten  Urtheile  hören.  Bald  wird 
die  Gasheizung  getadelt,  bald  in  den  Himmel  gehoben;  ebenso  verhält  es 
sich  mit  meinem  Füllofen,  sowie  mit  dem  Amerikaner.  Die  einst  so  ge- 
rühmte Luftheizung  wird  jetzt  meist  verdammt,  dagegen  kann  die  Dampf- 
heizung nicht  genug  verherrlicht  werden.  Es  ist  zum  grossen  Theil  Ge- 
fabel, was  da  in  die  Welt  gesetzt  wird.  Ein  Körncheu  Wahrheit  liegt  in 
Allem,  das  andere  ist  Uebertreibung,  zum  Theil  geradezu  falsch.  Es  kann 
in  der  Welt  nichts  vollkommen  gemacht  werden,  neben  Schätzenswerthem 
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finden  sicli  auch  Mängel,  die  verschiedenster  Art  sein  können.    Nicht  alles 
kann  auch  überall  gleich  gut  angewandt  sein.     Man  kann  nicht  dem 
Einzelnen  besondere  Vorzüge  allein  vindiciren,  das  Eine  hat  seinen  Vor- 
theil, das  Andere  hat  seinen  Vortheil.    Die  Strahlung  kann  angenehm  sein, 
sie  kann  unangenehm  sein.    Sie  kann  unangenehm  sein,  wenn  man  ihr  in 
einem  Raum  von  normaler  Lufttemperatur  (18  bis  20"  C.)  nicht  entgehen 
kann;  sie  kann  angenehm   sein,  wenn  man  verfroren  an  eine  Feuerung 
kommt  und  sich  rasch  erwärmen  will;  sie  kann  auch  im  Freien,  in  kalter 
Luft,  bei  offenem  Feuer  wohlthuend  wirken,  wo  man  kein  anderes  Mittel 
hat,  um  sich  zu  erwärmen.     So  ist  die  Sonnenanstrahlung   im  Sommer 
peinlich,  im  W^inter  sehr  wohlthuend.  —  Was  wird  der  Luftheizung  nicht 
alles  als  nachtheilig  vorgeworfen?    Unter  anderem:  sie  trockne  die  Luft 
aus  —  Phantasie.    Meine  Herren,  die  Luft  wird  durch  keine  Heizung  aus- 
getrocknet.   Was  austrocknet  bei  der  Heizung,  sind  die  Wände,  auch  der 
gesammte  Holzinhalt  der  Räume  und  dies  um  so  mehr,  je  anhaltender  die 
Wärme  entwickelt  wird,  also  insbesondere  bei  der  Füllofenheizung  über 
Tag  und  Nacht.    Die  Luft  wird  durch  die  Temperatur  an  sich  nur  relativ 
trockner,  wobei  es  ganz  gleich  ist,  durch  welche  Wärmequelle  die  Erwär- 
mung stattfindet.  Im  geschlossenen  Räume,  ohne  oder  mit  nur  geringer  Ven- 
tilation, enthält  die  Luft  jedoch  etwas  mehr  Dampf,  der  von  der  Thätigkeit 
der  Menschen,  vom  Brennen  der  Lampen,  von  der  Verdampfung  des  Wassers 
in  Wänden  und  im  Holz  herrührt.     Bei  der  Luftheizung,  wo  man  fort- 
während frische  Luft  von  aussen  zuführt,  wird  aber  der  aus  dem  Inneren 
des  Raumes  in  sie  gelangende  Wasserdampf  mit  der  abziehenden  Luft  fort- 
geschafft.   So  bleibt  also  die  Luft  in  dem  Zustande  der  relativen  Trocken- 
heit, wobei  es  ganz  gleich  ist,  mit  welcher  Temperatur  die  Luft  aus  der 
Heizkammer  in  den  Raum  einströmte;  maassgebend  bleibt  bloss  die  Tem- 
peratur in  den  die  Menschen  umgebenden  Luftschichten.    Wurde  z.  B.  die 
äussere  Luft  von  0",  wobei  sie  im  Maximum  5  g  Dampf  im  Cubikmeter 
enthalten  kann,  auf  20''  C.  erwärmt,  oder  mit  dieser  Temperatur  in  dem 
geheizten  Räume  beobachtet,  so  fehlen  ihr  bis  zur  Sättigung  12  g  Wasser, 
da  sie  bei  20»  C.  im  Maximum  17g  aufnehmen  kann,  sie  kann  also  jetzt 
als  trocken  empfunden  werden;  es  kann  ihr  noch  mehr  als  12g  fehlen, 
wenn  sie  bei  0°  nicht  gesättigt  war  oder  sie  bei  einer  niedereren  Tempe- 
ratur zugeführt,  oder  sie  über  20°  C.  im  Mittel  des  Raumes  erwärmt  wurde, 
welches  letztere  aber  nicht  vorkommen  sollte.    Geringer  wird  die  Differenz, 
wenn  die  zugeführte  äussere  Luft  in  höherer  Temperatur  als  0°  sich  be- 
fand.   Dass  es  unter  solchen  Umständen  zweckmässig  erscheinen  kann, 
Wasser  zum  Vei'dunsten  zu  bringen,  ist  ja  wohl  richtig;  aber  einen  Wasser- 
verdampfungsapparat mit  dem  Ofen  in  der  Regel  zu  verbinden,  geht  mir 
zu  weit.  Es  ist  ja  gar  nicht  die  Möglichkeit  geboten,  das  ohne  Umständlich- 
keiten zu  reguliren.   Wer  weiss,  wie  viel  oder  wie  wenig  verdampft  werden 
soll?   Wer  mag  immer  auf  das  Hygrometer  schauen  und  den  —  doch  nur 
willkürlich  —  als  normal  angesehenen  Wassergehalt  der  Luft  controliren 
und  danach  den  Wasserzusatz  im  Verdarapfungsapparat  bestimmen?  Was 
hat  das  für  einen  Werth,  wenn  die  Fabriken  besonders  betonen,  dass  sie 
da  oder  dort  an  ihren  Oefen  ein  Verdunstungsgefäss  angebracht  hätten? 
Für  den,  der  sein  ganzes  licben  nncli  der  hygienisclien  Schnur  richtet,  mag 
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das  gut  und  unterhaltend  sein,  für  die  Mehrzahl  der  glücklicherweise  etwas 
in  den  Tag  hineinlebenden  Menschen  ist  es  Luxus.  Bei  mir  ist  nie  eine 
Verdunstungsvorrichtung  auf  dem  Ofen  in  Anwendung  gekommen.  Auch 
in  Schulen  könnte  ich  bei  Luftheizung  einer  Anfeuchtung  der  Luft  kaum 
das  Wort  reden,  weil  in  der  Regel  die  Controle  fehlt.  Zudem  liefern  die 
zahlreichen  Schüler  selbst  so  viel  Wasser  in  die  Luft  hinein,  dass  diese 
schon  dadurch  in  einen  mittleren  Feuchtigkeitsgehalt  gelangt;  die  be- 
sondere künstliche  Verdunstung  kann  dann  die  Luft  leicht  dem  Sättigungs- 
punkte nahe  führen.  Abgesehen  nun  von  dem  actuellen  Zustande  der  Luft 
dvirch  die  Heizung  kommt  noch  das  individuelle  Empfinden  in  Betracht. 
Die  einzelnen  Menschen  reagiren  ganz  verschieden  auf  den  Feuchtigkeits- 
zustand der  Luft;  dem  Einen  bekommt  die  trockene  Luft,  dem  Anderen  die 
feuchte  Luft  besonders  gut  und  umgekehrt.  Meine  Herren,  ich  habe  gar 
keine  Empfindung  dafür,  ob  die  Luft  trocken  oder  feucht  ist,  wenn  nicht 
etwa  gerade  bei  hoher  Sommertemperatur  die  Luft  vor  einem  Gewitter  nahe 
mit  Wasser  gesättigt  —  schwül  —  ist,  da  ist  es  mir  auch  nicht  behaglich. 
Ich  kann  also  aus  eigener  Erfahrung  nichts  weiter  sagen,  wie  es  am  besten 
zu  machen  wäre.  Aus  dem  verschiedenen  Empfinden  erkläre  ich  mir  aber, 
dass  so  viele  abweichende  Meinungen  in  die  Welt  kommen,  dass  die  Einen 
die  Luftheizung  verdammen,  weil  sie  zu  trocken  sei,  die  Anderen  auch 
wieder,  weil  sie  zu  feucht  sei,  wenn  nämlich  Verdampfungsapparate  in  die 
Oefen  oder  Canäle  hineingebracht  worden  sind,  die  den  übermässigen  Ueber- 
gang  von  Wasser  in  die  Luft  verursacht  haben.  Von  den  sehr  Vielen, 
die  mit  der  Luftheizung  zufrieden  sind,  wird  nicht  weiter  gesprochen,  den 
besonderen  Zwecken  dienen  bloss  die  Klagen,  die  dann  recht  an  die  grosse 
Glocke  gehängt  werden.  —  Ich  spreche  hiermit  bloss  von  dem  unmittel- 
baren Eindruck,  den  die  mehr  trockene  oder  feuchte  Luft  auf  das  einzelne 
Individuum  hervorruft;  ob  ein  betreffender  Luftzustand  tiefer  gehende 
hygienische  Wirkungen  zur  Folge  hat,  kann  aus  einer  Empfindung  nicht 
geschlossen  werden.  Die  Möglichkeit  soll  nicht  in  Abrede  gestellt  werden, 
schon  im  Hinblick  auf  die  Entwickelung  der  Krankheitsträger,  der  Bacterien. 
Hierüber  kann  uns  jedoch  lediglich  eine  schwierige,  langwierige  Statistik 
belehren. 

Dann  wird  wieder  bei  Luftheizung  oder  bei  den  Oefen,  die  durch 
Luftheizung  vorzugsweise  wirken  —  dazu  gehören  eben  die  Mantelöfen  — 
im  allgemeinen  von  einem  heissen  Luftstrom  gesprochen,  der  den  Menschen 
empfindlich  treffe.  Meine  Herren,  bei  unrichtiger  Lage  der  Ausmündung 
der  Canäle  bei  Luftheizungen  kann  dieses  auf  ganz  kleinem  Raum  wohl 
vorkommen,  bei  den  Oefen  aber  ist  es  Phantasie!  Der  heisse  Luftstrom 
geht  in  die  Höhe,  kommt  aber  nicht  auf  die  Seite;  er  geht  nicht  dahin,  wo 
die  Menschen  sich  aufhalten.  Die  Vertheilung  der  Luftwärme  erfolgt 
dabei  ausserordentlich  rasch,  zum  Beweise  will  ich  nur  einige  Erscheinungen 
vorführen.  Sie  haben  wohl  schon  alle  gesehen,  wenn  dicker  Rauch  aus 
einem  Fabrikschornstein  (mit  200  bis  300"  C.)  herauskommt  und  ein 
mässiger  Wind  weht,  wie  der  Rauch  unmittelbar  über  dem  Schornstein  in 
horizontale  Richtung  übergeht  und  sich  sehr  weit  so  fortbewegt.  Warum 
geht  er  nicht  in  die  Höhe?  Nach  ein  bis  zwei  Meter  ist  keine  warme  Luft 
mehr  im  Rauch!    Sein  Träger  ist  eine  andere  Luft.    Während  der  Rauch, 
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das  heisst  die  sichtbaren  festen  Partikel,  an  der  Stelle  bleiben,  diffundirt 
die  Luft  mit  grösster  Geschwindigkeit  in  einander  über.  Sowie  die  heissen 
Gase  aus  dem  Schornstein  herauskommen,  schiessen  sie  molecular  heraus 
nach  oben  und  nach  den  Seiten  in  die  äussere  Luft,  die  ihrerseits  ebenso 
in  die  Strömung  umgekehrt  hineindringt;  die  festen  Partikel  haben  nicht 
das  Diffusionsvermögen,  sie  bleiben  an  ihrer  Stelle  und  werden  von  der 
kalten  Luft  getragen,  und  so  kann  das  Ganze  horizontal  fortgehen.  Noch 
ein  anderes  Beispiel.  In  Karlsruhe  haben  wir  in  der  protestantischen 
Stadtkirche  Circulations-Luftheizung ;  da  kommt  im  Schiff  rechts  und  links 
vom  Altar  vor  den  Emporen  die  Luft  mit  über  100"  aus  grossen,  mit 
Gitter  bedeckten  Oeffnungen  des  Bodens,  und  wenn  Sie  auf  die  Empore 
gehen  6*75  m  über  dem  Boden  des  Schiffes  und  halten  dort  die  Hand  hin- 
aus über  die  Oeffnungen,  so  finden  Sie  wohl  eine  lebhafte  Luftströmung, 
aber  deren  Temperatur  ist  nur  um  wenige  Grad  höher  als  in  gleicher 
Höhe  ausserhalb  der  Strömung  in  der  ganzen  Kirche,  beispielsweise  16 
bis  17"  R.,  wenn  ausserhalb  13"  R.  Wo  ist  die  Wärme  hingekommen?  Sie 
hat  sich  durch  Diffusion  der  erhitzten  und  der  kalten  Luft  rasch  entfernt. 
In  der  Strömung  befindet  sich  andere  Luft,  als  die  aus  dem  Heizkörper 
gekommene,  letztere  hat  aber  ersterer  den  Impuls  nach  oben  ertheilt.  Von 
einer  heissen  Strömung  empfindet  man  dabei  aber  unten  fast  unmittelbar 
neben  der  Ausströmungsöffnung  nichts. 

„Was  soll  man  nun  dazu  sagen,  wenn  von  stagnirender  Luft  in  einem 
offenen  Winkel,  unter  der  Bettstelle  etc.  gesprochen  wird!  Derartiges  giebt 
es  nicht.  Die  Luft  ist  besonders  während  der  Heizung,  aber  auch  bei  jeder 
sonst  so  leicht  in  einem  Raum  entstehenden  Temperaturdifferenz  und  ört- 
lichen chemischen  Verschiedenheit  immer  bis  in  die  entferntesten  Ecken, 
bald  als  wirkliche  Masse,  bald  nur  molecular  in  Bewegung  und  Erneuerung, 
und  eben  dadurch  ist  sie  überall  fast  gleichmässig  zusammengesetzt  und 
besitzt  sie  in  gleichem  Horizont  dieselbe  Temperatur,  nur  dass  solche  von 
unten  nach  oben  zunimmt  bei  der  üblichen  Heizung.  Wenn  es  an  gewissen 
Punkten  immer  unangenehm  riecht,  so  dient  dies  nicht  als  Gegenbeweis. 
Das  Offenhalten  von  Fenstern  in  Schlafzimmern  während  des  ganzen  Tages, 
um  ja  recht  viel  gute  Luft  zu  haben,  ist  ein  völliger  Luxus,  der  im  Winter 
die  Stuben  zu  kalt,  im  Sommer  zu  heiss  macht.  Das,  was  den  Geruch 
in  Schlafzimmern  entwickelt,  von  fester  oder  flüssiger  Beschaffenheit  in 
Betten  etc.,  bi'ingt  man  auch  durch  tagelanges  Lüften  nicht  fort. 

„Wir  heizen  unsere  Räume  theils  durch  die  Strahlung,  welche  alles 
Feste  in  directer  Verbindung  trifft  und  seine  Temperatur  erhöht  —  die 
Wirkung  erfolgt  umgekehrt  wie  das  Quadrat  der  Entfernung  —  theils 
durch  warme  Luft,  die  sich  an  den  Ofenwänden  bildet  und  in  Strömung 
erhebt,  wobei  zugleich  eine  Diffusion  der  heissen  Theilchen  in  die  umgebende 
Luft  erfolgt;  die  Wärme  wird  zuletzt  auch  an  die  Wände  abgegeben.  Von 
der  Strahlung  kann  in  der  Nähe  des  Heizkörpers  auch  ein  Thcil  in  die 
Luft  wieder  übergehen  und  damit  an  deren  Wandflächen  zu  Gute  kommen.  Die 
Wirkung  auf  den  Körper  ist  die  combinirte,  von  der  Luft  aus  durch  Leitung, 
von  dem  Heizkörper  und  den  Wänden  aus  durch  Strahlung,  letzteres  sowohl 
positiv  wie  negativ  genommen,  je  nach  der  Temperatur  der  Wand.  Wir 
können  nun  unsere  Heizvorrichtungen  so  gestalten,  da&s  sie  fast  ebenso 
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stark  durch  Strahlung  wie  durch  Erzeugung  erhitzter  Luft  wirken ,  oder 
dass  sie  fast  ganz  durch  letztere  wirken  (Luftheizung)  oder  ganz  durch 
Strahlung  (Kamine)  oder  mehr  durch  das  Eine  und  Andere  (Mantelöfen  — 
Amerikaneröfen,  Gasreflectoröfen).  Da,  wo  mehr  durch  heisse  Luft  die 
Erwärmung  stattfindet,  ist  der  Gegensatz  der  Temperatur  zwischen  Decke 
und  Fussboden  etwas  grösser,  als  da,  wo  mehr  durch  Strahlung  erwärmt 
^ird  _  wennschon  man  ihn  bei  den  Mantelöfen  fast  verschwinden  machen 
könnte,  wenn  man  die  Mäntel  genügend  weit  vom  Ofencylinder  abstehen 
lassen  würde.  Bei  Mantelöfen  erscheint  die  Wirkung  der  Wärme  gleich- 
förmiger im  ganzen  Raum  als  bei  Strahlöfen,  wo  man  oft  in  der  Nähe  nicht 
verweilen  kann.  Man  kann  aber  im  Allgemeinen  weder  die  eine  noch  die 
andere  Form  der  Heizung  als  die  allein  richtige,  normale  erklären.  Jede 
hat  thatsächlich  ihre  Freunde,  die  sich  wohl  dabei  fühlen  und  nicht  höher 
schwören.  Die  Gewohnheit  bewirkt  in  diesen  Dingen  ausserordentlich 
viel.  Man  denke  dabei  auch  nur  an  die  in  England  fast  allgemein  üb- 
liche Kaminheizung,  die  für  das  Auge  wohl  recht  hübsch,  aber  bei  grossen 
Kosten  nur  ungenügend  wirkt,  sobald  strenge  Kälte  eintritt,  leicht  Rauch 
in  das  Zimmer  treten  lässt  und  fortwährendes  Nachlegen  von  Brennstoff 
erfordert. 

„Es  kommt  nun  bei  der  Ofenheizung  ausser  dem  specifisch  Wohlthuenden 
der  Wirkung  noch  etwas  Besonderes  in  Betracht,  was  einzelne  Systeme  von 
einander  unterscheidet  und  bei  manchen  mitunter  als  Nachtheil  sich  geltend 
macht.  Die  Oefen  können  riechen  durch  Gasausströmuugen,  die  nun  auch 
wirklich  giftig  sind.  Für  Viele  ist  hauptsächlich  das  Aeussere  des  Ofens 
und  ein  gewisses  Renomme  durch  geschickte  Reclame  maassgebend  für  die 
Wahl.  Fast  mehr  noch  wichtig  sollte  die  Berücksichtigung  der  inneren 
Construction  sein  —  was  allerdings  dem  Publicum  völlig  fremd  bleibt; 
einen  wesentlichen  Factor  spielt  dabei  das  Kamin  in  seiner  Zugwirkung. 
Je  nachdem  der  Ofen  gebaut  ist,  kann  er  mehr  oder  weniger  leicht  Gas  an 
Fugen,  an  undichten  Stellen  ausströmen  lassen.  Je  nachdem  das  Kamin 
mehr  oder  weniger  Zugkraft  entfaltet,  was  davon  abhängt,  welche  Tempe- 
ratur er  besitzt,  welcher  Temperaturunterschied  zwischen  draussen  und 
drinnen  herrscht,  der  sich  auch  einmal  vollkommen  umkehren  kann,  wenn 
■die  Temperatur  draussen  in  kurzer  Zeit  einmal  10*^  und  noch  mehr  in  die 
Höhe  oder  heruntergeht,  wird  die  Wirkung  des  Ofens  im  Hinblick  auf  Gas- 
ausströmung ganz  verschieden  sein.  Bei  meinem  Füllofen  habe  ich  Gas- 
ausströmungen noch  nicht  beobachtet,  was  sich  dadurch  erklärt,  dass  die 
Verbrennungsproducte  von  der  Eintrittsstelle  der  Luft  an  direct  ansteigend 
in  den  Kamin  gehen.  Der  so  berühmte  Amerikaner  zeigt  sich  jedoch  zu  Gas- 
ausströmungen bei  schwachem  Zug  sehr  geneigt;  hier  gehen  die  heissen 
Verbrennungsproducte  vorerst  abwärts  in  den  Sockel,  ausserdem  sind  über 
dem  Feuer  Hohlräume,  die  oben  mit  aussen  (zur  Füllung),  aber  nicht  mit 
dem  Kamin  in  Verbindung  stehen.  An  den  Glimmerfenstern  hat  der  Ofen 
ausserdem  viele  Fugen.  Ich  habe  eine  ganze  Reihe  von  Fällen  gesammelt 
und  bereits  beschrieben,  woraus  zu  ersehen  war,  dass  durch  Gasausströmuug 
aus  dem  Amerikaner  schon  oft  Bewusstlosigkeit  eingetreten  ist.  Verluste 
an  Leben  sind  mir  nicht  bekannt  geworden,  ausser  von  Vögeln  in  einer 
Vogelstube  (s.  Bad.  Gewerbezeitung  1882,   ein  Fall  von  Kohlendunstver- 
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giftung,  1888,  Gefahren  des  Füllofenfeuerns  über  Nacht,  1890  und  1892, 
über  Gasausströmungen  aus  geheizten  Oefen), 

„Noch  etwas  anderes  ist  beim  Gebrauch  der  Oefen  in  Berücksichtigung 
zu  ziehen:  innere  Explosionen.  Sie  können  bei  allen  Arten  von  Oefen 
vorkommen,  bei  den  Oefen  für  feste  Brennstoffe,  wie  bei  den  Gasöfen.  Bei 
den  neueren  Thonöfen  nach  dem  RegulirfüUprincip  sind  sie  namentlich  in 
grosser  Zahl  beobachtet  worden,  sie  fliegen  dabei  immer  aus  einander. 
Durch  gewisse  Vorsicht  lassen  sie  sich  vermeiden,  am  leichtesten  bei  Gas- 
öfen, was  man  nicht  erwarten  sollte,  da  hier  explosible  Gemische  sich  am 
ehesten  bilden  können;  aber  hier  tritt  Explosion  nur  beim  Zünden  ein,  bei 
den  anderen  Oefen  hingegen  wähi-end  des  Betriebes,  wo  der  Vorgang  oft 
geradezu  unberechenbar  ist.  Es  ist  dies  nun  keine  Sache,  die  ich  hier 
einer  weiteren  Erörterung  unterziehen  kann.  Ich  habe  darüber  in  der 
Bad.  Gewerbezeitung  eine  grosse  Veröffentlichung  im  Jahre  1893  gemacht j 
worauf  ich  vei'weisen  muss. 

„Das  Thema  der  Stubenheizung  durch  Oefen  ist  ein  umfangreiches,  die 
eingehende  Behandlung  würde  viele  Stunden  in  Anspruch  nehmen.  Ich 
muss  mich,  anschliessend  an  den  nur  skizzenhaften  Vergleich  der  wichtigsten 
Erscheinungen  der  Neuzeit,  mit  Darlegung  der  Principien  begnügen;  es 
sollte  mich  freuen ,  wenn  ich  Ihnen  einige  neue  Gesichtspunkte  eröffnen 
konnte." 

Director  Krell  (Nürnberg)  theilt  mit,  dass  auch  in  Nürnberg  die 
Frage  bei'athen  worden  sei,  ob  es  sich  empfehle,  für  einen  Schulneubau 
statt  der  gewöhnlichen  Centraiheizung  eine  Gasöfenfeuerung  einzuführen, 
und  dass  er  zu  dem  Zwecke  mit  dem  betreffenden  Ofen  selbst  Versuche 
angestellt  habe,  die  ihn  wesentlich  zu  denselben  Resultaten  geführt  haben, 
wie  sie  der  Herr  Referent  soeben  mitgetheilt  habe.  Nur  habe  er  gefunden, 
dass  der  Reflectorofen  gegenüber  einem  Ofen  mit  eisernem  Mantel  bezüglich 
der  Gleichförmigkeit  der  Vertheilung  der  W^ärme  im  Räume  im  Nachtheile 
sei.  V^ie  gross  der  Temperaturunterschied  bei  Beheizung  mit  Mantelöfen 
zwischen  oben  und  unten  im  Räume  sein  werde,  hänge  ab  von  der  Tempe- 
ratur, mit  der  die  Luft  den  Ofenmantel  verlasse,  und  diese  Temperatur 
könne  durch  verschiedene  Weite  des  Ofenmantels  regulirt  werden.  Für 
solche  Räume,  in  denen  der  Platz,  welchen  die  Bewohner  einnehmen,  ein 
fest  bestimmter  sei,  sollte  der  Reflectorofen  überhaupt  nicht  verwandt  werden. 
Er  könne  nur  da  Verwendung  finden ,  wo  der  englische  Kamin  auch  ver- 
wendet werde,  da,  wo  der  den  Raum  Benutzende  sich  weiter  oder  näher  an 
die  Wärmequelle  herandrängen  könne,  wo  er  sich  drehen  und  von  ver- 
schiedenen Seiten  erwärmen  lassen  könne,  wie  dies  factisch  beim  englischen 
Kamin  geschehe.  Für  eine  Schule  aber  halte  er  jede  Art  von  Reflector 
principiell  für  ausgeschlossen  wegen  der  ungleichen  Art  der  Wärmeverthei- 
lung  durch  Strahlung. 

Es  sei  der  Herr  Referent  gewesen,  der  in  der  Construction  der  Gasöfen 
zwei  denselben  eigenthümliche  Ideen  zur  Ausführung  gebracht  habe:  einmal 
die  Verwendung  von  leuchtenden  Gasflammen  im  Feuerraume,  im  Gegen- 
satz zu  den  Bunsenflammen ,  und  dann  die  Anordnung  des  Schlitzcanales. 
Gasöfen,  die  mit  blauer  Flamme  brennen,  seien  ausserordentlich  empfindlich 
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in  Betreff  des  Ausgehens ,  indem  der  geringste  Luftzug  die  Flamme  lösche. 
Bei  den  mit  leuchtender  Flamme  brennenden  Oefen  dagegen  komme  es  nie 
vor,  dass  die  Flamme  im  Ofen  durch  Luftzug  ausgehe.  —  Die  Anordnung 
des  Schlitzcanales  sei  für  den  Gasofen  von  ausserordentlicher  Wichtigkeit. 
Es  würde  unzulässig  sein,  die  Verbrennungsproducte  von  Kohlen  durch 
derartige  enge  Schlitzcauäle  circuliren  zu  lassen,  da  der  Ansatz  von  Kuss 
dieselben  bald  verstopfen  würde.  Die  Verbrennungsproducte  von  Leuchtgas 
dagegen  könne  man,  wie  die  Erfahrung  gezeigt  habe,  durch  enge  Canäle 
führen.  Der  Schlitzcanal  aber  ermögliche  eine  wirksame  Uebertragung  der 
Wärme  bei  relativ  kleiner  Oberfläche  und  vermindere  gleichzeitig  die  Gefahr 
einer  Explosion  ausserordentlich. 

Wenn  es  sich  also  um  Schulheizung  durch  Gas  handle,  stehe  er  ganz 
auf  dem  Boden  der  Construction  der  Karlsruher  Oefen.  In  anderer  Beziehung 
aber  weiche  er  sehr  von  Herrn  Meidinger  ab,  er  halte  glühende  eiserne 
Flächen  für  direct  schädlich,  wie  dies  1881  auf  der  Wiener  Versammlung 
des  Vereins  von  Professor  .v.  Fodor  dargelegt  worden  sei,  der  gefunden 
habe,  dass  die  von  glühenden  Flächen  verbrannten  Staubtheilchen  der  Luft 
Röthung  der  Conjunction  und  kratzendes  Gefühl  im  Halse  erzeugen,  mithin 
gesundheitsschädlich  seien;  zu  gleichen  Resultaten  seien  von  der  Royal 
Society  in  London  veranlasste  Versuche  schon  früher  gelangt.  Es  beruhe 
hierauf  ja  das  früher  fälschlich  der  Trockenheit  der  Luft,  besonders  bei 
Luftheizungen,  zugeschriebene  Gefühl  von  Kratzen  im  Halse.  Aus  diesem 
Gi'unde  sei  man  auch  gerade  für  die  Schulen  von  Luftheizungen  abgekommen, 
weil  die  hier  in  Anwendung  gebrachten  Oefen  glühende  Flächen  gehabt 
haben,  die  zu  der  erwähnten  Staubverb i^ennung  Veranlassung  gegeben  haben. 
Nun  sei  aber  das  Glühendwerden  der  Flächen  bei  den  Karlsruher  Oefen 
nicht  ganz  zu  vermeiden.  Es  zeige  sich  bei  näherer  Berechnung,  dass  die 
mittlere  Oberflächentemperatur  eines  Karlsruher  Schulofens  unter  der  von 
V. Fodor  aufgestellten  Gi-euze  von  150" 0.  bleibe,  wenn  man  das  sieben-  bis 
achtfache  Luftquantum  von  dem,  was  zur  Verbrennung  des  Gases  theo- 
retisch nöthig  sei,  in  den  Feuerraiim  einführe,  also  ungefähr  40  cbm  auf 
jedes  Cubikmeter  verbrannten  Gases.  Dazu  sei  es  allerdings  nöthig,  wenn 
man  das  Gas  noch  mit  Vortheil  verbrennen  wollte,  dass  die  Fläche  des 
Ofens  vergrössert  werde.  Während  jetzt  auf  1  cbm  verbranntes  Gas  ge- 
wöhnlich etwa  1^4  qm  Heizfläche  gebraucht  werde,  brauche  man  unter  obigen 
Verhältnissen  bei  niedriger  Heizflächentemperatur,  wenn  man  den  Nutzeffect 
des  Ofens  auf  82  Proc.  etwa  halten  wollte,  2\/^  qm  für  jedes  Cubikmeter  ver- 
brannten Gases.  Versuche  mit  einem  so  construirten  Ofen  mit  niedriger 
Heizflächentemperatur  haben  im  Vergleiche  mit  dem  gewöhnlichen  Karls- 
ruher Schulofen  ergeben,  dass,  während  aus  dem  Mantel  des  letzteren  die 
Luft  mit  120"  C.  ausströme,  die  Luft  aus  dem  Mantel  des  neuen  Ofens  mit 
einer  Maximaltemperatur  von  50"  C.  austrete,  und  dass  ausserdem  die  Ober- 
flächentemperatur der  Heizflächen  des  neuen  Ofens  ungefähr  durchschnitt- 
lich bei  1200C,  liege. 

Apotheker  RÖSner  (Dresden)  theilt  die  Erfahrung  mit,  die  im  vorigen 
Winter  der  Allgemeine  Hausbesitzerverein  zu  Dresden  durch  Aufstellung  eines 
solchen  Ofens  von  Friedrich  Siemens  in  seinem  Bureau  gemacht  habe.  Die 
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Grundfläche  dieses  Bureaus  betrage  ungefähr  18qm,  und  die  Heizung  des 
Ofens  habe  ungefähr  das  siebenfache  von  dem  gekostet,  was  der  gewöhn- 
liche eiserne  Ofen  mit  Kohlenheizung  gekostet  haben  würde,  und  dabei  sei 
die  Temperatur  in  dem  Zimmer  nicht  höher  gestiegen  als  höchstens  bis  auf 
12",  am  Ofen  selbst  auf  15",  und  am  Fenster,  wo  die  beiden  Herren  ge- 
arbeitet haben,  sei  es  sogar  so  kalt  gewesen,  dass  die  Herren  haben  Ueber- 
zioher  anziehen  müssen.  Das  beweise  wohl  aufs  Deutlichste,  dass  der  Ofen 
keine  grosse  Zukunft  haben  werde. 

Ingenieur  Möhrlein  (Stuttgart)  tritt  der  Behauptung  des  Herrn 
Hofrath  Meidinger  entgegen,  dass  die  Gasheizung  nicht  theurer  zu  stehen 
komme,  als  die  Centraiheizung.  Nach  den  Erfahrungen,  die  in  den  letzten 
Jahren  gemacht  worden  seien,  trefi'e  dies  keineswegs  zu.  Es  sei  bekannt, 
dass  für  100  cbm  zu  heizenden  Raum  und  für  einen  Tag  im  Durchschnitte 
3  cbm  Gas  gerechnet  werden,  während  die  der  Niederdruckdampfheizung 
6  kg  Coaks  erfordere.  Auf  dieser  Grundlage  ergejje  sich,  dass  für  eine  Schule 
für  Gas  im  Jahre  100  M.  mehr  pro  Klassenzimmer  gezahlt  werden  müsse 
als  für  Coaksheizung.  Da  sei  es  doch  wohl  nöthig,  dass  die  Behörde  sich 
sehr  überlegen  werde,  ob  sie  für  Gas-  oder  für  Centraiheizung  sich  entscheide. 
Die  Gasheizung  werde  erst  dann  im  Stande  sein,  mit  der  Niederdruckdampf- 
heizung zu  concurriren,  wenn  der  Gaspreis  nicht  mehr  als  5  Pf.  für  das 
Cubikmeter  betrage.  In  Karlsruhe  habe  die  Gasheizung  nur  desshalb  so 
grosse  Ausdehnung  angenommen,  weil  dort  der  Gaspreis  zu  Pf-  i^i  Rech- 
nung gebracht  werde. 

Noch  auf  einen  anderen  Punkt  aber  müsse  er  kommen,  nämlich  auf 
die  glühenden  Flächen  bei  eisernen  Oefen.  Nach  seinen  Erfahrungen  müsse 
er  der  Ansicht  des  städtischen  Heizingenieurs  in  Dresden,  Herrn  K.  Schmidt, 
beipflichten,  dass  bei  Gasheizung,  besonders  bei  den  Oefen,  die  keine  Strahlen- 
werfer haben ,  die  dünnwandigen  Eisenblechzüge  schnell  sehr  heiss  werden 
und  die  daran  aufsteigende  und  sich  erwärmende  Luft  einen  unangenehmen 
Geruch  erhalte.  Ob  nun  die  Stoffe,  die  diesen  Geruch  der  Luft  bedingen, 
für  die  Gesundheit  schädlich  seien  oder  nicht,  jedenfalls  sei  der  Aufenthalt 
in  derartigen  Räumen  nie  ein  angenehmer.  Wer  mit  der  Beaufsichtigung 
von  Heizungsanlagen  zu  thun  habe,  werde  die  Beobachtung  gemacht  haben, 
dass  die  meisten  Klagen  über  schlechte  Luft  laut  werden,  wo  die  Heizung 
durch  hocherhitzte  Heizflächen  bewirkt  werde. 

Da  sich  Niemand  weiter  zum  Worte  gemeldet  hat,  erhält  das  Schlusswort 

Referent,  Hofrath  ProfeSSOr  Dr.  Meidinger  (Karlsruhe): 
„Ich  habe  nicht  viel  zu  den  Aeusserungen  der  Herren  Vorredner  zu 
bemerken.  Was  Herr  Ingenieur  Möhrlein  gesagt  hat  über  das  Riechen, 
ist  mir  nicht  aufgefallen.  Ich  habe  auch  nie  in  Karlsruhe,  wo  wir  doch 
schon  seit  vielen  Jahren  die  Oefen  in  den  Schulen  und  an  zahlreichen 
anderen  Orten  haben,  gehört,  dass  sich  ein  Geruch  gebildet  hätte.  Reine 
Luft,  die  an  sehr  heissem,  selbst  glühendem  Eisen  entlang  zieht,  kann 
keine  riechenden  Stoffe  entwickeln;  im  Innern  des  Ofens  können  ja  wohl 
durch  unvollkommene  Verbrennung  solche  entstehen,  werden  sie  aussen 
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empfunden,  so  liegt  es  an  der  mangelhaften  Bauart  des  Ofens.  —  Bei  der 
Heizung  kommt  nicht  nur  der  Umstand  für  den  Brennstoff'  in  Betracht,  son- 
dern auch  Bedienung,  Verzinsung  und  Amortisation,  Reparaturen,  und 
deren  Summe  wiegt  bei  der  Dampfheizung  nahe  so  schwer,  wie  die  Mehr- 
kosten des  Gases.  Gerade  die  Reparaturen  bei  der  Dampfheizung  fallen  den 
Stadtbaumeistern,  die  sie  bei  den  Schulen  zu  besorgen  haben,  sehr  lästig. 

„Betrefi's  dessen,  was  Herr  Director  Krell  gesagt  hat  über  die  Schäd- 
lichkeit des  glühenden  Eisens,  erlaube  ich  mir,  bei  meiner  Anschauung  zu 
bleiben.  Ich  kann  mir  nicht  denken,  dass  diese  Spuren  von  Staub,  die  sich 
am  glühenden  Eisen  entwickeln,  nachtheilig  wirken  sollen.  Um  was  bandelt 
es  sich  denn?  Meine  Herren,  glauben  Sie,  es  wäre  ein  Gramm  Staub, 
das  da  im  Laufe  eines  Tages  versengt?  Sagen  wir  ein  Zehntel  Gramm! 
Messen  Sie  doch  einmal  das  Quantum.  Das  ist  ja  kaum  ein  Gegenstand. 
Der  versengte  Staub  riecht  aber  einmal  in  kleinsten  Mengen  in  nicht  gerade 
wohlthuender  "Weise  und  lediglich  wegen  dieser  minimalsten  Menge  Riech- 
stoffes all  diese  Besorgnisse!  Es  ist  ganz  wohl  denkbar,  dass  die  gleichen 
Stoffe  auch  im  Cigarrenrauche  oder  im  Bratengeruche  mit  enthalten  sind,  sie 
werden  aber  dorten  übertönt  durch  die  uns  angenehme  Empfindung  er- 
zeugenden Gerüche ,  welche  von  besonderen ,  in  der  Cellulose,  dem  Gerüste 
des  Blattes,  und  in  dem  Fibrin,  dem  Gerüste  des  Fleisches,  enthaltenen 
Stoffen  bei  der  Zersetzung  gebildet  werden.  —  Die  Versuche  v.  Fodor's 
sind  nun  hier  nicht  maassgebend;  derselbe  erhitzte  gesammelten  Luftstaub 
und  gründete  nun  auf  die  W^irkung  des  eingeatbmeten  Destillates  seine 
Schlüsse;  das  ist  doch  etwas  anderes,  als  wenn  man  denselben  in  mehr  als 
tausendfacher  Verdünnung  mit  Luft  einnimmt.  In  Concentration  wirken 
zahllose  Dinge  schädlich,  die  im  verdünnten  Zustande  harmlos  sind;  auch 
das  so  gefährliche  Kohlenoxyd  konnte  Gruber  bei  0'021  Proc.  in  der  Luft 
drei  Stunden  einathmen,  ohne  die  geringste  schädliche  Wirkung;  der  Betrag 
ist  schon  ausserordentlich  gross  der  Menge  der  Riechstoffe  gegenüber.  Ich 
wiederhole  jedoch,  den  Senggeruch  spürt  man  wohl  beim  Anheizen,  soweit 
meine  Erfahrungen  gehen ,  wenn  eine  Nacht  oder  ein  paar  Tage  hindurch 
nicht  geheizt  wurde ,  aber  im  Laufe  des  Tages ,  beim  andauernden  Heizen, 
ist  mir  nie  Geruch  aufgefallen.  Seine  dauernde  Bildung  bestreite  ich  ent- 
schieden, ich  müsste  es  selbst  erst  einmal  beobachtet  haben.  Ich  habe  doch 
meine  eigenen  Oefen  seit  über  20  Jahren  in  ausschliesslichem  Gebrauch,  auch 
in  den  Geschäftsräumen  meiner  Anstalt;  ich  habe  sie,  bezw.  deren  versengten 
Staub,  so  gut  wie  nie  gerochen.  Sie  stehen  auch  nur  selten  im  (schwachen) 
Glühen  auf  geringer  Höhe.  Bei  500''  C.  kommt  das  Eisen  ins  Glühen,  die 
Ofentemperatur  ist  zumeist  unter  dieser  Temperatur,  in  der  Mitte  des 
Brennstoffes  wird  sie  allerdings  höher  sein.  —  "Wie  wenig  dazu  gehört,  um 
eine  "Wirkung  auf  den  Geruch  hervorzurufen,  das  zeigen  verschiedene  künst- 
liche Stoffe  der  organischen  Chemie,  z.  B.  das  Mercaptan,  von  dem  ein 
Tröpfchen  den  Raum  einer  grossen  Kirche  in  der  peinlichsten  Weise  parfü- 
miren  könnte,  ohne  dass  eine  schädliche  Wirkung  bei  den  Arbeitern,  die 
den  Stoff  in  grösseren  Mengen  einathmen  müssen,  sich  nachweisen  Hesse; 
ich  kenne  dies  aus  eigener  Erfahrung,  indem  ich  einmal  des  Studiums  halber 
stundenlang  in  einem  solchen  abgeschlossenen  Fabrikraume  mich  aufhielt 
und  dann  noch  wochenlang  nach  Mercaptan  duftete.    Aehnliches  zeigen 
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unsere  Blumen.    Die  Blumen  duften  ununterbrochen;  sie  vermindern  ihr 
Gewicht  dabei  nicht  nachweisbar.    Manche  als  angenehm  angesehene  Ge- 
rüche wirken  aber  auf  einzelne  Personen  peinlich.    Meine  Frau,  von  kräf- 
tiger gesunder  Constitution,  sagte  mir  schon  in  jungen  Jahren,  wenn  wir 
im  Sommer  an  einem  Garten  entlang  gingen,  es  riecht  hier  so  sonderbar. 
Sie  verträgt  den  Jasmingeruch  nicht.   Ich  habe  gemeint,  es  sei  Einbildung; 
aber  das  ist  es  nicht.    Sie  verträgt  viele  andere,  auch  unangenehme  Gerüche, 
aber  bei  Jasmingernch  wird  sie  taumelig,  auch  beim  Gerüche  der  Orange- 
blüthen.    Nun,  bis  zur  befürchteten  Ohnmacht  ist  es  nicht  gekommen,  wir 
sind  immer  geflüchtet;  Jasmin-  und  Orangeblüthen  dürfen  bei  uns  aber 
nicht  in  das  Zimmer.    Der  Senggeruch  des  Staubes  gehört  zu  den  nicht  als 
angenehm  empfundenen  Gerüchen,  aber  als  höchst  unangenehm  kann  man 
ihn  gewiss  nicht  bezeichnen,  die  Eigenschaft  des  Mercaptans  besitzt  er  in 
dieser  Hinsicht  nicht;  ob  er  nun  wirklich  auf  Manche  einwirken  kann,  wie 
Jasmingeruch  auf  meine  Frau,  muss  dahingestellt  bleiben.    Ich  bezweifle 
es  vorerst  und  kann  nicht  umhin,  die  ganze  dem  Senggeruch  zugeschriebene 
Schädlichkeit  als  unerwiesene  Hypothese,  als  Phantasie  anzusehen,  die  un- 
nöthige  xiufregung  verursacht  und  die  Verwendung  zweckmässiger  Heiz- 
vorrichtungen an  manchen  Orten  gehindert  hat.     Wem  der  Senggeruch 
geradezu  widerwärtig  ist,  sei  es  durch  besondere  organische  Beanlagung, 
sei  es  durch  die  Leetüre  —  von  des  Gedankens  Blässe  angekränkelt  — 
dem  kann  ich  nur  empfehlen,  für  die  kurze  Zeit  seiner  Bildung  beim  An- 
heizen des  Ofens  das  Fenster  zu  öffnen;  er  könnte  den  Geruch  auch  über- 
tönen durch  etwas  Cigat'renrauch  oder  ein  Räucherkerzchen  ganz  mit  dem- 
selben Erfolge,  wenn  das  Unbehagen  nur  in  seiner  Einbildung  beruhte.  Die 
Art  der  Geruchsempflndung  und  das  Bekömmliche  fallen  durchaus  nicht 
zusammen,  wenn  schon  in  einzelnen  Fällen,  z.  B.  beim  Schwefelwasserstoff. 
Aber  Blausäure  riecht  angenehm  nach  Mandeln  und  ist  ein  starkes  Gift. 
Kohlenoxyd  riecht  gar  nicht   und  ist  ein  sehr  giftiges  Gas  —  wodurch 
gerade  das  ausströmende  Leuchtgas  so  gefährlich  wird,  nicht  wegen  seiner 
riechenden  Bestandtheile. 

„Um  der  Ueberhitzung  des  Eisens  beim  Gasofen  vorzubeugen,  wurde 
vorhin  empfohlen,  das  Gas  bei  der  Verbrennung  mit  grossen  Mengen  Luft 
zu  mischen,  wodurch  die  Temperatur  des  gesammten  weiterziehenden  Ver- 
brennungsproductes  entsprechend  erniedrigt  wird.  Dann  kommen  wir  zu 
grossen  Ofendimensionen  und  zu  kleinem  Nutzeffecte;  bei  dem  vorgeschlage- 
nen Verhältnisse  von  Luft  zu  Gas  vielleicht  nicht  einmal  auf  50  Proc.  Das 
geht  nicht!  Bei  einem  Stoffe,  der  so  theuer  ist  als  Brennstoff,  muss  die 
möglichste  Oekonomie  walten,  oder  er  bleibt  eben  ausser  Verwendung. 
Unsere  alten  Oefen,  die  gewöhnlichen  eisernen  Oefen  für  Holz  und  Kohlen, 
sind  in  gewissem  Sinne  auch  unökonomisch,  weil  sie  viel  zu  viel  abkühlende 
Luft  eindringen  lassen.  Eine  vier-,  fünf-,  sechs-,  ja  bis  zehnfache  Menge 
von  Luft  vermindert  den  Nutzeffect  ganz  erheblich ,  aber  man  empfindet  es 
dort  nicht  so  sehr,  da  der  Brennstoff  billig  ist.  Ich  bin  der  Ansicht,  man 
sollte  den  Luftzufluss  so  gering  als  möglich  halten.  Bei  den  Füllöfen  findet 
(lies  zumeist  statt  und  daher  ihre  grosse  Leistung;  bei  meinen  Oefen  erfolgt 
die  Verbrennung  sogar  ohne  Luftüberschuss  bei  der  gewöhnlichen  hohen 
Brennstoffiage.    Bei  dem  Karlsruher  Gasofen  ist  bei  grössten  Flammen  der 
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Luftüberschuss  kaum  so  gross,  wie  die  gerade  erforderliche  Luftmenge,  er 
steigt  etwas  mit  Verkleinerung  der  Flammen.  Man  könnte  hier  den  ring- 
föi-migen  Raum,  in  welchem  die  Verbrennung  erfolgt,  etwas  gross  gestalten. 
Je  mehr  Oberfläche  die  Wand  des  Feuerraumes  besitzt,  um  so  weniger  hoch 
wird  ihre  Temperatur  steigen.  Sie  kommt  auch  so,  wie  der  Ofen  jetzt  ist, 
nicht  ins  Glühen;  ich  verwahre  mich  gewissermaassen  dagegen:  der  Gasofen 
glüht  nie,  seine  Wand  steht  zu  weit  von  den  Flammen  ab.  Wenn  ich  mich 
vorhin  so  entschieden  über  die  Unschädlichkeit  des  glühenden  Eisens  aus- 
gesprochen habe ,  so  geschah  es  auch  nicht  im  Hinblicke  auf  den  Gasofen, 
sondern  weil  im  Allgemeinen  die  glühenden,  bezw.  überhitzten  Wände  der 
eisernen  Oefen  als  schädlich  und  verwerflich  hingestellt  werden.  Aber  auf 
eine  Temperatur  von  300",  vielleicht  bis  400°  kann  der  Gasofen  unmittelbar 
über  den  Flammen  kommen;  ich  halte  das  für  absolut  harmlos.  Die  Zukunft 
wird  uns  wohl  weiter  darüber  belehren.  Die  Herren  Hygieniker  dürften 
sich  ja  einmal  veranlasst  fühlen,  neue  Versuche  in  diesem  Sinne  zu  machen, 
um  zu  zeigen,  ob  es  etwas  anderes  in  Stoff  und  hygienischer  Wirkung  ist: 
das  Product  der  Zersetzung  des  Staubes  gegenüber  dem  Producte  der  Zer- 
setzung einer  Cigarre  und  eines  Bratens  in  der  Küche." 


Schluss  der  Sitzung  1^4  Uhr. 
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Dritte  Sitzung. 

Freitag,  den  13.  September,  Vormittags  9  Uhr. 

Vorsitzender,  Geh.  Medicilialrath  Dr.  Pistor,  eröffnet  die  Sitzung 
und  stellt  nunmehr  den  vierten  Gegenstand  der  Tagesordnung  zur  Ver- 
handlung : 

IV".   Scliädliclikeit  der  Canalgase  und  Siclierung 
unserer  Wolmräume  gegen  dieselben. 

Es  lauten  die  von  den  beiden  Referenten  aufgestellten 

Leitsätze: 

1.  Die  Annahme  der  Verbreitung  epidemischer  Krankheiten,  namentlich  von 
Typhus,  Cholera,  Diphtherie  durch  Canalgase  ist  mit  unseren  heutigen 
Kenntnissen  vom  Wesen  der  Krankheitserreger  nicht  vereinbar. 

2.  Dagegen  sind  die  in  Canal-  und  Hausleitungen  entstehenden  Fäulnissgase, 
wenn  auch  nicht  direct,  so  doch  indirect,  namentlich  bei  dauernder  Ein- 
wirkung, schädlich,  indem  sie  ekelerregend  wirken  und  das  allgemeine  Wohl- 
befinden und  damit  die  Widerstandsfähigkeit  des  Körpers  gegen  Krank- 
heiten herabsetzen. 

3.  Die  Bildung  derartiger  Gase  und  ihre  Anhäufung  in  den  Leitungen  lässt 
sich  durch  entsprechende  Anlage,  regelmässige  Spülung  und  Reinigung, 
sowie  durch  ausgiebige  Lüftung  auf  ein  sehr  geringes  Maass  beschränken. 

4.  Es  dürfen  daher  in  den  öffentlichen,  sowie  in  den  Privatleitungen  guter 
Canalisationsanlagen  weder  Schmutzwasser  noch  Luft  stagniren,  noch  Sink- 
stoffe sich  ansammeln. 

5.  Um  das  Eindringen  schädlicher  Gase  aus  den  Canälen  und  Leitungen  in 
die  Luft  des  Bodens  und  der  Wohnräume  zu  verhüten,  müssen  sämmtliche 
Leitungen  in,  unter  und  neben  den  Häusei'n  vollkommen  luft-  und  wasser- 
dicht hergestellt  und  alle  Eingussstellen  mit  wirksamen,  gegen  Aussaugen 
und  gegen  Austrocknen  gesicherten  Geruchverschlüssen  versehen  werden. 

6.  Eine  dauernd  gute  Wirksamkeit  der  Hauscanäle  wird  nur  bei  Einfachheit 
und  Uebersichtlichkeit  der  Anlage  gesichert. 

7.  Die  durchgängige  Verbindung  der  Hausleitungen  mit  dem  Strassencanal 
ist  dem  entsprechend  der  Abtrennung  durch  einen  Hauptverschluss  in  der 
Hausleitung  (dem  sogenannten  Disconnecting  -  System)  vorzuziehen,  weil 
letzteres  die  Lüftung  und  Spülung  erschwert,  complicirte  Lüftungsein- 
richtungen erforderlich  macht  und  die  Anhäufung  von  Schmutzstoffen  in 
unmittelbarer  Nähe  der  Wohnungen  mit  sich  bringt. 

Referent:  PrivatdOCeut  Stabsai'Zt  Dr.  M.  Kirchner  (Hannover): 
„Meine  Herren!  Seitens  des  Herrn  Vorsitzenden  ist  Hinen  bereits  in  der 
ersten  Sitzung  mitgetheilt  worden,  dass  die  Uebernahme  dieses  Referates 
durch  mich  erst  in  letzter  Zeit  beschlossen  worden  ist,  weil  Herr  Professor 
Dr.  Carl  Frankel,  welcher  diese  Aufgabe  ursprünglich  übernommen  hatte, 
sich  von  einer  schweren  Krankheit  noch  nicht  völlig  erholt  hat.  Ist  es 
schon  überhaupt  nicht  leicht,  einen  Mann  wie  Frankel  ersetzen  zu  sollen, 
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so  ist  dies  für  mich  bei  der  Kürze  der  Zeit,  welche  mir  zur  Vorbereitung 
zur  Verfügung  stand,  um  so  schwieriger,  und  muss  ich  Sie  daher  um  be- 
sondere Nachsicht  bitten. 

„Die  Bedeutung  einer  zweckmässigen  Beseitigung  der  Abfallstoffe  ist 
jetzt  allseitig  anerkannt.  Die  Forderung  der  Gesundheitspflege,  Ansamm- 
lungen von  Abfallstoffen  in  der  Nähe  der  Wohnungen  thunlichst  zu  be- 
schränken und  mögHchst  schnell  und  in  einer  solchen  Weise  zu  beseitigen, 
dass  sie  auf  dem  Wege  nach  ihrem  Bestimmungsorte  hin  weder  Boden, 
Wasser  oder  Luft  verunreinigen  noch  Krankheitserreger  übertragen  können, 
diese  Forderung  wird  von  den  verschiedenen  Systemen  der  Beseitigung  der 
Abfallstoffe  in  verschiedener  Weise  und  in  verschiedenem  Grade  erfüllt.  Ich 
kann  nicht  auf  die  Bedeutung  der  Abfuhr  und  der  Canalisation  eingehen, 
sondern  möchte  nur  kurz  darauf  hinweisen,  dass  die  Schwierigkeit  der  Be- 
seitigung der  Abfallstoffe  aus  einer  Stadt  proportional  dem  Wachsthum  der- 
selben zunimmt,  und  dass  man  mehr  und  mehr  zur  Bevorzugung  desjenigen 
Systems  kommt,  welches  die  schnellste  Beseitigung  der  Abfallstoffe  auf  ein- 
heitlichem Wege  gestattet,  nämlich  der  mit  Spülung  verbundenen,  der  soge- 
nannten Schwemmcanalisation.  Die  Ausführung  dieses,  von  der  öffentlichen 
Gesundheitspflege  so  warm  empfohlenen  Systems  stösst  aber  an  manchen 
Orten  auf  Widersprüche,  die  nur  theilweise  berechtigt  sind  und  der  Mehr- 
zahl nach  zurückgewiesen  zu  werden  verdienen.  Ich  will  nicht  auf  den 
volkswirthschaftlichen  Einwurf  eingehen,  da.ss  bei  der  Schwemmcanalisation 
angeblich  eine  grosse  Menge  wirthschaftlich  werthvoller  Stoffe  einer  zweck- 
mässigen Verwendung  im  Interesse  der  Landwirthschaft  entzogen  werden. 
Ich  will  hier  nur  auf  den  Punkt  eingehen,  der  auf  unserer  Tagesordnung 
steht.  Man  hat  nämlich  gegen  die  Canalisation  eingewendet,  dass  sie  gewisser- 
maassen  den  ganzen  Untergrund  der  Städte  in  eine  grosse  Abortgrube  ver- 
wandelt, aus  welcher  gesundheitsschädliche  Gase,  die  sogenannten  Canal- 
gase,  in  unsere  Wohnräume  eindringen  und  hier  nicht  allein  allgemein 
gesundheitsschädlich  wirken,  sondern  auch  zur  Verbreitung  von  Infections- 
krankheiten  beitragen.  Die  Canalisation  wird  von  ihren  Vertretern  als  ein 
Hauptmittel  zur  Hebung  der  Gesundheit  und  zur  Bekämpfung  der  Infections- 
krankheiten  hingestellt.  Wäre  aber  jeuer  Vorwurf  berechtigt,  wäre  die 
Canalgastheorie  richtig,  so  wären  die  Canäle  vielmehr  eine  öffentliche  Ge- 
fahr. Die  Frage  der  Gesundheitsschädlichkeit  der  Canalgase  ist  daher  von 
hervorragender  Bedeutung  für  die  öffentliche  Gesundheitspflege,  und  wir 
sind  unserem  Vorstande  zu  Dank  verpflichtet,  dass  er  dieselbe  auf  die  Tages- 
ordnung gesetzt  hat. 

„Wir  haben  uns  nun  die  Aufgabe  in  der  Weise  getheilt,  dass  der  erste 
Theil,  die  Erörterung  der  Gesundheitsschädlichkeit  der  Canalgase,  mir  zu- 
gefallen ist,  und  den  zweiten  Theil,  die  Sicherung  unserer  Wohnräume  gegen 
dieselben,  also  gewissermaassen  die  Therapie  der  Krankheit,  Herr  Baurath 
Lindley  übernommen  hat. 

„Meine  Herren,  nach  der  Canalgastheorie  sollen  also  die  Cänalgase 
ernste  allgemeine  Gesundheitsstörungen  herbeiführen  und  zur  Verbreitung 
der  Infectionskrankheiten  beitragen.  Lassen  Sie  mich  auf  den  letzteren 
Vorwurf  zuerst  eingehen  und  ihn  zum  Hauptgegenstand  meiner  Ei'örterungen 
machen. 
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„Die  Uebertragung  von  Infectionskrankheiten  durch  Canalgase  war  früher 
eine  ziemlich  allgemeine,  namentlich  aber  in  England  verbreitete  Anschauung, 
wurde  hauptsächlich  von  dem  berühmten  englischen  Hygieniker  Parkes 
vertreten  und  hat  auch  jetzt  noch  in  England  viele  Anhänger.  Ich  erwähne 
zum  Beweise  dessen  eine  Mittheilung  von  Meredith  in  dem  Sanitary 
Record  (Jahrg.  1884,  S.  498),  nach  welcher  zahlreiche  Fälle  von  Diph- 
therie, Unterleibstyphus  und  Scharlach  in  Häusern  vorgekommen 
sein  sollen,  in  welchen  Canalgase  hatten  eindringen  können.  Willoughby 
spricht  auf  Seite  264  seiner  1884  erschienenen  Frinciples  of  hygiene  die 
Canalgase  als  Hauptursache  des  Typhus  an.  Hun  bezeichnet  in  den 
Medical  News  (Jahrg.  1887)  Ga,stroenteritis  und  Diphtherie  als  die- 
jenigen Krankheiten,  welche  durch  Canalgase  erzeugt  werden.  Xotter, 
Parkes'  Nachfolger  auf  dem  Lehrstuhle  der  Militärhygiene  in  Netley  und 
Herausgeber  der  1891  erschienenen  8.  Auflage  von  Parkes'  berühmtem 
Handbuche  der  Militärhygiene,  führt  als  diejenigen  Krankheiten,  welche 
durch  Canalgase  erzeugt  werden,  Durchfall,  Typhus,  Diphtherie  und 
Lungenentzündung  an  und  meint,  dass  die  übrigen  Infectionskrank- 
heiten, namentlich  Rose,  Hospitalbrand  und  Puerperalfieber,  in 
Häusern,  in  welche  Canalgase  eindringen  können,  schwerer  verlaufen,  als 
in  nicht  canalisirten  Häusern.  Auch  in  Deutschland  giebt  es  noch  Vertreter 
dieser  Ansicht.  Im  Handbuche  der  Militärgesundheitspflege  von 
Roth  u.  Lex  heisst  es  z.  B.:  „Die Verbreitung  von  Typhus  und  Cholera, 
gelbem  Fieber,  Dysenterie,  Diarrhoe  scheint  gelegentlich  durch  diese 
Emanationen  erfolgen  zu  können".  Das  Werk  von  Roth  und  Lex  stammt 
freilich  aus  den  Jahren  1873  bis  1877.  Dagegen  stellte  noch  im  Jahre  1892 
der  zu  früh  verstorbene  Uffelmann  es  als  Thatsache  hin,  dass  Häuser,  in 
deren  Räume  zeitweise  übelriechende  Canalgase  eindringen  können,  auf- 
fallend häufig  der  Herd  von  Diphtherie,  Malaria  und  Abdominal- 
typhus seien.  Murchison  und  Peacock,  die  Hauptvertreter  der  Canal- 
gastheorie,  gingen  folgerichtig  so  weit,  zu  behaupten,  dass  unter  den  Caual- 
arbeitern  Typhus  besonders  verbreitet  sei. 

„Nun,  Sie  sehen,  meine  Herren,  es  giebt  kaum  eine  Infectionskrauk- 
heit,  welche  die  Anhänger  der  Canalgastheorie  nicht  auf  die  Canalgase 
zurückgeführt  hätten,  am  häufigsten  und  energischsten  ist  dies  aber  beim 
Typhus  geschehen.  Die  Wichtigkeit  der  Frage  wird  es  gerechtfertigt  er- 
scheinen lassen,  wenn  ich  auf  einige  der  als  besonders  beweisend  geltenden 
Beispiele  von  angeblicher  Krankheitsübertragung  durch  Canalgase  etwas 
näher  eingehe. 

„So  berichtete  der  englische  medical  officer  of  health  J.  M.Wilson  im 
Sanitary  Record  (Jahrgang  1887,  Seite  327)  von  einer  Diarrhoeepidemie 
in  der  Stadt  Selby,  die  er  auf  die  Einathmung  von  Canalgasen  zurückführen 
zu  müssen  glaubte.  Die  Epidemie  begann  im  März  bei  27"  R.  und  befiel 
in  90Proc.  der  Fälle  Personen  im  Alter  von  über  10  Jahren.  Im  städtischen 
Arbeitshause,  welches  nicht  an  die  Canalisation  angeschlossen  war,  kam  kein 
Fall  von  Diarrhoe  vor.  Das  Wasser  konnte  der  Krankheitsvermittler  nicht 
sein,  da  die  Stadt  gutes  Trinkwasser  aus  100  bis  120m  tiefen  Brunneu 
besitzt,  ebenso  wenig  gab  die  Milch  Anlass  zu  Ausstellungen.  Dagegen  waren 
die  Canäle  schlecht  vontilirt,  und  ausserdem  war  der  Fluss,  in  welchen  die- 
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selben  einmünden,  am  21.  März  stark  aufgestaut  worden,  so  dass  die  Luft 
in  den  Can.älen  unter  hohen  Druck  gerieth.  Wilson  nimmt  nun  an,  dass 
Darmentleerungen  einer  vor  dem  21.  März  an  Durchfall  erkrankt  gewesenen 
Person  im  Canale  stagnirt,  die  Canalluft  vergiftet  und  den  Anlass  zur 
Epidemie  gegeben  haben. 

„In  der  englischen  Aerztezeitung  The  Lancet  können  Sie  häufig 
Fälle  von  Typhus,  welche  durch  Canalgase  entstanden  sein  sollen,  mit- 
getheilt  finden.  Entweder  fand  man  in  solchen  Fällen  die  Canäle  schlecht 
angelegt  und  gelüftet  und  beobachtete  ein  Aufhören  der  Epidemie  nach 
Beseitigung  jeuer  baulichen  Mängel,  oder  die  Epidemie  war  entstanden, 
nachdem  ein  alter  Abzugscanal  aufgebrochen  worden  war,  oder  endlich  die 
Erkrankungen  kamen  zum  Ausbruche  bei  Leuten,  welche  von  einer  längeren 
Reise  heimgekehrt  waren,  nachdem  die  "Wasserverschlüsse  in  den  Haus- 
leitungen verdunstet  waren.  Besonders  berühmte  Typhusepidemieen,  welche 
in  dieser  Weise  auf  Canalgase  zurückgeführt  werden,  sind  die  in  den  eng- 
lischen Städten  Croydon,  Shipley,  Windsor  und  "Worthing.  Notter 
berichtet  über  eine  Typhusepidemie  in  den  Eastney-Barracks  in  Ports- 
mouth,  welche  aufgehört  habe,  nachdem  im  Jahre  1870  die  Canäle  aus- 
gebessert worden  seien.  Page  und  W  a  1 1  a  c  e  führen  in  den  Army 
medical  reports  Typhusepidemieen  in  den  Garnisonen  Newbridge  und 
Kinsale  auf  Canalluft,  welche  in  die  Baracken  eingedrungen  sein  sollte, 
zurück. 

„Im  englischen  Handbuche  über  die  Jahre  1871  bis  1873  berichtete 
John  Simon  über  eine  Typhusepidemie,  welche  1872  in  Sherborne 
vorgekommen  war.  Von  den  1010  Häusern  der  Stadt  bezogen  230  ihr 
Trinkwasser  aus  nicht  gut  gebauten  Flachbrunnen,  780  aus  der  Wasser- 
leitung. Trotzdem  kamen  in  den  Häusern  mit  Brunnen  nur  17  Fälle  in 
13  Häusern,  in  den  Häusern  mit  Wasserleitung  dagegen  226  Fälle  in  148 
Häusern  vor,  und  zwar  setzte  die  Epidemie  derartig  explosionsartig  ein,  dass 
von  diesen  226  Fällen  III  in  der  ersten  Hälfte  des  März  erfolgten.  Simon 
nimmt  nun  an,  dass  die  Rohre  der  Wasserleitung,  welche  nur  intermittirend 
bei  Tage  Wasser  lieferten,  zur  Zeit,  wo  sie  leer  gingen,  aus  den  ofiPen  stehen- 
den oder  schadhaften  Ciosethähnen  mit  Typhusgift  geschwängerte  Canalluft 
angesogen  und  so  zur  Verbreitung  der  Krankheit  beigetragen  haben. 

„Buchanan  berichtete  von  einer  1873  vorgekommenen  Typhusepidemie 
im  Cajuscollege  zu  Cambridge,  welche  nach  den  Sommerferien,  während 
deren  die  Wohnräume  leer  gestanden  hatten  und  die  Wasserverschlüsse  in 
den  Closets  ausgetrocknet  waren,  zum  Ausbruche  kam.  Der  erste  Fall  er- 
eignete sich  am  1.  November  und  betraf  einen  Studenten,  der  am  7.  October 
aus  London  zurückgekehrt  war;  die  Epidemie  betraf  fast  ausschliesslich  den 
Flügel  des  Hauses,  in  welchem  dieser  Student  wohnte,  und  welcher  von 
demselben  Wasserleitungsrohre  versorgt  wurde,  das  auch  das  von  dem 
Studenten  während  seiner  Erkrankung  benutzte  Closet  speiste.  Das  Haupt- 
rohr der  Wasserleitung  lag  etwa  sechs  Fuss  höher  als  die  unteren  Leitungs- 
hähne, so  dass,  wenn  einer  der  unteren  Hähne  geöffnet  wurde,  und  ein 
Ciosethahn  der  oberen  Stockwerke  offen  stand,  Ciosetluft  und  wohl  auch 
Ciosetflüssigkeit  in  das  Hauptleitungsrohr  oder  in  das  Trinkwasser  der 
Anstalt  gelangen  konnte.    Buchanan  glaubte  dies  um  so  eher  annehmen 
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zu  müssen,  als  sich  herausstellte,  dass  die  Hauscanäle  schlecht  ventilirt 
waren. 

„Meine  Herren!  Ich  habe  Ihnen  diese  Beispiele  ausführlicher  mit- 
getheilt,  weil  sie  eine  Prüfung,  ob  sie  in  der  That  durch  Canalgase  oder 
nicht  viel  mehr  auf  ganz  andere  Weise  entstanden  sind,  gestatten  und  einen 
Rückschluss  auf  die  Glaubwürdigkeit  der  übrigen  Mittheilungen  dieser  Art 
zulassen.  Bevor  ich  aber  den  Versuch  mache,  diese  Fälle  nach  unseren 
heutigen  epidemiologischen  Anschauungen  zu  erklären,  gestatten  Sie  mir, 
auf  diese  etwas  näher  einzugehen. 

„Meine  Herren !  In  Deutschland  ist  jetzt  die  Mehrzahl  der  Hygieniker 
anderer  Ansicht  als  die  Engländer  und  hält  die  Canalgase  nicht  für  geeignet, 
Typhus  oder  andere  Infectionskrankheiten  zu  verbreiten,  wovon  Sie  sich 
leicht  durch  einen  Blick  in  die  neueren  hygienischen  Lehrbücher,  z.  B.  von 
Flügge,  Gärtner,  Prausnitz,  Rubner  oder  mir  überzeugen  können. 
Schon  im  Jahre  1881  hat  der  leider  so  früh  verstorbene  Soyka  auf  der 
IX.  Versammlung  unseres  Vereins  in  Wien  sich  unzweideutig  gegen  die 
Sewergastheorie  ausgesprochen  und  an  der  Hand  der  Statistik  nachgewiesen, 
dass  in  den  mit  Canalisation  versehenen  Städten  keineswegs  ungünstigere 
Verhältnisse  in  Bezug  auf  Infectionskrankheiten  herrschen,  als  in  nicht 
canalisirten  Städten.  Er  hat  vielmehr  das  Gegentheil  nachweisen  und  zeigen 
können,  dass  in  einer  Eeihe  von  Städten,  welche  canalisirt  sind,  seit  Ein- 
führung der  Canalisation  der  Typhus  abgenommen  hat,  und  dass  in  den- 
jenigen Bezirken  der  betreffenden  Städte,  in  welchen  die  Canäle  schlecht 
waren ,  die  Erkrankungen  an  Typhus  schwerer  und  häufiger  waren ,  als  in 
denjenigen,  wo  die  Canäle  gut  angelegt  waren.  Ich  kann  nicht  näher  auf 
die  Soyka'sche  Statistik  eingehen,  möchte  jedoch  nicht  unterlassen,  wenig- 
stens einige  Beispiele  aus  derselben  anzuführen.  Dan  zig  erhielt,  wie 
seiner  Zeit  Lievin  mitgetheilt  hat,  im  Jahre  1869  eine  neue  Quellwasser- 
leitung und  1871  eine  Canalisation.  Die  Typhussterblichkeit  in  Danzig 
betrug  im  Zeiträume  von  1864  bis  1871  durchschnittlich  jährlich  99  und 
im  Zeiträume  von  1872  bis  1879  durchschnittlich  jährlich  35  von  100  000 
der  Bevölkerung,  war  also  nach  Ausführung  jener  beiden  Gesundheits- 
einrichtungen ungefähr  auf  vier  Zehntel  von  dem,  was  man  vorher  beob- 
achtet hatte,  heruntergegangen.  Die  Gesammtsterblichkeit  hatte  vorher  in 
Danzig  in  1863  bis  1869  36'85  pro  Mille  durchschnittlich  betragen,  im  Zeit- 
räume von  1872  bis  1876  dagegen  betrug  sie  nur  noch  28-5  pro  Mille  jähr- 
lich. Aehnliche Beobachtungen  hat  Pettenkofer  aus  München  mitgetheilt, 
wo  1856  bis  1859  die  Canalisation  begonnen  wurde.  Die  Typhussterblichkeit 
in  der  Zeit  von  1852  bis  1859  betrug  242  von  100  000,  dagegen  von  1860 
bis  1867  nur  165  von  100  000  durchschnittlich  jährlich.  Baron  und 
Hüppe  haben  sich  der  dankenswerthen  Mühe  unterzogen,  zu  untersuchen, 
inwieweit  in  einer  grösseren  Anzahl  deutscher  Städte  die  Sterblichkeit  durch 
die  Canalisation  beeinflusst  worden  ist.  Besonders  lehrreich  sind  die  An- 
gaben, welche  Baron  gemacht.  Derselbe  verglich  im  Jahre  1886  37  Städte 
ohne  Canalisation  mit  46  canalisirten  Städten.  Die  höchsten  Typhusziffern 
fand  er  in  Städten  ohne  Canalisation,  die  niedrigste  in  Städten  mit  Canali- 
sation; von  70  Orten  mit  hohen  Typhusziffern  waren  51  =  73  Proc.  der- 
selben nicht  canalisirt;  von  51  Orten  mit  niedrigen  Typhuszahlen  waren 
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40  =  78  Proo.  derselben  canalisirt.  Diese  Statistik  spricht  doch  entschieden 
dafür,  dass  die  Anlage  einer  zweckmässigen  Canalisation  das  beste  Mittel 
zur  Herabsetzung  der  Typhussterblichkeit  ist,  während  man  doch,  wenn  die 
Caualgastheorie  richtig  wäre,  im  Gegeutheil  in  den  canalisirten  Städten  eine 
Zunahme  des  Typhus  hätte  beobachten  müssen.  Oder  sollten  sich  etwa  die 
Canalgase  in  England  anders  verhalten  als  bei  uns  in  Deutschland? 

„Nun,  meine  Herren,  Virchow  hat  mit  Recht  daraufhingewiesen,  dass 
die  Statistik  in  Fragen  der  Gesundheitspflege  mit  Vorsicht  verwendet  werden 
muss,  da  in  allen  Städten,  in  welchen  gesundheitliche  Verbesserungen  durch- 
geführt worden  sind,  nicht  nur  eine  derartige  Maassregel  getroffen,  sondern 
in  der  Eegel  gleichzeitig  mit  der  Canalisation  z.  B.  eine  zweckmässige  "Wasser- 
leitung gebaut,  Markthallen  errichtet,  für  zweckmässige  Beseitigung  des 
Strassenkehrichts  gesorgt,  ein  rationeller  Stadtbebauungsplan  aufgestellt, 
ungesunde  Quartiere  durchbrochen  wurden  u.  s.  w.  Wollte  man  von  diesen 
verschiedenen  sanitären  Maassregeln  eine  herausgreifen  und  behaupten,  dass 
gerade  ihr  die  Abnahme  einer  bestimmten  Krankheit  oder  gar  der  Gesammt- 
sterblichkeit  zu  verdanken  sei,  so  würde  man  leicht  in  Irrthümer  verfallen. 

„Meine  Herren!  Seit  dem  Jahre  1881,  als  Soyka  vor  Hmen  über 
Canalgase  und  Typhus  gesprochen  hat,  ist  eine  grosse  Zeit  vergangen,  gross 
nicht  nur  der  Ausdehnung  nach,  sondern  vor  Allem  desswegen ,  weil  sie 
einen  wesentlichen  Fortschritt  in  unseren  hygienischen  Anschauungen  ge- 
bracht hat.  Dank  den  beispiellos  bahnbrechenden  Arbeiten,  die  wir  Männern, 
wie  Pasteur  und  Robert  Koch,  sowie  dem  rastlosen  Fleisse  ihrer 
zahlreichen  Schüler  verdanken,  hat  sich  die  Hygiene  in  diesem  Zeitraum 
vollständig  umgestaltet.  Vor  Allem  aber  haben  wir  in  dieser  Zeit  eins  ge- 
wonnen ,  was  uns  vorher  fehlte ,  nämlich  die  Kenntniss  der  Erreger  der  In- 
fectionskrankheiten  und  die  Mittel,  welche  uns  in  den  Stand  setzen,  dieselben 
aufzusuchen,  zu  bekämpfen  und  zu  vernichten. 

„Früher  hielt  man  die  Gase,  welche  im  Untergrunde  der  Städte  durch 
Fäulniss  organischer  Abfallstoffe  entstehen,  mit  der  Grundluft  in  die  Luft 
der  Wohnräume  emporsteigen  oder  mit  dem  Grundwasser  sich  dem  Trink- 
wasser beimischen ,  als  solche  für  die  Erreger  der  Infectionskrankheiten. 
Man  sprach  von  „Miasmen",  welche  „siechhaftem"  Boden  entsteigen  und 
die  Krankheiten  übertragen  sollten.  Freilich  gab  es  schon  lange,  nament- 
lich seit  den  ersten  Bacterienforschungen  von  Leeuwenhoek  und  Kirche  rus 
im  17.  und  18.  Jahrhundert,  hervorragende  Geister,  welche  das  Vorhanden- 
sein belebter  Krankheitskeime  ahnten.  Aber  die  Unvolikommenheit  der 
Mikroskope  brachte  es  mit  sich,  dass  noch  in  diesem  Jahrhunderte  Männer, 
wie  Henle,  Nägeli,  Liebermeister  und  v.  Pettenkofer,  welche  die 
Annahme  belebter  Keime  als  zwingende  Nothwendigkeit  hinstellten,  den 
Beweis  für  ihre  Ansicht  schuldig  bleiben  mussten.  Seit  Pasteur  und  Koch 
ist  dieser  Beweis  erbracht.  Es  ist  gelungen,  bei  der  überwiegenden  Mehr- 
zahl der  Infectionskrankheiten  den  Erreger  derselben  in  einem  wohlcharakteri- 
sirten  Mikroorganismus  aufzuzeigen,  den  man  in  allen  Fällen  der  betreffenden 
Krankheit  findet,  bei  anderen  Krankheiten,  welche  mit  jener  nichts  zu  thun 
haben,  ausnahmslos  vermisst,  und  durch  dessen  absichtliche  oder  unabsicht- 
liche Uebertragung  auf  Menschen  oder  empfängliche  Versuchsthiere  man  die 
Krankheit  zu  übertragen  im  Stande  ist. 
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„Aus  diesen  zahlreichen  und  mühevollen  Arbeiten,  auf  die  ich  hier  nicht 
näher  eingehen  kann,  folgt  nun  ohne  Weiteres,  dass  eine  bestimmte  Infec- 
tionskrankheit  nur  da  entstehen  kann,  wo  der  als  Erreger  derselben  erkannte 
Mikroorganismus  in  Thätigkeit  getreten  ist.  Wo  kein  Typhusbacillus,  kann 
es  keinen  Typhus,  wo  kein  Cholera vibrio,  keine  Cholera  geben.  Fäuhiiss- 
gase  der  übelsten  Art,  Gase  von  noch  so  grosser  Giftigkeit  können  uns  wohl 
belästigen  oder  selbst  tödten,  zur  Erzeugung  von  Typhus,  Cholera  oder  einer 
anderen  Infectionskrankheit  aber  sind  sie  gänzlich  ausser  Stande. 

„Nun  könnte  Jemand  sagen:  Können  sich  nicht  unter  dem  Einflüsse 
jener  Fäulnissproducte  im  Boden  oder  in  den  Canälen  jene  Krankheits- 
erreger entwickeln,  ebenso  wie  man  früher  allgemein  die  Entstehung  der 
sogenannten  Aufgussthierchen  durch  die  sogenannte  „Urzeugung"  annahm? 
Es  hat  in  der  That  Jahrzehnte  lange  Kämpfe  und  die  Aufbietung  des  Scharf- 
sinnes zahlreicher  Gelehrter  erfordert,  um  den  Nachweis  zu  führen,  dass  das 
grosse  Wort  William  Harvey's  „omne  vivum  ex  ovo"  nicht  nur  für  die 
grossen  Thiere  und  Pflanzen,  sondern  auch  für  die  mikroskopisch  kleinen 
Lebewesen  gilt,  und  dass  auch  die  belebten  Krankheitskeime  nur  aus  Keimen 
ihrer  Art,  nicht  aber  aus  Urschlamm  oder  Fäulnissproducten  entstehen. 

„Hier  möchte  ich  noch  mit  einigen  Worten  einer  anderen  Ansicht  ge- 
denken ,  nach  der  nicht  die  Krankheitskeime  die  Erreger  der  Krankheit 
sein,  sondern  umgekehrt  erst  unter  dem  Einflüsse  der  Krankheit  im  Körper 
ihre  krankmachenden  Eigenschaften  erhalten  sollen;  nach  der  also  z.  B.  der 
Typhus  durch  irgend  eine  noch  unbekannte  Ursache  entstehen ,  und  unter 
dem  Einflüsse  dieser  Ursache  der  harmlose  Kothbacillus  sich  in  den  bösen 
Typhusbacillus  verwandeln  soll,  weil  der  durch  die  Krankheit  veränderte 
Körper  ihm  andere  Lebensbedingungen  dai'bietet.  Die  Vertreter  dieser 
Ansicht,  welche  sich  mit  den  Ergebnissen  der  bacteriologischen  Forschung 
nicht  verträgt,  sind  den  Beweis  für  dieselbe  bis  jetzt  schuldig  geblieben. 

„Wir  dürfen  vielmehr  als  feststehend  ansehen,  dass  alle  pathogenen, 
d.  h.  Krankheit  übertragenden  Mikroorganismen ,  jeder  nur  aus  Keimen 
seiner  eigenen  Art  entsteht,  und  dass  die  betrefi'ende  Krankheit  selbst 
immer  nur  durch  den  für  sie  charakteristischen  Mikroorganismus  erzeugt 
wird,  dass  aber  Canalgase  für  sich  allein  dazu  nicht  im  Stande  sind.  Wer 
heute  noch  behaupten  will,  dass  Canalgase  Infectionskrankheiten  überti'agen 
haben,  der  muss  den  Nachweis  führen,  dass  sie  die  Erreger  jener  Infections- 
krankheiten in  lebens-  und  ansteckungsfähigem  Zustande  enthalten  haben. 

„Diesen  Nachweis  zu  führen,  haben  die  Anhänger  der  Canalgastheorie 
bisher  nicht  einmal  versucht,  und  sie  werden,  wie  wir  mit  ziemlicher  Sicher- 
heit sagen  können,  dazu  auch  niemals  im  Stande  sein. 

„Die  pathogenen  Bacterien,  welche  mit  dem  Harn,  Koth,  Lungeuauswurf, 
Wasch-  und  Badewasser,  Hausspülicht  u.  s.  w.  in  die  Canäle  gelangen,  finden 
nämlich  dort  Verhältnisse  vor,  welche  für  ihr  Fortleben  wenig  günstig  sind, 
ihre  Vermehrung  aber  so  gut  wie  unmöglich  machen.  Ich  will  gar  nicht 
erinnern  an  den  Mangel  an  Sauerstoft'  und  die  niedere  Temperatur  des  Canal- 
inhalts,  welche  den  sehr  wählerischen  pathogenen  Bacterien  nicht  zusagen, 
viel  nachtheiliger  für  sie  ist  die  Gegenwart  der  anderen,  nicht  pathogenen 
Bacterien,  von  denen  1  ccm  Canalinhalt  Hunderttausende  enthält,  und  durch 
welche  die  pathogenen  Bacterien  sehr  bald  erdrückt,  erstickt,  gewisserniaassen 
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ausgehungert  und  überwuchert  werden.  Nun  wissen  wir  aber,  dass  die 
pathogenen  Bacterien  geraume  Zeit,  bevor  sie  absterben,  ihre  Fähigkeit,  die 
Krankheit  zu  übertragen,  ihre  Virulenz,  verlieren  und  also  zu  harmlosen 
Bacterien  werden.  Die  wenigen  pathogenen  Bacterien,  welche  im  Canal- 
inhalt  der  Vernichtung  längere  Zeit  entgehen,  sind  also  sehr  viel  früher 
nicht  mehr  virulent. 

.,Angenommen  aber  selbst,  die  pathogenen  Bacterien  des  Canalinhaltes 
blieben  am  Leben  und  behielten  ihre  Virulenz,  so  müssten  sie,  um  mit  der 
Canalluft  in  die  Wohnräume  eindringen  zu  können,  überhaupt  im  Stande 
sein,  sich  in  die  Luft  zu  erheben.  Hierzu  sind  sie  jedoch,  wie  zu  zeigen 
ich  mir  nun  erlauben  werde,  nicht  im  Stande. 

„Aus  Flüssigkeiten  können,  wie  Nägeli  gezeigt  hat,  die  Bacterien  sich 
nicht  in  die  Luft  erheben,  ebenso  wenig  wie  von  feuchten  Flächen.  An  der 
Innenwand  der  Hauscanäle  aber  bildet  sich  eine  hauptsächlich  aus  Bacterien 
bestehende  Schicht,  welche  sie  ganz  auskleidet,  die  sogenannte  Sielhaut, 
und  welche  nicht  austrocknen  kann,  da,  wie  Versuche  gezeigt  haben,  die 
Luft  in  den  Canälen  stets  für  ihre  Temperatur  mit  Wasserdampf  gesättigt 
ist.  Bacterien ,  die  sich  ausnahmsweise  beim  etwaigen  Platzen  von  Blasen 
im  Flüssigkeitsstrome  in  die  Luft  erheben,  bleiben  aber  nur  sehr  kurze  Zeit 
in  derselben,  da  sie,  ihrer  Schwere  folgend,  die  Neigung  haben,  sich  bald 
wieder  zu  senken,  wie  schon  Hesse  bei  den  ersten  bacteriologischen  Luft- 
untersuchungen gezeigt  hat.  Er  sog  die  Luft  mit  geringer  Geschwindigkeit 
durch  eine  Glasröhre  von  5  cm  Durchmesser,  welche  er  innen  mit  einer 
Schicht  Nährgelatine  ausgekleidet  hatte,  und  fand,  dass  sich  im  ersten 
Viertel  der  Röhre  sehr  zahlreiche,  im  zweiten  schon  erheblich  weniger,  im  dritten 
nur  noch  einzelne,  und  im  vierten  gar  keine  Bacterien  mehr  niedergelassen 
hatten.  Also  nicht  einmal  1  m  weit  wurden  sie  durch  die  Luft  fortgeführt. 
Der  amerikanische  Hygieniker  Astley  Abbot  hat  jüngst  gezeigt,  dass  die 
Entfernung,  auf  welche  sich  die  Bacterien  in  noch  engeren  Canälen  bewegen 
können,  verschwindend  klein  ist,  und  dass  zu  einer  irgend  erheblichen  Fort- 
führung derselben  Luftströmungen  von  einer  Stärke  erforderlich  sind,  wie 
sie  in  den  Canälen  in  Wirklichkeit  überhaupt  nicht  vorkommen. 

„Die  bacteriologischen  Untersuchungen  von  Canalluft,  welche  bis  jetzt 
gemacht  worden  sind,  haben  denn  auch  ergeben,  dass  dieselbe  stets  bacterien- 
arm,  häufig  sogar  völlig  bacterienfrei  war. 

„Miquel,  vom  Laboratorium  des  Mont  Souris  in  Paris,  fand  in  der  Luft 
des  Grand  Collecteur  des  Boulevard  Sebastopol  durchschnittlich  800  Keime 
in  1  cbm.  Wie  klein  diese  Zahl  ist,  mögen  Sie  daraus  entnehmen,  dass 
man  in  1  ccm  eines  schlechten  Brunnenwassers  zuweilen  mehrere  Tausend 
Bacterienkeime  findet.  Petri  fand  die  Luft  der  Berliner  Strassencanäle 
ganz  ausserordentlich  bacterienarm ,  viel  ärmer  als  die  Luft  im  Freien, 
Uffelmann  theilte  auf  S.  338  von  Bd.  VIII  des  Archivs  für  Hygiene  mit, 
dass  er  in  der  Luft  von  Hauscanälen  zwischen  0  und  500  Keime  in  1  cbm 
gefunden  habe.  Etwas  grösser  waren  die  Zahlen  von  Carnelly  und 
Haidane,  welche,  wie  sie  auf  S.  501  des  Jahrganges  1887  der  Proceedings 
of  the  royal  society  of  London  mittheilen,  im  Canale  unter  dem  Parlaments- 
hause 1000  bis  13  000  und  im  Dundee  Sewer  2000  bis  5000  Keime  in  1  cbm 
Luft  fanden. 
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„Uf feimann  hat  sich  bemüht,  die  Arten  der  in  der  Canalluft  ent- 
haltenen Bacterien  zu  bestimmen ,  und  hat  unter  anderm  den  Bacillus 
subtilis,  B.  butyricus,  B.  proteus  vulgaris,  B.  candicans,  B.  liquefaciens  viridis 
lacteus  und,  worauf  Werth  zu  legen  ist,  den  Staphylococcus  pyogenes  aureus, 
den  Erreger  der  Eiterung,  nachweisen  können,  den  einzigen  pathogenen  Mikro- 
organismus, der  bis  jetzt  überhaupt  bei  Luftuntersuchungen  auch  ausserhalb 
von  Canälen  gefunden  worden  ist. 

„Meine  Herren!  Wir  haben  also  gesehen,  dass  die  pathogenen  Bacterien, 
welche  in  den  Canalinhalt  gelangen,  in  demselben  durch  Ueberwucherung 
sehr  bald  zu  Grunde  gehen  und  noch  viel  früher  ihre  Virulenz  verlieren ; 
dass  weiter  diejenigen  unter  ihnen,  welche  ausnahmsweise  am  Leben  und 
virulent  bleiben,  nicht  in  der  Lage  sind,  sich  aus  der  Flüssigkeit  in  die  Luft 
zu  erheben;  dass  aber  endlich  diejenigen,  welche  dennoch  ausnahmsweise, 
z.  B.  beim  Verspritzen  von  etwas  Flüssigkeit  oder  beim  Zerplatzen  von 
Blasen,  in  die  Luft  gelangen,  sich  in  kürzester  Frist  wieder  zu  Boden  senken. 
Wir  haben  weiter  gesehen,  dass  die  Untersuchungen  von  Canalluft  dieselbe 
als  meist  bacterienarm ,  häufig  bacterienfrei  erwiesen  haben,  und  dass  der 
einzige  pathogene  Keim,  welcher  bis  jetzt  in  Canalluft  gefunden  wurde,  der 
Erreger  der  Eiterung  gewesen  ist.  Typhus-,  Cholera-,  Tubercelbacillen  aber 
sind  bis  jetzt  noch  nirgends  in  der  Luft  von  Canälen  gefunden  worden  und 
werden ,  wie  wir  mit  an  Gewissheit  grenzender  Wahrscheinlichkeit  sagen 
können,  voraussichtlich  auch  niemals  in  derselben  gefunden  werden. 

„Wir  dürfen  daher,  wie  ich  meine,  mit  vollem  Rechte  die  These  von 
Soyka:  „Der  Nachweis  eines  Zusammenhanges  zwischen  Canal- 
gasen  und  der  Ausbreitung  epidemischer  Krankheiten  ist  nicht 
geliefert"  in  der  Weise  erweitern,  wie  wir  es  in  unserer  ersten  These 
gethan  haben. 

„Wenn  wir  nun  aber  den  Einfluss  der  Canalgase  auf  die  Entstehung 
von  Infectionskrankheiten  in  Abrede  stellen,  dann  müssen  wir  wenigstens 
den  Versuch  machen,  die  von  den  Epidemiologen  als  Beweis  für  die  Canal- 
gastheorie  angeführten  Beispiele  auf  andere  Weise  zu  erklären.  In  der  Mehr- 
zahl der  Fälle  ist  dies  nun  leider  nicht  möglich,  da  die  Mittheilungen  viel 
zu  wenig  eingehend  sind,  um  sie  prüfen  zu  können,  und  sich  meist  auf  die 
Behauptung  des  Zusammenhanges  zwischen  Krankheit  und  Canalluft  be- 
schränken, ohne  auch  nur  die  Spur  eines  Beweises  dafür  zu  erbringen. 
Aber  gerade  die  drei  Beispiele,  auf  die  ich  vorher  etwas  näher  einzugehen 
mir  erlaubte,  zeigen,  wie  leicht  sich  die  Vertheidiger  der  Canalgastheorie 
die  Sache  zu  machen  pflegen.  Bei  der  Diarrhoeepidemie  in  Selby  war  das 
Trinkwasser  gut,  die  Milch  unbeanstandet,  die  Canäle  mangelhaft  gelüftet, 
folglich  nimmt  Wilson  au,  dass  diese  die  Schuld  tragen,  und  damit  dies 
plausibel  sei,  vermuthet  er,  dass  zuvor  die  Entleerungen  eines  Diarrhöe- 
kranken  in  den  Canal  gelangt  seien.  Ist  dies  ein  Beweis  für  die  Schädlich- 
keit der  Canalgase?  Meiner  Ansicht  nach  keineswegs!  Bei  den  Typhus- 
epidemieen  in  Sherborne  und  Cambridge  aber  handelt  es  sich  augen- 
scheinlich um  Uebertragung  der  Krankheit  durch  Trinkwasser,  welches  durch 
den  flüssigen  Canalinhalt  und  nicht  etwa  durch  die  Canalluft  mit  Typhus- 
keimen inficirt  worden,  nicht  aber  durch  Infection  der  vorher  Gesunden 
durch  Canalluft. 
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„Seit  wir  die  Krankheitserreger  kennen  gelernt  haben,  müssen  wir  bei 
der  Erklärung  von  Epidemieen  von  den  Eigenschaften  dieser  Mikroorganismen, 
nicht  aber  von  vorgefassten  Meinungen  ausgehen.  Wollte  man  überall  da, 
wo  sich  Mängel  an  den  Canälen  finden,  Epidemieen  auf  die  Canalluft  zurück- 
führen, so  würde  man  leichtes  Spiel  haben.  Da  aber  die  Canalluft  keine 
virulenten  Keime  enthalten  kann,  so  muss  man  nach  anderen  Vermittlern 
suchen.  In  einer  grossen  Anzahl  von  Fällen  wird  man,  namentlich  bei 
Typhus  und  Cholera,  mit  Recht  das  Trinkwasser  im  Verdachte  haben,  in 
anderen  werden  sich  die  Milch  oder  ähnliche  Nahrungsmittel  als  Krankheits- 
verbreiter erweisen,  wie  dies  nacH  Almquist's  Mittheilungen  in  Schweden 
sehr  häufig  und  noch  jüngst  in  der  Nähe  von  Hamburg  der  Fall  gewesen 
ist.  In  anderen  Fällen  lassen  sich  mit  Sicherheit  Wäsche,  Kleidung, 
Lumpen  u.  dergl.  m.  als  Träger  der  Typhus-,  Cholera-,  Pest-  u.  s.  w.- Keime 
nachweisen.  Kurz,  der  Wege,  auf  welchen  die  Krankheitskeime  verbreitet 
werden  können ,  giebt  es  viele ,  und  dieselben  sind  zuweilen  so  verwickelt 
und  verborgen,  dass  ihre  Aufdeckung  den  grössten  Scharfsinn  erheischt. 
Alle  Fälle  nur  auf  eine  Weise,  sei  es  durch  Canalgase  oder  durch  Trink- 
wasser oder  durch  irgend  einen  anderen  Mittelsmann,  erklären  zu  wollen, 
ist  jedenfalls  verkehrt.  Gerade  die  Luft  aber  ist  fast  niemals  Träger  von 
Krankheitskeimen.  List  er,  der  Vater  der  antiseptischen  Wundbehandlung, 
ging  bekanntlich  von  der  Ansicht  aus,  dass  die  Luft  die  Erreger  der  Wund- 
infectionskrankheiten,  der  Rose,  des  Hospitalbrandes  u.  s.  w.  enthielte.  Sein 
Verdienst  um  die  Chirurgie  wird  dadurch  nicht  geschmälert,  dass,  wie  wir 
jetzt  wissen,  jene  Keime  nicht  durch  die  Luft,  sondern  höchstens  durch  den 
Staub,  meist  aber  durch  schmutzige  Finger,  Instrumente  oder  Verbaudmittel 
übertragen  werden.  So  haben  wir  die  Keime  von  Typhus,  Cholera  u.  s.  w. 
auch  nicht  in  der  Canalluft,  sondern  in  den  Ausleerungen  der  Kranken  und 
ilberall  da  zu  suchen ,  wo  frische  Ausleerungen  und  damit  lebens-  und  au- 
steckungsfähige  Krankheitskeime  hingekommen  sind. 

„Ich  darf  mich  nun  zu  dem  zweiten  Theile  meiner  Aufgabe  wenden 
und  untersuchen,  inwieweit  Canalgase,  abgesehen  von  den  Infectionskrank- 
heiten,  gesundheitsschädlich  zu  wirken  vermögen. 

„Meine  Herren!  Dass  Gruben-  und  Cloakengase  gesundheitsgefährlich 
sind,  unterliegt  keinem  Zweifel;  die  Art  und  der  Grad  dieser  Schädlichkeit 
hängt  hauptsächlich  von  der  Concentration  ab,  in  welcher  diese  Gase  zur 
Einwirkung  kommen. 

„In  unverdünntem  Zustande  eingeathmet,  erzeugen  sie^plötzliche  Todes- 
fälle. Bekanntlich  ist  es  gar  nicht  so  selten,  dass  Leute,  welche  lange  nicht 
offen  gewesene  Abortgruben  ohne  die  erforderliche  Vorsicht  betreten, 
besinnungslos  umstürzen  und,  wenn  nicht  schnell  ärztliche  Hülfe  zur  Stelle 
ist,  asphyktisch  zu  Grunde  gehen.  Auch  die  Luft  aus  Canälen  kann  derartig 
wirken,  wie  der  Fall  von  Hankel  beweist;  es  handelte  sich  um  einen 
26jährigen  Gasschlosser,  welcher  beim  Aufthauen  eines  eingefrorenen  Wasser- 
closets  in  dem  Augenblicke,  als  er  das  Ableitungsrohr  öffnete,  niederstürzte 
und  verschied.  Selbst  in  verdünntem  Zustande  können  derartige  Gase  recht 
heftige  Wirkungen  hervorbringen.  So  berichtet  Parkes  aus  einer  Schule 
in  Clapham,  dass  bei  Oeffnung  einer  Abortgrube  23  Kinder  in  heftigster  Weise 
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mit  Kopfweh,  Erbrechen,  Muskelkrämpfen  und  allgemeiner  Abgeschlagenheit 
erkrankten,  und  zwei  derselben  nach  kurzer  Zeit  zu  Grunde  gingen. 

„Aber  auch,  wenn  nicht  direct  giftige  Gase,  wie  in  jenen  Fällen  Schwefel- 
wasserstoflF,  in  grösseren  Mengen  vorhanden  sind,  können  riechende  Cloaken- 
gase  merkliche  Gesundheitsstörungen  hervorbringen.  Die  Athmung  einer 
reinen,  namentlich  von  Riechstoffen  freien  Luft  ist  nämlich  eine  wesentliche 
Bedingung  unseres  Wohlbefindens.  Die  aus  Cloaken,  Latrinen,  Strassen- 
canälen,  von  Düngerhaufen  u.  s.  w.  aufsteigenden  übelriechenden  Gase,  wie 
sie  sich  auch  besonders  häufig  aus  schlecht  gereinigten  und  gelüfteten 
Küchenausgüssen  entwickeln,  mit  ihrem  Gehalte  an  Ammoniak,  Schwefel- 
ammonium u.  s.  w.,  machen  die  Luft  unappetitlich,  beeinträchtigen  die  Ath- 
mung, namentlich  bei  empfindlichen  Personen,  Kranken,  Reconvalescenten, 
Frauen  und  Kindern,  verringern  den  Appetit,  erzeugen  Kopfschmerz  und 
Schlaflosigkeit,  begünstigen  die  Entstehung  von  Magen-  und  Darmkrank- 
heiten und  können  bei  längerer  Einwirkung  zu  chronischen  Ernährungs- 
störungen, Blutarmuth,  Bleichsucht,  Nervosität  und  Neuralgien  führen,  Sie 
setzen  die  Widerstandsfähigkeit  des  Körpers  herab,  machen  ihn  empfänglich 
für  die  Aufnahme  von  Krankheitskeimen  und  tragen  so  iudirect  zur  Ent- 
stehung und  Verbreitung  von  Lifectionskrankheiten  bei. 

„Aehnliche  Störungen  hat  man  auch  aus  Häusern  mit  mangelhaft  ge- 
lüfteten Canälen  berichtet. 

„Doch  würde  man  sehr  Unrecht  thun,  wenn  man  desswegen  die  Canal- 
luft  überhaupt  für  etwas  Gesundheitsschädliches  oder  auch  nur  Bedenkliches 
erklären  wollte.  Die  Canalluft  ist  nicht  dasselbe  wie  Canalgase  und  noch 
viel  weniger  dasselbe  wie  Cloakengase.  Uebelriechende  Gase  in  belästigen- 
der oder  gar  gesundheitsschädlicher  Menge  und  Concentration  entwickeln 
sich  nur  da,  wo  stinkende  Fäulniss  entsteht,  und  die  Einrichtungen  für 
Ableitung  der  Gase  unvollkommen  sind;  in  Canälen  ist  dies  nur  der  Fall, 
wenn  eine  blinde  Endigung  oder  ein  zu  geringes  Gefälle  die  Stagnation  des 
Canalinhaltes,  und  schlechte  Lüftungseinrichtungen  eine  ungenügende  Luft- 
erneuerung zur  Folge  haben.  In  rationell  berechneten,  gut  gelüfteten,  regel- 
mässig gereinigten  und  gespülten  Canälen  fliesst  der  Canalinhalt  gleichmässig 
ab,  ohne  in  Fäulniss  überzugehen,  und  ist  die  Luft  in  keiner  Weise  gesund- 
heitsschädlich. Wer  Gelegenheit  gehabt  hat,  die  Hauptcanäle  einer  unserer 
Grossstädte  zu  begehen  —  ich  konnte  dies  wiederholt  in  Berlin,  Hannover 
und  noch  in  diesen  Tagen  unter  Führung  des  Herrn  Ober-Ingenieur  Streng 
in  Frankfurt  a.  M.  thun  — ,  der  ist  erstaunt  über  die  Güte  der  Luft,  die 
keinerlei  üblen  Geruch  hat,  mit  Ausnahme  weniger  Stellen,  z.  B.  in  der 
Nähe  von  Nothauslässen,  wo  es  zur  Stagnation  und  Trocknung  von  etwas 
Canalinhalt  kommt. 

„Zur  Erläuterung  darf  ich  Ihnen  die  Ergebnisse  einiger  gasanalytischen 
Untersuchungen  mittheilen.  Die  bei  der  Zersetzung  unverdünnter  Abfall- 
stoffe entstehenden  Gasgemische  sind  recht  bedenklich.  Nach  Erisman 
entwickelt  1  cbm  Abtrittsflüssigkeit  in  24  Stunden  315  Liter  Kohlensäure, 
148  Liter  Ammoniak,  1  Liter  Schwefelwasserstoff  und  579  Liter  flüchtige 
Fettsäuren.  Nach  Letheby  entwickelt  1  cbm  Londoner  Canalinhalt  in 
24  Stunden  66  bis  130  Liter  Gas  mit  2  bis  3  Proc.  Schwefelwasserstoff  und 
16  Proc.  Kohlensäure.    Dem  entsprechend  fand  Thenard  in  Cloakenluft 
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2-99  Proc.  Schwefelwasserstoff,  eine  gewaltige  Meuge,  wenn  wir  bedenken, 
dass  die  Einathmung  einer  Luft,  welche  U-2  Proc.  Schwefelwasserstoff  ent- 
hält, ein  Pferd  tödtet.  In  gut  gelüfteten  Strassencanälen  dagegen  findet 
man  wenig  Ammoniak,  keinen  Schwefelwasserstoff,  etwas  mehr  Kohlen- 
säure und  fast  ebenso  viel  Sauerstoff,  wie  in  der  Luft  im  Freien.  So  fanden 
Carnelley  und  Haidane  im  Canale  unter  dem  Londoner  Parlaments- 
hause 0-4  bis  0-89  Proc.  Kohlensäure,  also  wenig  mehr  als  in  der  Atmo- 
sphäre, während  in  Schulen  ein  Gehalt  von  1  bis  2  Proc.  Kohlensäure  etwas 
ganz  Gewöhnliches  ist.  Ab  bot  fand  in  gut  gelüfteten  Canälen  in  Nord- 
amerika kein  Schwefelammonium,  in  einem  einzigen  Falle  etwas  Schwefel- 
wasserstoff und  Kohlensäure  in  einer  Menge  von  O'Sß  bis  1-54  Proc.  Er 
suchte  auch  die  etwaige  Gegenwart  flüchtiger  Kohlenwasserstoffe,  die  man 
jetzt  vielfach  als  besonders  gefährlich  hinstellt,  festzustellen.  Unter  ihnen 
giebt  es  ja  besonders  giftige  Stoffe.  Allein  Abbot  gelang  es  nicht,  in  der 
Canalluft  stickstoffhaltige  Gase  zu  finden,  so  dass  er  schliesst,  dass  giftige 
Gase  organischer  Natur  in  der  Luft  gut  angelegter  und  gelüfteter  Canäle 
sich  jedenfalls  in  merklicher  Menge  nicht  finden. 

„Die  von  mir  bereits  erwähnte  Behauptung  Murchison's,  dass  der 
Typhus  unter  den  Canalarbeitern  nicht  selten  sei,  hat  Veranlassung  gegeben, 
den  Gesundheitszustand  der  Canalarbeiter,  die  ja  täglich  stundenlang  die 
Canalluft  einathmen  müssen,  zu  untersuchen.  Prausnitz  hat  dies  in 
München  gethan  und  gefunden,  dass  in  der  Zeit  von  1886  bis  1890  auf  jeden 
Canalarbeiter  durchschnittlich  jährlich  3-2  Krankheitstage  entfielen,  und 
dass  unter  den  Arbeitern  verschiedene  vier  bis  neun  Jahre  im  Canale  be- 
schäftigt waren,  ohne  einen  Tag  krank  gewesen  zu  sein.  Ich  selbst  habe 
noch  in  diesen  Tagen  Gelegenheit  genommen,  mir  eine  Reihe  von  Canal- 
arbeitern in  Frankfurt  a.  M.  vorstellen  zu  lassen ;  dieselben  machten  durch- 
weg einen  frischen  und  gesunden  Eindruck  auf  mich,  und  einer  befand  sich 
unter  ihnen,  der  bereits  17  Jahre  lang  im  Canale  beschäftigt  war,  ohne 
irgendwie  durch  die  Thätigkeit  gelitten  zu  haben.  Trotzdem  dürfen  wir 
wohl  verlangen,  dass  bei  der  Anstellung  der  Arbeiter  vorsichtig  verfahren 
wird,  dass  nur  kräftige  Leute  angestellt  werden,  dass  sie  nicht  dauernd  sich 
in  der  Canalluft  aufzuhalten  haben,  sondern  dass  in  ihrer  Thätigkeit  ab- 
gewechselt wird,  etwa  alle  paar  Monate,  damit  sie  den  etwa  doch  vorhan- 
denen Schädlichkeiten  vorübergehend  entzogen  werden.  ^ 

„Meine  Herren !  Die  Canalgastheorie  fürchtet  besonders  die  Luft  der 
Haupt-  und  Strassencanäle  und  sucht  gegen  sie  die  Hausleitungen  ängstlich 
abzuschliessen,  damit  diese  Luft  nicht  in  die  Wohnräume  eindringen  kann. 
Nun,  auch  diesen  Theil  der  Canalgastheorie  haben  wir  als  unzutreffend 
kennen  gelernt.  Die  Luft  der  Hauptcanäle  ist  nicht  schlecht.  Wenn  eine 
Canalluft  bedenklich  ist,  wenn  irgendwo  Canalgase  übler  Art  sich  entwickeln 
können ,  so  sind  es  gerade  die  Hausleitungen  selbst ,  und  das  nicht  einmal 
bei  den  Closets,  sondern  in  erster  Linie  die  Fallrohre  der  Küchen,  in  di& 
die  Abfälle  aus  der  Wirthschaft  gelangen.  Gegen  die  Gefahren  der  Canal- 
gase können  wir  daher  unsere  Wohnräume  nicht  schützen,  indem  wir  sie 
gegen  die  Strassencanäle  abschliessen ,  sondern  wir  müssen  bei  den  Haus- 
leitungen  selbst  die  helfende  Hand  anzulegen  suchen. 

„Obwohl  ich  damit  in  das  Gebiet  meines  Herrn  Correferenten  über- 
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greife,  möchte  ich  mir  doch  erlauben,  wenigstens  mit  einigen  Worten  auch 
auf  diese  Frage  einzugehen. 

„Die  üblen  Gerüche,  welche  den  Hausleitungen  unter  Umständen  ent- 
steigen, entstehen  durch  Fäulniss  der  in  denselben  stagnirenden  Abwässer. 
Wenn  irgendwo  in  der  Nähe  unserer  Wohnräume  fäulnissfähige  Stoffe  vor- 
handen sind,  so  kann  man  die  üblen  Wirkungen  der  Fäulniss  auf  dreierlei 
Weise  hintanzuhalten  suchen.  Entweder  macht  man  die  Fäulniss  unmöglich, 
indem  mau  die  zersetzungsfähigen  Stoffe  mit  fäulnisswidrigen  Mitteln  be- 
handelt, sie  also  desinficirt;  oder  man  verhindert  den  Austritt  der  Fäulniss- 
gase in  die  Wohnräume  durch  luftdichten  Abschluss  der  Fallrohre;  oder 
endlich  man  weist  den  Fäulnissgasen  einen  Weg  an,  auf  welchem  sie  bequem 
ins  Freie  gelangen  können,  indem  man  die  Hausrohre  gehörig  ventüirt. 
Nun,  den  Canalinhalt  zu  desinficiren,  die  in  demselben  voi'handenen  Fäulniss - 
bacterien  zu  tödten ,  hat  man  wiederholt  versucht.  Allein  es  hat  sich  dies 
als  unmöglich  herausgestellt.  Die  Zahl  dieser  Keime,  und  die  Widerstands- 
fähigkeit der  unter  denselben  zahlreich  vertretenen  Dauerformen  sind  zu 
gross.  Der  zweite  Weg,  die  Canäle  so  dicht  abzuschliessen,  dass  keine  Gase 
heraustreten  können,  hat  sich  gleichfalls  als  unmöglich  erwiesen,  und  selbst 
der  mit  Recht  empfohlene  und  bei  allen  Ausgüssen  anzubringende  Wasser- 
verschluss  thut  nicht  immer  seine  Schuldigkeit;  er  trocknet  ein  oder  wird 
gesprengt,  wenn  die  Gase  sich  aus  irgend  einer  Veranlassung  übermässig 
spannen.  Wenn  man  aber  den  Gasen,  deren  Entstehung  man  nicht  verhindern 
kann,  einen  Weg  anweist,  auf  welchem  sie  direct  ins  Freie  entweichen  können, 
so  ist  dies  ein  wirksames  Mittel,  unsere  Wohnräume  vor  dem  Eindringen 
und  den  gesundheitsschädlichen  Wirkungen  von  Canalgasen  zu  schützen. 

„Meine  Herren!  Ich  bin  damit  am  Ende  meiner  Ausführungen  an- 
gelangt. Ich  glaube  nachgewiesen  zu  haben,  dass  die  Verbreitung  von 
Infectionskrankheiten  durch  Canalgase  nicht  möglich  ist;  dass  die  Ver- 
breitung anderer  Krankheiten,  als  Uebelkeit,  Erbrechen,  Unbehagen,  all- 
gemeine Abgeschlagenheit,  schliesslich  allgemeine  Ernährungsstörungen  und 
Herabsetzung  der  Widerstandsfähigkeit  gegen  Infectionskrankheiten  aller- 
dings die  Wirkung  der  Canalgase  sein  kann;  dass  dies  aber  nur  der  Fall 
ist  in  schlecht  angelegten,  ungenügend  gelüfteten  und  mangelhaft  gereinigten 
Canälen;  dass  dagegen  in  gut  projectirten,  sorgfältig  gespülten,  gereinigten 
und  gelüfteten  Canälen  die  Entwickelung  gesundheitsschädlicher  Gase  nicht 
vorkommt. 

„Ich  meine,  unsere  Aufgabe  ist  eine  doppelte.  Wir  sollen  Gesundheits- 
gefahren aufdecken  und  beseitigen.  Wir  sollen  aber  auch  vermeintliche 
Gesundheitsgefahren  als  solche  entlarven,  um  so  mehr,  wenn  sie  geeignet 
sind,  die  Einführung  trefflicher  sanitärer  Anlagen  zu  gefährden.  Dies  ist 
mit  der  Canalgastheorie  der  Fall,  und  ich  denke,  sie  soll  die  Canalisirung 
unserer  Städte  nicht  mehr  in  Frage  stellen." 

Correferent:  Stadtbaurath  W.  H.  Lilldlej  (Frankfurt  a.  M.): 
„Meine  sehr  geehrten  Herren!    Es  wird  nunmehr  meine  Aufgabe  sein, 
im  Anschluss  an  den  lichtvollen  Vortrag  meines  Herrn  Mitreferenten  Ihnen 
vornehmlich  die  Maassregeln  darzulegen,  welche  bestimmt  sind,  unsere 
Wohnräume  gegen  etwaige  Schädlichkeiten  der  Canalgase  sicher  zu  stellen. 
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In  gewisser  Beziehung  muss  ich  dabei  an  den  interessanten  Vortrag  an- 
knüpfen, welchen  Herr  Ingenieur  Roechling  aus  Leicester  in  Ihrer  letzt- 
jährigen Versammlung  in  Magdeburg  gehalten  hat. 

Diesem  Vortrage  ist  es  auch  wesentlich  zuzuschreiben,  dass  die  An- 
gelegenheit heute  Ihre  Versammlung  beschäftigt.  An  den  Vorstand  sind 
von  verschiedenen  Seiten  Anregungen  gekommen,  die  Frage  des  Schutzes 
der  Häuser,  der  Wohnräume  gegen  die  Canalgase,  in  diesem  Vereine  von 
dem  Standpunkte  aus  behandeln  zu  lassen,  welcher  in  Deutschland  in  dieser 
Beziehung  herrscht,  erstens  vom  Gesichtspunkte  der  Infection,  der  Ihnen 
soeben  vorgetragen  worden  ist,  zweitens  vom  Gesichtspunkte  der  technischen 
Gestaltung  der  Hausentwässerungsanlagen.  Der  Vorstand  erachtete  diese 
Anregungen  für  begründet,  denn  es  liegt  sehr  leicht  die  Gefahr  vor,  dass, 
w^n  bei  einem  derartigen  mit  Plänen  und  dergleichen  belegten  Vortrage 
nicht  die  entgegenstehenden  Gesichtspunkte  sofort  und  ähnlich  belegt  zum 
Ausdruck  gebracht  werden,  das  Vorgetragene  als  stillschweigend  anerkannt 
angesehen  wird,  die  nichttechnischen  Behörden  und  Solche,  die  sich  nicht 
intensiv  mit  dieser  Frage  befasst  haben,  beeinflusst  und  dann  infiltrirt  in 
die  Vorschriften  für  Hausentwässerung  in  Deutschland.  Und  diese  Gefahr 
ist  um  so  grösser,  als  leider  heute  noch  die  Hausentwässerung  vielfach  als 
etwas  Nebensächliches  —  ich  möchte  sagen,  als  etwas  einer  eingehenden 
Aufmerksamkeit  eines  Architekten  und  Ingenieurs  nicht  ganz  Würdiges  an- 
gesehen wird.  Man  schliesst  an  bekannte  Muster  an,  oder  übernimmt  ein- 
•  fach  eines  der  abgerundet  vorliegenden  Systeme  und  damit  ist  die  Sache 
erledigt. 

„Ihr  Vorstand  hat  mich  demzufolge  ersucht,  im  Verein  mit  Herrn 
Dr.  Kirchner  die  Angelegenheit  hier  vorzutragen  und  ich  werde  mir  er- 
lauben, zunächst  ganz  kurz  die  zwei  Systeme  zu  schildern,  welche  hier  in 
Betracht  kommen,  denn  es  handelt  sich  wesentlich  um  zwei  einander  gegen- 
überstehende Systeme. 

„Das  erste  ist  das  sogen.  „ Biscotmecting- System^'' ,  das  Abtrenuungs- 
system,  welches  in  England  und  von  England  ausgehend,  in  Amerika  aus- 
gebreitet ist.  Dasselbe  dehnt  sich  jetzt  auch  auf  Paris  aus  und  wird  wohl 
von  dort  Frankreich  überziehen;  das  zweite  ist  das  durchgängige  Lüftungs- 
system—  ich  will  es  kurz  das  „zusammenhängende  System"  nennen  — , 
welches  in  Deutschland  und  auf  dem  übrigen  Continent  angewandt  wird. 

„Zunächst  möchte  ich,  an  die  Ausführungen  meines  Herrn  Vorredners 
anknüpfend,  einige  Gesichtspunkte  festnageln,  die  wichtig  sind  bei  der  Ver- 
folgung der  Argumentation  bezüglich  dieser  zwei  Systeme. 

„Seine  sämmtlichen  Ausführungen,  wie  auch  die  meinigen,  setzen  voraus, 
dass  die  Canäle,  an  welche  die  Haiisentwässerungen  angeschlossen  werden, 
gut  angelegt  sind,  sich  gut  spülen  und  rein  halten  lassen,  und  dass  sie  mit 
einer  vollständigen,  kräftigen  Ventilation  versehen  sind.  Die  Canäle  sollen 
sich,  soweit  wie  irgend  möglich,  selbst  rein  halten.  Sie  werden  so  angelegt, 
dass  aller  in  sie  gelangender  Schmutz  sofort  mit  Wasser  verdünnt  und 
ununterbrochen  fortgeschwemmt  wird,  während  alle  etwa  sonst  liegen 
bleibenden  Stoffe  durch  kräftige  Spülung  weggeschwemmt  werden;  alle 
Flüssigkeiten  und  Stoffe  werden  dadurch  in  frischem  Zustande  beseitigt 
und  damit  die  Entwickelung  der  Gase  verhütet,  oder  auf  ein  Mindestmaass 
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herabgebracht;  Beweis,  dass  dies  geschieht,  ist  der  Zustand  der  Luft  in 
solchen  zweckmässig  angelegten  Oanalsystemen. 

„Zweitens  soll  die  Lüftung  diejenigen  Gase,  die  sich  dennoch  ent- 
wickeln, thunlichst  rasch  fortführen  und  stark  verdünnen,  damit,  wenn  sie 
irgendwo  austreten,  ihre  Unschädlichkeit  durch  die  Verdünnung  gesichert 
ist;  denn  in  der  Verdünnung  liegt  Sicherheit;  das  ärgste  Gift,  verdünnt, 
ist  unschädlich.  Auf  diese  Art  kommen  wir,  ich  glaube,  man  kann  dies 
sagen,  in  Deutschland  über  den  Begriff  „Canalgas"  hinweg  und  der  BegriflF 
„Canalluft"  ist  für  die  Canalsysteme,  um  die  es  sich  hier  handelt,  richtiger. 

„Und  nun  in  Bezug  auf  diese  Canalluft  waren  es  zwei  hervor- 
springende Punkte ,  auf  welche  der  Herr  Keferent  Sie  aufmerksam  ge- 
macht hat: 

a)  erstens  erachtet  er  es  vom  gegenwärtigen  Standpunkte  der  An- 
steckungstheorie für  erwiesen,  dass  diese  Canalluft  nicht  Träger  pathogener 
Keime  sei,  nicht  die  unmittelbare  Uebertragung  pathogener  Keime  auf  den 
menschlichen  Organismus  bewirken  kann; 

b)  zweitens  aber  erblickt  er  in  der  Canalluft  die  Quelle  einer  Gefahr, 
und  zwar  vom  Standpunkte  der  Fäulnissgase. 

„Und  nebenbei  bemerkt,  diese  Anschauungen  meines  Herrn  Mitrefe- 
renten in  Bezug  auf  die  Unschädlichkeit  der  Canalluft  sind  bestätigt  durch 
die  langjährigen  Erfahrungen  mit  den  Arbeitern,  welche  einen  grossen  Theil 
ihrer  Arbeitszeit  in  unseren  Schwemmcanälen  sich  aufhalten,  mit  den  Ar- 
beitern in  den  Frankfurter  Klärbecken,  welche  beinahe  ihre  ganze  Arbeits- 
zeit in  denselben  zubringen  und  auf  welche  die  Canalluft  intensiv  zur  Ein- 
wirkung kommen  muss,  durch  meine  eigenen  Erfahrungen  aus  früheren 
Jahren,  in  welchen  ich  vielfach  lange  Zeit  in  den  Canälen  zubrachte  und 
nicht  minder  durch  die  Ausführungen  des  Dr.  Stevens  aus  London  am 
Budapester  hygienischen  Congress  über  ähnliche  Erfahrungen  mit  Arbeitern 
in  englischen  Sielanlagen. 

„Nun,  meine  Herren,  mit  diesen  zwei  Sätzen  fällt  und  steht  das  System 
der  Hausentwässerung,  Wenn  man  nicht  mehr  eine  unmittelbare  Ueber- 
tragung von  Krankheitskeimen  zu  befürchten  hat,  dann  ist  die  Luft  des 
grossen  Canalnetzes  einer  Stadt  in  keiner  Weise  für  die  Hausbewohner  von 
diesem  Standpunkte  gefährlicher  als  die  Luft  in  den  Hausleitungen  selbst. 
Sind  es  die  Fäulnissgase ,  die  zu  befürchten  sind ,  dann ,  meine  Herren ,  ist 
die  grösste  Gefahr  nicht  im  Canalnetze,  sondern  in  den  Haus- 
leitungen zu  suchen.  Jeder,  der  einerseits  die  öffentlichen  Canäle 
besichtigt,  andererseits  Gelegenheit  gehabt  hat,  Hausleitungen  durchbrochen 
zu  sehen,  namentlich  bei  Umbauten  oder  Umänderungen  Fallröhren  aus- 
brechen oder  beseitigen  zu  sehen,  weiss,  dass  der  vom  Standpunkte  der 
Fäulnissgase  schmutzigste  Theil  unserer  städtischen  Entwässerungs- 
anlagen nicht  die  Strassencanäle  sind,  wo  das  Wasser  auf  der  Sohle  ge- 
sammelt hindurchfliesst,  wo  die  Wandungen  durch  Spülung  sauber  gehalten 
werden,  sondern  die  Hausleitungen,  namentlich  die  Fallröhren. 

„Denken  Sie  sich  nur  diese  Fallröhren,  meine  Herren,  diese  Tausende 
von  Röhren,  die  in  den  Häusern  aufsteigen,  denken  Sie  sich  das  Schmutz- 
wasser, das  da  eingegossen  wird,  das  durch  die  Fallröhren  herabrieselt, 
deren  Wandungen  hin  und  wieder  bespült  und  benässt,  so  können  Sie  sich 
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vorstellen,  wie  auf  diesen  Wandungen  allmählich  im  Verlaufe  von  Jahren 
Schichten  von  Schlamm  und  Schleim,  Schichten  von  Fäulnissbacterien  ent- 
stehen und  nirgendwo  in  den  Strassencanäleu ,  nirgendwo  im  öffentlichen 
Canalnetze,  selbst  bei  den  grossen  Hauptcanälen,  werden  Sie  jemals  Gerüche 
finden,  die  sich  irgendwie  vergleichen  lassen  mit  den  ekelerregenden  Ge- 
rüchen, welche  die  Wandungen  eines  einzigen  Closet-  oder  Küchenfallrohres 
abgeben. 

„Nun,  meine  Herren,  was  haben  wir  demnach  mit  der  Canalluft  zu 
thun,  mit  der  Luft  in  den  Strassencanäleu?  Sie  als  Träger  von  unmittel- 
baren Ansteckungsstoffen  auszuschliessen  aus  den  Hausentwässerungs- 
leitungen, hat  keinen  Zweck,  weil  sie  kein  Uebertragungsmittel  ist.  Sie 
wegen  der  Fäulnissgase  auszuschliessen ,  hat  ebenfalls  keinen  Zweck ,  weil 
■die  gefährlichere  Luft,  die  in  den  Leitungen  vorkommt,  in  den  Haus- 
leitungen selbst  entsteht.  Hinzu  kommt,  dass  die  Canalluft  selbst, 
wie  ich  später  nachweisen  werde,  ein  ausserordentlich  werthvolles  Mittel 
ist,  wenn  sie  nach  dem  zusammenhängenden  Systeme  benutzt  wird,  um  die 
Hausleitunofen  zu  durchströmmen ,  zu  durchlüften  und  auf  die  Art  die  dort 
•entstehenden  schädlichen  Gase  fortzutreiben.  Das  ist  zunächst,  meine  ich, 
der  generelle  Standpunkt,  der  in  üebereinstimmung  mit  den  Thesen  des 
Herrn  Referenten  einzunehmen  wäre,  der  Gesichtspunkt  in  Bezug  auf  die 
Schädlichkeit  der  Canalgase  und  damit  in  Bezug  auf  die  Maassregeln, 
welche  wir  zu  ergreifen  haben ,  um  die  Wohnungen  dagegen  sicher  zu 
stellen. 

„Wie  schützen  wir  nun  unsere  Wohnräume  gegen  diese  Gase?  Erstens 
•dadurch,  dass  wir,  wie  vorerwähnt,  durch  die  zweckmässige  Anlage  und 
Spülung  des  Canalnetzes  die  Entstehung  der  Gase  beschränken  und  durch 
Lüftung  die  Gase  dorthin  führen,  wo  sie  unschädlich  austreten  können. 

„Diese  Durchlüftung  ist  bei  Städten,  die  auf  flachem  Terrain  liegen, 
leichter  als  bei  Städten,  die  steil  liegen.  Sie  lässt  sich  bewirken  durch  ein- 
fache Ausnutzung  der  Hausfallröhren  als  Ventilationsröhren.  Bei  Städten 
mit  grösseren  Terrainerhebungen,  wie  z.  B.  Theile  von  Frankfurt,  wie  Ihre 
Stadt  Stuttgart,  kommen  aber  Kräfte  hinzu,  welche  in  Folge  der  zur  Wir- 
kung kommenden  Factoren  die  richtige  Durchlüftung  verwickelter  machen, 
die  Höhe  der  Luftsäule,  die  kräftige  Tendenz  der  Luft  nach  bestimmten 
Punkten  zu  strömen,  erschwert  es  ganz  ausserordentlich  für  den  Ingenieur, 
die  Aushauchung  der  Canalluft  in  einer  solchen  Weise  zu  sichern,  dass  sie 
für  die  Bevölkerung  weder  unangenehm  noch  schädlich  sei.  Bei  Sielnetzen 
in  solchen  gebirgigen  Städten,  wie  Stuttgart,  Elberfeld  und  dergleichen,  hat 
die  Luft  in  Folge  ihrer  grösseren  Leichtigkeit  im  Winter  und  in  der  Zeit 
der  kühleren  Äussentemperaturen  einen  ganz  ausserordentlichen  Drang  riach 
oben  und  sie  tritt  an  ungeeigneten  Punkten  concentrirt  aus,  wenn  ihr  nicht 
durch  genügend  grosse  Oeffnungen,  Schlote  oder  sonstige  entsprechend 
gelegene  Ventilationsöffnungen  der  Austritt  an  Punkten  gesichert  wird,  wo 
er  unschädlich  ist. 

„Im  Sommer  dagegen,  an  heissen  Tagen,  ist  die  Canalluft  schwerer 
und  sie  fliesst,  ähnlich  wie  das  Wasser,  in  den  Canälen  bergab;  es  handelt 
sich  hierbei  um  ganz  gewaltige  Luftströmungen,  um  Strömungen,  die  zum 
Beispiel  stark  genug  sind,  um  bei  der  Begehung  des  Canales  Lichter  aus- 
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zublasen,  und  diese  kalte  Canalluft  sucht  dann  den  Austritt  an  den  tieferen 
Punkten  des  Sielnetzes. 

„So  findet  man  bei  den  gebirgigen  Städten  .  während  des  grössten 
Theiles  des  Jahres  einen  Drang  der  Canalluft  nach  den  oberen  Theilen  des 
Sielnetzes,  nach  den  höheren  Punkten  der  Stadt,  zu  gewissen  Jahreszeiten 
dagegen  einen  Drang  nach  den  unteren,  nach  den  Ausmündungspunkten 
des  Sielnetzes.  Also  zunächst  zur  Sicherung  unserer  Wohnräume  im 
weiteren  Sinne,  d.  h.  als  Theile  einer  Stadt,  ist  es  erforderlich,  ein  zweck- 
mässig angelegtes  Canalnetz  und  namentlich  solche  Ventilationseinrich- 
tungen und  Ableitungsmittel  für  die  Canalluft  zu  schaffen,  welche  ein 
tadelloses  Functioniren  der  Ventilation  des  .  öfifentlichen  Sielnetzes  sichern 
und  den  Austritt  der  Luft  an  Punkten,  wo  sie  schädlich  einwirken  könnte, 
ausschliessen. 

„Zweitens  haben  wir  dann  die  Frage  zu  behandeln:  Wie  sichern  wir 
unsere  Wohnräume  im  engeren  Sinne,  d.  h.  jedes  Haus  vor  einer  schäd- 
lichen Einwirkung  der  Canalluft  —  diese  Bedingung  ist  für  die  Haus- 
entwässernngen  maassgebend  — ,  und  hierzu  sind,  wie  ich  vorhin  kurz 
angedeutet  habe,  zwei  Systeme  in  Anwendung:  das  Unterbrechungs- 
system und  das  zusammenhängende  System. 

„Das  Unterbrechungssystem  der  Hausentwässerung  hat  seine  voll- 
ständige historische  Entwickelung,  und  zwar  vornehmlich  aus  dem  mangel- 
haften Zustande  der  öffentlichen  Canäle,  an  welche  die  Hausleitungen 
vielfach  angeschlossen  wurden.  Verfolgt  man  die  Entwickelung  der  Haus- 
entwässerung in  England,  so  sieht  man,  wie  man  dort  allmählich  zu  dem 
Unterbrechungssystem  gekommen  ist,  und  merkwürdigerweise  hat  es  auch 
in  einer  Stadt  in  Deutschland,  wo  in  gewisser  Beziehung  ähnliche  Verhält- 
nisse herrschten,  vorläufig  Eingang  gefunden. 

„Das  Unterbrechungssystem  besteht,  wie  Herr  Roechling  in  seinen 
Schilderungen  in  Magdeburg  ausgeführt  hat,  darin: 

dass  erstens  jeder  Anschlusscanal  zwischen  dem  Strassencanal  und  dem 
Hause  an  der  Hausmauer  aufhört,  d.  h.  dass  dort  ein  Hauptverschluss  ein- 
geschaltet wird;  dieser  soll  jeden  Eintritt  von  Canalluft  aus  dem  Strassen- 
canale  in  die  Hausleitung  verhüten  und  wird  zu  diesem  Behufe  mit  einer 
Entlüftung  versehen,  namentlich  mit  einer  Oeffnung  oberhalb  oder  richtiger 
innerhalb  des  Verschlusses,  d.  h.  nach  der  Seite  des  Hauses  zu,  versehen: 
durch  diese  wird  der  frischen  Luft  der  Eintritt  oberhalb  des  Verschlusses 
gewährt  zur  Durchlüftung  der  Hausleitung  und  der  Ciosetfallröhren,  welche 
ähnlich  wie  bei  uns,  bis  über  Dach  fortgeführt  sind; 

dass  zweitens  alle  sonstigen  Abflüsse  durch  Fallröhren  ausserhalb  des 
Hauses  herabgeleitet  werden,  und  dass  diese  über  ausserhalb  des  Hauses 
angebrachte  Einläufe  ausmünden,  welche  Verschlüsse  gegen  die  Canalluft 
besitzen ; 

dass  drittens  alle  Geruchsverschlüsse  durch  besondere  sogen,  secundäre 
Ventilationsröhren  gelüftet  werden. 

„In  Amerika  geht  man  theilweise  noch  weiter,  vermehrt  die  Abschlüsse 
und  Ventilationen  und  verlangt,  dass  die  liegenden  Leitungen  im  Keller 
über  der  Kellersohle,  nicht  unter  derselben,  angelegt  werden,  um  jede 
Undichtigkeit  sofort  erkennen  zu  können. 


Schädlichkeit  der  Canalgase  etc. 


169 


„Sie  erblicken  hierin,  meine  Herren,  die  Verwirklichung  einer  grossen 
Angst  vor  der  Canalluft,  vor  der  Luft  des  öffentlichen  Canalnetzes. 

.,Fig.  1  ist  die  Wiedergabe  einer  Abbildung  in  dem  Bericht  der  Metro- 
politan Sanitary  Commission  von  1847,  welche  den  Zustand  der  Londoner 
Canäle  darstellen  soll,  wie  sie  zu  jener  Zeit  bestanden,  als  man  anfing,  der 
Entwässerung  der  Stadt  London  nach  den  heute  geltenden  Principien  Auf- 

Fig.  la. 


London  sewers.    Metropolitan  Sanitary  Commission  1847. 
(Evidence  of  John  Phillips.    C.  E.) 


Hamburger  Siele.    (Aus  dem  Entwürfe:  Ueber  die  Anlage  eines  neuen  Siel- 
systems von  "William  Lindley.    Hamburg,  im  Mai  1843.) 


merksamkeit  zu  schenken.  Bei  Betrachtung  dieser  Abbildung  darf  nicht 
vergessen  werden,  dass  die  englischen  Städte  viel  früher  angefangen  haben, 
vollständige  Canalnetze  anzulegen,  dass  sie  ihre  Strassencanäle  dazumals 
noch  meistens  viereckig  gebaut  haben,  dass  die  gegenwärtig  durchgeführten 
Principien  der  Durchspülung  nicht  bestanden,  dass  die  Canäle  Ablagerungs- 
canäle  (Sewers  of  deposü)  und  nicht  Schwemmcanäle  (seif  cleansing  sewers) 
waren,  und  dass  in  Folge  dessen  diese  alten  Londoner  Strassencanäle  geradezu 
mit  grossen  Retorten  verglichen  werden  können,  in  welchen  grosse  Schlamm- 
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mengen  sich  ansammelten  und  Canalgase  in  grosser  Menge  sich  ent- 
wickelten. 

„Ueberdies  hat  nicht  nur  damals,  sondern  sogar  bis  in  die  70er  Jahre 
in  England  in  Bezug  auf  die  Hausentwässerung  eine  grosse  Sorglosigkeit 
vorgeherrscht.  Man  hat  die  Hausbesitzer,  oder  die  Installateure  mehr  oder 
weniger  machen  lassen,  was  sie  wollten  und  alte  ganz  verwerfliche  Anlagen 
weiter  bestehen  lassen. 

„  Auch  war  die  Thonröhrenfabrikation,  welche  heute  solch  gutes  Material 
liefert,  damals  eben  erst  in  der  Entstehung  begriffen;  die  Hausleitungen 
wurden  theils  viereckig,  theils  mit  Keilsteinen  in  runder  Form  aus  Back- 
stein gemauert,  meistens  sehr  mangelhaft,  Hessen  durch  undichte  Fugen 
das  Wasser  versickern ,  hielten  den  Unrath  zurück  und  bildeten  so  eine 
Fortsetzung  der  Gasretorten  unter  den  H<äusern.  Dass  in  Folge  dessen 
erstens  schädliche  Canalgase  massenhaft  entstanden ,  und  dass  zweitens 
Canalgase  in  die  Häuser  eindrangen  und  die  grössten  Missstände  hervor- 
riefen, ist  ebensowenig  zu  verwundern,  als  dass  sich  hieraus  das  Bestreben 
entwickelte,  bei  Neu-Anlagen  jeden  Zusammenhang  mit  solchen  Missständen 
thunlichst  abzuschneiden  und  zu  vermeiden,  und  so  ei'giebt  sich  dann  das 
Unterbrechungssystem. 

„Wir  wollen  zunächst  dieses  Unterbrechungssystem  prüfen:  Wie  werden 
durch  dasselbe  die  Wohnräume  geschützt,  was  sind  die  Vortheile  des 
Systemes  und  was  sind  dessen  Nachtheile  ?  Ich  habe  auf  dem  Plane,  Fig.  2, 

Fig.  2. 

Lageplan  einer  Häuserreihe,  entwässert: 
A  B 
nach  dem  Unterbrechungssystem,  nach  dem  zusammenhängenden  System 


eine  Anzahl  Häuser  schematisch  dargestellt,  und  zwar  links  nach  dem  Unter- 
brechungssystem, rechts  nach  dem  zusammenhängenden  System,  entwässert. 
Sie  sehen  daraus,  dass  bei  dem  Unterbrechungssystem  jedes  Haus  sozusagen 
für  sich  unabhängig  oder  isolirt  ist,  die  Abwässer  aller  Häuser  gelangen 
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zwar  in  den  gemeinschaftlichen  Strassencanal,  die  Luft  aber,  welche  in  dem 
Strassencanal  über  die  Abwässer  der  Häuser  1 ,  3  und  5  z.  B.  hinweg- 
gestrichen ist,  wird  durch  den  Ilauptverschluss  C  aus  den  Hausleitungen  von 
Haus  7  ausgeschlossen  und  so  vice  versa,  während  beim  zusammenhängen- 
den Systeme  die  Luft  beliebig  Strassencanal  und  Hausleitung  durchströmen 
kann.  Wäre  nun  die  Canalluft  die  unmittelbare  Trägerin  der  Ansteckungs- 
keime, so  würde  es  durch  das  Abtrennungssystem  erreicht  sein,  dass  z.  B. 
bei  Erkrankung  in  Haus  5  die  durch  Abflüsse  aus  demselben  im  Strassen- 
canale  inficirte  Luft  nicht  in  die  Leitungen  der  Häuser  1,  3  und  7  gelangen 
könnte.  Man  könnte  eine  solche  Anordnung  als  zweckmässig,  als  eine  Extra- 
Sicherheit ansehen,  welche  berechtigt  wäre,  bei  einer  vielleicht  noch  nicht 
völlig  abgeschlossenen  Erkenntniss  über  die  Fähigkeit  der  Canalluft-Krank- 
heiten  zu  übertragen,  wenn  sie  nicht  andererseits  Nachtheile  im  Gefolge 
hätte,  welche  nach  unseren  heutigen  Kenntnissen  auf  diesem  Gebiete  schwer- 
wiegender erscheinen,  als  der  Werth  dieser  Isolirung,  und  wenn  die  Siche- 
rung nicht  auf  andere  einfachere  Weise  möglich  wäre.  Man  verscherzt  aber 
bei  dem  Unterbrechungssystem  die  Verwerthbarkeit  der  Hausleitungen  für 
die  Ventilation  des  Canalnetzes  und  namentlicji  die  wirksame  Lufterneuerung, 
welche  die  Canalluft  dabei  in  den  Hausleitungeu  und  Fallröhren  hervor- 
ruft und  unterhält,  und  welche  ein  so  leistungsfähiges  Mittel  ist,  um  die 
Canäle  und  Hausleitungen  von  Fäulnissgasen  freizuhalten,  dass  es  bei 
Weitem  alles  Andere  aufwiegt,  um  so  mehr,  als  durch  dichte  Leitungen  und 
gute  Einzelgeruchverschlüsse  auch  dieser  Luft,  deren  Bedenklichkeit  aufs 
äusserste  Maass  reducirt  ist,  der  Eintritt  in  die  Wohnräume  wirksam  ver- 
wehrt werden  kann. 

„In  Fig.  3  (a.  f.  S.)  habe  ich  den  Durchschnitt  eines  Hauses  mit  einer 
nach  dem  Unterbrechungssystem  ausgeführten  Entwässerung  dargestellt.  Sie 
sehen  darauf  die  Hauptleitung  AB  vom  Strassencanal,  den  Hauptverschluss  C 
und  die  Fallröhren  durch  das  Haus,  ein  Küchenfallrohr  i?'  und  ein  Cioset- 
fallrohr FF'.  Das  Beispiel  ist  einer  amerikanischen  Ausführung  entnommen 
und  die  Fallröhren  liegen  daher  in  dieser  Zeichnung  sämmtlich  innerhalb 
des  Hauses.  Wie  Sie  sehen,  verhindert  der  Hauptverschluss  C  den  Eintritt 
der  Canalluft  in  die  Hausleitungen.  Für  die  Strassen  canalluft  ist  das  Venti- 
lationsrohr BB'  angebracht.  Oberhalb  des  Hauptverschlusses  C  ist  das 
Luftrohr  BD'  vorgesehen,  durch  welches  die  frische  Luft  eintreten  und  die 
Hausleitung  und  die  Fallröhren  durchströmen  kann.  An  jedem  Ausgusse 
und  Closet  ist,  wie  auch  in  Deutschland  üblich,  ein  Geruchverschluss  an- 
gebracht, diese  Einzelverschlüsse  sind  jedoch  an  ihrem  oberen  Knie  mit 
Lüftungsröhren  versehen,  welche  durch  besondere  Ventilationsröhren  mit 
der  Fallröhre  oberhalb  des  höchst  gelegenen  Eingusses  und  demnach  mit  dem 
Ventilationsrohre  bis  über  Dach  verbunden  sind.  Dies  bildet  die  sogenannte 
secundäre  Ventilation.  Auf  diese  Art  ist,  wie  Sie  sehen,  der  Eintritt  der 
Strassencanalluft  in  die  Hausleitungen  überhaupt  ausgeschlossen. 

„Auf  der  anderen  Seite  nimmt  man  aber  bedeutende  Missstände  in  den 
Kauf.  Erstens  schafft  man  sofort  eine  Stagnation,  denn  ein  solcher  Haupt- 
verschluss bewirkt  nichts  Anderes,  als  eine  Stagnation  des  Wassers  und 
eine  Stagnation  des  Schmutzes.  Ein  Hauptverschluss  mit  1 5  cm  Durch- 
messer kann,  wenn  er  noch  so  verkürzt  wird,  nicht  mit  einem  Wasserinhalt 
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von  weniger  als  10  Liter  hergestellt  werden,  also  ungefähr  zwei  Drittel  der 
grössten  Closetspülung.  Das  Resultat  ist,  dass,  wenn  die  Closetspülung  durch 
die  Leitung  herabkommt,  das  Wasser  an  dem  oberen  Ende  in  den  Haupt- 
verschluss  hineinfliesst  und  am  anderen  Ende  eine  gleich  grosse  Wasser- 
menge hiuaustreibt.  Die  Geschwindigkeit  des  Wassers  im  Verschlusse  ist 
daher  wenig  mehr  als  10  cm  in  der  Secunde.  Von  einer  kräftigen  Aus- 
spülung desselben  ist  hierbei  keine  Rede,  und  Stoffe  bleiben  darin  liegen, 

Fig.  3. 


Disconnecting-  (Unterbrechungs-)  System,  nach  amerikanisclien 
Vorbildern  angewendet  auf  ein  Etagenhaus. 


namentlich  aber  bleibt  darin  das  fäulnissfähige  Spülwasser  stehen,  welches 
so  stark  zu  den  Gerüchen  und  Fäulnisserscheinungen  in  den  Leitungen 
Anlass  giebt. 

„In  der  That  haben  die  Versuche,  welche  vom  Sanitary  Institute  in 
London  in  letzter  Zeit  vorgenommen  worden  sind,  und  welche  auch  durch 
Herrn  Roechling  in  seinem  Vortragein  Magdeburg  Ihnen  erläutert  wurden, 
bewiesen,  dass  von  allen  durch  die  Closets  eingeführten  und  durchgespülten 
Stoffen  bei  diesen  Versuchen  20  bis  64  Proc.  in  diesem  Hauptverschlusse 
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liegen  bleiben  und  nur  der  Rest  in  die  Ableitung  nach  dem  Canal  ge- 
spült wurde. 

„Wir  haben  es  also  hier  mit  einem  Bruch  mit  dem  System  zu  thun, 
welches  wir  verlangen,  und  das  ist:  rasche  ununterbrochene  Abführung  aller 
Schmutzwässer,  aller  organischen  Abfälle  im  frischen  Zustande,  bevor  sie 
in  Verwesung  übergehen. 

„Weiter  ist  aus  diesen  Versuchen  ersichtlich,  wie  man  bestrebt  und 
mehr  oder  weniger  gezwungen  ist,  lediglich  diesem  Hauptverschluss  zu 
Liebe,  die  Spülwassermenge  bei  den  Closets  zu  vermehren,  denn  eine 
Schlussfolgerung  dieser  Versuche  ist,  dass  die  Spülwassermenge  der  Closets 
nicht  mehr  2  Gallonen,  d.  h.  9  Liter,  sondern  3  Gallonen,  13V2  Liter,  sein 
müsse.  Verfolgt  man  die  Zahlen  weiter  und  sieht,  dass  im  Closetsyphon 
nur  1  bis  5  Proc.  liegen  bleiben,  in  den  15cm  Leitungen  1  bis  14  Proc, 
und  dass  im  Hauptverschlusse  dann  20  bis  64,  im  Mittel  25  bis  35  Proc. 
liegen  bleiben,  so  sieht  man,  dass  diese  Steigerung  des  Wasserverbrauches 
unserer  Städte  wesentlich  dem  Hauptverschlusse  zu  Liebe  verlangt  wird. 

„Ein  weiterer  Nachtheil  liegt  in  der  complicirten  Ventilation :  Erstens 
muss  unterhalb  des  Hauptverschlusses  ein  Austritt  für  die  Canalluft  ge- 
schaffen werden,  weil  sonst  der  Hauptstrang  AB  nicht  ventilirt  ist;  dann 
muss  oberhalb  des  Hauptverschlusses  ein  Eintritt  für  frische  Luft  geschaffen 
werden,  weil  sonst  die  Luft  in  den  Hausleitungen  vollständig  stagniren 
und  Gefahr  für  die  Verschlüsse  entstehen  würde.  Wenn  ein  derartiger 
Hauptverschluss  vor  dem  Hause  im  Vorgarten  G-  angelegt  werden  kann, 
so  lässt  sich  die  Ventilation  allerdings  so  bewirken,  wie  in  dem  Plane 
Fig.  2  A  (S.  170)  und  in  Fig.  3  dargestellt.  Man  nimmt  dabei  an,  die  frische 
Luft  tritt  bei  D'  ein  und  bei  E',  F'  und  G'  aus.  Wenn  aber  ein  Haus 
mit  einem  Hauptverschlusse,  wie  Haus  Nr.  1  (vergleiche  Fig.  2),  an  der 
Strasse  liegt,  so  wird  vorgeschlagen,  den  Hauptverschluss  unter  dem 
Trottoir  T  anzulegen  und  die  Lüftung  am  Randsteine  bei  D'  zu  bewirken. 
Nun,  meine  Herren,  die  Lüftung  wäre  dort  ja  absolut  unschädlich  und  auch 
im  Vorgarten  ohne  Bedenken,  wenn  die  Luft  immer  den  eben  erwähnten 
Weg  nehmen  würde,  bei  JD'  eintreten,  bei  E\  F'  und  G-'  austreten.  Das 
thut  sie  aber  nicht.  Unsere  Ventilation  beruht  ja  vor  Allem  auf  dem 
mangelnden  Gleichgewichte  der  Luft.  Dieses  mangelnde  Gleichgewicht  der 
Luft  ist  allerdings  gewöhnlich  so  geartet,  dass  eine  Strömung  in  die  Oeff- 
nung  der  Canäle  auf  der  Terrainoberfläche  hinein  und  senkrecht  durch  die 
Fallröhren  über  das  Dach  hinaus  bewirkt  wird.  Es  giebt  aber,  wie  ich 
bereits  erwähnt  habe ,  Zeiten  im  Sommer ,  an  heissen  Tagen ,  an  welchen 
dieses  mangelnde  Gleichgewicht  eine  umgekehrte  Strömung  hervorruft,  d.  h. 
die  warme  äussere  Luft  tritt  oben  am  Dache  in  die  Ventilationsröhren  ein, 
wird  in  den  Leitungen  kühler  und  fliesst  abwärts.  Und  was  geschieht? 
Dann  zieht  die  Luft,  die  bei  E',  F',  G',  in  Fig.  3,  in  die  Oeffnungen  ein- 
getreten ist,  durch  die  Fallröhren  E  und  F  und  durch  die  Haupt- 
leitung F,  D  herunter,  kann  durch  den  Hauptverschluss  C  natürlich  nicht 
durch  und  der  Geruch  tritt  im  Vorgarten  und  am  Trottoirrande  aus ;  bei 
schmalen  Trottoirs  daher  unmittelbar  vor  dem  Eingange  oder  vor  den  Par- 
terrefenstern. 

„Aber  selbst,  wenn  die  Strömung  in  der  Richtung  nach  oben  erfolgt, 
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ist  die  Ventilation  gegenüber  jener  bei  dem  ununterbrochenen  Systeme  eine 
sehr  verschwächte,  es  findet  vielfach  Luftstagnation  statt  und  die  übel- 
riechenden Fäulnissgase  sind  in  den  Röhren  viel  concentrirter. 

„Es  macht  sich  auch  jetzt  eine  Bewegung  gegen  diese  Einrichtung 
bemerkbar;  es  wird  bereits  von  verschiedenen  Seiten  in  England  Material 
dagegen  vorgebracht;  es  ist  vor  einigen  Wochen  ein  Bericht  erschienen,  in 
welchem  Sanitätsiuspector  West  in  London  nachweist,  dass  von  50  Häusern, 
die  er  besucht  hat,  in  allen  bis  auf  drei,  diese  unteren  Ventilationsöffnungen 
zugestopft  waren. 

„Nun,  meine  Herren,  wenn  die  untere  Ventilationsöffnung  bei  IJ  des 
Geruches  halber  zugestopft  worden  ist,  wenn  bei  C  ein  Hauptvei-schluss  vor- 
handen ist,  dann  liegt  im  Hauptverschlusse  nicht  nur  kein  Schutz,  sondern 
im  Gegentheil  eine  grosse  Quelle  der  Gefahr,  weil  dann,  sobald  Wasser  durch 
die  Fallröhren  herabstürzt  und  durch  die  Hauptleitung  abfliesst,  die  zwischen 
demselben  und  dem  Hauptverschlusse  eingepresste  Luft  durch  die  Einguss- 
öffnungen im  Hause  hinausgetrieben  wird,  indem  ihr  der  Weg  nach  dem 
Canale  weiter  durch  den  Hauptverschluss  versperrt  ist. 

„Auf  dem  hygienischen  Congresse  in  Budapest  1894  ist  die  Frage  des 
Unterbrechungssystemes  ebenfalls  angeregt  worden,  und  zwar  durch  Herrn 
Professor  Corfield,  und  dort  haben  sich  selbst  aus  England  Stimmen 
erhoben ,  welche  mit  den  Anschauungen ,  die  wir  hier  hegen ,  überein- 
stimmten, und  man  hat  in  Section  IX  und  X  die  Frage  nicht  entschieden, 
die  Anträge  nicht  angenommen,  sondern  eine  Commission  ernannt, 
welche  dem  nächsten  Congresse  hierüber  Bericht  erstatten  soll. 

„Ich  möchte  hiermit  zeigen,  dass  es  keinen  Grund  giebt,  dieses  Unter- 
brechungssystem ,  welches  bei  Hausentwässerungsanlagen ,  die  an  Cloaken 
anschliessen ,  in  welchen  grosse  Gasentwickelungen  entstehen ,  bei  Haus- 
entwässerungsanlagen,  welche  an  Sammelgruben  angeschlossen  werden 
müssen  und  welche  ausserordentlich  sorgfältig  ausgeführt  und  überwacht 
werden,  d.  h.  bei  Anlagen  unter  ganz  besonderen  Verhältnissen  vielleicht 
motivirt  sein  kann,  dass  es  keinen  Grund  giebt,  dieses  System  allgemein 
anzuwenden. 

„Soweit  mir  bekannt,  ist  Köln  die  einzige  Stadt  in  Deutschland,  in 
welcher  der  Hauptverschluss,  das  sogen.  Disconnecting  -  System  in  das  vor- 
geschriebene Hausentwässerungssystem  aufgenommen  worden  ist.  In  Köln 
war  derselbe  obligatorisch;  man  hat  dessen  Anwendung  jetzt,  wie  man  mir 
mittheilt,  freigegeben.  Herr  Baurath  Stübben  hat  mir  gestern  mitgetheilt, 
dass  die  Inspectoren  sich  sehr  darüber  beklagten,  dass  die  Hauptverschlüsse 
nicht  gereinigt  werden,  dass  sie  Sammelstätten  für  Schmutz  und  für  Gerüche 
bilden,  und  dass  man  mit  dem  Gedanken  umgeht,  durch  die  Freigabe  dem- 
nächst voraussichtlich  zu  der  Weglassung  dieses  Verschlusses  zu  gelangen. 

„Eine  zweite  Forderung  der  englischen  Entwässerung  nach  dem  Bis- 
connectinf/- System  ist,  dass  die  Küchen,  Bade-  und  Toilettefallröhren  sämmt- 
lich  ausserhalb  der  Häuser  herabgeführt  werden  und  dass  sie  ausserhalb 
des  Hauses  frei  ausmünden,  über  einen  mit  Geruchverschluss  versehenen 
Einlauf.  Bei  uns  verbieten  die  klimatischen  Verhältnisse  dies  und  ich  brauche 
wohl  darüber  kein  weiteres  Wort  zu  verlieren. 

„Die  Thatsache,  dass  die  Fallröhren  dadurch  als  Ventilationsröhren 
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dem  Canal  und  der  Hausleitung  entzogen  werden,  ist  ebenfalls  ein  Gesichts- 
punkt, welcher  gegen  diese  Anordnung  spricht.  Ausserdem  wird  die  voll- 
ständige Durchführung  der  secundären  Ventilation  für  alle  Einzelverschlüsse 
als  unbedingt  erforderlicher  Bestandtheil  des  Systemes  angesehen.  Hierauf 
werde  ich  mir  erlauben,  bei  der  Besprechung  des  zusammenhängenden 
Systemes  zurückzukommen. 

„Zu  diesem  letzteren  übergehend,  haben  wir  zunächst  dessen  historische 
Entwickelung.  Gerade  umgekehrt  wie  in  England  hat  man  in  Deutschland 
das  Glück  gehabt,  zu  der  Zeit,  in  welcher  die  Gesichtspunkte  der  Gesundung 
der  Städte,  welche  heute  noch  in  unseren  Canalisationsanlagen  befolgt 
werden,  entwickelt  wurden,  ziemlich  jungfräulichen  Boden  zu  besitzen.  Die 
Städte  besassen  nur  hier  und  da  Cloaken,  aber  von  sehr  geringer  Ausdeh- 
nung, und  es  war  leicht,  überall  den  Standpunkt  zur  Geltung  zu  bringen, 
dass  mit  Rücksicht  auf  ihr  veraltetes  System,  ihre  Zweckwidrigkeit  und 
namentlich  auch  ihre  geringe  Länge  diese  Cloaken  einfach  beseitigt  und  die 
ganze  Stadt  ab  ovo  neu  canalisirt  werden  sollte. 

„Das,  meine  Herren,  hat  uns  in  Bezug  auf  die  Hausentwässerung  und 
in  Bezug  auf  den  Schutz  der  Wohnräume  gegen  die  Canalgase  einen  viel 
leichteren  Standpunkt  gegeben  als  in  England  und  hat  dieser  ganzen  Sache 
seinen  Stempel  aufgedrückt. 

„Sie  sehen  in  Fig.  Ib  unten  im  Gegensatze  zu  den  Londoner  Canälen 
die  Querschnitte  der  Hamburger  Siele,  wie  sie  nach  dem  grossen  Brande 
im  Jahre  1842  nach  den  Plänen  und  unter  der  Leitung  meines  Vaters  aus- 
geführt worden  sind,  kleinere  Profile  mit  halbkreisförmiger  oder  elliptischer 
Sohle  zur  Concentrirung  des  Spülstromes.  Ich  glaube  annehmen  zu  dürfen, 
dass  Hamburg  die  erste  Stadt  auf  dem  Continente  war,  welche  mit  einer 
nach  den  heutigen  Principien  construirten  Schwemmcanalisation  versehen 
wurde  und  die  erste  grosse  Stadt  überhaupt,  welche  nach  einem  einheit- 
lichen Plane  und  System  durchgehends  mit  einer  solchen  Anlage  versehen 
worden  ist. 

„Sie  sehen  dann  in  Fig.  4  (a.  f.  S.),  wie  sich  die  Profilform  dieser 
Schwemmcanäle  weiter  ausgebildet  hat.  In  Hamburg  hatte  man  grosse 
Spülmittel,  die  Spülkraft  der  Alster,  in  anderen  Städten  hat  man  sie  nicht 
und  so  ist  man  von  den  Hamburger  Querschnitten  zu  noch  kleineren 
Querschnitten,  namentlich  zu  der  in  England  von  John  Phillips  ent- 
wickelten Eiform  und  zum  Röhrensiel  übergegangen.  Ausserdem  hat  sich 
die  Thonröhrenindustrie  entwickelt  und  Thonröhren  konnten  zu  Canali- 
sationszwecken  verwendet  werden.  In  früheren  Jahren  wurden  alle  Canäle, 
auch  die  kleinen  runden  Canäle,  aus  Backsteinen  hergestellt.  Sobald  die 
Thonröhren  erhältlich  wurden,  hat  man  an  Stelle  der  früheren  begehbaren 
und  kleinen  Backsteincanäle  für  Hausentwässerungen  Thonröhren  von  nur 
10  bis  15  cm  angewendet;  man  ist  dazu  übergegangen,  die  kleineren  Strassen- 
canäle  aus  Thonröhren  von  25  cm  Durchmesser  und  darüber  herzustellen, 
runde  Röhren  mit  einem  grösseren  Durchmesser  wie  40  cm  als  Strassencanäle 
anzuwenden,  hat  sich  nicht  als  zweckmässig  erwiesen;  wo  diese  nicht  mehr 
genügen,  sind  die  in  Fig.  4  (a.  f.  S.)  dargestellten  elliptischen  Röhren  von 
40  cm  Breite  auf  60  cm  Höhe  zweckmässig  und  dann  folgt  das  elliptisch 
gemauerte  kleinste  Sielprofil  von  60  auf  110  cm. 
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^  „Durch  solche  Mittel  hat  man  Sielnetze  geschaffen,  welche  sich  selbst 
reinigen ,  welche  keine  Anhäufungsstätten  für  organischen  Schmutz ,  der  in 
Verwesung  übergehen  kann,  bilden;  und  dieses  Princip  ist  auch  in  den 


Fig.  4. 


Neue  Sielprofile  (Frankfurt  a.  M.,  Warschau,  Mannheim). 
Maassstab  1:15. 


Hausentwässerungen  durchgeführt ,  alle  Säcke ,  Schlammbrunnen  mit  ver- 
tiefter Sohle,  Schlammtöpfe  und  dergleichen  sind  verpönt  und  alle  Fettfänger 
und  ähnliche  Sammelstätten ,  soweit  wie  irgend  möglich ,  vermieden  und 
Sinkkasten  (Gullies)  nur  an  jenen  Stellen  zugelassen,  wo  schwere  minera- 
lische Sinkstoffe,  Sand  u.  dergl.,  von  Hof-,  Strassen-  oder  Kellerflächen  ein- 
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treten  könnten.  Mit  einem  Worte,  alle  Ablagerungen  dort,  wo  einmal  das 
Wasser  mit  organischen  Substanzen  zusammengekommen  ist,  sind  verpönt. 
Die  Sohlen  sind,  von  den  Fallröhren  des  Closets  und  der  Küche  aus- 
gehend, durch  die  Hausleitungen,  durch  die  Strassencanäle  und  Haupt- 
canäle  Ununterbrochen  glatt  und  ohne  alle  Säcke  bis  an  die  Ausmündung, 
sei  es  in  das  Klärbecken,  sei  es  auf  das  Rieselfeld,  sei  es  in  den  Fluss,  fort- 
geführt.   Auf  diese  Art  wird  jeder  Schmutz  im  frischen  Zustande  beseitigt. 

„Dann  wurde  auch  die  durchgehende  Durchlüftung,  das  zusammen- 
hängende System,  möglich.  Wenn  die  städtischen  Behörden  MilHonen  an- 
gewandt hatten,  um  in  ihrem  Strassennetz  ein  grosses  und  vollkommenes 
Sielnetz  anzulegen,  welches  sich  selbst  reinhält,  dessen  Luft  als  unschädlich 
angesehen  werden  konnte  und  durch  eine  rege  Ventilation  verdünnt  und 
reingehalten  wird,  dann  konnten  sie  an  die  einzelnen  Hausbesitzer  heran- 
treten und  sagen,  wir  wollen  deine  Hausleitungen  an  die  Canäle  direct  an- 
schliessen,  wir  wollen  sie  behandeln  als  einen  unabtrennbaren  Bestandtheil 
des  grossen  Systems  der  Stadtentwässerung,  damit  durch  das  Zusammen- 
wirken dieser  beiden  wichtigen  Bestandtheile  für  Beide  der  Zweck  auf  das 
vollkommenste  und  sicherste  erreicht  wird;  denn  Hausleitungen  sollen  nicht 
einen  todten  abgeschnittenen  Winkel  im  Systeme  bilden. 

„Auf  diese  Art  ist  die  Hausentwässerung  derjenige  Bestandtheil  der 
Entwässerungsanlage  geworden,  welcher,  in  innigem  Zusammenhange  mit 
dem  Strassensielnetze  stehend,  dessen  Durchlüftung  bewirkt,  und  dabei 
für  sich  eine  wirksame  Durchströmung  aller  seiner  Leitungen  und  Fall- 
röhren sichert.  Dieser  Zusammenhang  ist  in  dem  in  Fig.  5  (a.  f.  S.)  wieder- 
gegebenen Querschnitt  einer  Hamburger  Strasse  dargestellt ,  welche  von 
einer  Lithographie  in  dem  im  Jahre  1866  erschienenen  Werke  „Hamburgs 
neueste  Zeit"  verkleinert  worden  ist,  und  welche  die  nach  dem  Brande  von 
1842  neu  eingeführten  Einrichtungen  darstellt. 

„Auf  diese  Art  entsteht  nun  ein  grosses  Netz  von  Canälen,  welches  mit 
der  Luft  auf  der  Strassenoberfläche  verbunden  ist  durch  Ventüations- 
schachte,  Röhren  von  etwa  20  bis  25  cm  Durchmesser,  die  mit  einem  Roste 
abgedeckt  in  der  Fahrbahn  ausmünden.  In  diese  tritt  in  der  Regel  die 
frische  Luft  von  aussen  ein.  Sie  wird  befeuchtet,  wird  meistens  in  den 
unterirdischen  Räumen  erwärmt  und  dadurch  leichter,  und  durchströmt 
diese,  durchströmt  dann  die  Hausleitungen,  und  wenn  Sie  sich  die  Haus- 
leitungen und  Fallröhren  ansehen  und  ausrechnen,  welchen  Querschnitt 
diese  Tausende  von  senkrechten  Fallröhren  ausmachen,  so  werden  Sie  finden, 
dass  sie  summirt  einen  grossen  gewaltigen  Schlot  bilden,  der,  entsprechend 
über  die  ganze  Stadt  vertheilt,  eine  fortdauernde  Circulation  der  Luft,  eine 
fortdauernde  Verdünnung  aller  schädlichen  Gase  und  eine  fortdauernde  Ab- 
leitung der  Canalluft  in  die  obere  Atmosphäre  bewirkt. 

„Dieser  Zusammenhang,  diese  Durchströmung  der  Hausleitungen  durch 
die  Canalluft,  meine  Herren,  stellt  aber  dann  wieder  ganz  bestimmte  Forde- 
rungen an  die  Hausentwässerungsanlagen  und  damit  an  die  Hausbesitzer 
bezw.  an  die  Bevölkerung,  Forderungen,  die  wir  berechtigt  sind  für  das 
allgemeine  Wohl  zu  stellen  und  Anforderung,  die  die  Stadt  berechtigt 
und  verpflichtet  ist  zu  stellen,  da  diese  Anordnung  der  Hausleitungeii 
im  Interesse  der  Hausbesitzer  liegt. 
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„Die  erste  Forderung  ist  die  absolute  Wasser-  und  Luftdichtig- 
keit aller  Röhren  neben,  unter  und  in  den  Häusern,  die  möglichste 
Herstellung  der  in  der  Erde  liegend  geführten  Leitungen  ausserhalb  der 
Häuser,  d.  h.  dass  die  Fallröhren  im  Innern  herabkommen,  an  der  Stelle, 
wo  sie  unten  ankommen,  möglichst  rasch  durch  die  Mauer  nach  aussen 
gehen  und  dass  die  weitere  Ableitung  im  Boden  ausserhalb  des  Hauses  und 
wo  möglich  nicht  unter  dem  Keller  hinduroh  geführt  wird;  kommen  dann 
trotz  sorgfaltiger  Ausführung  Undichtigkeiten  vor,  so  liegen  sie  aussen,  wo 
sie  weniger  schädlich  sind,  und  nicht  innen  im  Keller  unter  dem  Hause, 
wo  sie  die  Luft  des  Hauses  inficiren  können. 

„Diese  Forderung  ist  eine  die  Anlage  vertheuernde ,  denn  sie  verlangt 
gute  Leitungen,  sie  verbietet  die  Anwendung  der  billigen  Zink-  oder  Blech- 
röhren, die  lAit  Löthstellen  verbunden  für  die  Luft  durchlässig  sind.  Sie 
verbietet  die  Verwendung  leichter  eiserner  Röhren  und  sie  vei'langt  guss- 
eiserne Röhren  von  genügender  Wandstärke  mit  Bleidichtung,  schwere  guss- 
eiserne Röhren,  wie  man  sie  nennt,  oder  genügend  starke  und  gut  ver- 
bundene Bleiröhren. 

„Eine  weitere  Forderung  ist  dann,  dass  diejenigen  Stellen,  an  welchen 
Wasser  eingegossen  wird,  durch  Geruchverschluss  gegen  den  Austritt  der 

Fig.  6. 


Canalluft  gesichert  werden ,  und  diese  Geruchverschlüsse  müssen  so  ange- 
bracht werden,  dass  sie  ihren  Zweck  erfüllen. 

„Um  diesen  Punkt  besser  zu  erläutern,  habe  ich  auf  Fig.  6  schematisch 
m  A  bis  D  einige  Ausführungen  dargestellt,  welche  zeigen ,  welchen  eigen- 
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thümlichen  Anlagen  wir  in  den  Häusern  begegnen,  welche  noch  mit  alten 
Einrichtungen  versehen  sind;  Anlagen,  die  in  Bezug  auf  ihre  Anordnung 
vom  hygienischen  und  vom  technischen  Standpunkte  geradezu  unglaub- 
lich sind. 

„Wir  begegnen  z.  B.  erstens  der  in  Fig.  6  bei  Ä  dargestellten  Einrich- 
tung, ein  Fallrohr  von  zwei  Küchen  und  von  einem  Bade,  ohne  alle  Geruch- 
verschlüsse, welches  frei  im  Hofe  bei  a  ausmündet.  Es  war  durchströmt 
durch  die  frische  Luft,  wenn  aber  oben  in  den  Räumen  h,  c  oder  d  geheizt 
wurde,  so  ist  die  frische  Luft  von  aussen  durch  das  schmutzige  Fall- 
rohr in  den  Wohnräumen  eingesaugt  worden.  Man  schloss  das  Fallrohr 
an  den  Canal  an  und  versah  es  unten  mit  einem  Verschlusse,  um  die  Canal- 
luft  auszuschliessen.  Nun  wurde  der  Zustand  schlimmer ,  denn  die  Luft 
konnte  durch  den  Verschluss  nicht  mehr  weiter  und  jede  Circulation  war 
aufgehoben.  Wenn  bei  cl  ein  Eimer  Wasser  ausgegossen  wurde,  wurde  die 
Luft,  die  in  dem  Fallrohre  stagnirt  und  sich  mit  Fäulnissgasen  gesättigt 
hatte,  bei  h  und  c  herausgetrieben. 

„In  £  ist  eine  ähnliche  Anordnung  dargestellt,  wobei  der  Geruchver- 
schluss  unten  in  dem  Fallrohre  selbst  angebracht  ist,  eine  Anordnung,  wie 
wir  sie  leider  wiederholt,  sogar  in  neu  canalisirten  Städten  —  ich  nenne 
Frankfurt  a.  M.  —  antreffen,  wenn  Installateure  ohne  Erlaubniss  und  ohne 
Kenntniss  der  Behörden  Ergänzungsanlagen  herstellen. 

„Man  ist  dann,  wie  in  G  dargestellt,  dazu  übei'gegangen,  das  Fallrohr 
zu  ventiüren,  den  Verschluss  aber  noch  unten  anzubringen ;  keine  Verschlüsse 
bei  h,  c  oder  cl.  Der  Zustand  war  etwas  besser  als  bei  A  und  B,  die  Venti- 
lation blieb  jedoch  sehr  mangelhaft,  und  die  Räume  waren  in  keiner  Weise 
gegen  den  Eintritt  der  Luft  aus  dem  Fallrohre  geschützt. 

„Dann  kommen  Fälle,  wo  unter  Beibehaltung  des  Verschlusses  am  Fusse 
des  Fallrohres  Einzelverschlüsse  unter  den  Eingussstellen  angebracht  worden 
sind,  wie  in  Fig.  6  bei  D  dai'gestellt.  Was  ist  das  Ergebniss?  Der  Haupt- 
verschluss  unten  ist  ohne  Ventilation,  Wird  bei  d  Wasser  eingegossen ,  so 
ist  die  Luft  in  dem  Fallrohre  zwischen  dem  fallenden  Wasser  und  dem 
unteren  Verschlusse  eingeschlossen  und  muss  irgendwo  hinaus,  durchbricht 
die  Verschlüsse  c  und  b  und  die  schlechte  Luft  wird  in  die  Wohnräume 
hineingeblasen. 

„Geht  man  dann  einfach  zur  Beseitigung  dieses  Verschlusses  am  Fusse 
des  Fallrohres  über,  so  ergiebt  sich  der  Fall  E  und  damit  ein  einfaches 
Durchlüftungssystem. 

„Sie  finden  dasselbe  auch  in  Fig.  9  (S.  184)  dargestellt,  ein  einfaches 
Fallrohr,  welches  vom  Canal  bis  über  das  Dach  in  einem  Zuge  durchgeht, 
die  Einzelverschlüsse  an  jedem  Eingüsse  dicht  an  das  Fallrohr  angebracht. 
Wird  Wasser  eingegossen,  so  geht  die  Luft  unten  fort,  und  die  frische  Luft 
wird  oben  nachgesaugt;  ist  Stillstand  eingetreten  und  wird  nichts  nachge- 
gossen, so  bilden  die  Verschlüsse  den  Schutz  der  Wohnräume  und  die  Luft 
tritt  in  der  Regel  durch  die  Strassen -Ventilationsschächte  in  die  Leitung, 
durchzieht  dieselbe  und  verdünnt  alle  Fäulnissgase,  die  in  dem  Fallrohre 
sich  entwickeln,  während  an  heissen  Tagen  die  umgekehrte  Strömung  ein- 
tritt, also  immer  Circulation  an  Stelle  von  Stagnation. 

„Die  Geruchverschlüsse,  die  hier  bei  b,  c  und  d  angebracht  sind,  müssen 
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auch  wirksam  sein,  und  um  sie  wirksam  zu  erhalten,  hat  man  zwei  Mittel 
Erstens  das  Mittel,  die  Eingüsse  dicht  am  Fallrohre  anzubringen,  wie  in  Fig.  6 
bei  E  und  in  Fig.  9  dargestellt,  und  dabei  den  Durchmesser  des  Fallrohres 
in  richtigem  Verhältnisse  zu  der  an  den  Eingussstellen  zum  Abflüsse  kom- 
menden Wassermenge  zu  bemessen,  denn  es  ist  klar,  dass,  wenn  das  Fall- 
rohr relativ  zu  der  grössten  Abflussmenge  klein  ist,  sich  innerhalb  desselben 
eine  Wassersäule  bildet,  die  eine  Druckwirkung  ausüben  und  die  Geruch- 
Yerschlüsse  aufheben  kann,  während,  wenn  das  Fallrohr  nicht  zu  klein  ist 
und  das  Wasser  sich  in  demselben  vertheUen  kann ,  diese  Druckausübung 
wegfäUt.  Also  durch  Vermeidung  jeder  aussaugenden  Anschlussleitung, 
durch  unmittelbaren  Anbau  der  Geruchverschlüsse  an  die  Fallleitung  und 
durch  richtige  Bemessung  des  Fallrohres  nach  der  grössten  Wassermenge 
lässt  sich  in  der  Regel  die  nöthige  Sicherheit  gegen  das  Aufheben  der  Ver- 
schlüsse erzielen. 

Fig.  7. 


„Es  werden  aber  Fälle  angetroffen ,  wie  in  Fig.  7  bei  F  dargestellt, 
wo  das  Fallrohr  nicht  in  unmittelbarer  Nähe  der  Eingüsse  h,  c  und  d 
herabgeführt  werden  kann,  und  wo  die  einzelnen  Ausgüsse  durch  längere 
Anschlussleitungen  mit  dem  Fallrohre  verbunden  werden  müssen.  Wenn 
dann  bei  6,  c  oder  d  eingegossen  wird,  bildet  sich  in  der  langen  Anschluss- 
leitung leicht  eine  Wassersäule,  die  im  Herabfliessen  nach  dem  Fallrohre 
Luft  nachsaugt  und  schliesslich  den  Geruchverschluss  bei  b,  C  oder  d  ganz 
oder  theilweise  entleert. 

„Dem  muss  in  solchen  Fällen  vorgebeugt  werden  und  dazu  dient  die 
secundäre  Ventilation,  welche  im  Schnitte  G-  schematisch  dargestellt  ist. 
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Wird  nun  bei  d  eingegossen  oder  bei  c  oder  ft,  so  fliesst  das  Wasser  durch 
die  liegende  Leitung  nach  dem  Fallrohre  ab  und  die  nachgesaugte  Luft 
findet  durch  g  freien  Eintritt  und  bei  d\  c'  und  h'  Zutritt  in  die  liegenden 
Leitungen  unterhalb  der  Verschlüsse.  Die  letzteren  können  also  nicht  aus- 
gesaugt werden.  Das  ist  also  die  in  diesem  Falle  angewendete  Sicherung 
der  Verschlüsse. 

„Eine  zweite  Sicherung  der  Geruchverschlüsse  muss  ebenfalls  erwähnt 
werden,  weil  man  merkwürdigerweise  trotz  der  gemachten  Erfahrung  heute 
noch  eine  Menge  Ausführungen  antrifft,  welche  diese  Sicherung  nicht  be- 
sitzen; dieselbe  besteht  in  dem  Ausschlüsse  allen  Regenwassers  aus  den 
Fallröhren  der  Inneneinrichtungen,  d.  h.  aus  Küchen-,  Closet-,  Badefall- 
röhren  u.  dergl.  Sie  finden  z.  B.  —  der  Geldbeutel  spricht  ja  hier  mit,  und 
der  Geldbeutel  ist  leider  oft  stärker  als  die  Hygiene  —  Sie  finden  ein 
Fallrohr,  wie  in  Fig.  7  bei  H  dargestellt,  für  die  Küchen  h,  c,  d,  e  und  es 
ist  da  sehr  einfach  das  Regenwasser  durch  das  kurze  Rohr  /,  e',  oben  bei  e' 
einzuführen.  Dann  ist  ja  die  Ventilation  erreicht,  meint  der  Installateur, 
und  das  Regenfallrohr  ist  erspart. 

„Was  ist  aber  das  Resultat?  Dass  bei  heftigen  Regen,  die  bei  Nacht 
oder  bei  Tage  vorkommen,  das  Regenwasser  bei  e'  mit  grosser  Gewalt  herab- 
fällt und  durch  seine  grosse  Menge  und  foi*tdauernde  Wirkung  durch  die 
Compression  der  Luft  im  Fallrohre  die  Verschlüsse  aufhebt  und  die  Fall- 
rohrluft durch  diese  Verschlüsse  in  die  Wohnräume  bei  b,  C,  d  hineintreibt. 
Desshalb  muss  die  Forderung  aufgestellt  werden ,  Regenwasser  darf  in  die 
Fallröhren  der  Innenleitungen  nicht  eingeführt  werden,  sondern  muss  für 
sich  getrennt  durch  besondere  Fallröhren  hinabgeführt  werden,  wie  dies  in 
Fig.  7  J  dargestellt  ist. 

„In  Fig.  8  sehen  Sie  beim  zusammenhängenden  Systeme  die  Anordnung 
der  Fallleitungen  ausserhalb  und  der  Fallleitungen  der  Inneneinrichtungen 
innerhalb  des  Hauses.  Bei  K  die  Fallleitungen  ausserhalb,  dort,  wo 
durch  Uebergangsbestimmungen  die  weitere  Benutzung  bestehender  Fall- 
röhren gestattet  wird,  die  nicht  luftdicht  sind,  nicht  ganz  den  Vorschriften 
entsprechen,  aber  die  man  aus  Zweckmässigkeitsrücksichten  beibehält,  weil 
man  bei  alten  Häusern  das  Bestehende  nicht  vollständig  umarbeiten  will. 
Da  müssen  die  Leitungen  ausserhalb  belassen  und  die  hiermit  verbundenen 
Missstände,  Einfrieren  u.  s.  w.,  geduldet  werden. 

„Bei  L  dagegen  die  Anordnung  innerhalb,  welche  für  Neuanlagen 
verlangt  wird,  und  welche  die  Forderung  absoluter  Luftdichtigkeit 
der  Leitungen  zu  einem  unbedingten  Erfordernisse  macht, 

„Hierher  gehört  noch  die  Frage  der  vielfachen  Fallröhren,  die  Sie 
auch  in  Ihrer  Versammlung  in  Magdeburg  beschäftigt  hat.  Die  Nothwendig- 
keit  besonderer  Fallröhren  für  das  Regenwasser  habe  ich  bereits  erörtert.  Ein 
weiterer  Gesichtspunkt  ist  der,  dass  die  Ciosetfallröhren  als  die  abführenden 
Leitungen  für  die  menschlichen  Abgänge  und  demnach  für  die  Krankheits- 
träger, um  sie  so  zu  nennen,  vom  Standpunkte  der  Beschaffenheit,  der  ihre 
inneren  Wandungen  bedeckenden  Schleim-  und  Schmutzschichten  und  der 
sie  anfüllenden  Luft,  um  so  zu  sagen,  in  eine  höhere  Gefahrenklasse  gehören, 
wie  die  anderen  Leitungen,  und  dass  es  desshalb  erwünscht  ist,  die  An- 
schlüsse, Rohrleitungen  und  Geruchverschlüsse,  welche  mit  den  Ciosetfall- 
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röhren  in  Verbindung  stehen,  thunlichst  zu  beschränken,  wo  möglich  auf  die 
Closets  und  Pissoirs  zu  beschränken,  für  welche  diese  Fallröhren  eigentlich 
bestimmt  sind;  ebenfalls  sollte  das  Zusammenkommen  des  heisseu  Küchen- 
wassers mit  den  in  diesen  Fallröhren  enthaltenen  Ansätzen  vermieden  werden. 
Darum  muss  emj^fohlen  werden,  um  die  Entstehung  schädlicher  Gase  und  die 
Gefahr  ihrer  Einwirkung  in  den  Wohnungen  thunlichst  zu  verhüten,  Küchen- 

Pig.  8.  und  Badeabwässer  durch 

besondere  Fallröhren  ge- 
trennt, von  den  Closetfall- 
röhren,  hinabzuführen. 

„Eine  weitere  Sicher- 
heitsmaassregel  ist  die, 
dass  die  Geruchverschlüsse 
gegen  Austrocknen  ge- 
schützt werden.  Dies  wird 
dadurch  erreicht,  dass  keine 
Geruchverschlüsse  und 
keine  Anschlussleitungen 
oder  Ableitungen  mit  Ver- 
schlüssen angebracht  wer- 
den, wo  nicht  durch  Spei- 
sungaus der  Wasserleitung, 
und  zwar  nicht  etwa  durch 
eine  besondere  Speisung, 
sondern  durch  die  sichere 
Speisung  durch  den  täg- 
lichen Gebrauch,  das  Aus- 
trocknen des  Verschlusses 
verhütet  wird.  Man  findet 
oft  in  den  Häusern  die 
Ueberläufe  aus  Reservoirs, 
Ueberläufe  von  allerlei 
Gegenständen ,  Fang- 
schalen unter  Badewan- 
nen u.  dgl.,  durch  welche 
niemals  Wasserregelmässig 
und  tagtäglich  zum  Abflüsse  gelangen  soU,  mit"~einem  Geruchverschlüsse 
an  die  Fallröhren  oder  an  die  Hausableitung  angeschlossen!  Ein  Geruchver- 
schluss  auf  diesen  Anschlüssen  ist  geradezu  widersinnig,  denn  ein  Ueber- 
liiuf  ist  nur  dazu  da,  um  zu  wirken,  wenn  der  Schwimmkugelhahn  oder  ein 
sonstiger  Apparat  nicht  dicht  schliesst,  wirkt  also,  wenn  der  Hahn  gut  ist, 
nie,  wenn  der  Hahn  einmal  im  Jahre  defect  wird,  einmal  im  Jahre;  der 
Geruchverschluss  auf  einem  solchen  Ueberläufe  ist  demnach  absolut  kein 
Schutzmittel,  erhält  kein  Wasser  und  wird  meistens  ausgetrocknet  ange- 
troffen. Derai-tige  Ueberläufe  und  Abläufe  bilden  einen  sehr  gefährlichen 
Punkt  für  Eintritt  von  Canalluft  ins  Haus  und  desshalb  fordert  man,  dass 
sie  einfach  direct  durch  die  Mauern  geführt  werden  und  aussen  frei  aus- 
munden, oder  dass  sie  nach  unten  geführt  über  einen  Wasserstein,  über 
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ein  Bad  oder  über  ein  Closet  ausmünden,  d.  h.  über  einen  Anschlussgegen- 
stand, dessen  Geruchverschluss  regelmässig  durch  den  täglichen  Gebrauch 
gespeist  wii-d. 

„Und  dann,  meine  Herren,  giebt  es  noch  ein  Schutzmittel  von  der 
grössten  Wichtigkeit  und  von  der  erprobtesten  Art,  d.  i,  die  Einfachheit, 
die  Uebersichtlichkeit  und  leichte  Zugänglichkeit  der  ganzen  Anlage,  die 
Weglassung  aller  künstlichen  Mittel,  aller  jener  Kunststücke,  welche  heute 
leider  so  vielfach  in  der  Form  von  allerlei  „Patentconstructionen"  in  die  Haus- 
entwässerung einzudringen  beginnen,  die  Vermeidung  jeder  unnöthigen 
Vermehrung  der  in  den  Häusern  anzubringenden  Röhren  mit  all  ihren  Dich- 
Pig.  9.  tungen  und  Zuthaten  und  in  dieser  Richtung 

auch  die  Beschränkung  der  secundären  Venti- 
lation auf  jene  Fälle,  in  welchen  sie  unbedingt 
nöthig  ist. 

„Meine  Herren,  es  lässt  sich,  wie  bereits 
erwähnt,  hygienisch  schwer  der  positive  Be- 
weis über  die  Schädlichkeit  oder  die  Unschäd- 
lichkeit der  Canalgase  erbringen  und  von  die- 
sem Gesichtspunkte  über  die  Zweckmässigkeit 
oder  die  Unzweckmässigkeit  des  einen  oder  des 
anderen  Systemes.  Ich  möchte,  wenn  Sie  es 
mir  gestatten,  einen  kleinen  negativen  Be- 
weis erbringen.  Denn  in  der  That  wird  Jemand, 
der  nur  vorschlägt,  ein  solches  zusammen- 
hängendes System  durchzuführen,  von  der  über- 
wiegenden Zahl  der  Aerzte  in  England  und 
Amerika,  von  der  überwiegenden  Zahl  der  In- 
genieure dort  als  Ketzer  angesehen  und  kann 
glücklich  sein ,  dass  er  in  einem  Jahrhundert 
lebt,  in  dem  man  die  Menschen  nicht  mehr  ver- 
brennt. Ich  möchte  desshalb  einen  kleinen 
negativen  Beweis  für  die  Richtigkeit  unserer 
Behauptungen  erbringen.  Ich  meine,  dass,  wenn 
dieses  System  des  durchgängigen  Zusammenhanges,  der  Ausnutzung  der 
Hausleitungen  für  die  Ventilation  der  Strassencanäle  und  die  Durch- 
strömung der  Hausleitungen  durch  die  Canalgase  in  der  That  eine  Quelle 
so  grosser  Gefahr  ist,  wie  dies  die  Anhänger  des  Unterbrechungssystems 
annehmen,  so  müsste  doch  dort,  wo  das  zusammenhängende  System  intensiv 
durchgeführt  worden  ist,  die  schädliche  Einwirkung  sich  in  irgend  einer 
Weise  bemerkbar  gemacht  haben.  Ich  habe  desshalb  die  zwei  graphischen 
Darstellungen  mitgebracht,  welche  Sie  in  Fig.  10  u.  11  an  der  Wand  Ihi'es 
Saales  erblicken.  Die  eine  betrifft  Frankfurt,  die  andere  Warschau,  das 
sind  zwei  Städte,  in  welchen  dieses  Sj'stem  intensiv  durchgeführt  ist,  und 
zwar  ausnahmslos  und  von  Anfang  an,  seit  vielen,  ja  in.  Frankfurt  seit 
25  Jahren.  In  Frankfurt  sind  rund  11000  Häuser  mit  44000  Wasser- 
closets  angeschlossen  und  in  Warschau  1230  Häuser.  Sie  sehen  in  Schwarz 
von  unten  aufgetragen  die  Typhussterblichkeit  pro  100  000  Einwohner  und 
von  oben  in  Kreuzscliraffirung  abwärts  aufgetragen  die  Anschlüsse  an  die 
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Wasserleitung  in  Procenten  der  vorhandenen  Häuser  und  in  einfacher  Schraf- 
firung  die  Anschlüsse  an  die  Canalisation,  ebenfalls  in  Procenten  der  vor- 
handenen Häuser. 

„Sie  sehen,  wie  in  Frankfurt  die  Typhussterblichkeit  von  100  bis  110 
pro  100  000  allmählich  mit  zunehmendem  Anschluss  an  die  Canalisation 
und  an  die  Wasserleitung  herabgegangen  ist  auf  5  und  7  pro  100  000  und 
wie  in  den  letzten  Jahren  die  Curve  sich  allmählich  der  Horizontalen  nähert, 

Fig.  10. 

Sterblichkeit  an  Typhus  abdominalis  in  Frankfurt  a.  M. 
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und  zwar  einer  sehr  tief  liegenden  Horizontalen.  Sie  sehen,  wie  in  Warschau, 
wo  die  Einführung  der  Canalisation  und  Wasserleitung  in  eine  ganz  andere 
Periode  fällt,  und  um  etwa  15  Jahre  gegenüber  Frankfurt  verschoben  ist 
(die  Anschlüsse  in  Warschau  fingen  Ende  1886,  jene  in  Frankfurt  Anfangs 
der  70er  Jahre  an),  Sie  sehen,  wie  in  Warschau  ebenfalls  mit  der  zu- 
nehmenden Einführung  dieses  Systemes,  mit  den  zunehmenden  Anschlüssen 
an  dasselbe,  eine  so  ausserordentliche  Abnahme  der  Sterblichkeit  an  Typhus 
abdominalis  an  diesem  Thermometer  für  derartige  Erkrankungen  sich 
bemerkbar  macht. 


Fig.  11. 

Sterblichkeit  an  Typhus  abdominalis 
in  Warschau. 
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„Nun,  meine  Herren,  das  wären  also  negative  Beweise  und  ich  glaube, 
dass  dieses  System  nicht  so  gefährlich  sein  kann,  wie  man  es  in  England 
und  Amerika  ansieht. 

„Es  bleibt  nun,  meine  Herren,  nur  noch  zu  untersuchen,  wie  die 
Sicherheitsmaassregeln  in  der  Praxis  erreicht  werden  sollen?  Es  genügt 
nicht,  alle  die  Principien,   die  man  verfolgen  und  durchführen  will,  zu 

erkennen,  sondern  sie  müssen  auch 
in  praktischer  Anwendung  für  die 
Städte  gesichert  werden  und  darin 
liegt  erstens  ein  grosser  Theil  der 
Schwierigkeit,  auf  der  anderen  aber 
die  Wichtigkeit  Ihrer  Verhandlungen, 
der  Werth  des  Zusammentagens  von 
Verwaltungsbeamten ,  Aerzten  und 
Ingenieuren,  um  die  Schwierigkeiten 
gemeinsam  zu  überwinden. 

„Erstens  müssen  die  Schutz- 
maassregeln für  unsere  Wohnungen 
dadurch  sicher  gestellt  werden,  dass 
Hausentwässevungsvorschriften  auf- 
gestellt und  von  den  Behörden  be- 
schlossen werden,  welche  genau  die 
erläuterten  Grundsätze  verkörpern 
und  klar  präcisiren,  was  man  ver- 
langt. Das  ist  in  Frankfurt  a.  M., 
darf  ich  wohl  behaupten,  zuerst  ge- 
schehen, denn  soweit  mir  bekannt, 
sind  die  ersten  derartigen  englischen 
Vorschriften  für  Hausentwässerung 
Mitte  der  70er  Jahre,  etwa  1876, 
erschienen,  während  in  Frankfurt 
die  Hausentwässerungsvorschriften 
bereits  im  Jahre  1868  aufgestellt 
und  1869  veröffentlicht  wurden  (jene 
für  Ciosetanlagen  1871). 

„In  diesen  Vorschriften  ist  nicht 
allein  eine  Abnahmeprüfung  vor- 
gesehen, denn  eine  solche  allein  hat 
wenig  Zweck,  sondern  es  ist  eine 
regelmässige  und  fortdauernde  Controle  der  vor-schriftsmässigen  Her- 
stellung während  der  Bauausführung  selbst  eingeführt.  Wir  haben  lei- 
der als  Ingenieure  hierbei  neben  einer  Anzahl  tüchtiger  Unternehmer  und 
Installateure,  die  den  Wunsch  haben,  Gutes  zu  liefern  und  zu  leisten,  auch 
mit  einer  grossen  Anzahl  —  ich  darf  das  Wort  gebrauchen,  ich  weiss  nicht, 
ob  es  parlamentarisch  ist  —  Pfuscher  zu  thun,  die  dadurch,  dass  sie  billige 
Preise  stellen,  welche  sie  nachher  zu  dem  Versuche  veranlassen,  sehr  zweifel- 
haftes Material  zu  verwenden,  die  Arbeit  an  sich  reissen  wollen.  Mit  diesen 
hat  man  zu  kämpfen,  und  leider  auch  zum  grossen  Theile  noch  mit  einer 
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Typhustodesfälle  auf  100  000  Binwolmer, 
an  die  neue  Wasserleitung  angeschlossene 
Liegenschaften  in  Proc.  aller  Liegenschaften, 
an  die  neuen  Siele  angeschlossene  Liegen- 
v///ff//M//m  dchaften  in  Procenten  aller  Liegenschaften. 
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Bevölkerung  zu  rechnen,  die  über  alle  diese  Fragen  der  Hygiene,  über  den 
Werth  einer  guten  Hausentwässerung  für  die  Gesundheit  ihrer  Familie  und 
damit  für  ihr  Glück,  für  ihr  Vermögen,  gar  kein  Urtheil  hat. 

„Zunächst  sind  demnach  wichtig  die  genauen  Vorschriften  für  Haus- 
entwässerung, die  Controle  während  der  Ausführung  und  dann  auch  die 
Controle  während  des  Betriebes,  damit  nicht  nachträglich  eine  gut  ausge- 
führte Anlage  durch  irgend  eine  Unwissenheit,  durch  das  Einfügen  eines 
Verschlusses  an  einem  ganz  unrichtigen  Punkte,  durch  Abschneiden  eines 
Ventilationsrohres,  durch  Wegnahme  einer  Wasserzuführung,  auf  welcher 
die  Speisung  des  Geruchverschlusses  beruht,  verstümmelt  und  gesundheits- 
widrig gemacht  wird. 

„Und  wenn  der  Deutsche  Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege  durch 
sein  schwerwiegendes  Wort,  durch  sein  maassgebendes  Urtheil,  durch  das 
Zusammenwirken  der  in  grosser  Zahl  maassgebenden  und  einflussreichen 
Männer,  die  von  hier  aus  ausgehen  werden  und  diese  Gesichtspunkte  in  ihre 
Städte  forttragen  und  dort  verwirklichen  werden,  wenn  dieser  Verein  dazu 
beiträgt,  in  dieser  Kichtung  gesunde  Ansichten  zu  schaffen,  so  ist  der  heutige 
Vormittag  nicht  verloren. 

„Um  solche  gesunde  Ansichten  zu  schaffen,  wäre  es  ausserordentlich 
zweckmässig,  wenn  ausser  der  Feststellung  der  Grundsätze,  Forderungen 
und  Vorschriften  auch  durch  Vorträge  oder  Lehrcurse  dazu  beigetragen 
werden  könnte,  dass  diese  wichtige  Frage  besser  erkannt  und  verstanden 
werde.  Es  ist  in  der  That  traurig,  wenn  man  sieht,  wie  Architekten  mit 
den  ersten  Namen  der  Welt  auf  ihre  Fagaden  Tausende  und  Zehntansende 
verwenden  und  dann  ins  Innere  dieser  Paläste  tretend  findet,  dass  der  An- 
schlag für  die  wichtigen  sanitären  Einrichtungen  wenig  Geld  übrig  gelassen 
hat  und  dass  die  Entwässerungsanlagen,  in  der  mangelhaftesten  Weise  aus- 
geführt, in  der  grössten  Unordnung  sind.  Ich  meine,  meine  Herren,  wenn 
irgend  etwas  geschehen  kann,  um  diesen  Männern,  die  wirklich  nicht  wissen, 
was  sie  thun,  das  Wissen  beizubringen  und  das  Gewissen  beizubringen,  so 
würde  das  eine  ausserordentlich  dankenswerthe  Aufgabe  dieses  Vereins  sein, 
sei  es  durch  Vorträge,  sei  es  durch  Schulen  für  Architekten,  Ingenieure, 
Baumeister  und  Installateure,  sei  es  durch  populäre  Vorträge  für  die  Be- 
völkerung. Es  wäre  auch  ausserordentlich  zweckmässig  und  eine  dankbare 
Aufgabe,  wenn  an  Ihren  Hochschulen,  wo  Hygiene  gelehrt  wird,  Einrich- 
tungen getroffen  werden  könnten  für  die  Oeffentlichkeit,  Vorträge  zur  Be- 
lehrung des  Publicums,  wo  namentlich  auch  die  Damen,  deren  Herrscher- 
gebiet das  Haus  eigentlich  ist,  hinkommen  und  ein  Verständniss  für  diese 
Fragen  erhalten  könnten. 

„Meine  Herren,  von  den  Thesen,  die  gemeinschaftlich  mit  meinem  Herrn 
Mitreferenten,  Dr.  Kirchner,  aufgestellt  worden  sind,  erlauben  Sie  mir,  nach- 
dem er  die  ersten  drei  Thesen  begründet  hat,  die  letzten,  die  Thesen  5,  6, 
7  und  8,  Ihnen  vorzulesen. 

n.  Eb  dürfen  daher  in  den  öffentlichen,  sowie  in  den  Privatleitungen  guter 
Canalisationsanlagen  weder  Schmutzwasser  noch  Luft  stagniren ,  noch 
Sinkstoffe  sich  ansammeln. 

6.  Um  das  Eindringen  schädlicher  Gase  aus  den  Canälen  und  Leitungen  in 
die  Luft  des  Bodens  und  der  Wohnräume  zu  verhüten,  müssen  sämmt- 
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liehe  Leitungen  in,  unter  und  neben  den  Häusern  vollkommen  luft-  und 
wasserdicht  hergestellt  und  alle  Eingussstellen  mit  wirksamen,  gegen 
Aussaugen  und  gegen  Austrocknen  gesichert  en  Geruchverschlüssen  ver- 
sehen werden. 

7.  Eine  dauernd  gute  Wirksamkeit  der  Hauscanäle  wird  nur  bei  Einfachheit 
■     und  Uebersichtlichkeit  der  Anlage  gesichert. 

8.  Die  durchgängige  Verbindung  der  Hausleitungen  mit  dem  Strassencanal 
ist  dem  entsprechend  der  Unterbrechung  durch  einen  Hauptverschluss  in 
der  Hausleitung  (dem  sogenannten  Bisconnecting-System)  vorzuziehen,  weil 
letzteres  die  Lüftung  und  Spülung  erschwert,  complicirte  Lüftungsein- 
richtungen erforderlich  macht  und  die  Anhäufung  von  Schmutzstoffen  in 
unmittelbarer  Nähe  der  Wohnung  mit  sich  bringt. 

„Und  nun,  meine  Herren,  erlauben  Sie  mir  zum  Schlüsse  nur  noch  den 
Wunsch  auszusprechen,  dass  die  hier  vorgetragenen  Gesichtspunkte  ihre 
guten  Früchte  tragen  mögen,  dass  Sie  Alle  in  Ihren  verschiedenen  Städten 
und  die  Abwesenden  durch  die  Veröffentlichung  unserer  heutigen  Verhand- 
lung veranlasst  werden,  Maassregeln  zu  ergreifen,  Vorschriften  festzustellen, 
Controlen  einzurichten  und  Belehrung  eintreten  zu  lassen,  um  diesen  für 
die  Gesundheit  der  Bevölkerung  Deutschlands  so  wichtigen  Gegenstand 
weiter  auszubilden,  allgemein  bekannt  zu  machen  und  das  als  richtig  Er- 
kannte auch  durchzuführen. 

„leb  danke  Ihnen,  meine  Herren,  für  die  Aufmerksamkeit,  die  Sie  die 
Liebenswürdigkeit  hatten,  mir  zu  widmen." 

Hierauf  wird  die  Discussion  eröffnet. 

Ingenieur  H.  Alfred  ßoechling  (Leicester)  betont,  dass  ihn  ziem- 
lich grosse  principielle  Unterschiede  von  dem  Herrn  Correferenten  trennen, 
die  er  bei  der  Kürze  der  ihm  in  der  Discussion  zu  Gebote  stehenden  Zeit 
nur  in  ihren  Hauptumrissen  berühren  könne,  sieb  vorbehaltend,  später  in 
einem  besonderen  Aufsatze  die  ganze  Frage  und  die  ihn  von  dem  Herrn 
Correferenten  trennenden  Gegensätze  eingehend  zu  besprechen. 

In  den  Ausführungen  des  Herrn  Referenten  Kirchner  habe  er  die 
interessanten  Untersuchungen  von  Dr.  A 1  e  s  s  i  in  Rom  vermisst,  aus  denen 
ziemlich  klar  hervorzugehen  seheine,  dass  Canalgase  für  Typhus  prädis- 
poniren.  Alessi  habe  zu  seinen  Versuchen  Ratten,  Meerschweinehen  und 
Kaninchen  benutzt,  die  er  der  Canalluft  ausgesetzt  und  nachher  mit  Typhus- 
bacillen  und  mit  Baeterium  coli  commune  geimpft  habe,  während  er  gleich- 
zeitig Controlversuche  an  solchen  Thieren  ausgeführt  habe,  welche  der  Canal- 
luft nicht  ausgesetzt  gewesen  seien.  Das  Nähere  sei  aus  den  folgenden 
Tabellen  zu  ersehen. 

Aus  diesen  Tabellen  gehe  klar  hervor,  dass  nach  Einimpfung  von  Typhus- 
baeillen  beinahe  alle  Thiere  gestorben  seien,  welche  Canalluft  eingeathmet 
hätten,  während  von  denen,  welche  frische  Luft  eingeathmet  hätten,  mit 
Ausnahme  eines  Falles,  kein  einziges  Thier  gestorben  sei.  Ganz  die  gleichen 
Resultate  habe  Alessi  bei  Impfung  mit  Baeterium  coli  commune  gefunden, 
so  dass  man  gewiss  mit  Recht  den  Sehluss  ziehen  dürfe,  dass  Canalluft 
für  Typhus  prädisponire.  Das  sei  also  dasselbe,  was  in  der  2.  These  zum 
Ausdruck  gekommen  sei,  denn  das  Herabsetzen  der  Widerstandsfähigkeit 
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Tabelle  II. 
Zusammenstellung  der  Resultate. 


Von  den  Versuchsthieren 

starben 

lüoculirung  mit 

Versuchsthiere 

der  Canal- 

der  Canal- 

luft  aus- 

luft nicht 

gesetzt 

ausgesetzt 

76  Proc. 

7  Proc. 

Bacillus  typhosus,  Cultiar  A  . 

7Q 

0 

100  „ 

0  , 

Bacillus  typliosus,  Cultur  B  . 

78  „ 

0  „ 

88  „ 

0  . 

Bacterium  coli  commune  .  . 

83  „ 

0  . 

des  Körpers  gegen  Krankheiten  fasse  er  als  prädisponirend  für  den  Krank- 
lieitskeim  auf.  Jedenfalls  gehe  aus  all  dem  hervor,  dass  Canalluft  einen 
schädlichen  Einfluss  auf  die  Gesundheit  ausübe  und  dass  sie  aus  diesem 
Grunde  gänzlich  von  unseren  Wohnungen  auszuschliessen  sei. 

Was  nun  die  Ansichten  des  Herrn  Correferenten  Lindley  anlange, 
so  seien  ihm  dies  alte  Bekannte,  denen  er  die  Lebensexistenz  oft  schon 
schwer  gemacht  habe,  und  deren  Lebensadern  zu  unterbinden  er  auch  heute 
wieder  sich  bemühen  werde.  Alles  das,  was  der  Herr  Correferent  in  Wort 
und  Bild  hier  vorgeführt  habe,  sei  in  England  vor  Jahren  auch  in  Anwen- 
dung gewesen,  aber  man  sei  davon  wieder  abgegangen,  weil  es  sich  nicht 
als  gut  erwiesen  habe,  und  man  etwas  Besseres  an  seine  Stelle  zu  setzen 
gewusst  habe ;  wenn  sich  diese  Einrichtungen  als  gut  erwiesen  hätten,  würde 
man  doch  nicht  von  denselben  abgegangen  sein. 

Weiter  müsse  er  auf  einen  principiellen  Unterschied  zwischen  dem 
Herrn  Correferenten  und  ihm  aufmerksam  machen.  Während  bei  den  An- 
lagen, wie  er  sie  im  vorigen  Jahre  auf  der  Magdeburger  Versammlung  vor- 
geschlagen habe,  die  Fallröhren  und  der  Hauscanal  so  gut  wie  keinen 
Geruch  enthalten,  scheine  es  nach  den  Bemerkungen  des  Herrn  Lindley, 
dass  es  in  seinen  Fallröhren  und  Hauscanälen  arg  rieche,  dass  die  Luft  in 
denselben  eine  sehr  schlechte  sei,  dass  sich  seine  Fallröhren  vollsetzen, 
und  schliesslich,  dass  er  für  die  Küchenwässer  keine  Sinkkästen  in  An- 
wendung bringe.  Hier  sei  das  Eine  die  Folge  des  Anderen,  und  so  sei  es 
auch  in  England  gewesen.  Lasse  man  die  Sinkkasten  weg,  die  die  schweben- 
den Stoffe  in  den  Küchen-  und  sonstigen  Abwässern  mit  Ausnahme  der 
Fäcalien  zurückhalten,  so  gelangen  diese,  und  namentlich  die  Wischlappen, 
in  die  Fallröhren  und  den  Hauscanal,  setzen  sich  dort  fest  und  führen  so, 
da  sie  sich  durch  Spülung  schwer  beseitigen  lassen,  zu  Ablagerungen  und 
in  Folge  dessen  zn  üblen  Gerüchen. 

Insbesondere  wolle  er  darauf  hinweisen,  dass  in  einer  der  Darstellungen 
des  Herrn  I>indley  an  dem  Uebergange  des  Fallrohres  in  die  liegende 
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Ableitung  das  Kohr  sich  vou  10cm  auf  15cm  erweitere;  es  komme  ihm 
vor,  als  ob  das  geschehen  sei,  um  für  diese  Ablagerungen  Platz  zu  machen, 
und  dies  widerspreche  dem  von  ihm  in  Magdeburg  vorgetragenen  Princip, 
dass  Abfallröhren  und  Hauscanäle  keine  Ablagerungscanäle  und  -Röhren 
sein  dürfen,  und  dass  in  denselben  sich  nichts  ansammeln  solle,  was  üble 
Ausdünstungen  veranlassen  oder  einfrieren  könne. 

Was  nun  das  Einfrieren  der  aussen  liegenden  Fallröhren  anbelange, 
so  habe  man  damit  in  England  folgende  Erfahrungen  gemacht.  Früher 
seien  dort,  gerade  wie  jetzt  noch  in  Deutschland,  alle  Fallrohre  im  Innern 
der  Häuser  angebracht  gewesen,  meist  so  schön  versteckt,  dass  Niemand 
gewusst  habe  wo,  und  sie  seien  der  Aufenthalt  für  Ratten,  Vögel  etc.  ge- 
wesen.   Da  habe  sich  in  den  70er  Jahren  eine  neue  Anschauung  Bahn 
gebrochen,  die  unter  anderem  zur  Folge  gehabt  habe,  dass  man  angefangen 
habe,  sämmtliche  Fallröhren  nach  aussen  zu  verlegen,  und  zwar  trotz  der 
von  manchen  Seiten  geäusserten  Bedenken  des  Einfrierens,  ausgehend  von 
der  Ansicht,  dass  frei  und  schnell  herabfallendes  Wasser,  welches  nirgends 
hängen  bleibe,  in  einer  Rohrleitung  nicht  einfrieren  könne.    Denn  wo,  bei 
sorgfältiger  Beaufsichtigung  der  Fallröhren,  wie  solche  in  England  geschehe, 
nichts  vorhanden  sei,  was  riechen  könne,  könne  auch  nichts  einfrieren.  Und 
selbst  in  strengen  Wintern  habe  diese  Ansicht  sich  bestätigt  gefunden.  Im 
letzten  Winter,  der  auch  in  England  ein  ungewöhnlich  kalter  gewesen  sei, 
indem  die  Minimaltemperatur  in  der  Nähe  von  Leicester  —  20"  C.  betragen 
habe,  die  täglichen  Durchschnittstemperaturen  vom  26.  Januar  bis  19.  Februar 
in  England  zwischen  -|-0'9°C.  und  — 11'0°C.  geschwankt  haben  und  acht 
Wochen  lang  Eis  und  Schnee  gelegen  habe,  sei  fast  nirgends  ein  Einfrieren 
der  Röhren  vorgekommen.    Er  habe  das  bleierne  Closetfallrohr  und  den 
Syphon  seiner  eigenen  Hausentwässerung   herausgeschnitten   und  nichts 
darin  gefunden,  was  dem  Gerüche  oder  dem  Ansehen  nach  wahrnehmbar 
gewesen  sei,  und  dadurch  sei  bewiesen,  dass  es  nicht  einfrieren  könne.  Des 
Weiteren  habe  er,  um  hierüber  zuverlässige  Nachrichten  zu  erhalten,  bei 
einer  Anzahl  von  Medicinalbeamten,  städtischen  Ingenieuren  und  sonstigen 
Verwaltungsbeamten  Erkundigungen  eingezogen,  im  Ganzen  in  29  Provin- 
zialstädten  mit  über  acht  Millionen  Einwohnern,   und  habe  sich  heraus- 
gestellt, dass  wohl  vereinzelte  Fallröhren  eingefroren  seien,  dass  aber  im 
Allgemeinen  kein  Nachtheil  zu   constatiren  gewesen  sei.    Nur  aus  drei 
Städten  seien  ungünstige  Nachrichten  eingegangen,  doch  handle  es  sich  hier 
um  in  Hinterwohngebäuden  oder  auf  dem  Hofe  angebrachte  Wasserciosets, 
deren  Einfrieren  zu  Klagen  Anlass  gegeben  habe;  es  sei  ja  erklärlich,  dass 
stehendes  W^asser  in  den  Closets  einfriere,  und  dass  dann  der  Wasserver- 
schluss  platze.  Hier  aber  handle  es  sich  um  Fallröhren  mit  fallendem  Wasser, 
und  diese  haben  sich,  obgleich  aussen  liegend,  auch  im  letzten  kalten  Winter 
bei  Temperaturen  bis  —  20"  C.  in  England  durchaus  bewährt.   Ein  solches 
Resultat  wäre  nicht  möglich  gewesen,  wenn  die  Fallröhren  schmutzige  Absatz- 
röhren gewesen  wären,  in  denen  das  fallende  Wasser  tropfenweise  hängen 
geblieben  wäre.   Dieser  Umstand  sei  ganz  besonders  zu  beachten. 

Was  nun  noch  das  Weglassen  des  Hauptwasserverschlusses  betreflFe. 
welches  von  dem  Herrn  Correferenten  warm  empfohlen  worden  sei,  so  wolle 
er  nur  auf  den  Fall  einer  leerstehenden  Wohnung  in  einem  Etagenhause 
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aufmerksam  macheu,  welches  nach  diesem  Princip  entwässert  sei.  So  lange 
alle  Etagen  bewohnt  seien,  werden  durch  die  tägliche  Benutzung  die  Wasser- 
verschlüsse  gefüllt,  und  der  Eintritt  der  Canalgase  in  die  Wohnung  ver- 
hindert. Stehe  eine  solche  Etage  aber  einmal  ein  halbes  Jahr  leer,  so  werde 
sich  die  Sachlage  wesentlich  anders  gestalten :  die  Wasserverschlüsse  werden 
mit  der  Zeit  eintrocknen  oder  leergesogen,  und  dann  werde  den  Canalgasen 
freier  Eintritt  zuerst  in  die  leerstehende  Etage,  und  von  hier  aus  ins  ganze 
Haus  gestattet,  so  dass  dann  das  Innere  des  Hauses  mit  dem  ganzen  städti- 
schen Canalnetze  in  offener  Verbindung  stehe,  und  mit  einem  Schlage  die 
segensreiche  Wirkung  einer  Hausentwässerungsanlage  für  sämmtliche  Be- 
wohner ins  Gegentheil  verwandelt  werde.  Sei  dagegen  der  Hauscanal  mit 
Hauptwasserverschluss  versehen,  so  sei  ein  solcher  Zustand  unmöglich,  da 
in  dem  eigenen  Hauscanale,  wie  er  bereits  angeführt  habe,  da,  wo  die  Ven- 
tilation desselben  und  auch  die  sonstigen  Details  richtig  durchgeführt  seien, 
so  gut  wie  keine  Gase  vorhanden  seien. 

Weiter  habe  er  noch  einige  Bemerkungen  zu  machen  über  die  Zahlen, 
die  er  im  vorigen  Jahre  in  Magdeburg  in  Bezug  auf  die  spülende  Kraft  des 
Wassers  bei  einmaliger  Ciosetbenutzung  gegeben  und  die  der  Herr  Cor- 
referent  benutzt  habe,  um  daraus  zu  beweisen,  dass  der  Hauptwasserver- 
schluss in  der  That  ein  Kothverschluss  sei.  Diese  Schlussfolgerung  könne 
man  aus  seinen  Zahlen  aber  nicht  machen,  einmal  weil  das  zu  diesen  Ver- 
suchen benutzte  Gloset  ein  Kellercloset  gewesen  sei,  wenigstens  seine  Höhe 
über  dem  Hauscanale  der  eines  Kellerclosets  entsprochen  habe,  und  bei 
Versuchen  an  dem  Closet  eines  dritten  oder  vierten  Stockwerkes  auch  bei 
einmaliger  Closetspülung  mehr  Stoffe  aus  dem  Hauptwasserverschlusse 
entfernt  worden  wären.  Weiter  aber  müsse  man  das  Verhältniss  der  Closet- 
spülung zum  Gesammtwasserverbrauch  in  Betracht  ziehen.  Man  rechne 
gewiss  mässig,  wenn  man  letztere  zu  100  Liter  pro  Kopf  und  Tag,  die  ein- 
malige Closetspülung  aber  zu  10  Liter  annehme.  Wenn  nun  also  10  Proc. 
der  Gesammtwasserverbrauchsmenge  schon  so  viel  Stoffe  aus  dem  Haupt- 
wasserverschluss entfernen  können,  so  sei  doch  klar,  dass  die  übrigen 
90  Proc.  die  Rückstände  völlig  beseitigen  werden,  wie  dies  ja  auch  that- 
sächlich  der  Fall  und  bei  seinem  vorjährigen  Vortrage  erwähnt  worden  sei. 
Auch  wäre  es  doch  wohl  kaum  denkbar,  dass  sich  der  Hauptwasserverschluss 
in  England  und  Amerika  eingebürgert  hätte  und  dass  er  in  Paris  im  August 
vorigen  Jahres  obligatorisch  eingeführt  worden  wäre,  wenn  er  in  der  That 
ein  Kothverschluss  wäre.  Diese  Thatsache  spreche  deutlicher  als  alles 
Andere  dafür,  dass  der  Hauptwasserverschluss  kein  Kothverschluss  sei  und 
auch  keiner  zu  sein  brauche. 

In  der  Erkenntniss  der  in  der  Vergangenheit  begangenen  Fehler,  in 
der  klaren  Schätzung  und  Würdigung  der  zu  lösenden  Aufgaben  und  in 
dem  Bestreben,  diesen  Aufgaben  voll  und  ganz  gerecht  zu  werden,  liege 
das  Geheimniss  einer  erfolgreichen  Zukunft.  In  der  Hygiene  seien  es  noch 
grosse  Aufgaben,  die  es  zu  bewältigen  gebe,  eine  der  grössten  aber  sei  die, 
das  Publicum  davon  zu  überzeugen,  dass  die  Segnungen  der  Hygiene  nur 
dem  erwachsen,  der  auch  wirklich  ihren  Gesetzen  nachlebe.  Diese  Gesetze 
aber  seien,  wie  alle  übrigen  Naturgesetze,  unnachgiebig  in  ihrer  Strenge, 
und  der,  welcher  sich  ihnen  entgegenstelle  oder  sich  gleichgültig  gegen  sie 
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verhcalte,  werde,  wenn  nicht  mit  seinem  Leben,  so  doch  mit  tlieilweisera 
Verluste  seiner  Kräfte  dafür  zu  büssen  haben.  Derjenige,  welcher  am  Rande 
des  Abgrundes  dahin  wandere,  schwebe  jeden  Augenblick  in  Gefahr,  von 
der  Schwerkraft  nach  unten  gezogen  zu  werden  und  werde  schliesslich  zer- 
schmettert am  Fusse  desselben  ankommen.  Gerade  so  werde  es  dem  er- 
gehen, welcher  sich  gleichgültig  gegen  die  hygienischen  Gesetze  verhalte 
oder  gei'adezu  sie  verletze. 

Redner  schliesst  mit  der  Hoffnung,  dass,  wenn  ihn  auch  heute  noch 
bedeutende  Differenzen  von  dem  Herrn  Gorreferenten  trennen,  sich  diese  mit 
der  Zeit  mehr  und  mehr  ausgleichen  werden;  denn  was  den  Wunsch,  was 
das  Bestreben  anlange,  zum  Heil  und  Frommen  ihrer  Mitmenschen  zu  wirken, 
darin  gebe  es  keinen  Unterschied  zwischen  ihnen  beiden. 

Gell.  Sailitätsratll  Dr.  Goepel  (Frankfurt  a.  d.  Oder)  giebt  eine 
kasuistische  Mittheilung  zu  der  Frage  der  Schädlichkeit  der  Canalgase. 
In  Frankfurt  werde  seitens  der  Aerzte  sehr  sorgfältig  angezeigt  und  es 
komme  wohl  kaum  eine  Ty^Dhuserkrankung  vor,  die  nicht  zu  seiner  Kennt- 
niss  gelange.  Seit  etwa  15  Jahren  lasse  er  jeden  Fall  von  Typhuserkran- 
kung in  einen  Stadtplan  eintragen  und  dies  habe  zu  manchen  interessanten 
Beobachtungen  geführt.  Eine  von  diesen  sei  folgende:  Im  Jahre  1886 
seien  in  einem  Hause  mit  .55  Bewohnern  vom  März  bis  zum  August  8  Per- 
sonen an  Typhus  erkrankt,  und  dies  habe  Veranlassung  zu  einer  genauen 
Untersuchung  der  Oertlichkeit  gegeben.  Untergrund,  Abortanlagen,  Wasser- 
versorgiing  seien  alle  unverdächtig  befunden  worden,  dagegen  habe  sich 
in  der  Mitte  des  Hauses  für  die  Küchen-  und  sonstigen  Abwässer  exclusive 
Fäcalien  eine  Sammelgrube  von  ca.  1  cbm  Inhalt  befunden,  die  mit  einem 
Kniewasserverschluss  dem  Strassenthonrohre  angeschlossen  gewesen  sei. 
Die  in  den  einzelnen  Stockwerken  mit  Syphons  abgeschlossenen  Haus- 
entwässerungsröhren seien  in  dieser  Grube  oberhalb  des  Wasserspiegels 
frei  gemündet.  Nun  habe  aber  die  genaue  Untersuchung  der  Verbindung 
der  Grube  mit  dem  Strassensiel,  in  welches  mit  den  Fäcalien  auch  Typhus- 
keime gelangen  könnten,  einen  Defect  an  dem  Wasserverschluss  ergeben, 
so  dass  die  Canalgase  ungehindert  hätten  in  die  Grube,  und  bei  Versagen 
eines  Syphons  im  Hause,  wie  der  Herr  Correferent  dies  ja  als  möglich  hin- 
gestellt habe,  in  das  Haus  selbst  gelangen  können.  Nach  Beseitigung  jenes 
Defects  habe  der  Typhus  im  Hause  aufgehört,  nur  drei  Jahre  später  sei 
noch  einmal  ein  Fall  in  dem  Hause  vorgekommen.  Dies  mache  es  immer- 
hin wahrscheinlich,  dass  in  diesem  Hause  die  Canalluft  die  Typhusfälle 
veranlasst  habe.  Nun  sei  er  ein  grosser  Anhänger  der  Schwemmcanalisation 
und  habe  keine  Einwendung  gegen  die  von  Herrn  Baurath  Lindley 
empfohlene  Hausentwässerungsmethode,  er  glaube  nur,  es  sei  rathsam,  die 
Frage  der  Schädlichkeit  der  Canalgase  in  gewissen  Fällen  nicht  unbedingt 
zu  leugnen  und  desshalb  in  These  1  das  Wort  „heutigen"  zu  unterstreichen, 
zu  sagen,  dass  die  Annahme  der  Verbreitung  epidemischer  Krankheiten 
durch  Canalgase  mit  unseren  heutigen  Kenntnissen  vom  Wesen  der  Krank- 
heitserreger nicht  vereinbar  sei.  Angesichts  der  verhältnissmässig  doch 
noch  jungen  Bekanntschaft  mit  der  Biologie  des  Typhusbacillus  könne  er 
einem  solchen  Ausspruch  noch  nicht  so  unbedingt  zustimmen. 

13 
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Privatdoceiit  Stabsarzt  Dr.  Jaeger  (Stuttgart)  kann  als  Bacterio- 

loge,  im  Gegensatz  zu  dem  Vorredner,  nur  unbedingt  zustimmen,  da  mau 
sich  die  Entstehung  des  Typhus  nicht  anders  vorstellen  könne,  als  wie  es 
der  Herr  Referent  geschildert  habe.  Damit  wolle  er  aber  die  Schädlichkeit 
des  Eindringens  von  Canalgasen  in  die  Wohnung  keineswegs  in  Abrede 
stellen,  im  Gegentheil,  es  schädige  die  Gesundheit  in  acuter  Weise  durch 
Erzeugung  von  Magen-  und  Darmkatarrh,  der  in  der  Regel  spurlos  vorüber 
gehen  werde,  aber  nicht  durch  Erzeugung  von  Typhus,  und  nur  wenn 
Gelegenheit  zur  Aufnahme  von  Typhuskeimen  gleichzeitig  vorhanden  sei. 
entstehe  im  Anschluss  an  jene  Tyj)hus.  Aber  neben  jener  acuten  Schädi- 
gung der  Gesundheit,  dem  acuten  Magen-  und  Darmkatarrh,  welche  durch 
das  Ekelerregende  dieser  Canalgase  erzeugt  werde,  gebe  es  auch  chronische 
Schädigungen.  Das  blasse  Aussehen  der  proletarischen  Bevölkerung  komme 
gewiss  nicht  allein  von  den  Miethscasernen  und  der  ungenügenden  Ernäh- 
rung, sondern  vielfach  gewiss  auch  von  dem  in  die  Schlafräume  eindringen- 
den Canalgase,  Abtrittgase  und  Küchenabfallgase.  Ob  der  Patient  den 
Typhus  nachher  auf  directem  oder  indirectem  Wege  bekomme,  werde  im 
Grunde  für  die  Praxis  auf  dasselbe  hinauskommen. 

Die  Forderung,  die  Canäle  mustergültig  anzulegen,  weil  sie  dann  die 
Wohnungen  vor  dem  Eindringen  der  Canalgase  schützen,  sei  gewiss  be- 
rechtigt, aber  doch  nicht  überall  gleich  ausführbar,  namentlich  in  Städten 
mit  älteren  Canalisationsanlagen ,  die  man  doch  nicht  gleich  beseitigen 
könne.  Da  sei  aber  die  Hauptsache  eine  häufige  und  sorgfältige  Revision 
der  Canäle  und  ganz  speciell,  wie  dies  auch  der  Herr  Correferent  hervor- 
gehoben habe,  der  Hausleitungen.  Auf  diese  durch  Sachverständige  vor- 
zunehmende Revision  lege  er  den  allergrössten  Werth. 

Oberbaurath  Professor  Baumeister  (Karlsruhe)  ist  der  Ansicht,. 

dass  für  die  Verbesserung  der  Gesundheitsverhältnisse  einer  Stadt  die 
wichtigsten  technischen  Factoren  seien:  Canalisation,  Wasserversorgung 
und  Wohnungsverhältnisse.  Nun  seien  die  Wohnungsverhältnisse  in  den 
letzten  Jahren  zunächst  nicht  verbessert,  sondern  im  Durchschnitt  ver- 
schlechtert, Licht  und  Luft  sei  durchschnittlich  für  die  ganze  Bevölkerung 
vermindert.  In  Folge  dessen  sei  aber  nun  der  Einfluss  der  beiden  anderen 
sanitären  Werke,  Canalisation  und  Wasserversorgung,  besonders  deutlich 
zu  erkennen.  Wenn  mau  also,  wie  dies  hier  geschehen  sei,  eine  Besserung 
der  Gesundheitsverhältnisse  in  einer  Anzahl  Städte  habe  nachweisen  können, 
so  müsse  man  dabei  immer  betonen,  dass  diese  Besserung  trotz  der  Ver- 
schlechterung der  Wohnungsverhältnisse  eingetreten  sei,  wodurch  dann  der 
"Nutzen  der  beiden  Ingenieuraufgaben,  Canalisation  und  Wasservei'soi'gung, 
besonders  einleuchtend  werde. 

Von  den  hier  vorgebrachten  technischen  Punkten  wolle  er  zunächst 
Einiges  hinsichtlich  der  aussen  oder  innen  liegenden  Fallröhreu  erörtern. 
Er  könne  zwar  die  von  Herrn  Roechling  mitgetheilte  Thatsache,  dass  seine 
Röhren  nicht  eingefroren  seien,  nicht  bestreiten,  dem  stehe  aber  eine  grosse 
Zahl  von  Thatsachen  entgegen,  dass  in  Deutschland  im  Winter  die  Röhren 
eingefroren  und  zu  Grunde  gerichtet  seien,  und  zwar  nicht  nur  Schmutz- 
wasserfallröhren, in  denen  ja  durch  Anhängen  von  Resten  eher  Eisbildung 
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hervorgerufen  werden  könne,  sondern  Regenwasserröhren,  und  zwar  Zink- 
wie  gusseiserne  Röhren.  Es  werde  desshalb  im  deutschen  Klima  immer 
dabei  bleiben  müssen,  die  Fallrohre  im  Innern  der  Häuser,  aber,  nebenbei 
gesagt,  möglichst  zugängig  herzustellen. 

Herr  Roechling  habe  ferner  gesagt,  dass  nach  seinen  Untersuchungen 
Hausleitungen  keinen  Geruch  haben  und  keine  Ablagerungen  liefern,  obgleich 
ein  Hauptwasserverschluss  sie  von  den  Strassencanälen  trenne.  Es  sei  gewiss 
sehr  wohl  möglich,  dass  der  Geruch  in  einem  Hausröhrennetz  vermieden 
werde,  wenn  es  für  sich  genügend  ventilirt  werde  oder  die  Schmutzabla- 
gerungen in  dem  Hauptwasserverschluss  durch  genügend  reichliche  Spülung 
entfernt  werden.  Aber  das  verursache  bedeutende  Kosten,  wenn  man  die 
Ventilation  für  die  Hausröhren  einerseits  und  für  die  Strassencanäle  an- 
dererseits getrennt  anlege,  um  in  beiden  Röhrensystemen  einen  guten 
Zustand  herzustellen.  Herr  Lindley  habe  in  seinem  Referate  schon  ge- 
zeigt, wie  man  dies  machen  könne  und  habe  auch  die  Uebelstände  davon 
nachgewiesen.  Wenn  das  Hausrohrnetz  vom  Vorgarten  aus  frische  Luft 
empfangen  solle,  so  könne  möglicherweise  einmal  eine  Umkehr  der  Luft- 
bewegung stattfinden,  und  wenn  das  Canalnetz  mit  Hülfe  der  Regenfall- 
röhren an  den  Häusern  ventilirt  werden  solle,  so  sei  ja  oft  genug  darauf 
hingewiesen  worden,  dass  in  diesen  Regenröhren  bei  starken  Regengüssen 
überhaupt  keine  Luft  zukommen  könne ,  dass  sogar  das  fallende  Wasser 
die  Luft  in  die  der  Beabsichtigung  entgegengesetzte  Bewegung  bringe  und 
Spannung  im  Innern  der  Strassencanäle  hervorrufen  könne.  Desshalb  seien 
die  beiden  genannten  Hülfsmittel  nicht  viel  werth  und  man  müsse  bei  einem 
vollständig  durchgeführten  Disconnecüng- System  ganz  andere  Maassregeln 
treffen.  Man  müsse  zwei  Luftsäulen  schaffen  von  verschiedenem  Gewicht, 
d.  h.  von  verschiedener  Temperatur,  und  das  geschehe  für  die  Strassencanäle 
dadurch,  dass  man  besondere  Ventilationsröhren  entweder  vor  den  Häusern 
bezw.  an  besonderen  Einlasspunkten  in  der  Stadt  aufstelle.  Eine  ganze 
Gruppe  von  solchen  Röhren  sei  nöthig.  Für  das  Hausröhrensystem  aber 
geschehe  das  Gleiche  dadurch,  dass  ausser  den  Fallröhren  besondere  Luft- 
röhren im  Innern  des  Hauses  emporgeführt  werden,  um  auch  hier  zwei  Luft- 
säulen herzustellen ,  die  sich  nie  in  Balance  halten  dürfen.  Dies  aber  ver- 
ursache erhebliche  Kosten ,  die  erspart  werden  können ,  wenn  der  Haupt- 
wasserverschluss wegfalle. 

Am  Fusse  der  Fallröhren  befindet  sich  in  manchen  deutschen  Städten 
vorschriftsmässig  ein  Schlammkasten,  vmd  es  werde  verlangt,  dass  durch 
diesen  Schlammkasten  namentlich  das  Küchenwasser  hindurchgehe.  Nun 
liege  derselbe  allerdings  nicht  an  der  Eigenthumsgrenze  des  Hauses,  aber 
doch  am  Fusse  der  Fallröhren  und  spiele  also  eine  ganz  ähnliche  Rolle, 
wie  der  vielerwähnte  Hauptwasserverschluss.  Ein  solcher  Schlammkasten 
am  Fusse  der  Röhren,  namentlich  der  Küchenabfallröhren,  habe  daher  auch 
sein  Bedenkliches,  er  bedinge  ebenfalls  eine  Unterbrechung  der  Luftbe- 
wegung hinten  und  vorn,  und  wenn  man  genau  construiren  wolle,  so  müsse 
nun  wieder  für  die  Küchenfallröhre  ein  besonderes  Ventilationsrohr  und 
vorn  ebenfalls  wieder  ein  besonderes  Ventilationsrohr  aufgesetzt  werden. 
Der  Zweck  des  Sinkkastens  sei  der,  die  schweren  Bestandtheile  und  die 
muthwillig  oder  unvorsichtigerweise  hineingeworfenen  Gegenstände  aufzu- 
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fangen,  damit  sie  nicht  in  die  Canäle  kommen  und  dort  Störungen  oder 
Ablagerungen  veranlassen.  Aber  da  erscheine  es  ihm  viel  zweckmässiger, 
eine  solche  Vorrichtung  in  die  einzelnen  Küchen  zu  legen,  als  sie  am  Fusse 
des  Fallrohres  für  alle  darüberliegenden  Küchen  gemeinsam  einzurichten. 
Das  sei  seines  Erachtens  das  Ziel,  das  man  für  die  Hausentwässerung 
nehmen  müsse ,  dass  jede  Küche  für  sich  gerade  so  gut  wie  jedes 
Wassercloset  und  jeder  Ausguss  für  sich  alle  die  Vorrichtungen  habe, 
welche  zum  Abfangen  der  das  Rohr  und  den  Canal  beschädigenden  Be- 
standtheile  nöthig  seien ,  d.  h.  eine  Senke  \md  ausserdem  selbstverständlich 
einen  Geruchverschluss.  Im  Uebrigen  aber  solle  dann  jedes  Rohr  frei 
durchlaufen  und  nirgendwo  eine  Unterbrechung  für  die  Luft-  und  Wasser- 
bewegung enthalten. 

Schliesslich  müsse  er  sich  noch  gegen  die  Forderung  des  Herrn  Baurath 
Lindley  wenden,  wenn  dieser  verlange,  dass  in  einem  gewöhnlichen  Hause 
dreierlei  Röhren  getrennt  von  einander  bestehen  sollen:  Regenfallröhren. 
Küchenfallröhren  und  Ciosetfallröhren.  Als  Grund  gegen  die  Verbindung 
des  Regenrohres  mit  dem  Küchenfallrohre  habe  Herr  Lindley  daraufhin- 
gewiesen, dass  durch  die  massenhafte  Bewegung  des  Regenwassers  mög- 
licherweise der  eine  oder  der  andere  Wasserverschluss  ausgesaugt  und 
unterbrochen  werde.  Aber  dagegen  könne  man  sich  ganz  einfach  durch 
secundäre  Ventilationsröhren  helfen  und  dann  könne  man  ganz  unbedenk- 
lich diesen  Röhren  auch  das  Regenwasser  zuführen,  welches  von  Zeit  zu 
Zeit  sogar  eine  nützliche  Spülung  des  Rohres  besorge.  Und  ebenso  scheine 
es  ihm  nicht  nöthig,  das  Regenwasser  auch  von  den  Ciosetröhren  aus- 
zuschliessen,  vorausgesetzt,  dass,  wie  vorher  erörtert,  jedes  Closet  oder  Aus- 
gussbecken mit  einer  Senke,  einem  Geruchverschluss  und  einer  secundären 
Ventilation  versehen  sei.  Jedenfalls  würde  auch  die  Vereinigung  von  Fall- 
röhren zu  einer  weisen  Ersparniss  in  der  Herstellung  der  Hausentwässerung 
beitragen  können. 

Dr.  Ficker  (Breslau)  will  den  Ausführungen  des  Herrn  Kirchner 
noch  einiges  anfügen,  was  dazu  beitragen  könne,  Klarheit  in  die  Ansicht 
von  der  Schädlichkeit  der  Canalgase  zu  bringen. 

Was  zunächst  die  Disposition  zu  Infectionskrankheiten  an- 
lange, die  das  Einathmen  von  Canalluft  zur  Folge  haben  solle,  so  seien 
die  Alessi'schen  Versuche  wohl  nicht  von  der  Bedeutung,  die  Herr  Roech- 
ling  ihnen  zuschreibe,  weil  die  künstlich  herbeigeführte  subcutane  oder 
intraperitoneale  Typhusinfection-  resp.  -Intoxication  der  Versuchsthiere 
keineswegs  das  Bild  der  Typhuserkrankung  der  Menschen  darbiete,  und 
man  somit  heute  nicht  berechtigt  sei,  aus  der  Disposition  für  die  eine  Er- 
krankungsart eine  Disposition  für  die  andere  zu  folgern.  Aber  selbst 
wenn  das  Krankheitsbild  von  Mensch  und  Thier  sich  decke,  sei  es  doch 
etwas  Anderes,  ob  ein  Mensch  Canalluft  einathme,  oder  ob  man  Versuchs- 
thiere in  theilweise  mit Excrementen  gefüllte  Kästen  einsperre.  Als  Alessi 
dann  einzelne  Gase  oder  ihr  Gemisch  in  solcher  Concentration ,  wie  sie 
praktisch  in  Wohnungen  vorkommen  könne,  auf  Thiei'e  habe  einwirken 
lassen,  sei  es  ihm  nicht  möglich  gewesen,  eine  P]mpfänglichkeit  für  Typhus 
hervorzurufen. 
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Eine  Disposition  /u  iufectiöseu  Krankheiten  in  Folge  Einathmens  von 
Canalluft  müsse  sich  aber  doch  vor  Allem  widerspiegeln  in  der  Statistik 
über  den  (resundheitszustand  der  Canalarbeiter.  Prausnitz  in  München 
habe  bei  seinen  dahinzielenden  Versuchen  keinerlei  besondere  Neigung  zu 
infectiösen  Krankheiten  bei  den  Canalarbeitern  gefunden,  ebenso  Stevens 
in  London,  und  Fauvel  berichtete  über  die  Pariser  egontiers,  dass  sie  sich 
sogar  einer  Immunität  gegen  Typhus  zu  erfreuen  hätten.  Auch  aus  den 
Berichten  über  die  Rieselgüter  in  Berlin,  Paris  etc.  gehe  hervor,  dass  weder 
die  Rieselfeldarbeiter  noch  die  in  der  Nähe  der  Rieselfelder  Wohnenden 
zu  irgend  welcher  Infectionskrankheit  besonders  prädisponirt  seien. 

Die  andere  Frage,  ob  die  Canalluft  im  Stande  sei,  direct  Infection 
zu  verursachen,  dürfe  wohl  als  ziemlich  erledigt  angesehen  werden,  nach- 
dem namentlich  durch  die  Versuche  von  Laws  und  Andrews  nach- 
gewiesen sei.  dass  die  Keime  der  Canalluft  identisch  seien  mit  denen  der 
Aussenluft.  Man  werdß  daher  in  der  Canalluft  gerade  so  selten  oder  noch 
seltener  pathogene  Keime  erwarten  müssen,  wie  in  der  frischen  Luft,  und 
die  Erfahrung,  dass  die  Liift  in  den  Canälen  relativ  wenig  Mikroorganismen 
enthalte,  und  diese  nicht  dem  Canalinhalte,  sondern  der  Aussenluft  ent- 
stammen, stimmen  auch  überein  mit  den  experimentellen  Untersuchungen, 
nach  denen  die  Canalflüssigkeit  für  gewöhnlich  nicht  im  Stande  sei,  Keime 
an  die  Luft  abzugeben.  Aber  auch  ein  Uebergang  von  Keimen,  die  in 
Folge  der  Benetzung  mit  Canaljauche  an  der  Canalwand  anhaften,  sei 
nach  den  im  hygienischen  Institute  in  Breslau  gemachten  Versuchen  aus- 
geschlossen. Aus  diesen  Versuchen  gehe  hervor,  dass  ein  Windstrom  von 
mehreren  Metern  pro  Secunde  specifische  Keime  von  halbfeuchter  Erde 
nicht  abzulösen  vermöge,  und  dass  ein  Windstrom  von  einigen  Metern 
Keime,  die  auf  verschiedenen  Substraten  angetrocknet  gewesen  seien,  nicht 
mit  sich  fortführe.  Dazu  komme  noch,  dass  die  bisher  beobachtete  Be- 
wegung der  Sielluft  weit  geringer  sei,  wie  die  bei  den  Versuchen  an- 
gewandten Windstärken. 

Es  gebe  nur  zwei  Möglichkeiten  für  den  Uebertritt  von  Mikroorganis- 
men aus  der  Canaljauche  in  die  Luft  und  das  sei  zunächst  das  Platzen 
der  Blasen,  die  sich  in  Folge  Gasentwickelung  im  Siel  bilden  können. 
Aber  dass  hierbei  einmal  pathogene  Keime  in  die  Canalluft  zu  gelangen 
vermöchten,  sei  wohl  kaum  je  anzunehmen;  denn  da,  wo  sich  Blasen  bilden, 
seien  die  Saprophyten  in  solchen  Unmengen  vorhanden,  dass  pathogene  Mikro- 
organismen sich  hier  wohl  niemals  entwickelungsfähig  find'en  können.  Die 
andere  Möglichkeit,  dass  einmal  Keime  aus  dem  Sielwasser  in  die  Luft 
übergehen  können,  sei  das  Verspritzen  desselben.  Laws  habe  gezeigt, 
dass  beim  Verspritzen  keimhaltiger  Flüssigkeiten  Keime  durch  heftige 
Winde  bis  zu  50  Yards  (etwa  46  m)  fortgetragen  werden  können  und  aus 
des  Redners  Versuchen  habe  sich  ergeben,  dass  von  einer,  am  unteren  Ende 
eines  100mm  weiten,  vertical  aufgestellten  Rohres  zum  Verspritzen  ge- 
brachten, reichlich  mit  specifischen  Keimen  beladenen  Flüssigkeit  Keime 
mittelst  einer  Windgeschwindigkeit  von  0*5  cm  pro  Secunde,  7  m  hoch  hin- 
aufgeführt worden  seien.  Derartiges  feines  Verspritzen  komme  aber  wohl  in 
Canälen  niemals  vor  und  sollte  es  einmal  möglich  sein,  müsse  erst  eine 
grosse  Reihe  von  Bedingungen  erfüllt  sein ,  ehe  auf  diese  Art  pathogene 
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Mikroorganismen  in  das  Bereich  eines  Menschen  kommen.  Berücksichtige 
man  die  Inconstanz  der  Sielluftbewegung,  wie  sie  von  Soyka  u.  A.  nach- 
gewiesen worden  sei,  ferner  die  Neigung  der  Keime,  sich  abzusetzen,  die 
mannigfachen,  scharfen  Knickungen  und  Biegungen  der  Röhren,  vor  Allem 
aber  die  enorme  Verdünnung,  welche  pathogene  Keime  enthaltendes  Material 
in  der  Canalflüssigkeit  erfahre,  dann  müsse  es  fürwahr  wunderbar  er- 
scheinen, wie  der  Glaube  an  eine  solche  Infection,  deren  Chancen  so  mini- 
mal seien,  noch  bestehen  könne,  wo  es  doch  gerade  und  betretene  Infec- 
tionswege  in  Hülle  und  Fülle  gebe.  Es  gehöre  in  der  That  ein  ganz 
bedeutendes  Maass  von  Vernachlässigung  aller  neueren  Forschungsergeb- 
nisse dazu,  an  dieser  Anschauung  heute  noch  festzuhalten.  Es  sei  wohl 
zu  hoffen,  dass  die  heutige  Verhandlung  dazu  beitrage,  diesen  Aberglauben 
au  die  Infectiosität  der  Canalluft  und  der  stinkenden  Gase  überhaupt, 
diese  Bequemlichkeitstheorie,  wie  sie  Soyka  genannt  habe,  aus  der  Welt 
zu  schaffen. 

Hofrath  Prof.  Dr.  Meidillger  (Karlsruhe)  berichtet  zunächst  über 
sein  eigenes  vor  22  Jahren  nach  seinen  Angaben  gebautes  Haus,  in 
welchem  alle  Abfallröhren  im  Inneren  des  Hauses  gelegen  seien,  ohne  dass 
iü  der  ganzen  Zeit  irgend  welche  Schädigung  sich  ergeben  habe.  Als  er 
aber  dann  später  im  Mansardenstock  eine  Küche  eingerichtet  habe  und 
dabei  gezwungen  gewesen  sei ,  das  Wasser  durch  ein  Abfallrohr  an  der 
äusseren  Wandfläche  abzulassen,  sei  im  Winter  hier  das  Wasser  eingefroren, 
das  Rohr  sei  geborsten.  Das  beweise,  dass  es  in  unserem  Klima  nicht  zu- 
lässig sei ,  Abfallrohre  ausserhalb  des  Hauses  zu  legen ,  bei  Röhren  im 
Inneren  sei  die  Einwirkung  des  Frostes  nicht  so  stark,  man  könne  ihr  auch 
durch  Feuerung  entgegenwirken  und  etwa  zugefrorene  Röhren  vorsichtig 
durch  ein  kleines  Kohlenfeuer,  im  untersten  Stock  beginnend,  aufthauen. 

Bisher  sei  nur  die  Frage  der  Ventilation  bei  grossen  Strassencanälen 
behandelt  worden,  nicht  aber  diejenige  von  Abortanlagen  da,  wo  keine 
Canäle  seien.  Auch  darüber  habe  er  im  eigenen  Hause  Erfahrungen  ge- 
macht, da  zur  Zeit  des  Baues  jenes  Hauses  noch  keine  städtische  Canali- 
satiou  bestanden  habe.  Er  habe  also  damals  seine  Abortanlage  ohne 
Spülung  eingerichtet,  dass  12  cm  weite  Rohr  sei  frei  nach  unten  gegangen 
und  doch  sei  nie  der  geringste  Geruch  empfunden  worden.  Und  das 
habe  er  dadurch  erreicht,  dass  zwischen  den  einzelnen  Kaminrohren  der 
Küchen  der  verschiedenen  Stockwerke  noch  ein  eigenes  Rohr  von  der  Ab- 
trittsgrube über  Dach  führe,  das  somit  immer  von  warmen  Wänden  um- 
geben, eine  kräftige  Ventilation  der  Abtrittsgrube  über  Dach  bewirke. 
Solche  Lüftungsanlage  zwischen  immer  warmen  Kaminrohren  empfehle  er 
desshalb  auch  zur  Lüftung  der  Hausentwässerungsrohre. 

Noch  ein  Wort  über  seine  Erfahrungen  betr.  Abtrittsbecken  wolle  er  zu- 
fügen. Becken,  wie  sie  vielfach  in  Anwendung  kommen,  aus  Fayence  oder 
Steingut,  seien  nicht  cmpfehlenswerth,  bei  ihnen  bekomme  durch  Frost  die 
Glasur  Risse  oder  splittere  ab,  hier  dringe  dann  Wasser  ein,  bilde  bei 
Frost  Eis  und  zerstöre  die  Glasur.  Porcellan  dagegen,  das  nur  wenig 
theurer  sei,  halte  sich  auf  die  Dauer  besser,  bleibe  stets  rissfrei  und  rein 
wie  neu.    Aber  auch  auf  die  Form  der  Bocken  komme  es  an,  die  durchaus 
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nicht  immer  die  richtige  sei.  Oft,  wenn  man  den  Wasserhahn  ziehe,  werde 
der  feste  Inhalt  dauernd  im  Kreise  herumgeschleudert  wie  ein  Strudel, 
ohne  abzumessen,  dann  sei  das  Becken  zu  flach  oder  die  Mündung  des 
ausfliessenden  Wassers  sitze  ungünstig.  Desshalb  solle  man  jede  un- 
bekannte Beckenform  auf  ihr  bezügliches  Verhalten  vor  der  Verwendung 
besonders  untei'suchen. 

Ingenieur  Unna  (Köln)  bemerkt,  dass  Herr  Lindley  die  Stadt  Köln 
als  diejenige  Stadt  bezeichnet  habe,  in  welcher  der  Hauptwasserverschluss 
nach  den  heutigen  Polizeibestimmungen  obligatorisch  sei;  er  wolle  hinzu- 
fügen, dass  dieser  Zustand  voraussichtlich  nicht  mehr  lange  dauern  werde. 
Bei  den  ihm  unterstellten  Prüfungen  der  dortigen  Hausentwässerungs- 
anlagen habe  er  die  Beobachtung  gemacht,  dass  die  Ueberwachung,  Unter- 
haltung und  Reinigung  des  Hauptwasserverschlusses  von  sehr  wenig  Haus- 
haltungen in  richtiger  Weise  geübt  werde.  Der  Hauptwasserverschluss 
j;ei  und  bleibe  die  Hauptquelle  häufiger  Verstopfungen  und  hierdurch  ver- 
^mlasst,  werde  man  voraussichtlich  in  Köln  dazu  kommen,  die  Polizei- 
bestimmungen dahin  abzuändern,  dass  aus  solchen  Leitungen,  welche  den 
polizeilichen  Anordnungen  gemäss  luft-  und  wasserdicht  hergestellt  seien, 
den  Hau2:)twasserverschluss  wegzunehmen  gestattet  und  für  Neubauten  der- 
selbe nicht  mehr  vorgeschrieben,  sondern  sogar  verboten  werde. 

Wenn  in  These  1  gesagt  sei,  dass  die  Verbreitung  von  Infections- 
krankheiten  durch  Canalgase  nach  dem  heutigen  Stande  der  Wissenschaft 
nicht  anzunehmen  sei,  so  befürchte  er,  es  könne  dadurch  leicht  die  An^ 
nähme  entstehen,  dass  überhaupt  keine  Krankheit  durch  Ausströmen  von 
•Canalgas  auftreten  könne  und  es  desshalb  eigentlich  nicht  nöthig  sei,  sie 
so  sorgfältig  von  den  Häusei'n  fernzuhalten.  Das  sei  aber  nicht  die  Ab- 
sicht der  Referenten,  und  er  wünsche  daher  in  der  These  doch  in  irgend 
welcher  Form  dem  Gedanken  Ausdruck  gegeben  zu  sehen,  dass  trotzdem 
■das  Eindringen  der  Canalluft  in  die  Wohnungen  mit  allen  zu  Gebote  stehen- 
den Mitteln  verhindert  werden  müsse. 

Herr  Lindley  habe  die  Fortlassung  der  Fettfänge  aus  den  Haus- 
leitungen allgemein  als  wünschenswerth  bezeichnet.  Dem  gegenüber  möchte 
er  diese  Forderung  doch  etwas  beschränkt  sehen,  da  für  ganz  bestimmte 
Fälle  die  Fettfänge  absolut  nothwendig  seien.  Die  Fettablagerungen  seien 
mitunter  sehr  bedeutende,  mehr  als  man  allgemein  annehme.  In  einer 
Strasse  Kölns,  in  der  sich  eine  Anzahl  von  Restaurationen  und  grossen  Ge- 
sellschaftslocalitäten  befindet,  habe  sich  ein  Canalprofil  von  30  cm  Durch- 
messer durch  Fettablagerungen  fast  vollständig  geschlossen.  Diese  Fett- 
<ablagerung  gehe  in  einen  steinförmigen  Zustand  über,  der  nicht  durch 
Bürsten,  sondern  nur  durch  Abklopfen  mit  scharfen  Werkzeugen  zu  ent- 
fernen sei,  was  einer  Erneuerung  der  verstopften  Caualstrecke  gleich- 
bedeutend sei.  Es  müsse  daher  stets  gefordert  werden,  dass  Anstalten, 
wie  grosse  .Restaurationsküchen,  Wurstküchen,  Schweineschlächtereien, 
Wäschereien  etc.  angehalten  würden,  Fettfänge  in  die  Entwässerungsleitung 
tiinzuschalten.  Dieselben  seien  jedoch  nicht  in  die  Hauptleitung,  sondern  in 
eine  besondere,  für  die  Fett  führenden  Flüssigkeiten  bestimmte  Leitung  ein- 
zuschalten, so  dass  die  Durchlüftung  der  Hausleitung  nicht  gehindert  werde. 
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Stadtbauratli  J.  Brix  (Altona)  stimmt  im  (ianzen  dem  Referate 
des  Herrn  Lindley  in  den  Thesen  zu.  Er  halte  zunächst  als  hauptsäch- 
lich entscheidend  für  die  wirksame,  gemeinsame  Ventilation  von  Strassen- 
und  Hauscanälen  das  durch  die  Häuser  durchgehende  Ciosetrohr,  weil  es 
gewöhnlich  am  höchsten  Tunkte  des  Hauses  ausmünde  und  das  grösste 
Profil  habe.  Desshalb  sei  es  zulässig,  am  Fuss  der  Seitenleitungen  Sand- 
und  Fettfänge  einzuschalten,  und  seine  Erfahrung  habe  ihn  gelehrt,  dass 
Fettfänge  unter  Umständen  für  Hotels  und  überhaupt  für  alle  Häuser,  in 
denen  viel  Fett  gebraucht  werde,  sehr  erwünscht,  häufig  sogar  nothwendig 
seien,  wolle  man  Verstopfungen  vermeiden.  Denn  das  erkaltete  Fett  setze 
sich  an  den  "Wänden  der  Leitungen  an,  verdicke  sich  daselbst  und  werde 
schliesslich  zu  einem  vollständigen  Pfropf.  Wenn  also  die  entscheidende 
Wirksamkeit  bei  der  gemeinsamen  Ventilation  den  Closetfallröhren  zuzu- 
sprechen sei,  habe  es  weniger  Bedenken ,  die  Seitenfallleitungen  aus  der 
allgemeinen  Ventilation  auszuscheiden  und  wo  nöthig,  sie  durch  secundäre 
Ventilation  für  sich  zu  lüften. 

Stadtbaiirath  Heuser  (Aachen)  glaubt,  dass  die  Frage,  ob  man  die 
Luft  der  Canäle  von  den  Häusern  abhalten  müsse,  ohne  weiteres  und  ohne 
Rücksicht  auf  ihre  etwaige  mebr  oder  minder  grosse  Schädlichkeit  zu  be- 
jahen sei,  und  es  sich  wohl  nur  darum  handle,  in  welcher  Weise  dies  am 
zweckmässigsten  und  zugleich  einfachsten  und  billigsten  geschehen  könne. 
Hierbei  sei  man  wohl  aus  theoretischen  Gründen  etwas  zu  weit  gegangen 
und  man  könne  ohne  Bedenken  Manches  weglassen,  was  heutzutage  noch 
gefordert  werde.  Dazu  gehöre  der  unterbrechende  Hauptwasserverschluss, 
der  in  England  und  auch  in  Amerika  fast  allgemein  im  Gebrauch  sei,  wenn 
auch  nicht  ohne  Widerspruch  seitens  angesehener  Techniker.  Es  sei  ja 
sehr  bequem,  ihn  wegzulassen  und  durch  das  Hauswohnnetz  zugleich  auch 
die  Strassencanäle  zu  lüften;  es  sei  aber  doch  die  Frage,  ob  dies  x'ichtig- 
und  rechtlich  angängig  sei.  In  Aachen  sei  es  desshalb  auf  seinen  Vorschlag 
hin  den  Hausbesitzern  frei  gestellt  worden,  einen  Hauptwasserverschluss 
anzubringen  oder  nicht.  Dagegen  sei  gerade  aus  den  Kreisen  der  Haus- 
und Grundbesitzer  Widei-spruch  erhoben  worden,  und  zwar  mit  aus  dem 
Grunde,  dass  die  Stadt  kein  Recht  habe,  durch  das  private  Hausrohrnetz 
die  öflfentlichen  Canäle  zu  lüften.  Dieser  Einwand  dürfe  nicht  ausser  Acht 
gelassen  werden  und  da  er  überhaupt  es  für  besser  halte,  dass  die  Lüftung 
der  Strassencanäle  vollständig  getrennt  sei  von  derjenigen  der  Hausrohr- 
netze, sei  in  seinem  Entwurf  für  eine  neue  Polizeiverordnuug  über  die  Anlage 
der  Hausentwässeruugen  in  Aachen  die  facultative  Weglassung  des  Haupt- 
wasserverschlusses gestrichen. 

Werde  ein  Haiiptwasserverschluss  angebracht,  so  trete  zunächst  die  Frage 
auf,  ob  und  wie  der  zwischen  demselben  und  dem  Strassencanäle  gelegene 
Theil  des  Hauscanais  gelüftet  werden  solle.  Zu  diesem  Zweck  werde  oft 
für  nöthig  erachtet,  auf  der  Abschlussseite  des  Hauptwasserverschlusses 
ein  senkrecht  bis  über  Dachhöhe  hinaufzuführendes  Rohr  anzubringen, 
dafnit  die  Luft  aus  dem  Strassencanal  durch  den  erwähnten  Theil  des 
Hauscanais  und  durch  das  besprochene  Rohr  strömen  könne.  Theoretisch 
sei  dies  richtig  und  anscheinend  auch  nöthig,  praktiscli  aber  sei  nach  seineu 
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Erfahruugen  in  den  meisten  Fällen  eine  Lüftung  der  erwähnten  Strecke 
des  Hauscanais  überhaupt  überflüssig,  vorausgesetzt,  dass  sie  nicht  gar  zu 
lang  sei,  da  ohnehin  ein  völlig  genügender  Luftwechsel  dadurch  eintrete, 
dass  das  in  dem  Hauscanal  stets  mehr  oder  minder  unregelmässig  und 
manchmal  stossweise  abfliessende  Wasser  die  Luft  mit  in  Bewegung  setze. 

Dass  der  Wasserverschluss  sich  mitunter  verstopfe,  sei  eine  bekannte 
Klage,  aber  nur  Folge  unzweckmässiger  Construction  oder  ganz  ungehörigen 
Gebrauchs.  Bei  richtiger  Construction,  wie  er  sie  in  Aachen  vielfach  in 
Anwendung  gebracht  habe,  haben  solche  Verschlüsse,  die  jetzt  zum  Theil 
10  bis  12  Jahre  bestehen,  nie  zu  irgend  welchen  Klagen,  geschweige  denn 
zu  Verstopfung  irgendwie  Anlass  gegeben. 

Was  die  Lüftung  des  Hausrohrnetzes  betreffe,  so  dürfe  man  auch  hier 
nicht  allzu  theoretischen  Auffassungen  huldigen.  Die  beiden  Luftsäulen, 
■welche  gegen  einander  stehen,  seien  nicht  allein  maassgebend  für  die  Be- 
wegung der  Luft  im  Rohrnetze,  es  treten  dabei  noch  gar  manche  andere 
Einflüsse  auf,  die  für  die  Luftbewegung  wesentlich  mitbestimmend  seien, 
z.  B.  der  Temperaturunterschied  bei  einseitiger  Besonnung  des  Hauses,  die 
Windrichtung  an  den  Rohrmündungen  u.  a.  m.  Das  seien  Umstände,  deren 
Wirkung  häufig  den  Unterschied  in  den  beiden  Luftsäulen  überwiege  und 
zu  Unregelmässigkeiten  in  der  Bewegung  der  Luft  im  Rohrnetz  führe. 

Redner  giebt  hierauf  eine  eingehende  Schilderung  der  Röhrenventilation 
seines  eigenen  Hauses,  bei  welchem  das  auf  der  Zuflussseite  des  Haupt- 
wasserverschlusses angeschlossene  Ventilationsrohr  nicht  bis  über  Dach- 
höhe geführt  sei,  sondern  über  Terrainhöhe  im  Freien  mündet,  was  nie  zu 
Unannehmlichkeiten  durch  üble  Gerüche  geführt  habe,  weil  ja  in  der  Regel 
in  Folge  davon,  dass  die  Oeffnung  des  Luftzuführungscanales  22  m  tiefer 
liege  als  die  obere  Oeffnung  desselben,  die  Bewegung  der  Luft  in  dem 
Rohrnetz  im  Innern  des  Hauses  nach  aufwärts  gehe.  Wenn  ausnahms- 
weise die  Luftbewegung  einmal  eine  umgekehrte  sei,  z.  B.  beim  raschen 
Entleeren  grosser  Wassermengen,  so  sei  dies  ohne  Belang,  da  die  Luft  in 
dem  im  Uebrigen  beständig  ventilirten  Rohr  nicht  so  schlecht  sei,  um  zu 
Belästigung  Anlass  zu  geben.  Desshalb  glaube  er,  dass  bei  Anlage  des 
Hauptwasserverschlusses  unbedenklich  Vereinfachungen  gegen  das,  was  bis- 
her gefordert  werde,  eintreten  können,  dass  insbesondere  das  zur  Lüftung 
der  zwischen  dem  Hauptwasserverschluss  und  dem  Strassencanal  liegenden 
Strecke  des  Hauscanais  dienende,  bis  über  Dachhöhe  geführte  Rohr  in  den 
weitaus  meisten  Fällen  ganz  wegfallen  und  das  Luftzuführungsrohr  über 
Terrainhöhe  im  Freien  endigen  könne  und  nicht  bis  über  Dachhöbe  ge- 
führt zu  werden  brauche.  Verfahre  man  in  dieser  Weise,  so  werde  die 
Weglassung  des  Plauptwasserverschlusses  nur  noch  eine  ganz  gei'ingfügige 
weitere  Vereinfachung  der  Anlage  zur  Folge  haben  können,  indem  dadurch 
nur  dieser  Wasserverschluss  selbst  und  einige  Meter  Luftzuführungsrohr 
überflüssig  werden  würden. 

Bürgermeister  Dr.  Tettenlboril  (Bad  Homburg)  will  als  Ver- 
waltungsbeamter zu  der  gegensätzlichen  Stellung  der  Herren  Roechling 
und  Lindley  Stellung  nehmen,  und  zwar  als  Verwaltungsbeamter  einer 
Stadt,  die  zwar  keine  Grossstadt  sei,  in  welcher  die  Hygiene  aber  vielleicht 
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eine  noch  grössere  Bedeutung  habe,  als  in  der  Mehrzahl  anderer  Städte. 
Denn,  wenn  es  sich  in  anderen  Städten  hauptsächlich  nur  um  das  körper- 
liche Wohl  der  Einwohnerschaft  handle,  so  würde  in  einer  Stadt,  wie  Hom- 
burg, geradezu  ein  finanzieller  Ruin  herbeigeführt  werden,  wenn  nicht  die 
Sanitätsverhältnisse  in  jeder  Weise  gefördert  und  jeder  Fortschritt  wahr- 
genommen würde.  Die  Stadt  Homburg  nun  habe  schon  seit  Jahren  be- 
schlossen, das  System  Lindley,  wie  es  dort  heisse,  zur  Durchführung  zu 
bringen,  und  zum  Theil  sei  es  auch  schon  ausgeführt.  Dann  aber  sei  ein 
Stillstand  eingetreten,  theils  aus  finanziellen  Rücksichten,  theils  aber  auch 
aus  dem  Grunde,  weil  in  den  ersten  Jahren  zahlreiche  Beschwerden  ein- 
gelaufen seien,  die  sich  genau  auf  die  drei  Punkte  bezogen  hätten,  die 
Herr  Roechling  angeführt  habe:  einmal,  dass  die  Fallröhren  Ablagerungs- 
stätten bilden  für  alle  möglichen,  nicht  dahingehörigen  Sachen,  dann,  dass 
die  Wasserciosets  einfrieren,  und  drittens,  dass  die  Fürsorge  für  die  Anlage 
bei  leerstehenden  Wohnungen  eine  mangelhafte  sei.  In  diesen  drei  Punkten 
sei  nun  in  Homburg  fast  vollständig  Abhülfe  geschaöen.  Hier  könne  der 
Verwaltungsbeamte  wesentlich  mit  eintreten,  nach  der  Richtung  hin,  dass 
er  für  Belehrung  und  für  scharfe  Revision  sorge.  So  sei  es  ihm  gelungen, 
dass  in  der  letzten  Zeit  alle  drei  Beschwerden  verstummt  seien,  in  dem 
letzten,  sehr  kalten  Winter  sei  ihm  keine  Klage  zu  Ohren  gekommen,  dass 
eine  Ciosetanlage  nach  Lindley'scliem  System  eingefroren  sei,  oder  dass 
eine  Verstopfung  der  Fallröhren  oder  der  Ableitungen  bis  zum  Strassen- 
canal  stattgefunden  habe;  und  auch  der  letzte  Punkt,  mangelnde  Fürsorge 
bei  leerstehenden  Wohnungen ,  sei  zur  Zufriedenstellung  der  Einwohner 
gelöst.  Herr  Lindley  habe  eben  stets,  wenn  Beschwerden  eingelaufen 
seien,  zutreff"ende  Maassregeln  vorschreiben  können,  wie  man  diesen  Miss- 
ständen zu  begegnen  habe,  und  bei  strengem  Druck  sei  die  Durchführung 
auch  gelungen. 

Was  nun  im  Allgemeinen  die  Anlage  des  Lin  dley' sehen  Systems 
angehe,  so  halte  er  dieselbe  vom  Standpunkt  der  Homburger  Erfahrungen 
für  sehr  empfehlenswerth.  Die  Anlage  sei  ja  wohl  etwas  theurer  als  manche 
andere  Anlagen  und  desswegen  nicht  für  alle  Städte  durchführbar,  und  in 
Homburg  sei  die  etwaige  Opposition  auch  nur  noch  eine  finanzielle.  Denn 
wie  erwähnt,  die  Beschwei^den ,  wie  sie  Herr  Roechling  angeführt  habe, 
seien  in  Hombux'g  jetzt  als  beseitigt  zu  betrachten. 

Ingenieur  Roechling  (Leicester)  kann  es  nicht  zugeben,  dass  man 
die  Regenrohre  mit  den  übrigen  Fallröhren  zusammenfasse  und  vergleiche, 
da  sie  im  Winter  unter  viel  ungünstigeren  Bedingungen  zu  arbeiten  haben 
als  die  anderen  Fallröhren.  Bei  ihnen  habe  man  den  Abfluss  des  Wassers 
nicht  in  der  Hand,  er  finde  periodisch  je  nach  Witterung  statt,  er  gehe  zu- 
weilen sehr  schnell,  zuweilen  aber  auch  sehr  langsam  und  nur  tropfenweise 
vor  sich  —  man  denke  nur  an  das  Thauen  des  Schnees  auf  dem  Dache  bei 
einer  kurzen  Mittagssonne  —  so  dass  dann  die  Röhren  einfrieren.  Daher 
habe,  wie  bereits  bemerkt,  im  Winter  das  Regenrohr  unter  den  allerun- 
günstigsten  Bedingungen  zu  arbeiten,  und  desshalb,  meine  er,  wo  es  mög- 
lich sei,  die  Regenröhren  nach  innen  zu  verlegen,  müsse  es  auch  möglich 
sein,  die  sonstigen  Fallröhren  ausserhalb  der  Häuser  anzubringen. 
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In  Betreff  der  Kosten  des  Hauptwasserverschlusses  müsse  er  den  aus- 
gesprochenen Befürchtungen  gegenüber  bemerken,  dass  man  die  einfachste 
Form  schon  für  30  M.  herstellen  könne,  und  wenn  man  einen  Inspections- 
schacht  damit  verbinden  wolle,  werde  der  Verschluss  Alles  in  Allem  viel- 
leicht 100  M.  kosten,  was  etwa  2  Proc.  der  sämmtlichen  Kosten  einer 
Hausentwässerungsanlage  sei,  so  dass  die  mit  dem  Hauptwasserverschluss 
verbundenen  Mehrkosten  ganz  unbedeutend  seien  und  nicht  ins  Gewicht 
fallen. 

Hiermitist  die  Discussion  geschlossen  und  der  Vorsitzende  ertheilt 
dem  Referenten  das  Schlusswort. 

Referent,  Privatdoceilt  Dr.  Kirchner  (Hannover).-  „Meine Herren! 
Bei  der  vorgeschrittenen  Zeit  will  ich  nur  einige  Worte  sagen ,  zumal  in 
der  Discussion  über  das,  was  wir  vorgebracht  haben,  eigentlich  nichts  wesent- 
lich Neues  vorgebracht  worden  ist.  Ich  will  nur  ein  paar  Punkte  hervor- 
heben. 

„Herr  Stabsarzt  Jaeger  hat  getadelt,  dass  wir  in  unseren  Thesen 
nicht  genug  Gewicht  auf  die  übrigen  Erkrankungen  gelegt  haben,  die 
neben  den  epidemischen,  respective  Infectionskrankheiten  durch  die  Canal- 
gase entstehen  sollten.  Indessen  glauben  wir,  dass  wir  doch  die  beiden 
Punkte  als  ziemlich  gleichbedeutend  hingestellt  haben ,  und  gerade  die 
Herabsetzung  der  Widerstandsfähigkeit  des  Körpers  durch  Einathmung 
von  Canalgasen  glaube  ich  eingehend  betont  zu  haben. 

„Was  die  Erfahrungen  betrifft,  die  der  Herr  Geheime  Sanitätsi'ath 
Goepel  aus  Frankfurt  a.  0.  mitgetheilt  hat,  so  meine  ich  doch,  dass  einzelne 
derartige  Fälle  das  Gesammturtheil  nicht  stören  können,  zumal  wenn  es 
sich  dort  um  eine  rationelle  Canalanlage  gar  nicht  gehandelt  hat.  Es  handelt 
sich  um  eine  fehlerhafte  Grube,  und  die  Möglichkeit,  dass  von  da  aus  Keime 
Ansteckungen  veranlassen  können,  ist  in  keiner  Weise  von  der  Hand  zu 
weisen.  Bei  noch  genauerer  Prüfung  würde  sich  auch  in  diesem  Falle  ein 
Weg  der  Uebertragung  gefunden  haben,  ohne  auf  die  Canalgase  recurriren 
zu  müssen. 

„Im  Uebrigen  glaube  ich,  dass  wir  doch  wohl  festhalten  dürfen  an  dem, 
was  wir  gesagt  haben:  dass  die  Verbreitung  epidemischer  Krankheiten  durch 
die  Canalgase  nicht  möglich  ist,  dass  es  aber  wegen  der  sonstigen  üblen 
Wirkungen  derartiger  Gase  doch  als  eine  wichtige  Aufgabe  der  Canalisation 
zu  betrachten  ist,  den  Eintritt  von  Fäulnissgasen  aus  den  Canälen  in  die 
Wohnungen  zu  verhüten." 

Correferent,  Stadtbaurath  Lindley:  „Meine  Herren,  ich  will 
mich  so  kurz  es  geht,  fassen,  es  sind  aber  eine  Anzahl  Einwendungen 
gemacht  worden,  die,  wie  ich  glaube,  auch  Sie,  der  Gerechtigkeit  wegen, 
wünschen,  nicht  unwidersprochen  gelassen  zu  sehen.  Auf  die  Einwendungen 
des  Herrn  Roechling  komme  ich  später  zurück. 

„Zuerst  hat  Herr  Professor  Baumeister  gegen  die  getrennte  Herab- 
führung der  Regenröhren  und  der  Closet-  bezw.  Küchenfallröhren  gesprochen ; 
darauf  hat  zum  Theil  Herr  Roechling  bereits  erwidert.  Ich  bin  entschieden 
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dafür,  diese  Röhren  getrennt  herabzuführen.  Bei  der  Vereinigung  der- 
selben besteht  allerdings  die  Möglichkeit,  durch  eine  secundäre  Ventilation 
der  sonst  stattfindenden  Auspumpung  der  Verschlüsse  entgegenzutreten,  aber 
es  kommen  dadurch  neue  Kosten  hinzu,  mindestens  die  gleichen  Kosten,  wie 
für  die  getrennte  Herabführung  der  Regenröhren ;  es  kommen  mehr  Röhren, 
nahezu  die  doppelte  Anzahl  mit  allen  ihren  Verbindungen  ins  Innere  der 
Häuser,  und  man  sojlte  gerade  desshalb  eine  secundäre  Ventilation,  wo  irgend 
möglich,  vermeiden.  Nehmen  wir  einen  Fall  aus  der  Praxis:  bei  Neu- 
anlage war  der  Zweck  dieser  Röhren  dem  ersten  Eigenthümer  bekannt;  das 
Haus  wird  aber  verkauft;  es  ist  da  an  der  Wand  ein  Rohr  in  die  Höhe  ge- 
führt, niemals  ist  durch  dasselbe  Wasser  geflossen,  es  dient  zu  keinem  offen- 
baren Zwecke  und  ist  irgendwie  im  Wege,  da  wird  es  oben  und  unten 
abgeschnitten  und  die  Anlage,  deren  Sicherheit  auf  dem  Vorhandensein  dieser 
secundären  Ventilation  beruht,  ist  nun  schlimmer  daran,  wie  wenn  keine 
da  wäre.  Diese  Röhren ,  die  nicht  durch  Wasser  regelmässig  durchströmt 
werden,  bilden  geradezu  eine  Quelle  der  Gefahr,  auch  desshalb,  weil  sie  sich 
vielfach  verstopfen  und  man  wird  gerade  durch  die  Verminderung  der  An- 
zahl Röhren  im  Hause  die  Sicherheit  erhöhen, 

„Ich  betone  nochmals  auf  Grund  der  praktischen  Erfahrung  meine 
Meinung,  dass  Regenwasser  niemals  in  die  Röhren  der  inneren  Einrichtung 
eingeleitet  werden  sollte,  dass  heisses  Küchen wasser  nicht  in  Ciosetröhren 
abgelassen  werden  sollte,  und  ebenso  nicht  heisses  Badewasser.  Wozu  führt 
diese  Zusammenführung?  Die  Anlagen  sind  selten  an  einem  Punkte  ver- 
einigt, die  Closets  liegen  an  einer  Stelle  des  Hauses  und  das  Ciosetfallrohr 
zieht  daselbst  herunter,  und  nun  müssten  alle  Küchen-  und  Badeleitungeu 
weit  dorthin  geschleift  werden,  und  diese  geschleiften  Leitungen  sind  das 
Allerschlechteste. 

„In  Bezug  auf  Fettfänge  muss  ich  präcisiren.  Ich  wollte  den  Grund- 
satz der  thunlichsten  Vermeidung  aller  Ablagerungsstätten  ausführen.  Ich 
erkenne  an ,  dass  Fettfänge  nöthig  sind  in  Ausnahmefällen ,  bei  grossen 
Küchen,  Metzgereien  u.  s.  w.  Die  vielen  kleinen  Fettfänge,  und  solche, 
welche  weit  von  der  Ausgussstelle  angebracht  sind,  so  z.  B.  Fettfänge  am 
Fusse  der  Fallröhren  eines  Etagenhauses,  haben  keinen  Zweck  und  bilden 
nur  Missstände.  Der  Fettfang  muss  möglichst  dicht  an  der  Ausgussstelle 
angelegt  und  gross  genug  sein,  um  das  Wasser  und  Fett  zur  Ruhe  und 
zur  Abkühlung  kommen  zu  lassen,  sonst  fliesst  das  Wasser  dux'ch,  die 
Strömung  nimmt  das  nicht  erstarrte  Fett  mit,  und  es  setzt  sich  dieses  im 
Rohre  an.  Fettfänge  sind  also  meines  Erachtens  nur  in  grossen  Restau- 
rationen, Metzgereien  u.  s.  w.  am  Platze. 

„Was  nun,  meine  Herren,  die  Hauptfrage,  die  grosse  Verschiedenheit 
der  Ansichten  in  Bezug  auf  das  „  Abtrennungs-"  und  das  „Durchlüftungs- 
system" anbelangt,  so  muss  ich  zunächst  constatiren,  dass  die  Behauptung, 
dass  alles  das,  was  auf  den  Zeichnungen  zu  meinem  Vortrage  dargestellt  ist, 
in  England  bereits  in  Anwendung  gewesen,  sich  aber  nicht  bewährt  habe, 
nicht  ganz  richtig  ist.  Meine  Herren,  das  hier  Dargestellte  ist  die  Anlage 
eines  durchweg  spülbaren  und  gut  ventilirten  Canalsysteras  und  in  durch- 
gehendem Zusammenhange  damit  die  Hausentwässerungsanlagen  mit  durch- 
gehender Ventilation,  wie  dies  in  Hamburg  im  Jahre  1843  nach  dem  grossen 
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Brande  ausgeführt  worden  ist.  Dieses  ist  auf  dem  Querschnitte  einer  Ham- 
burger Strasse,  Fig.  5,  veranschaulicht.  Das  war  zu  einer  Zeit,  in  der  in 
England  der  Hausentwässerung  noch  keine  Aufmerksamkeit  gewidmet 
wurde.  Im  Jahre  1847  ist  erst  die  Königliche  Sanitiltscommission  ernannt 
worden,  mit  Edwin  Chadwik  als  Secretär,  und  noch  Jahre  später  bestand 
in  Bezug  auf  die  Inneneinrichtungen  die  grösste  Sorglosigkeit.  Erst  die 
bekannte  schwere  Erkrankung  des  Prinzen  von  Wales  an  Typhus  im 
Jahre  1871/72  und  die  dabei  hervorgetretenen  schlechten  sanitären  Ein- 
richtungen in  seinem  Palaste  lenkten  die  öffentliche  Aufmerksamkeit  auf 
die  Nothwendigkeit  der  Verbesserung  auf  diesem  Gebiete.  Dann  erst  hat 
man  angefangen,  den  Ausspruch:  my  house  is  my  Castle  —  ich  lasse  Nie- 
manden, auch  nicht  den  Sanitätsinspector,  in  mein  Haus  —  umzuwerfen  und 
dann  kam  theils  in  Verbindung  mit  den  alten  Cloaken,  an  welche  die  Haus- 
entwässerungen angeschlossen  werden  mussten,  theils  in  Verbindung  mit 
den  Sammelgruben,  welche  denselben  als  Abflusspunkte  dienten,  die  Ent- 
wickelung  des  Disconnecting- Systems,  wie  dasselbe  uns  heute  bekannt  ist 
und  unter  diesen  Verhältnissen  auch  berechtigt  gewesen  sein  mag. 

„Erfahrungen  mit  der  Einrichtung  eines  zusammenhängenden  zweck- 
mässig angelegten  Strassencanalnetzes  und  Hausentwässerungssystems  sind 
in  England  überhaupt  in  grossem  durchgängigem  Maasse  nicht  gemacht 
worden.  Man  müsste  sonst  wirklich  fragen  —  und  ich  glaube,  jedem  ruhig 
Denkenden  wird  sich  sofort  diese  Frage  aufdrängen:  —  wi&  kommt  es, 
dass  Etwas,  was  sich  bei  uns  jetzt  50  Jahre  bewährt  hat  —  ich  betone, 
dass  mein  Vater  vor  circa  50  Jahren  dies  System  in  Hamburg  und  vor  circa 
30  Jahren  in  Frankfurt  eingeführt  und  durchgeführt  hat  —  sich  in  Eng- 
land nicht  bewährt  haben  soll?    Die  Factoren  sind  doch  dieselben. 

„Herr  Roechling  behauptet  ferner,  ich  hätte  gesagt,  dass  unsere  Fall- 
röhren so  arg  röchen  und  sich  verstopften  und  vollsetzten.  Das  habe  ich 
nicht  behauptet.  Ich  habe  gesagt,  die  Fallröhren  bilden  die  schmutzigsten 
Theile  der  Entwässerungsanlage  einer  Stadt,  und  dieses  halte  ich  aufrecht. 
Dass  die  Fallröhren  in  England  anders  sind,  als  Fallröhren  in  Deutschland, 
glaube  ich  nicht  und  ich  glaube  nicht,  dass  die  Beschmutzungen,  die  in 
den  Fallröhren  stattfinden,  sich  irgendwie  intuitiv  beeinflussen  lassen  durch 
das  Bewusstsein,  dass  unten  ein  Hauptverschluss  vorhanden  ist.  Ich  glaube, 
der  Schmutz  setzt  sich  in  den  englischen  Fallröhren  ganz  genau  so  an,  wie 
in  den  deutschen. 

„Herr  Roechling  bemängelt  ferner,  dass  die  Fallröhren  von  10  cm  in 
eine  liegende  Leitung  von  15  cm  übergehen  und  er  meint,  die  letztere  bilde 
dann  eine  Ablagerungsstätte.  Ich  glaube,  dem  widersprechen  zu  müssen; 
das  Fallrohr  ist  senkrecht,  das  Wasser  fällt  rasch  herunter,  in  der  liegenden 
Leitung  fliesst  dasselbe  langsamer  und  wenn  keine  Anstauung  erfolgen  soll, 
müsste  letztere  einen  gi-össeren  Dui-chmesser  haben.  Darum  ist  ein  10  cm- 
Fallrohr,  welches  in  eine  15cm  liegende  Leitung  übergeht,  eine  durchaus 
entsprechende  Anlage  und  ich  muss  dieserhalb  Herrn  Roechling  auf  die 
auch  in  seinem  Magdeburger  Vortrage  abgedruckten  Versuche  verweisen, 
wo  er  selbst  den  Nachweis  geführt  hat,  dass  bei  längeren  Leitungen,  wie  sie 
in  der  Praxis  vorkommen,  die  lOcm-Leituug  in  Folge  der  grösseren  Rei- 
bungswiderstände, die  sie  dem  Wasser  bietet,  mehr  Ablagerungen  in  der 


206    XX.  Versammlung  d.  D.  "Vereins  f.  öffentl.  Gesundhpflge.  zu  Stuttgart. 

Leitung  herbeiführt,  als  die  15  cm -Leitung  i).  Dies  geht  klar  aus  den 
betreffenden  englischen  Versuchen  ad  hoc  hervor,  beweist,  dass  unter  den 
vorliegenden  Verhältnissen  lOcm-Röhren  keine  grössere,  sondern  eine 
kleinere  Selbstreinigungsfähigkeit  besitzen  und  zeigt  die  Berechtigung 
der  Combination  eines  10  cm -Fallrohres  mit  einer  15  cm -Ableitung,  wie  sie 
hier  dargestellt  worden  ist. 

„In  Bezug  auf  das  Anbringen  der  Fallröhren,  innen  oder  aussen,  führte 
Herr  Roechling  aus,  dass  früher  Niemand  wusste,  wo  die  Fallröhren  im 
Inneren  der  Häuser  wai-en;  sie  wurden  der  Spielplatz  der  Ratten  u.  s.  w. 
Meine  Herren,  ich  nagele  diesen  Ausspruch  fest,  als  Beweis,  dass  vor  der 
Einführung  des  Disconnecting-Systems  die  grösste  Sorglosigkeit  in  Bezug 
auf  die  Hausleitungen  gewaltet  hat  und  dass  daher  die  Behauptung,  dass 
alles  hier  Dargestellte,  das  sorgfältig  durchgeführte  System  zusammen- 
hängender Stadtcanalisation  und  Hausentwässerung  bereits  in  England 
gewesen  und  sich  nicht  bewährt  habe,  nicht  zutreffend  sein  kann. 

„Fliessendes,  fallendes  Wasser  kann  nicht  einfrieren!"  Meine  Herren, 
der  schöne  Rheinfall  im  Winter  beweist  das  Gegentheil,  die  Wasserfälle  in 
der  Schweiz  beweisen  das  Gegentheil,  unsere  Leitungen  beweisen  das  Gegen- 
theil. Herr  Roechling  befürwortet  das  Anbringen  der  Fallröhren  ausser- 
halb der  Häuser.  Nehmen  wir  bei  unseren  klimatischen  Verhältnissen 
den  Fall  eines  solchen  ausserhalb  liegenden  Fallrohres  an.  In  der  Nacht  ist 
dasselbe  kalt  geworden,  ist  auf  eine  Temperatur  von  20"  unter  Null  gesunken, 
und  nun  wird  Wasser  hineingegossen,  das  erste  Wasser  friert  sofort  an  der 
Wandung  an  und  allmählich  bildet  sich  eine  Eisschicht  auf  der  anderen, 
bis  die  Leitung  zu  ist.  Wir  haben  das  ja  in  Tausenden  und  Tausenden  von 
Fällen,  wir  haben  in  einzelneu  Städten  eine  ganze  Statistik  darüber  auf- 
gestellt, und  ich  glaube,  dass  die  Verhältnisse  der  Leitungen,  die  Herr 
Roechling  erwähnt  hat,  doch  etwas  andere  sein  müssen,  denn  England 
hat  in  der  That  ein  sehr  mildes  Klima. 

„In  Bezug  auf  die  Gefahr  des  Austrocknens  der  Verschlüsse  in  leerstehen- 
den Wohnungen  möchte  ich  betonen,  dass  die  Gefahr  bei  beiden  Systemen 
beinahe  die  gleiche  ist,  dass  hier  das  Disconnecting-System  keinen  nennens- 
werthen  Unterschied  macht.  Wir  haben  erstlich  bewiesen  oder  zu  beweisen 
gesucht,  dass  die  Luft  im  Canale  weniger  schädlich  ist  als  die  Luft  in  den 
Leitungen,  und  dass  die  etwaige  Gefahr  wesentlich  in  den  Fäulnissgasen  zu 
suchen  ist  und  diese  sich  am  stärksten  in  den  Fallröhren  bilden. 

„Hat  man  einen  Hauptverschluss ,  wie  in  Fig.  3  bei  C,  so  kann,  wenn 
einer  der  Einzelverschlüsse  austrocknet,  die  Luft,  welche  das  Fallrohr 
enthält,  in  die  Wohnräume  austreten;  man  hat  die  wirksame  Ventilation 
des  Fallrohres  durch  die  warme  und  feuchte  Canalluft  nicht  und  dem- 
nach hier  dann  einen  Austritt  von  concentrirter  Fallrohrluft.  Hat  man 
dagegen  den  Hauptverschluss  bei  G  nicht  und  einer  der  Einzelverschlüsse 
trocknet  aus,  dann  kann  allerdings  auch  die  Luft  aus  dem  Fallrohre  aus- 
treten, die  Fäulnissgase  sind  aber  viel  verdünnter,  weil  von  der  Canalluft 
eine  kräftige  Ventilation  durch  das  Fallrohr  unterhalten  wird. 


*)  Vergl.  Deutsche  Vierteljahr sschrift  für  öffentliche  Gesundheitspflege  1895,. 
1.  Heft,  S.  60. 
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„Ich  glaube  also,  in  diesem  Falle  steht  das  xibtrennungssystem  nicht 
günstiger  da,  wie  das  zusammenhängende  und  die  Anhänger  beider  werden 
nach  wie  vor  weiter  bestrebt  sein  müssen,  ein  wirklich  wirksames  Mittel  zu 
finden,  um  leerstehende  Wohnungen  gegen  den  Austritt  von  Canalluft  zu 
schützen. 

„In  Bezug  auf  die  Ausspülung  des  Hauptverschlusses  (den,  nebenbei 
bemerkt,  ich  in  meinem  Referate  niemals  als  einen  Kothvers  chluss  be- 
zeichnet habe)  wies  ich  aus  den  englischen  Versuchen  nach,  dass  die  Closet- 
spülung  einen  grossen  Procentsatz  der  Stoße  in  demselben  zurücklässt.  Herr 
Roechling  nimmt  nun  an,  dass  das  andere  Wasser,  Küchenwasser  und 
Badewasser,  diesen  ausspült.  Meine  Herren,  prüfen  Sie  dies  rechnerisch 
und  sie  werden  finden,  dass  aus  Ihrer  ganzen  Leitung  kein  Wasser  so  rasch 
und  mit  solcher  Heftigkeit  abfliesst,  wie  das  Wasser  vom  Closet.  Nehmen 
wir  eine  Ciosetspülung  zu  12  Liter  an;  dieselbe  läuft  in  längstens  sechs 
Secundeu  ab;  das  sind  zwei  Liter  pro  Secunde;  ein  stärkerer  Abfluss  als 
aus  irgend  einer  Küche ,  aus  irgend  einer  Badewanne.  Die  Ciosetspülung 
ist  die  ki'äftigste  Spülung  der  Hausentwässerung,  und  wenn  sie  den  Haupt- 
verschluss  nicht  völlig  reinigen  kann,  so  wird  dies  auch  das  langsamer  ab- 
fliessende  Küchenwasser  nicht  zu  thun  vermögen ,  denn  es  sind  die  kräf- 
tigsten Sturzspülungen,  welche  vorkommen,  und  nicht  die  langsamer  im 
Verlaufe  des  Tages  abfliessenden  anderen  Verbrauchswässer  der  Haus- 
bewohner, welche  für  die  Ausspülung  der  schwerst  spülbaren  Punkte  einer 
Hausleitung  maassgebend  sind. 

„Die  erwähnten  Wischlappen  werden  bei  unseren  Hausentwässerungs- 
anlagen ,  bevor  sie  in  die  Hausleitung  gelangen  können ,  zurückgehalten 
durch  fest  angebrachte  Siebe  auf  den  Geruchverschlüssen ;  irgend  welche 
Schwierigkeiten  mit  Wischlappen  sind  in  den  Haus-  oder  Strasseucanälen, 
mit  welchen  ich  bisher  zu  thun  gehabt  habe,  überhaupt  nicht  vorgekommen. 

„Zur  Frage  des  Hauptverschlusses  möchte  ich  noch  die  in  Fig.  12 
(a.  f.  S.)  wiedergegebene  Darstellung  aus  dem  Ärrete  de  la  Prefecture  de 
1a  Seine  vom  8.  August  1894  entnehmen.  Sie  können  daraus  sehen,  zu 
welchen  Anlagen  die  Idee  der  Abtrennung  in  allerletzter  Zeit  bei  dem 
Pariser  Canalnetze  geführt  hat,  Anordnungen,  welche  meines  Erachtens  ent- 
schieden wenig  zweckmässig  oder  empfehlenswerth  sind,  und  welche  wohl 
auch  von  Anhängern  des  Abtrennungssystemes  kaum  als  ihren  Ansichten 
entsprechend  anerkannt  werden  dürften. 

„Nach  dem  Ausspruche  des  Herrn  Roechling  wandeln  wir  seit  50  Jahren 
an  dem  Rande  eines  Abgrundes.  Meine  Herren,  ich  habe  diesen  Abgrund 
noch  nicht  gesehen.  Die  deutschen  Städte,  die  an  diesem  Rande  wandeln, 
befinden  sich  sehr  wohl;  ihre  Typhussterblichkeit  nimmt  ab,  trotz  der  von 
Herrn  Professor  Baumeister  so  richtig  hervorgehobenen  abnehmenden 
Qualität  der  Bebauung.  Ich  glaube,  wir  können  ruhig  weiter  an  diesem 
vermeintlichen  Abgrunde  wandeln,  und  werden  ihn  allmählich  mit  That- 
sachen  zuschütten. 

„Ein  Gesichtspunkt,  meine  Herren,  bleibt  mir  noch  zu  erwähnen.  Der 
Anregung  des  Herrn  Unna  folgend,  haben  der  Herr  Referent  und  ich  einen 
Zusatz  zu  unseren  Thesen,  die  ja  nur  den  Ausdruck  unserer  Ansicht  dar- 
stellen sollen,  und  durchaus  nicht  zur  Abstimmung  bestimmt  sind,  auf- 
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gestellt,  der  besagt,  dass  die  Hausleitungen,  namentlich  die  Fallröhren,  für 
die  Entstehung  von  Fäulnissgasen  einen  weit  ausgiebigeren  Herd,  wie  das 
Netz  gut  angelegter  Strassencanäle,  bilden.  Diesem  Gesichtspunkte  wollen 
wir  Ausdruck  geben,  denn  darin  liegt  ein  wesentlicher  Punkt  zur  Beurthei- 
lung  der  zweckmässigen  Gestaltung  der  Hausentwässerungsanlagen,  der 
Zweckmässigkeit  oder  Ueberflüssigkeit  des  Hauptverschlusses. 

Fig.  12. 


Normaler  Hausanscliluss  in  Paris  nach  neuester  Vorsclirift. 
[Branchement  particulier.]    —   (Arrete  prefectoral  du   8   aoüt  1894.) 


„Mit  diesem  Zusatz  würden  unsere  Thesen  demnach  folgenden  Wort- 
laut haben : 

Leitsätze : 

1.  Die  Annahme  der  Verbreitung  epidemischer  Krankheiten,  namentlich  von 
Typhus,  Cholera,  Diphtherie  durch  Canalgase,  ist  mit  unseren  heutigen 
Kenntnissen  vom  Wesen  der  Krankheitserreger  nicht  vereinbar. 

2.  Dagegen  sind  die  in  Canal-  und  Hausleitungeu  entstehenden  Fäulnissgase, 
wenn  auch  nicht  direct,  so  doch  indirect,  namentlich  bei  dauernder  Ein- 
wirkung, schädlich,  indem  sie  ekelerregend  wirken  und  das  allgemeine 
Wohlbefinden  und  damit  die  Widerstandsfähigkeit  des  Körpers  gegen 
Krankheiten  herabsetzen. 

3.  Die  Hausleitungen,  namenthch  die  Fallrohren,  bilden  für  die  Entstehung 
von  Fäulnissgasen  einen  weit  ausgiebigeren  Herd,  wie  das  Netz  gut  ange- 
legter Strassencanäle. 

4.  Die  Bildung  derartiger  Gase  und  ihre  Anhäufung  in  den  Leitungen 
lässt  sich  durch  entsprechende  Anlage,  regelmässige  Spülung  und  Kenn- 
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guns,  sowie  durch  ausgiebige  Lüftung  auf  ein  sehr  geringes  Maass  be- 
schränken. 

5.  Es  dürfen  daher  in  den  öß'entlichen,  sowie  in  den  Privatleitungen  guter 
Canalisationsaulageu  weder  Schmutzwasser  noch  Luft  stagniren,  noch  Sink- 
stoffe  sich  ansammeln. 

6.  Um  das  Eindringen  schädlicher  Gase  aus  den  Canälen  und  Leitungen  in 
die  Luft  des  Bodens  und  der  Wohnräume  zu  verhüten,  müssen  sämmtliche 
Leitungen  in,  unter  und  neben  den  Häusern  vollkommen  luft-  und  wasser- 
dicht hergestellt  und  alle  Eingussstellen  mit  wirksamen,  gegen  Aussaugen 
und  gegen  Austrocknen  gesicherten  Geruchverschlüssen  versehen  werden. 

7.  Eine  dauernd  gute  Wirksamkeit  der  Hauscanäle  wird  nur  bei  Einfachheit 
und  Uebersichtlichkeit  der  Anlage  gesichert. 

8.  Die  durchgängige  Verbindung  der  Hausleitungen  mit  dem  Strassencanal 
ist  dem  entsprechend  der  Abtrennung  durch  einen  Hauptverschluss  in  der 
Hausleitung  (dem  sogenannten  Disconnecting  -  System)  vorzuziehen ,  weil 
letzteres  die  Lüftung  und  Spülung  erschwert,  complicirte  Lüftungsein- 
richtungen erforderlich  macht  imd  die  Anhäufung  von  Schmutzstolfen  in 
unmittelbarer  Nähe  der  Wohnungen  mit  sich  bringt. 

„Meine  Herren,  der  Hauptpunkt,  auf  den  wir  hinweisen  wollten,  ist  der, 
dass  die  Städteverwaltungen  dafür  Sorge  tragen  sollten,  dass  in  ihren  Städten 
gute  Bedingungen  für  die  Hausentwässerung  aufgestellt  werden,  dass  sie 
beachtet  und  durchgeführt  werden,  dass  die  Stadtbehörden  über  diese  Aus- 
führung eine  Controle  ausüben,  dass  sie  ihrer  Bürgerschaft  klar  machen,  wie 
verschwindend  die  Kosten  einer  guten  Hausentwässerung  relativ  zu  den 
Gesammtkosten  ihrer  AVohnstätten  sind,  und  dass  diesen  Behörden  auch 
klar  werde,  wie  verschwindend  die  Kosten  einer  guten  Inspection  sind, 
relativ  zu  den  Kosten,  welche  die  Bürgerschaft  für  ihre  Hausentwässerung 
aufwendet  und  wie  reichlich  diese  Kosten  sich  lohnen  in  der  Gesundheit 
der  Einwohnei\" 


Die  Versammlun'g  schreitet  nunmehr  gemäss  §.  7  der  Satzungen  zur 

Neuwahl  des  Aussclmsses. 

Auf  Antrag  und  Vorschlag  des  Herrn  Stadtrath  Marggraff  (Berlin) 
erfolgt  die  Wahl,  da  von  keiner  Seite  Widerspruch  dagegen  erhoben  wird, 
mittels  Acclamation  und  werden  gewählt  die  Herren 

Oberbaurath  Professor  Baumeister  (Karlsruhe), 

Baupolizei-InsiDector  Classen  (Hamburg), 

Professor  Dr.  Carl  Fraenkel  (Halle  a.  d.  S.), 

Oberbürgermeister  Fuss  (Kiel), 

Geh.  Medicinalrath  Dr.  Pistor  (Berlin), 

Oberbürgermeister  Rümelin  (Stuttgart), 
welche  in  Gemeinschaft  mit  dem  ständigen  Secretär 

Geh.  Sanitätsrath  Dr.  Spiess  (Frankfurt  a.  M.) 
den  Ausschuss  für  das  Geschäftsjahr  1895/96  bilden. 

(Nach  Schluss  der  Versammlung  wählte  der  Ausschuss  gemäss  §.  7, 
Absatz  3  der  Satzungen  Herrn  Oberbaurath  Professor  Baumeister  zum 
Vorsitzenden  für  das  nächste  Jahr.) 
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Es  kommt  nunmehr  der  letzte  Gegenstand  der  Tagesordnung  zur  Ver- 
handlung : 

V.    Hygienische  Beurtheilung  von  Trink-  und 

Nutzwasser. 

Es  lauten  die  von  dem  Referenten,  Geh.  Med.- Rath  Prof.  Dr.  Flügge 
(Breslau),  aufgestellten 

ScMusssätze: 

1.  Die  bis  jetzt  übliche  hygienische  Begutachtung  der  Wässer  ledigUch  auf 
Grund  der  chemischen,  bacteriologischen  und  mikroskopischen  Unter- 
suchung eingesandter  Proben  ist  fast  in  allen  Fällen  verwerflich. 

2.  Die  einmalige  Prüfung  eines  AVassers  auf  seine  hygienische  Zulässig- 
keit  als  Trink-  oder  Brauchwasser  muss  vor  Allem  durch  Besichtigung 
und  sachverständige  Untersuchung  der  Entnahmestelle  und  der  Betriebs- 
anlage erfolgen.  In  manchen  Fällen  hefert  diese  Prüfung  allein  bereits 
eine  Entscheidung.  Meistens  ist  eine  Ergänzung  durch  grobsinnliche 
Prüfung  des  Wassers,  sowie  durch  die  Eisen-  und  Härtebestimmimg 
wünschenswerth ;  selten  ist  eine  weitergehende  chemische,  bacteriologische 
oder  mikroskopische  Untersuchung  zur  Sicherung  der  Resultate  erforder- 
lich. —  Bei  Neuanlagen  von  centralen  Grundwasserversorgungen  muss 
mau  sich  mit  besonderer  Sorgfalt  von  der  Keimfreiheit  des  betreffenden, 
Grundwassers  vergew^issern. 

3.  Zur  fortlaufenden  Controle  von  Wasserversorgungen,  deren  Anlage 
und  Betrieb  bekannt  ist,  eignet  sich  die  bacteriologische,  zuweilen  auch 
die  chemische  Analyse  einwandfrei  entnommener  Proben.  Die  hygienische 
Bedeutung  auffälliger  Resultate  der  Analyse  ist  meist  nur  aus  einer 
wiederholten  Besichtigung  und  Untersuchung  der  Versorgungsanlage  zu 
entnehmen. 

Referent:  Geh.  Med.- Rath  Professor  Dr.  Flügge  (Breslau): 
„In  Bezug  auf  die  hygienische  Beurtheilung  des  Trinkwassers  hat  in 
den  letzten  Jahren  ein  sehr  starker  Umschwung  der  Ansichten  stattgefunden- 
Indess  kann  man  eigentlich  nicht  sagen,  dass  in  Folge  dessen  die  Ansichten 
über  den  Modus  der  Beurtheilung  strittig  seien.  Wenigstens  haben  wohl 
alle  Fachhygieniker  in  diesen  Fragen  die  gleiche  Ansicht.  Die  von  mir 
aufgestellten  Schlusssätze  finden  sich  in  ähnlicher  Form  fast  in  jedem  Lehr- 
buche der  Hygiene,  dieselben  Sätze  sind  von  Koch,  Gruber,  Hueppe, 
Gärtner,  Frankel  u.  A.  in  ihren  wesentlichsten  Punkten  bereits  früher 
ausgesprochen;  Gärtner  hat  in  diesem  Sinne  voriges  Jahr  auf  dem  hygie- 
nischen Congresse  in  Budapest  referirt.  Neuerdings  sind  namentlich  von 
Kurth,  ferner  aus  dem  Kreise  der  Medicinalbeamten  von  Schroeder  und 
Tracinski  gleichsinnige  Vorschlüge  zur  Trinkwasserbeurtheilung  gemacht. 
Widerspruch  ist  bisher  von  keinem  Fachhygieniker  erhoben.  Es  könnte 
sonach  ganz  überflüssig  erscheinen ,  dass  wir  heute  hier  dies  Thema  be- 
handeln. 

„Aber  doch  hat  das  wohl  eine  gewisse  Berechtigung.    Eine  Menge 
älterer  Aerzte,  namentlich  aber  Chemiker  und  Apotheker,  die  Wasseruuter- 
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suchuugen  ausführen ,  ferner  die  Verwaltungsbehörden,  Polizeibehörden,  die 
Bürgermeister  und  Ortsvorstände,  welche  Trinkwasseruntersuchungen  häufig 
anordnen,  —  diese  alle  haben  von  dem  Umschwünge  der  hygienischen  An- 
schauungen noch  auffallend  wenig  Notiz  genommen.  Darin  mache  ich  fast 
täglich  meine  Erfahrungen.  Noch  fortwährend  gehen  dem  hygienischen 
Institute  in  Breslau  —  und  bei  anderen  Instituten  ist  das,  wie  ich  erfahre, 
genau  so  —  VVasserproben  zu,  mit  der  Bitte,  dieselben  zu  uiftersuchen  und 
danach  ein  Urtlieil  über  das  Wasser  abzugeben.  In  Breslau  wird  den  Ein- 
sendern nach  einem  bestimmten  Schema  geantwortet,  dass  die  Untersuchung 
solcher  zugesandten  Proben  keinen  Zweck  habe,  und  dass  man  auf  diese 
Weise  die  hygienische  Beschaffenheit  des  Wassers  nicht  beurtheilen  könne. 

„Offenbar  liegt  also  in  gewissen  Kreisen  eine  Unkenntniss  der  Um- 
gestaltungen vor,  welche  unsere  Ansichten  über  die  Beurtheilung  eines 
Wassers  erfahren  haben ;  und  desshalb  ist  es  doch  wohl  angezeigt,  an  dieser 
Stelle,  wo  namentlich  zahlreiche  Verwaltungsbeamte  versammelt  sind,  unsere 
neueren  Anschauungen  zu  entwickeln  und  zu  begründen. 

„Wir  müssen  zunächst  einen  kurzen  historischen  Rückblick  auf  die 
früheren  Trinkwasseruntersuchungen  werfen.  Seit  etwa  50  Jahren  werden 
dieselben  in  grösserem  Umfange  ausgeführt.  Sie  wurden  angeregt  durch 
jene  hygienischen  Bestrebungen  in  England,  welche  sich  hauptsächlich  gegen 
die  epidemischen  Krankheiten  richteten.  Man  nahm  damals  an,  dass  diese 
Krankheiten  vorzugsweise  da  auftreten,  wo  Schmutzstoffe  sich  häufen,  und 
dass  sie  vermeidbar  sind,  wenn  die  Schmutzstoffe  beseitigt  werden.  Diese 
Annahme  stützte  sich  auf  zahlreiche  Beobachtungen.  Aber  die  Beobach- 
tungen waren  im  Grunde  nicht  eindeutig  und  die  Schlussfolgerungen  ziem- 
lich willkürlich.  Die  Anhäufung  von  Schmutzstoffen  auf  und  im  Boden, 
im  Wasser,  in  der  Wohnung,  gehen  gewöhnlich  mit  Armuth,  dichtem  Zu- 
sammenwohnen, schlechter  Ernährung,  mangelhafter  Körperpflege  etc.  zu- 
sammen ,  und  es  lässt  sich  da  nur  sehr  schwer  entscheiden ,  welches  unter 
allen  diesen  Momenten  ausschlaggebend  und  von  besonderer  Bedeutung  ist. 

„Gleichwohl  fand  damals  die  „Schmutzhypothese"  zahlreichste  An- 
hänger. Diese  spürten  nun  folgerichtig  den  Schmutzstoffen  als  den  ver- 
meintlichen Krankheitserregern  immer  weiter  nach  und  suchten  nach  Hülfs- 
mitteln,  um  auch  kleinere  Mengen  derselben,  die  noch  nicht  sinnfällig  werden, 
in  Luft,  Boden,  Wasser  etc.  nachzuweisen.  Da  erregte  es  nun  namentlich 
besonderes  Interesse,  als  man  fand,  dass  das  Brunnenwasser  der  meisten 
Städte,  auch  wenn  es  gut  schmeckt,  Schmutzstoffe,  sogen.  Stadtlaugenstoffe, 
Fäulnissproducte  u.  dergl.  enthält,  die  durch  chemische  Analyse  in  Form 
der  organischen  Stoffe,  des  albuminoiden  Ammoniaks,  des  Sauerstoffbedarfs, 
der  Salpetersäure  und  salpetrigen  Säure  u.  s.  w.  nachgewiesen  werden  können. 
Gleichzeitig  wurde  mehrfach,  sowohl  durch  Beobachtungen  bei  einzelnen 
Erkrankungen,  wie  durch  statistische  Erhebungen  bei  kleineren  und  grösseren 
Epidemieen  ermittelt,  dass  infectiöse  Krankheiten  durch  W^asser  verursacht 
waren,  und  zwar  durch  Wässer,  in  denen  die  chemische  Analyse  jene 
Stadtlaugenstoffe  in  grösserer  Menge  nachweisen  konnte.  Damit  hielt  man 
die  Bedeutung  der  chemischen  Wasseruntersuchung  und  die  Berechtigung 
zur  Beurtheilung  des  Wassers  auf  Grund  der  chemischen  Analyse  für 
erwiesen. 
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„Ueber  die  ätiologischen  Beziehungen  der  chemisch  nachgewiesenen 
Stoffe  gingen  die  Ansichten  damals  nur  insofern  auseinander,  als  ihre  ur- 
sächliche Rolle  bei  den  Infectionskrankheiten  directer  oder  weniger  direct 
aufgefasst  wurde.  Entweder  wurden  die  Schmutzstoffe  selbst,  besonders 
die  organischen  Stoffe,  als  krankheitserregend  angesehen;  sie  konnten  manche 
Krankheiten  hervorrufen  oder  zu  denselben  disponiren,  indem  sie  durch  eine 
Art  Giftwirkung  den  Körper  schwächten.  Oder  —  nach  Ansicht  der  Mehr- 
zahl —  hatten  die  Stadtlaugenstoffe  die  Bedeutung  eines  Indicators,  eines 
Symptomes;  und  zwar  sollten  organische  Stoffe,  Ammoniak,  salpetrige 
Säure,  Salpetersäure  etc.  auf  Fäulnissherde  und  auf  die  Ansammlung  von 
Mikroorganismen  im  Boden  oder  Wasser  hindeuten ,  die  gelegentlich  die 
Entstehung  von  Infectionskrankheiten  veranlassen  können.  Es  wurde  bei 
dieser  Annahme  vorausgesetzt,  dass  jene  chemischen  Fäulnissproducte  auf 
denselben  Wegen  ins  Wasser  gelangen,  wie  die  Organismen,  so  dass  da, 
wo  die  einen  sich  finden,  auch  für  die  anderen  die  Zugaugswege  offen  sind. 

„Unter  der  Herrschaft  dieser  Ansichten  wurden  nun  enorm  zahlreiche 
Wasseranalysen  und  Begutachtungen  ausgeführt.  Die  Wasseruntersuchung 
kam  ganz  in  die  Hände  der  Chemiker.  Diese  bildeten  die  Methoden  immer 
feiner  aus  und  verwandten  ausserordentlich  viel  Zeit  und  Mühe  auf  die 
Wasseranalyse.  Staunend  sehen  wir  heute  z.  B.  die  Untersuchungen  von 
C.  Schmidt,  der  fast  sämmtliche  Brunnen  Dorpats  in  allen  ihren  Bestand- 
theilen  aufs  Genaueste  analysirte  und  jedes  einzelne  Resultat  auf  vier  Deci- 
malen  genau  berechnete.  —  Um  dann  nach  dem  Resultate  der  Analyse  ein 
Wasser  leicht  und  rasch  beurtheilen  zu  können,  wurden  Grenzzahlen,  Normen, 
aufgestellt;  die  Ueberschreitung  dieser  Normen  berechtigte  den  Chemiker, 
dem  Wasser  ein  schlechtes  Prädicat  auszustellen,  es  als  ungeniessbar ,  ver- 
dächtig, gesundheitsgefährlich  zu  bezeichnen.  —  Auf  solche  Urtheile  hin 
sind  im  Laufe  der  Zeit  unzählige  Brunnen  geschlossen ;  das  Grundwasser 
im  Bereiche  ganzer  Städte  und  selbst  in  der  Umgebung  von  Städten  ist  als 
bedenklich  und  unbrauchbar  bezeichnet;  und  die  Städte  sind  mehr  und 
mehr  mit  Flusswasser  versehen,  das  meist  nicht  so  viel  Stadtlaugenstoffe 
zu  führen  pflegt,  wie  das  in  der  Nähe  erreichbare  Grundwasser. 

„Dies  ganze  Verfahren  der  Trinkwasserbeurtheilung  entsprach  damals 
den  herrschenden  Anschauungen  und  war  insofern  ganz  berechtigt.  Aller- 
dings waren  die  Unterlagen  des  Verfahrens  fast  durchweg  hypothetischer 
Natur.  Darauf  wurde  auch  von  Zeit  zu  Zeit  hingewiesen;  ich  selbst  habe 
dies  in  einer  Arbeit  im  Jahre  1879  nachdrücklich  betont.  Aber  man  hatte 
damals  keine  vollgültigen  Beweise,  dass  jene  Hypothesen  falsch  seien,  und 
man  hatte  zweifellos  nichts  Besseres  an  die  Stelle  zu  setzen. 

„Nun  begann  aber  vor  etwa  18  Jahren  auf  dem  Gebiete  der  Aetiologie 
der  Infectionskrankheiten  eine  Epoche  bedeutsamer  Entdeckungen,  die  mit 
einem  Male  klare  Erkenntniss  und  sicheres  Wissen  an  die  Stelle  jener  Hypo- 
thesen setzte.  Während  früher  die  Natur  der  Infectionsstoffe  und  ihr  Ver- 
hältniss  zu  den  Fäulnissprocessen  vollkommen  dunkel  war,  wurden  nun  bei 
den  verschiedensten  Krankheiten  specifische  Organismen  als  die  Erreger  der 
betreffenden  Krankheiten  mit  Sicherheit  nachgewiesen,  und  ihr  Wesen,  ihre 
Lebensbedingungen  und  Lebensäusserungen  erkannt.  Damit  hatte  dieses 
ganze  Gebiet  der  Hygiene  erst  feste  Unterlagen  gewonnen,  und  diese  mussten 
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nun  selbstverständlich  auch  unserer  Untersuchung  und  Beurtheilung  des 
Wassers  auf  seine  hygienische  Beschaffenheit  zu  Grunde  gelegt  werden. 
Alle  die  einzelnen  Entdeckungen,  die  für  die  Trinkwasserbeurtheilung  von 
Bedeutung  sind,  kann  ich  hier  nicht  aufzählen.  Nur  drei  Thatsachen 
seien  hervorgehoben,  die  für  unsere  Erkenntniss  der  Verbreitungsweise  der 
Infectionskrankheiten  und  speciell  auch  der  hygienischen  Bedeutung  der 
Trinkwasseranalyse  von  grösster  Tragweite  waren: 

„1.  Es  wurde  erkannt,  dass  die  Infectionskrankheiten  nur  durch  Orga- 
nismen, durch  belebte  Wesen,  nicht  aber  durch  gelöste  chemische  Stoffe, 
organische  Gifte  u.  dergl.  zu  Stande  kommen.  Was  man  also  bisher  im 
Wasser  analysirt  hatte,  das  war  niemals  das  Schädliche  selbst  gewesen. 
Auch  um  eine  Disposition  zu  Infectionskrankheiten  herzustellen,  sind  jene 
Stoffe  nicht  geeignet;  denn  zahlreiche  neuere  Versuche  haben  irgend  welche 
schädigende  Wirkung  von  chemischen  Bestandtheilen  des  Wassers  in  den 
Mengen,  wie  sie  in  Frage  kommen,  überhaupt  nicht  nachweisen  können. 

„2.  Es  wurde  erkannt,  dass  die  Erreger  von  Infectionskrankheiten 
besondere  Speeles  darstellen ,  wohl  unterschieden  von  beliebigen ,  allver- 
breiteten Organismen,  welche  Zersetzungen  und  Fäulnissprocesse  hervorrufen. 
Mögen  immerhin  gewisse  verwandtschaftliche  Beziehungen  zwischen  manchen 
Saprophyten  und  Parasiten  existiren;  sicher  treten  diese  nicht  in  kurzen 
Zeiträumen  und  unter  solchen  Verhältnissen  hervor,  dass  wir  in  der  hygie- 
nischen Praxis  damit  rechnen  dürfen  und  müssen. 

„Daraus  erhellt,  dass  die  Befunde  von  Producten  der  Thätigkeit  von 
saprophytischen  Organismen  nicht  ohne  Weiteres  auf  die  Anwesenheit 
gesundheitsgefährlicher  Organismen  hindeuten.  Producte  des  Bacterien- 
lebens  im  Boden  und  im  Wasser  finden  wir  fast  überall,  geradezu  normaler- 
weise im  Wasser,  ohne  dass  dadurch  irgendwie  ein  Verdacht  auf  infectiöse 
Organismen  angeregt  wird.  —  Gerade  in  neuester  Zeit,  wo  man  die  Leistungen 
des  Bacterienlebens  im  Boden  und  Wasser  genauer  studirt,  fängt  man  erst 
an,  das  Auftreten  von  Ammoniak,  salpetriger  Säure,  Salpetersäure  u.  s.  w. 
im  Wasser  richtig  zu  deuten.  Da  sehen  wir,  dass  das  Ammoniak  im  Wasser 
seine  Entstehung  einer  allmählichen  Zersetzung  von  Pflanzenresten  ver- 
danken kann,  die  früheren  Erdperioden  entstammen  und  gar  nichts  mit 
Stadtlaugenstoffen  zu  thun  haben;  aus  solchem  Ammoniak  können  je  nach 
den  Bodenverhältnissen  kleinere  oder  grössere  Mengen  salpetriger  Säure 
und  Salpetersäure  hervorgehen.  Nach  Kurth 's  Untersuchungen  in  Bremen 
gewährt  dort  selbst  der  Befund  von  10  mg  Ammoniak,  2  mg  salpetriger 
Säure  und  300  mg  Salpetersäure  im  Liter  noch  nicht  die  Berechti^uns-, 
überhaupt  eine  Verunreinigung  des  Bodens  mit  Abwässern  und  Stadt- 
laugenstoffen anzunehmen.  Welch  kühner  Sprung  führt  demnach  von  den 
abnormen  Befunden  an  Ammoniak,  salpetriger  Säure  und  Salpetersäure  zu 
der  Annahme  einer  Infectionsgefahr  des  Wassers! 

3.  Wie  Frankel  zuerst  nachwies,  pflegen  die  löslichen  Stoffe,  die  mau 
bisher  analysirte,  nicht  dieselben  Wege  zum  Grundwasser  einzuschlagen, 
wie  irgendwelche  Organismen.  Die  löslichen  Stoffe  gelangen  in  den  Boden 
und  werden  durch  die  Poren  des  Bodens  bis  in  grosse  Tiefen  gespült.  Fast 
ausschliesslich  auf  diesem  Wege  gelangen  sie  in  das  Grundwasser  und  in 
die  Brunnen.  —  Für  die  Organismen  stellt  dagegen  der  Boden  ein  äusserst 
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vollkommenes  Filter  dar,  das  nur  bei  wenigen  Bodenarten  und  bei  sehr 
geringer  Dicke  der  Schicht  versagt.  Gelangen  Organismen  —  auch  Infec- 
tionserreger  —  in  Quellen  oder  Brunnen,  so  geschieht  das  ausnahmslos 
durch  Undichtigkeiten  der  Deckung  der  Brunnen,  durch  Rinnsale  von 
der  Oberfläche  her,  durch  Spalten  und  Risse,  die  bei  der  Bearbeitung  des 
Bodens,  bei  der  Anlage  des  Brunnens  oder  benachbarter  Versitz-  und  Abort- 
gruben u.  dergl.  entstanden  sind.  Derartige  Defecte  sind  der  einzige  Weg 
für  alle  Organismen;  dagegen  ein  nur  beiläufig  und  in  ganz  geringem  Grade 
begangener  für  alle  chemisch  analysirbaren  löslichen  Stoffe. 

„Es  folgt  daraus,  dass  auch  die  Zutrittswege  der  Organismen  durch 
die  chemische  Analyse  nicht  richtig  angezeigt  werden.  Eine  grosse  Menge 
von  Nitraten  etc.  bedeutet  nicht,  dass  nun  bei  diesem  Brunnen  breite  Wege 
vorhanden  sind,  auf  welchen  Organismen  eindringen  konnten,  sondern  das 
verschmutzteste  Grundwasser  bleibt  frei  von  allen  Organismen,  so  lange  nur 
keine  Defecte  und  besondere  gröbere  Wege  bestehen,  auf  denen  mit  Um- 
gehung des  filtrirenden  Bodens  auch  Organismen  Zutritt  finden  können. 

„Somit  vermag  offenbar  die  chemische  Untersuchung  des  Wassers  in 
dem  Mengenverhältnisse  der  gelösten  Stoffe  keinerlei  richtigen  Hinweis  auf 
die  Infectionsgefahr  eines  Wassers  zu  geben. 

„Die  praktische  Erfahrung  hat  dies  durchaus  bestätigt.  Schon  in 
früherer  Zeit  hat  man  sich  oft  darüber  verwundert,  dass  ganz  verschmutzte 
Wässer  bis  zum  Tage  der  Analyse,  der  die  Sperrung  des  Brunnens  sofort 
zu  folgen  pflegte,  offenbar  ohne  Schädigung  der  Gesundheit  getrunken 
wurden.  Statistische  Zusammenstellungen,  wie  ich  sie  z.  B.  1879  veröffent- 
lichte, wiesen  sogar  geradezu  auf  eine  gegensätzliche  Beziehung  zwischen 
der  Verschmutzung  städtischer  Brunnen  und  der  Ausbreitung  gewisser 
Infectionskrankheiten  hin:  Städte  und  Stadttheile  mit  relativ  reinstem 
Wasser  hatten  die  höchste  Typhusfrequenz,  Städte  und  Stadttheile  mit  her- 
vorragend verschmutzten  Brunnen  blieben  relativ  verschont.  —  Andere 
Beobachter  registrirten  allerdings  Fälle,  wo  verschmutzte  Brunnen  und  das 
Auftreten  von  Infectionskrankheiten  zusammenfiel.  Aber  die  Beweiskraft 
dieser  Beobachtungen  wird  dadurch  stark  geschwächt,  dass  die  Häuser  und 
Quartiere,  in  denen  Infectionskrankheiten,  wie  Cholera  und  Typhus,  ihre 
grösste  Ausbreitung  zu  erfahren  pflegen,  eben  Proletariatsquartiere  sind, 
wo  durch  die  Wohndichtigkeit  und  die  Armuth  die  Ansteckung  mächtig 
unterstützt  wird,  und  wo  verschmutzte  Brunnen  ebenfalls  selbstverständlich 
sind,  ohne  dass  sie  darum  an  der  Ausbreitung  der  Krankheit  betheiligt  zu 
sein  brauchen. 

„Sehr  oft  sind  dagegen  —  namentlich  in  neuerer  Zeit  —  Fälle  beob- 
achtet, wo  Trinkwasser  offenbar  Infectionen  veranlasst  hatte,  ohne  dass  das 
Wasser  chemisch  abnorme  Qualität  zeigte.  Besonders  schlagend  sind  in 
dieser  Beziehung  die  Beispiele,  wo  grössere  Epidemieen  sich  mit  dem  Ver- 
sorgungsbereich einer  Wasserleitung  deckten,  wo  aber  die  chemische 
Analyse  an  dem  Wasser,  namentlich  wenn  es  filtrirtes  Flusswasser  oder 
Quellwasser  war,  nichts  Abnormes  und  keine  Veränderung  zur  Ei^idemie- 
zeit  gegenüber  der  früheren  Zeit  entdecken  konnte. 

„Neuerdings  habe  ich  viel  Material  von  solchen  Fällen  gesammelt,  wo 
ganz  hervorragend  unreine  Wässer  ohne  Schaden  lange  Zeit  genossen  wurden. 
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„Man  muss  bei  derartigen  Erhebungen  nur  darauf  achten,  dass  nicht 
«rst  dann  die  Probe  genommen  wird,  wenn  Infectionskrankheiten  aufgetreten 
sind;  sondern  gerade  an  Orten,  kleinen  Städten,  wo  längere  Zeit  nichts  davon 
vorgekommen  ist,  muss  man  Proben  sammeln,  und  dann  findet  man  oft  die 
erstaunlichsten  Wässer,  die  ohne  Schaden  und  mit  Vorliebe  genossen  werden. 
Und  wenn  dann  an  solchem  Orte  endlich  einmal  auch  Typhus  vorkommt, 
•dann  zeigt  das  Wasser  chemisch  nicht  die  geringste  Veränderung, 
selbst  wenn  es  die  Krankheit  verbreitet  hat;  es  sind  dann  nur  eben  durch 
eine  besondere  Verkettung  von  Umständen  specifische  Typhusbacillen  durch 
einen  längst  bestandenen  Defect  der  Brunnendeckung  in  den  Brunnen  ge- 
langt —  die  chemische  Beschaffenheit  des  Wassers  ist  aber  nach  wie  vor 
ganz  gleichgültig.  —  Der  Curiosität  halber  will  ich  noch  erwähnen,  dass 
ein  schlesischer  Medicinalbeamter  mir  neulich  mittheilte,  dass  in  einem 
Brunnen  letzthin  ein  Mann  sich  ertränkt  habe;  erst  nach  14  Tagen  sei  die 
verweste  Leiche  entdeckt.  Zahlreiche  Personen  haben  fortgesetzt  dies 
Wasser  getrunken,  ohne  dass  es  einem  geschadet  hat. 

„Dies  Alles  kann  uns  ja  heute  gar  nicht  mehr  Wunder  nehmen.  Das 
Einzige,  was  Infectionskrankheiten  hervorruft,  sind  eben  die  specifischen 
Keime.  Werden  die  Abgänge  eines  Kranken  in  der  Nähe  eines  Brunnens 
ausgegossen,  oder  mit  solchen  Abgängen  beschmutzte  Wäsche  oder  Geschirr 
gewaschen  und  gespült,  und  hat  der  Brunnen  Defecte,  durch  welche  diese 
Flüssigkeiten  in  denselben  gelangen  können,  so  wird  der  Brunnen  inficirt, 
ganz  unbekümmert  um  die  chemische  Beschaffenheit  des  Wassers.  Nur  auf 
jene  Keime  kommt  es  an.  —  Was  man  früher  etwa  noch  vermuthet  hat,  über 
einen  ausschlaggebenden  Einfluss  der  chemischen  Beschaffenheit  des  Wassers 
auf  die  Haltbarkeit  und  die  Vermehrung  der  infectiösen  Keime,  hat  sich 
auch  durchaus  nicht  bestätigt.  Der  Salzgehalt  eines  Wassers  scheint  von 
gewissem  Einflüsse  zu  sein,  aber  auch  nicht  innerhalb  enger  Grenzen;  die 
bisher  als  wesentlich  betrachteten  organischen  Stoffe,  Nitrate  etc.  sind  in 
den  Mengen ,  wie  sie  in  benutzten  Wässern  vorkommen ,  auch  hierfür 
belanglos. 

„So  besteht  zwischen  der  chemischen  Beschaffenheit  eines  Wassers  und 
seiner  Infectionsgefahr  eigentlich  gar  kein  Zusammenhang,  oder  nur  ein 
ganz  loser  insofern,  als  in  Quartieren,  wo  starke  Verschmutzung  des  Wassers 
vorliegt,  gelegentlich  auch  eine '  sonstige  Vernachlässigung  besteht  und 
Defecte  sich  finden,  durch  welche  Infectionserreger  ins  Wasser  gelangen 
können. 

„Wie  mag  man  bei  diesen  entfei-nten  Beziehungen  zwischen  den  soge- 
nannten Stadtlaugcnstoffen  und  den  Parasiten  aus  der  chemischen  Analyse 
einer  Wasserprobe  Schlüsse  auf  die  Infectionsgefahr  ziehen?  Ich  glaube, 
Sie  werden  zugeben,  dass  es,  wie  These  1  besagt,  nicht  zulässig  ist,  auf 
Grund  der  chemischen  Analyse  einer  Wasserprobe  ein  Urtheil  über  die 
hygienische  Beschaffenheit  und  speciell  über  die  Infectionsgefahr  eines 
Wassers  zu  fällen. 

„Hat  man  denn  jetzt  etwas  Besseres  als  die  chemische  Analyse  ? 
„Naturgemäss  musste  man  dies  erhoffen  von  der  bacteriologischen 
Untersuchung.  In  der  That  kann  dieselbe  unter  Umständen  ausserordent- 
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lieh  viel  leisten  und  hat  viel  geleistet:  sie  hat  zu  verschiedenen  Malen 
specifische  Infectionserreger  im  AVasser  nachgewiesen,  dadurch  die  Infections- 
gel'ahr  des  betreffenden  Wassers  aufs  Bestimmteste  dargethan  und  es  wahr- 
scheinlich gemacht,  dass  im  concreten  Falle  eine  Verbreitung  von  Infections- 
erregern  durch  das  betreffende  Wasser  erfolgt  war. 

„Aber  im  Verhältnisse  zu  der  vermuthlich  grossen  Zahl  von  Wasser- 
infectionen  ist  der  Nachweis  specifischer  Erreger  doch  recht  selten  gelungen. 
Das  liegt  theils  daran,  dass  man  zu  spät  zur  Untersuchung  kommt.  Bei 
einer  ersten  Erkrankung  wird  nicht  gleich  das  Wasser  verdächtigt  und 
untersucht;  und  bis  eine  Epidemie  entstanden  ist,  darüber  vergehen  Tage 
bis  Wochen  von  dem  Momente  an,  wo  die  Infectionserreger  in  den  Brunnen 
gerathen  waren,  und  meistens  sind  sie  bereits  mechanisch  entfernt  oder 
abgestorben,  bis  es  zur  Untersuchung  des  Wassers  kommt.  Theils  aber  ist 
die  Untersuchung  auch  recht  schwierig  und  es  gelingt  nicht  immer,  in 
kleinen  Proben  die  ganz  vereinzelt  vorhandenen  Infectionserreger  aus  der 
Menge  der  übrigen  Bacterien  herauszuisoliren.  Vollends  unmöglich  wird 
das,  wenn  die  Wasserproben  nicht  mit  allen  Cautelen  von  dem  Unter- 
suchenden selbst  entnommen  sind.  Eingesandte  Wasserproben  werden  fast 
stets  ohne  Erfolg  untersucht. 

„Nun  hat  man  aber  noch  mehr  von  der  bacteriologischen  Unter- 
suchung des  Wassers  erwartet.  Man  hoffte,  in  dem  Bacteriengehalt  des 
Wassers,  d.  h.  in  der  Zahl  und  in  den  Arten  der  saprophytischen  Bac- 
terien einen  Indicator  zu  bekommen,  der  sicherer  als  die  chemische  Analyse 
auf  die  Wahrscheinlichkeit,  dass  Infectionserreger  zugegen  sind,  hinweist. 
In  der  ersten  Zeit  der  bacteriologischen  Wasseruntersuchungen  glaubte  man 
in  der  That,  schon  in  der  Zahl  der  entwickelungsfähigen  Bacterien  ein  in 
vielen  Fällen  ausreichendes  Kriterium  zu  besitzen.  Enthielt  ein  Wasser 
keine  oder  sehr  wenig  Bacterien,  so  schloss  mau,  dass  keine  Wege  existirten, 
auf  denen  überhaupt  Organismen  und  speciell  Infectionserreger  zum  Wasser 
gelangen  konnten.  Waren  viel  Bacterien  vorhanden,  so  schloss  man,  dass 
diese  Wege  weit  offen  seien,  und  dass  die  Gefahr  bestehe,  dass  auch  infec- 
tiöse  Keime,  sobald  solche  in  der  Umgebung  auftauchen,  in  das  Wasser 
gerathen.  Damit  schien  man  viel  mehr  zu  leisten,  als  mit  der  chemischen 
Analyse,  weil  wenigstens  die  symptomatischen  saprophytischen  Bacterien 
und  die  Infectionserreger  auf  die  gleichen  Wege  angewiesen  sind. 

„Aber  leider  haben  wir  uns  überzeugen  müssen,  dass  die  bacteriolo- 
gische  Zählung  einer  Wasserprobe  uns  meist  auch  kein  Urtheil  gewährt. 
Nur  dann  werden  wir  über  die  Infectionsgefahr  orientirt,  wenn  keine 
oder  sehr  wenig  Bacterien  gefunden  werden.  Dann  sind  eben  keine 
betretenen  Wege,  auf  denen  überhaupt  Organismen  eindringen  können,  vor- 
handen. Aber  auch  in  diesem  Falle  ist  aus  der  Untersuchung  einer  ein- 
zelnen Probe  noch  kein  bindender  Schluss  zu  ziehen.  Es  können  gefähr- 
liche Defecte  vorhanden  sein,  aber  zur  Zeit  keine  Bacterien  zuführen, 
weil  z.  B.  in  Folge  von  Trockenheit  die  Zuflüsse  versiegt  sind.  Erst  fort- 
gesetzte Untersuchungen  mit  demselben  Resultate  könnten  hier  Sicherheit 
gewähren. 

„Sind  aber  ziemlich  viel  oder  sehr  viel  Bacterien  nachgewiesen,  dann 
brauchen   diese  durchaus  nicht  auf  Infectionsgefahr  zu  deuten.  Wir 


Hygienische  Beurtlieilung  von  Ti-ink-  und  Nutzwasser.  217 

wissen  jetzt,  dass  fast  stets  bei  der  Anlage  des  Brunnens  aus  dem  Material, 
aus  verschleppten  Theilchen  der  Bodenoberfläche  etc.  Bacterien  in  das 
Brunnenwasser  eingeführt  werden,  dass  manche  von  diesen  sich  im  Wasser 
vermehren  können,  dass  ein  grosser  Theil  sich  leicht  absetzt,  dass  ein 
anderer  Theil,  je  nach  der  Benutzung  des  Brunnens,  wieder  ausgepumpt 
wird;  auch  die  Temperatur,  die  Tiefe  des  Wassers  haben  Einfluss  auf  die 
Zahl  der  Bacterien  —  kurz,  es  wirken  hier  so  viele  Factoren  zusammen, 
dass  es  meist  unmöglich  ist,  aus  der  Zahl  der  Bacterien  sichere  Schlüsse 
auf  die  Zufuhrwege  und  die  Infectionsgefahr  zu  ziehen.  Der  eine  Brunnen 
hat  vielleicht  zahllose  Bacterien,  aber  es  sind  alles  gewucherte  Saprophyten 
und  ein  Defect,  der  Infectionserreger  eindringen  lassen  könnte,  existirt  gar 
nicht.  Ein  anderer  Brunnen  führt  eine  ganz  massige  Zahl  von  Bacterien, 
aber  er  hat  mächtige  Defecte  und  höchst  bedenkliche  Zuflüsse,  die  z.  B. 
nur  desshalb  nicht  zu  einer  auffälligen  Zahl  von  Bacterien  führen,  weil  der 
Brunnen  ausserordentlich  stark  benutzt  wird  und  das  Verhältniss  der  Zu- 
flüsse zur  Menge  des  zuströmenden  reinen  Grundwassers  relativ  klein  ist. 
Was  man  auch  versucht  hat,  um  die  Zählung  werthvoller  zu  macheu  — 
das  vorherige  Abpumpen  des  Brunnens  u.  dergl.  mehr  —  es  hat  alles  den 
Werth  der  bacteriologischen  Zählung  nicht  wesentlich  erhöhen  können. 
Dazu  kommt,  dass  wir  meist  nur  einen  Nährboden  benutzen  und  nur  die 
Bacterien  zählen,  die  auf  diesem  grob  sichtbare  Colonieen  bilden.  Immer 
mehr  haben  wir  uns  aber  überzeugen  müssen,  dass  noch  jene  anderen  Bac- 
terien in  Betracht  kommen  und  ebenso  wohl  berücksichtigt  werden  müssen, 
welche  nur  auf  Fleischwasser-freier  Gelatine,  oder  bei  höherer  Tempei-atur 
oder  bei  Sauerstoffabschluss  wachsen. 

Auch  die  Beachtung  der  Arten  von  saprophytischen  Bacterien,  welche 
in  einem  Wasser  vorkommen,  hat  bis  jetzt  kaum  grösseren  Werth.  Auch 
dabei  ist  zunächst  die  Methode  ganz  unvollkommen,  wir  müssten  ver- 
schiedenste Züchtungsmethoden  auwenden,  wenn  wir  alle  wichtigeren  Arten 
kennen  lernen  wollten.  Im  Ganzen  spricht  wohl  eine  grosse  Mannigfaltig- 
keit der  Arten  für  Defecte  der  Anlage  und  Infectionsgefahr,  und  umgekehrt 
Einförmigkeit  der  gefundenen  Bacterien  für  deren  Entstehung  durch 
Wucherung  im  Wasser.  Aber  es  können  ebenso  wohl  auch  verschieden- 
artige Bacterien  durch  die  Anlage  in  den  Brunnen  gelaugt  sein  und  dort 
sich  erhalten  und  entwickelt  haben,  trotzdem  es  an  jedem  Defect  fehlt. 
Oder  es  findet  ein  bacterienreicher  Zufluss  in  den  Brunnen  statt,  der  aber 
ganz  unschuldiger  Art  ist.  Eine  solche  Anlage  zeigt  der  Brunnen  im 
Breslauer  hygienischen  Institut;  der  Schacht  dieses  Brunnens  ist  weit  von 
der  Pumpe  entfernt  und  liegt  in  einem  hochgelegenen,  nie  betretenen  Theile 
des  Hofes.  Hier  aber  mündet  eine  Dachrinne  und  bei  heftigem  Regen 
fliesst  etwas  Regenwasser  zwischen  der  Brunnendeckung  durch.  Dieser 
Zufluss  ist  völlig  unbedenklich,  führt  aber  dem  Brunnen  zeitweise  eine 
ganz  bedeutende  Zahl  verschiedenartigster  Bacterien  zu.  —  Andererseits 
schliesst  Gleichartigkeit  der  Colonieen  durchaus  nicht  Defecte  und  Infec- 
tionsgefahr aus.  Unter  zahlreichen  gewucherten  Wasserbacterien  findet 
man  nur  die  seltener  vertreteneu  Arten  so  viel  schwerer  heraus  und  muss 
hier  erst  recht  verschiedene  Nährböden  benutzen. 

Damit  soll  nicht  gesagt  sein,  dass  wir  die  Hoffnung  aufgeben  müssen, 
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durch  Unterscheidung  der  Bacterienarten  zu  Kriterien  für  die  Beurtheilung 
des  Wassers  zu  gelangen.  Wir  suchen  allmählich  kennen  zu  lernen,  unter 
welchen  Umständen  diese  und  unter  welchen  jene  Arten  im  Wasser  auf- 
treten. Aber  bis  jetzt  haben  wir  auf  diese  Weise  nur  selten  Idare  Einblicke 
erhalten;  nur  dann,  wenn  man,  wie  Kurth  das  letzthin  in  Bremen  durch- 
geführt hat,  ein  local  begrenztes,  seiner  Formation  und  den  Grundwasser- 
verhältnissen nach  bekanntes  Gebiet  genauer  auf  die  Bacterien  und  ihre 
Verschiedenheit  im  örtlichen  und  zeitlichen  Auftreten  untersucht.  Möglich 
ist  es  ja  auch,  dass  man  noch  Bacterienai'ten  findet,  die  z.  B.  den  mensch- 
lichen Fäcalien  eigen  sind  und  deren  Vorkommen  im  Wasser  auf  das  Hin- 
eingelangen von  Fäcalien  bestimmt  hinweisen  würde.  Bis  jetzt  kennen 
wir  aber  derartige  Arten  nicht;  auch  die  Coli- Arten  scheinen  soweit  ver- 
breitet in  der  Natur  vorzukommen,  dass  ihr  Auftreten  im  Wasser  durch- 
aus nicht  auf  Verunreinigung  durch  Fäcalien  bezogen  werden  darf. 

„Vorläufig  leistet  also  auch  die  Berücksichtigung  der  Bacterienarten 
für  die  Beurtheilung  einer  Wasserprobe  selten  etwas  Nennenswerthes. 

„Endlich  sei  noch  eine  letzte  Methode  erwähnt,  nach  der  hier  und  da  noch 
Wasserproben  beurtheilt  werden,  nämlich  die  Untersuchung  des  Wassers 
auf  Protozoen.  Diese  Methode  ist  noch  in  den  ersten  Anfängen  der  Ent- 
wickelung,  und  wir  sind  weit  davon  entfernt,  die  Resultate  deuten  und  aus 
denselben  Schlüsse  ableiten  zu  können.  Seit  Jahren  wird  über  diese 
Methode  in  meinem  Institut  gearbeitet.  Dabei  hat  sich  z.  B.  ergeben,  dass 
grobe  Fehler  der  Beobachtung  entstehen,  wenn  nicht  mit  zuverlässig  sterilen 
Gefässen  gearbeitet  wird,  was  von  fast  allen  früheren  Beobachtern  über- 
sehen ist.  Sodann  haben  Studien  über  die  Verbreitung  der  hauptsächlich 
in  Betracht  kommenden  Pi'otozoen  gezeigt,  dass  sie  gar  nicht  etwa  vor- 
zugsweise in  Jauche,  Fäcalien  u.  dgl.  vorkommen;  sondern  weitaus  grössere 
Ausbeute  liefert  zum  Beispiel  Regenwasser,  das  über  Rasen,  Blätter  von 
Pflanzen  u.  dergl.  geflossen  ist.  Besondere  Arten ,  die  den  menschlichen 
Fäcalien  eigen  wären,  kennen  wir  bisher  nicht  genügend.  Mit  dieser 
ganzen  Methode  ist  also  einstweilen  nichts  anzufangen.  Sie  ist  des  weiteren 
Ausbaues  fähig.  Aber  jetzt  ein  Wasser  zu  verwerfen,  weil  es  gewisse 
Monaden  und  Infusorien  enthält,  und  ein  anderes  für  gut  zu  erklären, 
weil  es  nichts  davon  enthält,  dazu  fehlt  uns  alle  und  jede  Berechtigung. 
Ich  will  noch  ausdrücklich  hervorheben,  dass  Herr  Dr.  Kruse  und 
Herr  Dr.  Neisser  in  meinem  Institut  namentlich  auch  darauf  geachtet 
haben,  ob  denn  Brunnen,  welche  keine  Defecte  der  Anlage  zeigen,  und 
andererseits  solche  mit  groben  Defecten  entsprechende  Unterschiede  in  Be- 
zug auf  Menge  und  Qualität  der  Protozoen  zeigen.  Das  ist  aber  durchaus 
nicht  der  Fall.   Eher  sind  uns  gei'ade  gegenthcilige  Beziehungen  begegnet. 

„Meine  Herren!  Ich  kann  an  dieser  Stelle  nicht  genauer  auf  aUe 
Fehler  und  Mängel  unserer  jetzigen  Trinkwasserbeurtheilung  eingehen. 
Diejenigen  Herren,  die  sich  näher  darüber  zu  unterrichten  wünschen,  darf 
ich  auf  die  Arbeit  meines  früheren  Assistenten  Dr.  Kruse  (Zeitschrift  für 
Hygiene,  Bd.  XVII)  und  auf  eine  neuere  Publication  von  mir  über  die  Bres- 
lauer Brunnenwässer  (Zeitschr.  f.  Hygiene,  Bd.  XXI)  verweisen.  Wenn  Sie 
die  kurze  Kritik,  die  ich  Ihnen  hier  habe  geben  können,  zusammenfassen, 
so  wird  es  Ihnen  jedenfalls  einleuchten,  dass  der  ei'ste  Satz  meiner  Thesen 
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berechtigt  ist.  Die  einmalige  Untersuchung  eingesandter  Proben 
ist  fast  in  allen  Fällen  verwerflich,  weil  sie  zu  keinem  Urtheil  führt. 
Nur  in  den  seltenen  Füllen,  wo  z.  B.  Krankheitserreger  gefunden  werden, 
oder  wo  eine  enorme  Verunreinigung  constatirt  wird,  der  Art,  dass  das 
Wasser  vermuthlich  in  kurzer  Frist  sinnfällig  unrein  werden  muss,  da  kann 
eine  einmalige  Untersuchung  eventuell  ausreichend  sein.  Für  gewöhnlich 
ist  aber  diese  Art  der  Untersuchung  ganz  zu  streichen;  sie  erweckt  nur 
den  Anschein  einer  exacten  Methode  und  eines  berechtigten  Urtheils,  ohne 
auch  nur  entfernt  etwas  zu  leisten,  was  wir  für  die  Wissenschaft  oder 
Praxis  verwerthen  könnten. 

„Damit  ist  nun  mal  wieder  das  Bestehende  gründlich  negirt.  Es  fragt 
sich  aber,  haben  wir  denn  irgend  etwas  Besseres  an  die  Stelle  zn  setzen? 
Haben  wir  auch  etwas  Positives  zu  bieten? 

„Das  ist  allerdings  der  Fall.  Aber  die  Methodik,  die  wir,  entsprechend 
unseren  jetzigen  Anschauungen,  empfehlen,  ist  freilich  so  einfach  und  schein- 
bar so  leicht  anzuwenden,  dass  sie  Vielen  nicht  imponiren  wird. 

„Was  wollen  wir  denn  beim  Trinkwasser  vorzugsweise  untersuchen? 
Ob  Infectionsgefahr  vorhanden  ist.  Nun  ist  diese  ja  eben  nur  vorhanden, 
wenn  grobe  Wege  zum  Brunnen  führen,  durch  welche  körperliche  Elemente 
wie  Mikroorganismen  eindringen  können. 

„Um  diese  groben  Wege  festzustellen,  brau^chen  wir  ja  aber  schliess- 
lich gar  nicht  allerlei  feine  chemische  oder  bacteriologische  Indicatoren ; 
sondern  wir  müssen  ja  diese  groben  Wege  sehen  können.  Und  das  ist  in  der 
That  ganz  leicht.  Entweder  beobachten  wir,  dass  absichtlich  ein  Rücklauf 
vom  Spülsteiu  in  den  Brunnenschacht  führt  —  bei  ländlichen  Anlagen  nicht 
selten;  oder  es  sind  Spalten  und  Risse  in  und  unter  der  Deckung;  oder  der 
Brunnen  liegt  in  einer  Art  Senkung  und  man  sieht,  wie  Schmutzwasser  und 
dergleichen  oder  Spülwasser  von  der  Wäsche,  das  in  der  Nähe  des  Brunnens 
ausgegossen  wird,  in  Rinnsalen  nach  dem  Brunnenschacht  sich  hinzieht;  oder 
es  ist  vor  dem  Brunnen  ein  Schlammfang  und  dieser  ist  defect  und  lässt 
zwischen  den  Steinen  Fugen  und  Gänge  erkennen,  die  mit  dem  Brunnen 
communiciren.  Um  solche  Zuflüsse  deutlicher  zu  erkennen,  muss  man  die 
Deckung  des  Brunnens  abheben  lassen,  und  eventuell  den  Schacht  ab- 
leuchten. Da  sieht  man  an  den  Wandungen  die  Reste  der  Einlaufe  in 
Form  von  Streifen  und  Flecken,  oft  sind  ganz  dicke  Auflagerungen  zu- 
rückgeblieben. Man  kann  auch  —  namentlich  von  defecten  Schlamra- 
fängen  aus,  aber  von  der  Oberfläche  her  —  durch  Ausgiessen  grösserer 
(eventuell  gefärbter)  Wassermengen  die  Einläufe  deutlicher  sichtbar  machen. 
Oft  sind  die  Stellen  der  Einläufe  ganz  vertrocknet;  sie  dienen  dann  offen- 
bar nur  bei  besonderen  Gelegenheiten,  stärkerem  Regen  u.  s.  w.,  zu  Ver- 
unreinigungen. 

„Sind  die  oberflächlichen  Einläufe  genau  untersucht,  dann  fragt  es 
sich  noch,  ob  unterirdische  Zuläufe  bestehen,  die  Mikroorganismen  durch- 
führen können.  Da  ist  zunächst  die  Bodenbeschafi"enheit  und  der  Tief- 
stand des  Grundwassers  unter  Terrain  zu  beachten.  Angaben  der  Bi'unnen- 
bauer  über  die  Beschafi'enheit  des  tieferen  Bodens,  eventuell  ein  Aufgraben 
des  benachbarten  Bodens  bis  in  1  bis  V/iva  Tiefe  oder  Besichtigung  in  der 
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Nähe  gelegener  Gruben  geben  über  die  Durchlässigkeit  des  Bodens  ge- 
nügenden Aufschluss,  wenn  der  Sachverständige  nicht  schon  aus  anderen 
Untersuchungen  das  Terrain  kennt,  was  meist  der  Fall  sein  wird.  Ge- 
winnt man  so  die  Ueberzeuguug,  dass  ein  Durchtritt  von  Oberflächenwasser 
mit  Mikroorganismen  durch  den  gewachsenen  Boden  nicht  stattfindet,  so 
ist  noch  auf  etwaige  künstliche  Risse  und  Gänge  zu  achten,  die  den  Brunnen 
mit  Versitzgruben,  Schlammfängen  etc.  verbinden.  Hier  ist  die  Entfernung 
der  betreffenden  Gruben,  ihre  Tiefe,  die  Art  des  Erdreiches  u.  s.  w.  von 
Belang;  es  ist  hier  in  jedem  Einzelfalle  dem  praktischen  Blick  und  dem 
Sachverständniss  des  Untersuchenden  überlassen,  gefährliche  Zustände  auf- 
zudecken. 

„Nicht  nur  bei  Grundwasserbrunnen,  sondern  auch  bei  Quellen  und 
Flüssen,  die  zur  Wasserversorgung  dienen,  ist  das  gleiche  Verfahren  an- 
gezeigt. Bei  Quellen  ist  der  Ursprung  und  die  Art  der  Fassung,  dann 
besonders  die  Deckung  im  weiteren  Verlauf  der  Leitung  zu  beachten.  In 
bergigen  Gegenden  ist  so  manche  Quelle  höchst  suspect,  die,  wenn  man  sie 
genauer  verfolgt,  eigentlich  nur  ein  Oberflächenwasser  darstellt,  das  über 
Matten  und  Almen  rieselt,  hier  allen  möglichen  Verunreinigungen  aus- 
gesetzt ist  und  schliesslich  nur  für  kurze  Zeit  unterirdische  Kluften  durch- 
strömt. 

„Bei  Flüssen  und  Bächen  ist  die  Art  der  verunreinigenden  Zuflüsse 
festzustellen;  ob  städtische  Abwässer,  Abwässer  von  menschlichen  Woh- 
nungen, Abflüsse  von  den  anstossenden  gedüngten  Feldern  und  Wiesen 
hineingehen;  ferner  ob  Schiffer  auf  dem  Flusse  leben  etc.  Im  Ganzen 
liegen  ja  hier  die  Verhältnisse  fast  immer  so,  dass  der  Hygieniker  zur 
Benutzung  des  Wassers  nicht  rathen  kann.  Hier  haben  wir  meist  eine 
Menge  von  bacterienreichen,  unfiltrirten,  oft  recht  bedenklichen  Zuflüssen, 
die  wir  bei  Grundwasserbrunnen  schon  in  Spuren  als  einen  Anlass  zum 
Verwerfen  des  Wassers  ansehen. 

„In  dieser  Weise  lässt  sich  off"enbar  durch  geeignete  Localinspection 
in  den  meisten  Fällen  ein  definitives  Urtheil  gewinnen.  Freilich  gehört 
Sachverständniss  dazu;  alles  was  sich  auf  die  Verbreitungsweise  der  In- 
fectionskrankheiten  bezieht,  das  Verhalten  der  Infectionserreger  in  den 
verschiedenen  Dejecten  und  Abwässern,  im  Boden,  im  Wasser,  ihre  Lebens- 
eigenschaften und  Absterbebedingungen:  dazu  die  ganze  Hygiene  des  Bodens 
und  Wassers  muss  der  betreff"endc  Sachverständige  beherrschen.  Und  unter 
Beherrschen  verstehe  ich  nicht  nur,  dass  er  aus  irgend  eiuem  Lehrbuche  das 
allernöthigste  Wissen  sich  angeeignet  hat,  sondern  er  muss  in  diese  ganze, 
rasch  fortschreitende  Wissenschaft,  in  die  Experimente,  in  die  Lücken  der 
Forschung,  in  die  strittigen  Ansichten  sich  eingelebt  haben.  Somit  ist  der 
betreff'ende  Sachverständige  nicht  etwa  der  Schutzmann  oder  Polizei- 
commissar,  der  jetzt  ja  meist  mit  solchen  Untersuchungen  betraut  wird; 
sehr  selten  wird  auch  ein  Chemiker  oder  ein  Apotheker  oder  ein  Techniker 
diese  hygienischen  Fragen  genügend  beherrschen,  sondern  der  dazu  ge- 
eignete Sachverständige  ist  der  Medicinalbeamte.  Dieser  muss  sich 
unbedingt  in  die  moderne  Hygiene  einleben,  und  er  ist  dann  off'enbar  in 
erster  Linie  zur  Beurtheilung  von  Wasserversorgungsanlagen  berufen. 

„Ich  habe  in  These  2  hinzugefügt,  dass  aixsser  der  Besichtigung  der 


Hygienische  Beurtheilung  von  Trink-  und  Nutzwasser.  221 

Anlage  eventuell  noch  weitere  Untersuchungen  wünschenswerth  sind.  Zu- 
nächst grobsinnliche  Prüfung.  Dieselbe  ist  leider  zu  sehr  vernach- 
lässigt. Wasser  soll  ein  Genussmitte]  sein,  es  soll  in  jeder  Jahreszeit  von 
der  Bevölkerung  nicht  mit  Widerwillen,  sondern  mit  Behagen  genossen 
werden.  Geschmack,  Geruch,  Klarheit  und  Farbe,  und  namentlich  Tempe- 
ratur des  Wassers  ist  daher  zu  beachten.  Schon  diese  grobsinnliche 
Prüfung  allein  hätte  uns  vor  den  Flusswasserleitungen  bewahren  sollen. 
Wenn  solches  Flusswasser  auch  noch  so  gut  filtrirt  wird,  so  zeigt  es  im 
Sommer  doch  Wochen  und  Monate  23^  bis  25"  und  schmeckt  dann  so  fade, 
dass  es  Jeder  nur  mit  Widerwillen  und  nach  allerlei  Zusätzen  geniessen 
kann.  Solches  Wasser  für  die  ganze  Bevölkerung  einer  Stadt  zu  beschaffen, 
halte  ich  für  völlig  unrichtig.  Gerade  im  Sommer  ist  ein  Trunk  frischen 
kühlen  Wassers  ein  köstliches  Genussmittel,  auf  das  die  weitesten  Kreise 
der  Bevölkerung  Anspruch  haben.  Diejenigen,  welche  für  Flusswasser- 
versorgung eintreten,  pflegen  ja  allerdings  in  der  Lage  zu  sein,  das  Wasser 
künstlich  zu  kühlen  und  so  geniessbar  zu  machen;  aber  die  grosse  Masse 
der  Bevölkerung,  an  die  wir  doch  in  erster  Linie  zu  denken  haben,  kann 
das  nicht  und  muss  auf  einen  erfrischenden  Trunk  verzichten. 

„Eisenbestimmung  ist  ferner  erforderlich,  um  klares  Wasser  zu  garan- 
tiren;  übrigens  ist  das  ja  jetzt  leicht  künstlich  herzustellen,  wenn  Eisen 
gefunden  wird.  Härtebestimmung  ist  insofern  nöthig,  als  hohe  Härtegrade 
manchen  Menschen  Verdauungsbeschwerden  verursachen;  ferner  noch  aus 
den  bekannten  technischen  Gründen.  Endlich  sind  je  nach  dem  Ermessen 
des  Sachverständigen  noch  weitere  chemische,  bacteriologische,  mikrosko- 
pische Prüfungen  zuzufügen.  Es  ist  das  namentlich  dann  der  Fall,  wenn 
die  bisherigen  Prüfungen  und  speciell  die  Localinspection  zu  keinem  ganz 
sicheren  Ergebniss  geführt  haben.  Werden  insbesondere  unterirdische  Zu- 
flüsse vermuthet,  so  kann  unter  Umständen  ein  Nachweis  local  gehäufter 
Verunreinigungen  ergänzend  eintreten. 

„Speciell  hinzugefügt  habe  ich  in  These  2  noch:  „bei  Neuanlagen 
von  centralen  Grundwasserversorgungen  muss  man  sich  mit  besonderer  Sorg- 
falt von  der  Keimfreiheit  des  betreff'enden  Grundwassers  vergewissern." 
Hier  ist  natürlich  die  Verantwortlichkeit  des  Begutachtenden  besonders  gross. 
Auch  hier  wird  zunächst  das  ganze  Terrain,  das  der  Wassertechniker 
ausgewählt  hat,  die  Bodenbeschaffenheit,  die  etwaigen  Verunreinigungen, 
welche  auf  den  Boden  kommen,  u.  dergl.  mehr  in  Frage  kommen  und  vom 
hygienischen  Standpunkte  aus  zu  begutachten  sein  Lässt  die  Boden- 
beschaffenheit keinerlei  Bedenken  aufkommen,  so  mag  das  Grundwasser 
erbohrt  und  chemisch  und  bacteriologisch  geprüft  werden.  Die  Menge  und 
die  Mannigfaltigkeit  der  Bacterien  wird  dabei  sehr  von  den  Zufälligkeiten 
der  Anlage  abhängen,  und  auf  diese  Untersuchung  ist  relativ  wenig  Werth 
zu  legen.  Ist  aber  die  Bodenbeschaff'enheit  nicht  so,  dass  man  unbedinst 
ein  keimfreies  Grundwasser  voraussetzen  kann,  dann  ist  es  gut,  bevor 
irgend  eine  Sammelanlage  für  das-  Wasser  gemacht  wird,  die  Keirafreiheit 
des  Wassers  an  einigen  Stellen  des  Ten^ains  durch  frisch  eingetriebene 
Abyssinierbrunnen  sicher  festzustellen.  Sobald  sie  eingetrieben  sind,  des- 
inficirt  man  sie  (nach  meinen  Erfahrungen  am  besten  mittels  Dampfes  einer 
Locomobile),  pumpt  dann  ab,  bis  dasWasser  kalt  abfliesst,  und  nimmt 
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darauf  die  Probe.  Nur  so  ist  es  möglich,  die  Bacterien  auszuschliessen, 
die  beim  Anlegen  der  Brunnen  von  der  Oberfläche  in  das  Grundwasser 
mitgeführt  sind. 

In  These  3  habe  ich  dann  die  fortlaufende  Controle  eines  Wassers, 
dessen  Eutnahmestelle  und  Anlage  bekannt  ist,  ins  Auge  gefasst.  Hier 
kommt  namentlich  die  Versorgung  mit  filtrirtem  Flusswasser  in  Betracht. 
Zur  Controle  des  Filtrationsbetriebes  benutzen  wir  hier  die  Zählung  der 
auf  einem  bestimmten  Nährboden  gewachsenen  Keime  und  das  hat  sich  im 
Ganzen  gut  bewährt.  Die  Keimzahl  ist  in  diesem  Falle  nur  ein  Indicator 
für  den  Betrieb.  Nicht  etwa,  dass  wir  glaubten,  100  Keime  seien  noch  un- 
schädlich, aber  101  seien  schädlich;  sondern  wenn  100  Keime  überschritten 
werden,  dann  ist  gewöhnlich  etwas  im  Betriebe  nicht  in  Ordnung.  Daun 
muss  ermittelt  werden,  was  nicht  in  Ordnung  ist;  und  das  ist  wiederum 
nur  durch  genaue  Revision  der  Anlage  und  eventuell  durch  weitere  bac- 
teriologische  Untersuchungen,  die  nach  Art  eines  Experimentes  angeordnet 
werden,  möglich.  Die  chemische  Analyse  leistet  hier  sehr  selten  etwas 
Brauchbares. 

„Das  ist  ungefähr  unser  jetziger  Standpunkt  bez.  der  Trinkwasser- 
untersuchung und  -beurtheilung.    Auf  manche  Details,  die  ich  nur  habe 
streifen  können,  hoffe  ich  noch  in  der  Discussion  eingehen  zu  können.  — 
Im  Ganzen  sehen  Sie,  dass  die  Begutachtung  des  Trinkwassers  aus  den 
Händen  des  Chemikers  und  Apotheker.?  allmählich  in  die  Hände  des  hygie- 
nischen Sachverständigen  übergegangen  ist.     Und  das  ist  doch  wohl  das 
Richtige.    Schon  früher  hätte  eigentlich  der  Chemiker  immer  nur  die  Ana- 
lyse ausführen,  die  Beurtheilung  des  Wassers  auf  Grund  der  gewonnenen 
Zahlen  aber  dem  Hygieniker  überlassen  sollen.     Wenn  ein  physikalisch 
tüchtig  geschulter  Mensch  im  Stande  ist,  z.  B.  in  subtilster  Weise  die 
Körpertemperatur  eines  Kranken  zu  bestimmen,  so  ist  er  darum  doch  nicht 
befähigt  und  berechtigt,  die  Diagnose  der  Krankheit  zu  stellen  oder  Chinin 
und  dergleichen  für  erforderlich  zu  erklären.  So  hätte  auch  bei  der  Wasser- 
begutachtung der  Chemiker  mehr  nur  seine  Methoden  appliciren,  aber 
nicht  in  die  Diagnose  und  Prophylaxis  eingreifen  sollen.   Indess  in  früheren 
Jahren  ging  das  noch.   Es  fehlte  der  Hygiene  früher  gerade  in  den  Fragen 
der  Verbreitung  der  Infectionskrankheiten  an  einer  genügend  sicheren 
Basis ;  die  wissenschaftliche  Forschung  lag  in  den  ersten  Anfängen ;  die 
Hygiene  bildete  kein  besonderes  Fach,  sie  hatte  eine  sehr  kleine  Literatur. 
Mit  wenig  Mühe  konnte  damals  Jeder,  der  sich  für  Hygiene  interessirte, 
die  nöthigsten  Fachkenntnisse  sich  aneignen.    Seit  15  bis  20  Jahren  ist 
das  völlig  anders  geworden.    Seither  hat  sich  die  Hygiene  zu  einer  der 
wichtigsten  Specialdisciplinen  entfaltet.   An  zahlreichen  Arbeitsstätten  wird 
an  der  Förderung  dieser  Specialwissenschaft  gearbeitet;  die  Literatur  ist 
mächtig  angeschwollen;  wer  nicht  unablässig  mit  weiter  arbeitet,  der  hat 
in  Kurzem  schon  die  Fühlung  verloren  und  versteht  die  neu  aufgeworfenen 
Fi'agen,  die  neuen  Experimente,  die  Hypothesen  und  Kritiken  nicht  mehr. 
Jetzt  kann  nur  der  in  diesen  Fragen  mitsprechen  und  sich  ein  ürtheil 
erlauben,  der  die  moderne  Literatur  wirklich  beherrscht  —  nicht  nur  aus 
Jahresberichten  und  Lehrbüchern  —  und  der  über  die  gesummte  Frage- 
stellung und  Beweisführung  orientirt  ist. 


Ilygieuische  Beurtheilung  von  Trink-  und  Nutzwasser.  223 

„Sie  werden  vielleicht  sagen:  „Das  ist  Zünftlerei!"  Ich  glaube  nicht. 
Mir  ist  Jeder  als  hygienischer  Sachverständiger  willkommen,  wenn  er  nur 
ordentlich  und  ernst  sich  in  die  Hygiene  eingearbeitet  hat.  Auch  Chemiker 
können  das.  Meinen  Collegen  Proskauer  halte  ich  gewiss  in  Fragen  der 
Wasserbeurtheilung  für  völlig  competent.  Aber  haben  denn  die  meisten 
anderen  Chemiker,  die  jetzt  die  grosse  Masse  der  Wassergutachten  liefern, 
sich  ernst  und  eingehend  mit  der  modernen  Hygiene  beschcäftigt?  Wenn 
ich  sehe,  wie  der  grössere  Theil  der  untersuchenden  Chemiker  heute  Wasser- 
beurtheilungen  ausführt  —  wie  sie  proforma  auch  die bacteriologische Unter- 
suchung zu  Hülfe  nehmen,  um  dann  z.  B.  zu  erklären,  „dass  pathogene 
Keime  nicht  vorhanden  seien",  während  sie  gar  nicht  einmal  die  für  einen 
Nachweis  pathogener  Bacterien  unerlässlichen  Methoden  angewendet  haben  — 
dann  muss  ich  allerdings  sagen,  das  sind  Scheinuntersuchungen,  die 
werthlos  sind  und  durchaus  nicht  mehr  vorkommen  sollten.  Es  ist  hohe 
Zeit,  dass  namentlich  seitens  der  Verwaltungsbehörden  solche  Untersuchun- 
gen und  Begutachtungen  des  Wassers  nicht  mehr  provocirt  werden,  und 
gerade  in  dieser  Richtung  hoffe  ich  auf  einigen  praktischen  Erfolg,  wenn  ich 
an*  dieser  Stelle  die  Frage  der  Trinkwasseruntersuchung  erörtert  habe." 


Vorsitzender  Geh.  Mediciualrath  Dr.  Pistor.  „Meine  Herren! 
Gestatten  Sie  mir  vor  dem  Schlüsse  der  Sitzung  noch  einige  Worte,  um  allen 
Denjenigen,  welche  unsere  diesjährige  Tagung  gefördert  haben,  unseren 
Dank  auszusprechen ,  sowohl  Denen ,  die  uns  in  gastlicher  Weise  hier  auf- 
genommen haben,  als  auch  Denen,  die  uns  geistig  erfrischt  haben. 

„An  erster  Stelle  gebührt  unser  ehrfurchtsvollster  Dank  Seiner  Majestät 
dem  Könige,  Allerhöchstdessen  Gäste  die  Theilnehmer  an  der  Stuttgarter 
Versammlung  des  Deutschen  Vereins  für  öffentliche  Gesundheitspflege  heute 
Nachmittag  auf  Schloss  Wilhelma  zu  sein  die  Ehre  haben  sollen.  Der  Stadt 
Stuttgart  und  ihren  Behörden  danken  wir  von  ganzem  Herzen  für  die  wirk- 
lich überaus  freundliche  Aufnahme,  die  wir  hier  gefunden  haben.  Sie  Alle 
werden  gewiss  nicht  vergessen,  wie  echt  süddeutsch  wir  hier  empfangen 
worden  sind,  mit  welcher  Wärme  uns  nicht  nur  die  Temperatur  am  ersten 
Tage,  sondern  noch  viel  mehr  die  Einwohner  dieser  schönen  Stadt  auf- 
genommen haben. 

„Aber,  meine  Herren,  wir  wollen  auch  nicht  vergessen,  Denen  unseren 
Dank  auszusprechen,  welche  uns  durch  ihre  lichtvollen  und  schönen  Vor- 
träge so  viel  Neues  gebracht  haben.  Noch  in  letzter  Stunde  sahen  Sie, 
meine  Herren,  eine  zahlreiche  Versammlung  um  Herrn  Geheimrath  Flügge 
geschaart.  Wir  danken  den  Herren  Referenten  für  die  Bereitwilligkeit,  mit 
welcher  dieselben  sich  der  ihnen  zugemutheten  Arbeit  unterzogen  haben, 
für  die  liebenswürdige  und  lichtvolle  Art,  in  der  sie  uns  die  Sachen  dar- 
gestellt haben;  aber  auch  Allen,  welche  kräftig  in  die  Discussion  ein- 
gegriffen haben,  manchmal  mit  scharfen  Waffen,  auch  ihnen  sei  der  Dank 
der  Versammlung  dargebracht.  Dass  wir  nicht  umsonst  getagt  haben,  dass 
die  Themata  gut  gewählt  waren,  meine  Herren,  können  Sie  daraus  er- 
sehen, dass  die  Versammlung  eine  der  besuchtesten  ist,  die  wir  über- 
haupt gehabt  haben.   Wir  haben  Magdeburg  überholt,  denn  wir  zählen  in 
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diesem  Jahre  366,  darunter  252  auswärtige  und  114  Stuttgarter  Theil- 
nehmer,  wähi'eud  an  der  Versammlung  in  Magdeburg  im  Ganzen  356, 
darunter  231  auswärtige  Mitglieder  Theil  genommen  haben.  Und,  meine 
Herren ,  wenn  im  verflossenen  Jahre  mein  Herr  Vorgänger  im  Vorsitze 
gesagt  hat:  Der  Deutsche  Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege  besteht 
zu  Recht,  und  er  hat  noch  manche  Aufgabe  zu  lösen,  —  ich  glaube,  diese 
Versammlung  legt  Beweis  dafür  ab,  dass  er  nicht  umsonst  besteht;  sonst 
wären  nicht  so  viel  Theilnehmer  von  ausserhalb  herbeigeeilt.  Ich  hoffe,  dass 
er  auch  weiter  seinem  Grundsatze  treu  bleiben  wird:  „Krankheiten  verhüten 
ist  besser  als  Krankheiten  heilen." 

„In  der  Hoffnung,  dass  wir  uns  im  nächsten  Jahre  frisch  und  gesund 
wiedersehen,  sohliesse  ich  die  diesjährige  Tagung.'' 

Nachdem  noch  Herr  Oberbürgermeister  Fuss  (Kiel)  dem  Vorsitzenden 
Namens  der  Versammlung  den  Dank  ausgesprochen  hat,  wird  die  zwanzigste 
Jahresversammlung  des  Deutschen  Vereins  für  öffentliche  Gesundheitspflege 
geschlossen. 


Schluss  der  Sitzung  2  Uhr. 


Kurze  Mittbeilimg  über  die  Ausstellung. 
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Kurze  Mittheiliing 

über  die  im  Anschlüsse  an  die  Versammlung  bewerkstelligte 

Ausstellung. 


I.  Abtlieilung:  Ausstelluns;  der  Stadt  Stuttgart. 

A.    Städtisches  Tiefbauamt. 

1.  Das  neue  Stadterweiterungsproject  von  Stuttgart  im  Plane  und 
Relief  (Maassstab  1  : 2500  dargestellt)  mit  Begleitschrift  von  Stadt- 
baurath K  ö  1 1  e ; 

2.  der  neue  Uebersichtsplan  von  Stuttgart  im  Maassstabe  1:5000; 

3.  die  alten  Stadtpläne  vom  Jahre  1592  und  1807,  eine  grössere  Anzahl 
Skizzen  aus  dem  „alten  Stuttgart"  ; 

4.  die  Pläne  über  den  Bau  des  Schwabstrassentunnels  nebst  einem 
Modell  vom  Südportale  desselben; 

5.  ein  Uebersichtsplan  über  das  System  der  Canalisation  Stuttgarts; 

6.  einige  Detailpläne  über  die  Ausführung  eines  längeren  CanalstoUens 
(unter  dem  Güterbahnhofe); 

7.  ein  Uebersichtsplan  über  den  Betrieb  der  Hauscanalreinigung; 

8.  desgleichen  über  den  Betrieb  der  Strassenreinigung; 

9.  desgleichen  über  den  Betrieb  der  Abfuhr  des  Hauskehrichts; 

10.  die  auf  der  Wiener  landwirthschaftlichen  Ausstellung  prämiirten 
Pläne  über  die  Entfernung  und  Verwerthung  der  Fäcalien  in 
Stuttgart; 

11.  Projecte  über  die  Anlage  einer  Poudrettefabrik  für  Stuttgart. 

B.    Städtisches  Hochbauamt. 

Darstellung  der  Schulgebäude,  und  zwar 

1.  Karlsgymnasium  erbaut  1883/85 

2.  Realschule   1874/76 

3.  Neue  Realschule   1894/95 

4.  Jakobsschule  (Volksschule)   1884/86 

5.  Stöckachschule  (Volksschule)   1876^78 

6.  Volksschule  in  der  Karls vorstadt   1877/78 

7.  Johannesschule  (Volksschule)   1873/74 

8.  Römerschule  (Volksschule)   1888/90 

9.  Schulhaus  im  Vororte  (iablenberg   1891/92 

10.  Pläne  und  Photographien  über  die  neuen  Spital  arm  anbauten  an 
der  Tunzhoferstrasse ; 

11.  desgleichen  über  die  Friedhofanlage  mit  Capelle  auf  der  Prag; 
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12.  Zeicliniingeu  über  das  Feuerwehrgebäude  in  Stuttgart,  in  der 
Karlsvorstadt  und  in  Gableuberg. 

13.  Perspectiven  über  den  städtischen  Latrinenhof  und  die  städtische 
Gewerbehalle. 

C.    Bauamt  der  städtischen  Wasserwerke. 

1.  Pläne  über  die  Anlage  der  Quellwasserversorgung  (Queli- 
fassungen,  Sammelreservoire); 

2.  desgleichen  über  die  Nutzwasserversorgung  und  zwar: 

a)  mit  Seewasser  (Seenanlage  im  Köuigl.  Parke,  Canalstollen,  Filter- 
und  Eesei'voiranlage  auf  dem  Hasenberge : 

b)  mit  ]S  eckarwasser  (Filter-  und  Pump  Werksanlagen  mit  Wasserkraft. 
Dampfbetrieb  in  Berg,  Hauptreservoir  auf  dem  Ameisenberge- 
Pumpwerksanlagen  für  die  obere  Versorgungszone; 

3.  Betriebsresultate  von  1890  bis  1894; 

4.  Bacteriologische  Untersuchungen  der  Wasserproben. 

II.  Abtheilung-:  Staatliche  Verwaltungen. 
A.    Ausgestellt  von  der  Königliclien  Domänendirection. 

1.  Pläne  über  das  König  Karlsbad  in  Wildbad; 

2.  Pläne  über  die  psychiatrische  Klinik  in  Tübingen. 

B.    Ausgestellt  vom  Königliclien  Ministerium  des  Innern. 

3.  Relief  und  Zeichnungen  über  die  Ausführung  der  württembergischeii 
Alb  Wasserversorgung,  der  Versorgung  des  Härdtsfeldes ,  des 
Aalbuches  und  des  Heuberges  mit  Trinkwasser. 

C.   Ausgestellt  von  der  Königl.  Generaldirection  der  Württem- 
bergischen  Staatseisenbahnen. 

4.  Entwürfe  über  die  Bedienstetenwohnungen  auf  der  Prag  und 
an  der  Bahnhofstrasse. 

III.  Abtheilung:  Private  Anstalten  und  Vereine. 

1.  Pläne  und  Photographieen  des  neuen  Schwimmbads; 

2.  Pläne  und  Photographieen  des  Arbeiterheims; 

3.  Billige  Familienwohnungen  (Etagengebäude)  des  Wohnungs- 
vereins ; 

4.  Zeichnungen  und  Photographieen  über  die  Colonie  „Ostheim'^ 
nebst  einer  Schrift  vom  Hofrath  Pfeiffer. 


Mitglieder 

des 

Deutschen  Vereins  für  öffentliche  Gesundheitspflege  im 

Jahre  1895. 


A.    Allgemeine  Uebersicht. 
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Königreich  Preussen: 

1.  Provinz  Ostpreussen  .  .  . 

2.  „       Westpreussen  .  . 

3.  „       Brandenburg    .  . 

4.  „       Pommern  .... 

5.  „       Posen  , 

6.  „       Schlesien   .  .  .  .  , 

7.  „       Sachsen  - 

8.  „       Schleswig -Holstein 

9.  „      Hannover  .  .  .  .  , 

10.  „       Westphalen  .  .  .  , 

11.  „      Hessen -Nassau 

12.  Rheinprovinz  , 

13.  Hohenzollern  , 

Königreich  Bayern  
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B.  Namensverzeichniss. 

Die  mit  *  versehenen  Namen  bezeicbnen  die  beim  Congresse  1895   in  Stuttgart 

anwesenden  366  Mitglieder. 


Wohnort 


Namen  und  Stand 


München 


Ehrenmitglied: 

V.  Pettenkofer,  Max,  Dr.,  Professor,  Geheime- 
rath, Geh.  Ober-Med.-Rath. 


Kölligreich  Preussen. 


Goldap 
Preussisch  Holland 
Königsberg  i.  Pr. 


Rastenburg 
Tilsit 


Provinz  Ostpreussen. 

Liedke,  E.,  Dr.,  Kreisphysicus. 
Beeck,  Dr.,  Sauitatsrath,  Kreisphysicus.  f  1895. 
Stadtgemeinde ,  Vertreter:  Stadtbaurath  Nau- 
mann. 

V.  Esmarch,  Dr.,  Professor  der  Hygiene. 
Meschede,  Dr.  med.,  Professor,  Director  der 

städtischen  Krankenanstalt. 
Seydel,  Karl,  Dr.  med.,  Professor. 
Papendieck,  Dr.,  Kreisphysicus. 
Stadtgemeinde ,  Vertreter:  Oberbürgermeister 
T  h  e  s  i  u  g. 

Wolffberg,  Siegfried,  Dr.,  Kreisphysicus. 


Culm 
Danzig 


Provinz  Westpreussen. 

Steiuberg,  Bürgermeister. 
Stadtgemeinde . 

Ahegg,  Heinrich,  Dr.,  Geh.  Sanitäts-  und  Medi- 

cinalrath. 
Althaus,  Dr.  med. 
.Berenz,  Emil,  Kaufmann. 
Berg  er,  J.  J.,  Fabrikant. 

Bornträger,  J.,  Dr.,  Regierungs-  und  Medi- 

cinalrath. 
Damme,  R.,  Commerzienrath. 
Farne,  Dr.,  Kreisphysicus. 
Freitag,  Dr.  med. 
Freymuth,  Dr.,  Kreisphysicus. 
Glaser,  Dr.,  Sanitätsrath,  Kreisphysicus. 
Gronau,  Hermann,  Kaufmann,  Stadtrath. 
Hinze,  Dr.,  Oberstabsarzt  a.  D. 
Kunath,  Ernst,  Director  der  Gas-  und  Wasser- 
werke. 

Piwko,  Theophi],  Dr.  med. 
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Wohnort 


Namen  und  Stand 


Danzig 


Elbiug 

Langfuhr 
Marienwerder 
Schwetz  a.  \V. 
Thoru 


Rickert,  H.,  Stadtrath. 

Scheele,  Leo,  Dr.  med. 

Semon,  Dr.,  Sanitätsrath,  Kreiswundarzt. 

Wendt,  Rudolf,  Stadtrath. 

Stadtgemeinde. 

Bleyer,  Dr.  med. 

Otto,  Ernst,  Stadtbaumeister  a.  D. 

Barnick,  Dr.,  Reg.-  u.  Medicinalrath. 

Grünau,  Dr.,  Director  der  L-renanstalt. 

Stadtgemeinde. 

Stadtgemeinde. 


Provinz  Brandenburg. 

Berlin  Assmann,  Ernst,  Dr.  med. 

*  Bäck  1er,  Max,  Stenograph. 
Baginsky,  A.,  Dr.  med.,  Professor,  Director  des 

Kaiser-  und  Kaiserin  Friedrich-Krankenhauses. 
Becker,  Karl,  Ingenieur. 

V.  Bergmann,  Ernst,  Dr.,  Professor,  Geh.  Me- 
dicinalrath. 
Blankenstein,  Hermann,  Stadtbaurath. 
Boerner,  G.,  Fabrikbesitzer,  königl.  Handels- 
richter. 

Boerner,  Oscar,  Installateur. 
Böhm,  Julius,  Stadtrath. 

Büsing,  Professor  a.  d.  technischen  Hochschule. 
Burchardt,  Dr.,  Professor,  Oberstabsarzt. 
Calliess,  F.,  Dr.,  Apothekenbesitzer. 
Centraiverband  der  Haus-  und  städt.  Grund- 
besitzer-Vereine Deutschlands. 
Cuntz,  Friedi'ich,  Ingenieur. 
Ehrenhaus 3  S.,  Dr.,  Sanitätsrath. 
.  Frankel,  Bernhard,  Dr.,  Geh.  Sanitätsrath,  Prof. 
Fürstenheim,  Ernst,  Dr.  med. 
Gersbach,  Robert,  Hygienetechniker. 
Grohn,  Regierungsbaumeister. 
Grove,  David,  Ingenieur  u.  Fabrikbesitzer. 
Grove,  Henry,  Ingenieur. 
Grub,  F.,  Oekonomierath. 

Güterbock,  Paul,  Dr.,  Med.-Rath,  Privatdocent. 

*  Guttstadt,  Albert,  Dr.  med.,  Professor. 
Hempel,  M.,  Givil-Ingenieur. 
Henneberg,  R.,  Commerzienrath,  Ingenieur. 
Herzberg,  A.,  Ingenieur,  königl.  Baurath. 
Hinckeldeyn,  Karl,  königl.  Geheimer  Baurath, 

Vortragender  Rath  im  Ministerium. 
Hobrecht,  Wirkl.  Geh.  Rath,  Excellenz. 
Hobrecht,  James,  Dr.  med.,  Baurath. 
Hoffmann,  Paul,  Ingenieur. 
Kalischer,  Gustav,  Dr.  med. 
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Wo  h  n  0  r  t 


Namen  und  Stand 


Berlin 


Kampffmeyer,  Wilhelm,  Lederfabrikant. 

Kastan,  Isidor,  Dr.  med. 

Koch,  Robert,  Dr.,  Prof.,  Geh.  Med.-Rath. 

*  Koehler,  Dr.,  Director  d.  k.  Gesundheitsamtes. 
Königs,  Dr.,  Geh.  Ober-Reg.-Rath. 

Kori,  H.,  Ingenieur. 
Lassar,  Oscar,  Dr.  med.,  Professor. 
Lewinstein,  G.,  Dr.,  Chemiker  und  Redacteur. 
Liebreich,  Oscar,  Dr.,  Professor. 
Lissauer,  A.,  Dr.,  Sanitätsrath. 

*  Marggraff,  Stadtrath. 

Mehlhausen,  Gust.,  Dr.,  Geh.  Ober-Med.-Rath. 
Mendel,  Emanuel,  Dr.  med.,  Professor. 
Mennicke,  C,  Ingenieur. 

Merke,  Heinrich,  Verwaltungsdirector  des  städt. 

Krankenhauses  Moabit. 
Oldendorff,  A.,  Dr.,  Sanitätsrath. 
Opitz,  Dr.,  Generalarzt  und  Corpsarzt  des  III. 

Armeecorps. 
Orth,  A.,  Dr.  phil.,  Professor,  Geh.  Reg.-Rath. 

*  Pannwitz,  Gotthold,  Dr.,  Stabsarzt. 
Pasch,  Max,  Verlagsbuchhäudler. 

Petri,  Dr.  med.,  Reg.-Rath,  Mitglied  des  kaiser- 
lichen Gesundheitsamtes. 

*  Pistor,  Dr.,  Geheim.  Med.-Rath,  Vortragender 

Rath  im  Cultusministerium. 
Purschian,  Ernst,  Ingenieur. 

*  Reinhardt,  Dr.  med. 

Riess,  Leopold,  Dr.,  Director  des  städtischen 
Krankenhauses. 

Rietschel,  Hermann,  Geheim.  Reg.-Rath,  Pro- 
fessor an  der  technischen  Hochschule. 

Rohrbeck,  Hermann,  Dr.,  Fabrikant. 

Rohrbeck,  Julius,  Kaufmann. 

Rose,  Hermann,  Director  der  New -Yorker  Ger- 
mania. 

Rothe  Kreuz,  Centraiorgan  für  die  deutschen 
Wohlfahrts-  u.  Wohlthätigkeitsbestrebungen. 

Salkowski,  Ernst,  Dr.  med.,  Professor. 

Schacht,  Karl,  Dr.,  Med.- Assessor,  Apotheken- 
besitzer. 

Schaper,  Dr.,  Generalarzt,  Aerztl.  Director  der 
Charite. 

Schmieden,  Otto,  königl.  Baurath. 

Schulz,  Matthias,  Dr.,  Sanitätsrath,  Stadtphysicus. 

Seil,  Eugen,  Dr.,  Prof,  Geh.  Regierungsrath, 

Mitglied  des  kaiserl.  Gesundheitsamtes. 
Spinola,  Bernhard,  Geh.  Ober-Reg.-Rath. 
Struck,  Dr.,  Geh.  Ober-Reg.-Rath,  Generalarzt. 
Thier  fei  der,  Hans,  Dr.,  Privatdocent. 
Tiemann,  Ferdinand,  Dr.,  Professor. 
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146 
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Ulli  es,  E.,  Kammergerichtsrath. 
Veitmeyer,  Civiliugenieur. 
Virchow,  R.,  Dr.,  Professor,  Geh.  Med.-Rath. 
Wasserfuhr,  Dr.,  Generalarzt,  kaiserl.  Ministe- 
rialrath  a.  D. 

*  Wernich,  A.,  Dr.,  Reg.-  u.  Med.-Rath. 
Wiehert,  königl.  Geh.  Ober-Baurath. 
Wiener,  Gustav,  Dr.  med. 

Würzburg,  Arthur,  Dr.,  Bibliothekar  im  kaiserL 

Gesundheitsamte. 
Stadtgemeinde. 

*  Stadtgemeinde,   Vertreter:  Oberbürgermeister 

Fritsch  e. 

*  Stadtgemeinde,  Vertreter:  Stadtbaurath  Bre dt- 

Schneider. 
Hartmanu,  Konrad,  Professor,  Reg.-Rath  und 

ständiges  Mitglied  des  Reichs -Versicherungs- 

amtes  zu  Berlin. 
Hirsch,  L.,  Dr.,  Geh.  Sanitätsrath. 

*  Jastrow,  Dr. 

Kühne,  Dr.,  Oberstabsarzt  a.  D. 

Schomer,  Wirkl.  Geh.  Ober-Finanzrath  u.  Gene- 

ralsteuerdirector. 
Waldsohm idt,  J.,  Dr.  med. 
Stadtgemeinde. 

*  Goepel,  H.,  Dr.,  Geh.  Sanitätsrath. 
Tietze,  Dr.,  Kreisphysicus. 

Wiebecke,  Bruno,  Dr.,  Regierungs-  und  Geh. 

Mediciualrath. 
Voit,  W.,  Ingenieur. 

Roth,  L. ,  königl.  Eisenbahnbau-  und  Betriebs- 
inspector. 
Albrecht,  Heinrich,  Dr.  phil. 
Stadtgemeinde. 

Friedrich,  Hugo,  Dr.,  Kreisphysicus. 
Stadtgemeinde. 

Jaeckel,  Ernst,  Dr.,  Stabs-  und  Bataillonsarzt. 
La  Pierre,  Paul,  Dr.  med. 
Stadtgemeinde. 

Grosser,  Julius,  Dr.,  Sanitätsrath. 
Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege. 
Heise,  Dr.,  Sanitätsrath,  Kreisphysicus. 
Hobrecht,  Max,  Kaufmann. 
*  Weigand,  Regierungs-Baumeister. 
L  a  eh  r ,  Dr.,  Geh.  Sanitätsrath,  Director  des  Asyls 

Schweizerhof. 
Michaeli,  Wilhelm,  Dr.  med. 
Stadtgemeinde. 
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XX.  Versammlung  des  Deutsclien  Yei-eins 


VV  0  11  U  ü  1  L 

Namen  und  Stand 

Provinz  Pommern. 

147 

Alt -Damm 

Koester,  Paul,  Apotheker. 

148 

Bergquell-Frauendorf 

Zenker,  Dr.,  Sanitätsrath. 

149 

Grabow  a.  d.  0. 

Binder,  Arthur,  Dr.  med. 

150 

» 

Wels  V.  Liszewski,  R.,  Ingenieur. 

151 

•  Greifswald 

Loeffler,  F.,  Dr.,  Professor  der  Hygiene. 

152 

Stargard 

Pehlemauu,  Oberbürgermeister. 

153 

Stettin 

Brand,  Ernst,  Dr.,  Geh.  Sanitätsrath. 

154 

II 

V.  Lancizolle,  Adolf,  Regierungs-  u.  Baurath. 

155 

Stolp 

Schwarz,   Dr.  med.,  Director   des  städtischea 

Schlachthofes. 

156 

Stralsund 

Stadtgemeinde. 

157 

V.  Haselberg,  Dr.,  Sanitätsrath,  Regierungs-  und 

Medicinalrath. 

1  FIR 

U  cOUCI  III UJJUc 

T\  Ti  f»  f>  Vi  +     A      Hv      Dirpr^tfiT  dpr  Pommerscheii 

Ii.  II  C      il  U  ,     I\  .  ,     IJ  l  .  ,      X/II  CwLUl     UCI     X  wü^ixii^x  a\jLi.\,^^ 

Provinzial-Irrenanstalt. 

Provinz  Posen. 

159 

Bromberg 

Stadtgemeinde. 

160 

« 

Jacob y,  Moritz,  Dr.,  Geh.  Sanitätsrath. 

161 

Inowrazlaw 

Forner,  Robert,  Dr.  med. 

162 

Posen 

Gerönne,  Tb.,  Dr.,  Reg.-  u.  Medicinalrath. 

1  RC! 

iüö 

n 

M  fi  Ti Iri  p  wi  p  7  Dl"    Mpdicinalassessor,  Aüotheken- 

besitzer. 

1  RA 

1d4 

n 

W  i/AVi£i-t*1ri^win7    T^rilAolnv    Wv  SuTiitätsrath.. 

Professor. 

Provinz  Schlesien. 

165 

Beuthen 

Stadtgemeinde. 

166 

n 

Stadtgemeinde. 

167- 

n 

Stadtgemeinde. 

168 

Breslau 

*  Stadtgemeinde,  Vertreter:  Stadtrath  Bock. 

169 

n 

*  Stadtgemeinde,  Vertr.:  Stadtbaurath  v.  Scholtz. 

170 

n 

Alexander,  Konrad,  Dr.  med. 

171 

Asch  sen.,  Dr.  med. 

172 

I) 

Bluhm,  W.,  Apotheker. 

173 

n 

Buchwald,  Dr.  med.,  Privatdocent. 

174 

» 

*  Pick  er,  K,  Dr.,  Volontärarzt  am  hyg.  Institut. 

175 

» 

*  Flügge,  0.,  Dr.,  Geh.  Med.-Rath, Prof.  d.  Hygiene. 

176 

n 

Förster,  Dr.,  Professor,  Geh.  Medicinalrath. 

177 

n 

Friedländer,  II.,  Dr.  med. 

178 

n 

Holdefleiss,  Dr.,  Professor,  Director  d.  land- 

wirthschaftlichen  Instituts  der  Universität. 

179 

» 

Hulwa,  F.,  Dr.  phii.,  Chemiker. 

180 

Jacobi,  .1.,  Dr.,  Sanitätsrath,  Polizei-Stadtphy- 

sicus,  Privatdocent. 

181 

D 

Kaerger,  C.  H.  L.,  Kaufmann. 

182 

» 

Kast,  Alfred,  Dr.  med.,  Professor. 

für  öfi'entliche  Gesundheitspflege  zu  Stuttgart. 
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Wohnort 

Namen  und  Stand 

1 

xDrcsiaU 

IXOIilCl,    lIlGütiUl,  Uv ,  IilcU, 

IßJ. 

n 

IVi  (3 1 H  G  C  K  6  11«,    VV  aSScI  lUeSbcl  -l*  HUI  ilVcillL-. 

lOcl 

n 

Ivl  11  1  Itii'        Inltiici  Ay\/^4'Jio1^/1'1' 
iTi.  U  1 1  c  1  j  d  Uli Uö,   xVpU lllcii.tJl  . 

n 

Xl       O  C;  IIJ  et  U  JX  j    xJl.         JUC^^il  iVSpU     D  1  Lf  U  >S> 

n 

X  UlcKj    J.llt;ULlülj   J-'l  .j  Ufcll,  XbuUIi,  JTlUl.  U..  Vyllcmic 

xoo 

n 

jroiiiicKj  1^1. j  ivieQ,-ix<iin j  irioiessür. 

IftQ 

xO^J 

» 

ooniTiicUci,  üi Lxiurj  X/r.j  ijezii Kspiiyan-'Uo» 

IQO 

LV\J 

o  1  in  0  n ,  xiernianD,  1^1,  nieu. 

1  Q1 

oiiuiscn,  OciijitapLsraLD. 

» 

XUcpilbZ^    ±11. f   Xyl.  II16U.> 

193 

n 

TT  Xv^lXl^Xj          X  •    IIX  CLl.j    J.  lUll^SOUI* 

194 

A  f  1  P 1 1,    rr     T)t  T^^rpiQwnnflaryf 

^          ^  j     V  ■  j    Xy  -^t)    Xl.ldOW  IXXXUCiX  Ct\it 

n 

-L/  U  X  1  O  11  )   Ota.U  LUcllll  eil  II* 

196 

(rlnO'fl  11 

V_l  ILf  g d.  u 

St'ji  H    o*fnn  lai  n  rl  0 

Kj  LiCbU.  CXXXCXxXLt.t7a 

197 

n 

10  bCtLLU^ClllcllJ.LLC* 

198 

n 

tj  u  III  d u u ,  jL^i odiiiiLaisi  uirii,  Ji.1  eispnysicuB. 

199 

Görbersdorf 

H, ö  TTi  n  1  P  T     Ot*     FiiTPr'fni'  pitipt*  TTpilancifnlf 

X.K \j  XXX      X  O  X  j    X^X  tj    XJ  1L\Z\jK>\JI.     dliC/X     XX.C/liCiLl  o  LcvL  u> 

200 

)j 

*  W  PI  f,  Ic  P  r     T)t     m  pfl      l~)iT*pptnv    rlpi»    I-TpiI  q  n  q+q  1  f 

IT    \^XVyX\.^Xf      JVX  •      IXXC  vi.  j      X^IX  Cl^bUX       vlC/X       XJ.CXXCI1U  D  l>Ctl  Ij 

1  oiXiXi  X.  ix\_fivicri  • 

201 

Görlitz 

OtciU.LgtJXllt3XXXU.t3  ^    V  erLl ,  .    OLaClLDaU.1  alU    ixU  Däl  6. 

202 

Alexander -Katz,  B.,  Dr.,  vereideter  Gerichts- 

cheraiker  und  Leiter  der  landwirthschaftlicheu 

T  uX  o             OO  LCti  L'XL/ Li  • 

203 

Ii  <i  u  1  u  d  u  III ,  Iva!  j,  jjr.  meci. 

204 

Gross  -  Strelitz 

1    n  1  P  Tl  P  1        1)»'        I^T*Pi  ci  «m  Tl  rl  o"i»r»f 

xxxxcxxtrXj   x^i.j   lilcJovV  UliUai  Zt. 

205 

JjfinVlRpliiity 

*^  V-/        O  \^  J_l  W, 

Aiscnei,  ui.,  (jren.  oan.-Katn,  Kreisphysicus. 

206 

Liesfnitz 

St£L(it2rein  ein  d 

207 

Mittelneuland 

zjiujintjiiiiciiin,    VV.,    xngenieul    und  raoriK- 

Desitzei . 

208 

Muskau 

ivxeyen,  ueorg,  ur.,  üreispnysicus. 

209 

Oels 

Pli"?!  H    er CkTVi  Ol  n  /1 0 

KJ  liC4;Ll  bgCXXlt?XXXU.t?« 

210 

Oppeln 

Roth    E    Dr    Hpo--  n    Mprl -T?5ifli 

\_»  u  ix  ,               J--'X        J.tCg,       LI.  ITXCLI.-Xtclüll, 

211 

Ratibor 

Arnstein,  Dr.  med. 

212 

Rybnick 

Ostmann,  Dr.,  öanitätsrath,  Kreisphysicus. 

213 

Salzbrunn 

Nitsche,  J.,  Dr.,  Sanitätsrath. 

214 
215 

■^le 

217 
218 
219 
220 
221 
222 
223 
224 

225 


Aschersleben 
Erfurt 


Halberstadt 


Provinz  Sachsen. 

Stadtgemeinde. 

*  Stadtgemeinde,  Vertr.:  Stadtbaurath  Kickton. 
Gel  in  er,  Dr.  med. 

*  Heydloff,  Dr.,  Kreisphysicus. 

*  Kickton,  Hermann, ■  Stadtbaurath. 
Kortüm,  Stadtbaurath. 
Lange,  Bürgermeister. 

*  Loth,  Richard,  Dr.  med. 

Lucius,  Ferd.,  Geh.  Commerzienrath,  Stadtrath. 
Pippow,  Dr.,  Regierungs-  und  Medicinalrath. 

*  Stadtgemeinde,   Vertreter:  Oberbürgermeister 

B  0  e  d  c  h  e  r. 
Nagel,  Carl,  Di-,  med. 
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Wohnort 

Namen  und  Stand 

22o 

Ilalberstadt 

*  Ohrstiuanu,  Franz,  Kaufmann. 

227 

Halle  a.  d.  S. 

*  Stadtgemeinde,   Vortreter:  Oberbürgermeister 

S  tau  d  c. 

228 

)) 

*  Stadtgemeinde,    Vertreter:    Geh,  Sanitätsrath 

Dr.  G.  Ilüllmann. 

229 

Bacher,  Oscar,  Ober-Ingenieur. 

230 

» 

Fehling,  Dr.,  Professor  der  Geburtshülfe. 

231 

II 

Fraenkel,  Carl,  Dr.,  Professor  der  Hygiene. 

232 

11 

*  Genzmer,  li^wald,  btadtbaurath. 

233 

II 

Mekus,  Dr.  med. 

234 

II 

iiisei,  Dr.,  bauitatsrath,  Kreisphysicus. 

235 

n 

öteiuhaui,  rjQuard,  Maurermeister. 

236 

Heiligenstadt 

-  Stadtgememde,    N'ertreter:   Kreiswundarzt  Dr. 

vV  ei  n r  1  c  b. 

237 

11 

Stadtgemeinde. 

238 

« 

TT"                               TUT '11          T\           O         '  Ä."  M.           XI        TT"        *        1  ' 

Koppen,  Wilh.,  Dr.,  Sanitatsrath,  Kreisphysicus. 

239 

Hornburg 

Barn  er,  Fr.,  Dr.  med. 

240 

Langensalza 

Stadtgemeinde. 

241 

Magdeburg 

*  Stadtgememde ,  \  ertreter :  Oberbürgermeister 

Schneider. 

242 

n 

*  Stadtgememde,  Vertr. :  Stadtrath  Dr.  Fol  sehe. 

243 

II 

*  Stadtgemeinde,  Vertreter :  Stadtbaurath  Peters. 

244 

n 

Ardnold,  Stadtrath,  Fabrikbesitzer. 

245 

II 

Aufrecht,  F,manuel,  Dr.,  banitatsratn. 

246 

11 

T»              1         1              IT         1      T~»         1"^     1        'II           *  J. 

Bartels,  Karl  P.,  1< abrikbesitzer. 

247 

n 

Bethe,  Alexander,  Generaldirector. 

248 

11 

Boehm,  L.,  Dr.,  Med.-Rath,  Kreisphysicus. 

249 

» 

Brill,  Carl,  Dr.  med. 

250 

Busse,  Paul,  Dr.  med. 

251 

J) 

Colberg,  Director  des  stadtischen  bchlacnt-  u. 

Viehhofes. 

252 

n 

Dahlmann,  Franz,  Dr.  med. 

253 

J) 

-r-i                       1                           ■    1             ITT          TX                 1     '1             A             J  1     _  1  ■  -  ■■- 

Danckworth,  W.,  Dr.  phil.,  Apotheker. 

254 

n 

Dieckmann,  Adolf,  Director  der  stadt.  Gas- 

und  Wasserwerke. 

255 

n 

Derendorf,  Max,  Architekt. 

256 

n 

Dschenfzig,  Theodor,  Kautmann. 

257 

Dulon,  Max,  Stadtrath,  Fabrikbesitzer. 

258 

n 
ji 

Fleck,  Julius,  Dr.,  Oberstabsarzt  a.  D. 

259 

» 

Focke,  Hermann,  Dr.,  Apotheker. 

260 

n 

Foerster,  Hermann,  Rentner. 

281 

n 

Fritzsche,  Karl,  Dr.,  Generalarzt  a.  D. 

262 

n 

Grape,  Otto,  Apotheker. 

263 

Grunwald,  Lmil,  btadtratu,  i< abriKoesitzer. 

264 

•n 
n 

Habs,  Rudolf,  Dr.  med. 

265 

Haertel,  Karl,  Baumeister. 

266 

n 
n 

*  Hirsch,  Dr.,  Reg.-  u.  Geh.  Medicinalratn. 

267 

71 

J  a  c  0  b  y  ,  Ernst,  Kaufmann. 

268 

Jansen,  J.,  öiani-ijauiuspcoLui. 

269 

Kaempf,  Albrecht,  Dr.  med. 

270 

•n 

Kessler,  Georg,  königl.  Polizei-Präsident. 

! 

für  öffentliche  Gesundheitspflege  zu  Stuttgart. 
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M 

Wohnort 

Namen  una  ocana 

OTT 

271 

A/To  /v/1  0!"^  n  VfT 

Koch,  Ernst,  Dr.  med. 

070 

M  a  n  e  c  k  e ,  J.,  Apotheker. 

n 

Mo  eil  er,  Richard,  Dr.,  Oberarzt  des  Kranken- 

n 

hauaes  Altstadt. 

07/1 

" 

Mohr    Dr  med. 

07fi 

n 

Müller,  Paul,  Apotheker. 

Oehler,  A.,  Dr.,  Stadtrath. 

077 

n 

Oehmicben,  Richard,  Chemiker. 

07Q 

n 

Paul,  Wilhelm,  Fabrikant. 

07Q 

n 

Purcel,  F.,  Fabrikant. 

n 

R  a  s  s  m  u  s ,  Adolf,  Stadtrath. 

OSI 

n 

Reichardt,  Hermann,  Stadtrath. 

OSO 

Robitzsch,  Hans,  Dr.  med. 

n 
n 

R  0  e  b  e  r ,  Rudolf,  Dr.,  Oberstabsarzt  a.  D. 

n 

*  Rosenthal,  Ernst,  Dr.  med. 

285 

n 

Rudolph,  Otto,  Dr.  med. 

28Ü 

n 

Schneider,  Carl,  Dr.  med. 

287 

n 

Schneider,  Eduard,  Rentner. 

288 

n 

Schneider,  Gr.,  Commerzienrath. 

289 

n 

Schreiber,  Andreas,  Dr.  phil.,  Professor. 

290 

n 

Schreiber,  Paul,  Dr.  med. 

291 

» 

Schumann,  Th.,  Dr.  med. 

292 

S endler,  Paul,  Dr.  med. 

293 

n 

Send  1er,  Theodor,  Dr.,  Geh.  Medicinalrath. 

294 

n 

Sepp,  Hermann,  Dr.  med. 

295 

n 

Silber  gleit,  Director  des  statistischen  Amtes. 

296 

n 

Skalweit,  A.,  Geheimer  Baurath. 

297 

n 

Sombart,  C.  M.,  Rentner. 

298 

ji 

Stettin,  Adolf,  Krankenhaus-Inspector. 

299 

n 

Storbeck,  Andreas,  Dr.  med. 

300 

Thür,  Georg,  Regierungs-  und  Baurath. 

301 

n 

T  0  e  e' e  1 ,  Max.  Dr.  med. 

302 

n 

Unver rieht,  Heinrich,  Dr.,  Prof.,  Medicinalrath. 

303 

n 

Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege. 

304 

n 

Winkler,  E.,  Kaufmann. 

305 

Zwicker,  Gerichts-Assessor. 

306 

Merseburg 

Horn,  Ale.xander,  Landbauinspector. 

307 

n 

Penkert,  Karl  Ludolf,  Dr.,  Sanitätsrath,  Kreis- 

physicus. 

308 

Mühlhausen 

*  Stadtgemeinde j    Vertreter;    Zweiter  Bürger- 

meister V.  Buschmann. 

309 

Städtischer  Verein,  Vertreter:  Stadtverord- 

neter Wiesenthal. 

310 

71 

*  KamDfhenkel  Stadt.baurath 

311 

K  0  e  t  h  e  ,  Gustav,  Fabrikbesitzer. 

312 

n 

*  Walther,  Gustav,  Stadti-ath. 

313 

?> 

Zimmermann,  Hermann,  Dr.,  Sanitätsrath. 

314 

Naumburg  a.  d.  S. 

Stadtgemeinde. 

315 

Breslau.    Geh    Reffieruno^srath .  Oberbüvo'pr- 

meister  a.  D. 

316 

Köster,  Dr.,  Geh.  Sanitätsrath. 
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Wohnort 

Namen  und  Stand 

317 

Nordhausen 

Hasse,  Oscar,  Dr.  med. 

318 

Quedlinburg 

Stadtgemeinde. 

öl9 

Sangerhausen 

Knoblodt,  Bürgermeister. 

320 

Schönebeck 

bcnulze,  Dr.,  btabsarzt  a.  D. 

321 

Torgau 

(jrettwart,  Dr.  Kreisphysicus. 

322 

TT    Ii  • 

Uchtsprmge 

Alt,  Konrad,  Dr.  med. 

323 

Weissenfeis  a.  S. 

*  S.tadtgememde,  Vertreter:  iJurgerm.  Falks on. 

324 

n 

Hachtmann,  uustav,  Dr.,  banitatsrath. 

» 

V.  Richter,  Landrath. 

326 

n 

*  Rothe,  Stadtrath  und  Fabrikbesitzer. 

327 

Wolmirstedt 

Holthofl,  Dr.,  Kreiswundarzt. 

328 

Zeitz 

*  Stadtgemeinde,  Vertr. :  Bürgermeister  Arnold. 

Provinz  Schleswig-Holstein. 


Altona 


Blankenese 
Flensburg 
Kiel 


Oldesloe 
Schleswig 


*  Stadtgemeinde,  Vertreter:  Geh.  Regierungsrath 

Bürgermeister  Rosenhagen. 

*  Stadtgemeinde,  Vertr.:  Senator  Dr.  Harmsen. 

*  Brix,  J.,  Stadtbaurath. 

Cammerer,  Dr.,  Generalarzt  des  IX.  Armeecorps. 

*  Ne bring,  Max,  btadtbau-Inspector. 
Petersen,  A.,  Architekt. 

*  Stahl,  Berthold,  Stadtbaurath. 

*  Wallichs,  Dr.,  Geh.  Sanitätsrath,  Kreisphysicus. 
Wolff,  C.  H.,  Apotheker,  Medicinal- Assessor. 
Deneke,  Karl,  Dr.,  Kreisphysicus. 

*  Stadtgemeinde,  Vertr. :  Oberbürgermeister  Fuss. 
Ahlmann,  Wilhelm,  Dr.,  Banquier. 
Bockendahl,  Dr.,  Prof.,  Reg.- u.  Geh.  Med.-Rath. 
V.  Esmarch,  Dr.,  Professor,  Geh.  Med.-Rath. 
Fischer,  Bernhard,  Dr.,  Professor  der  Hygiene. 

*  Fuss,  Paul,  Oberbürgermeister. 

Heller,  Arnold,  Dr.,  Professor  de.-  Medicin. 
Joens,  Dr.,  Sanitätsrath,  Kreisphysicus. 
Kraus,  Regierungsrath  a.  D. 
Neuber,  G.,  Dr.  med. 

Pippig,  R.,  Ingenieur,  Director  der  städtischen 
Gas-  und  Wasserwerke. 

*  Schweitzer,  W.,  Königl.  Baurath. 
Wichmann,  H.,  Stadtrath. 
Hirsch,  G.  A.,  Baumeister. 

B  e  i  s  s  n  e  r ,  Reg.-  u.  Baurath. 


Provinz  Hannover. 


354  Emden  Stadtgemeinde. 

355  Freden  HoffmeiRter,  Dr.  med. 

856  Göttingeu  *  Stadtgemeinde,  Vertr.:  Senator  Dr.  jur.  Riss- 

ra  ü  1 1  e  r. 

357  ^  Breymann,  Hans,   Kreisbauinspector ,  Univer- 

sitätsarchitekt. 
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Wo  h  n  o  r  t 


Namen  und  Stand 


358 
359 
3(iO 
361 
362 
363 

364 
365 

366 
367 
368 

36^ 
370 

371 
372 
373 
374 
375 
376 
377 
378 
379 

38.  * 
381 
38'! 
383 
3^4 
385 
386 

387 
388 

389 
390 
391 

392 
393 

394 

39.  ) 

396 
397 
398 
399 


Göttingen 


Goslar 
Hannover 


Hildesheim 


Ilten  bei  Lehrte 


Ebstein,  W.,  Dr.,  Prof.,  Geh.  Medicinalrath. 
Fischer,  Ferdinand,  Dr.  phil. 
Reichen b ach,  Hans,  Dr.  med, 
Schmidt-Rimpler,  H.,  Dr.  med.,  Professoi*. 
Wengler,  Richard,  Dr.,  Kreisphysicus. 
Wolffhügel,   Gustav,  Dr.,  Professor  der  Hy- 
giene. 

Schumacher,  Adolf,  Apotheker. 

*  Stadtgemeinde,  Vertreter:  Stadtbaurath  Bokei- 

ber g. 

*  Stadtgemeinde j  Vertreter:  Stadtsyndicus  Eyl. 

*  Stadtgemeinde,  Vertreter:  Senator  Fink. 
Adickes,  Richard,  Dr.,  Sanitätsrath,  Kreis- 
physicus. 

Becker,  H.,  Dr.,  Regierungs-  u.  Medicinalrath. 
Dam  mann,  Dr.,  Geh.  Reg.-  und  Medicinalrath, 

Director  der  königl.  Thierarzneischule. 
Drake,  August,  Dr.,  Sanitätsrath. 
Fischer,  Hermann,  Professor  am  Polytechnicum. 
F  r  i  c  k  e ,  Gustav,  Dr.  med. 
Gähde,  Dr.,  Generalarzt. 
Gr  ahn,  E.,  Civilingenieur. 
Gürtler,  Dr.,  Kreisphysicus. 
Hagen,  Baurath. 

Herold,  Bernhard,  Civilingenieur. 

Hüpeden,  PY,  Dr.,  Geh,  Medicinalrath. 

Knoeve  II  agel,  Albert,  Senator. 

Köllner,  Dr.,  Medicinalrath. 

Kraut,  K.,  Dr.,  Professor. 

Lessing,  Sigmund,  Dr.  med. 

Lohmann,  W.,  Dr.,  Sanitätsrath. 

Lüttich,  Bernhard,  Dr.  med. 

Lustig,  Dr.,  Professor  an  der  königl.  Thierarznei- 
schule, Departements-Thierarzt. 

Meyenberg,  S.  Alexander,  Dr.,  Sanitätsrath. 

JMussbaum,  Hans  Christian,  Docent  an  der  tech- 
nischen Hochschule. 

Oberdieck,  Wilhelm,  Dr.,  Sanitätsrath. 

Rieken,  August,  Stadtbaumeister. 

Riggert,  J.  H.,  Director  der  hannoverschen  Bau- 
gesellschaft. 

Schuster,  E.,  Geh.  Baurath, 

Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege, 
Vertr.:  Privatdocent  Stabsarzt  Dr.  M.  Kirch n er' 

Wülberu,  Otto,  Senator. 

Stadtgemeinde,    Vertreter:    Senator,  Polizei- 

director  Dr.  Gerland. 
Amme,  Ernst,  Apothekenbesitzer. 
Ott,  Willibald,  Dr.,  Oberstabsarzt. 
Schmidt,  Wilhelm,  Apotheker. 
Wahrendorff,  Ferd,,  Dr.,  Geh.  Sanitätsrath, 
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Wo  h  u  0  r  t 

Namenund  Stand 

400 

T^^fn'f  iTi  o*t;flm'f* 

Iv  Ö  v  t  i  M  O'    ,Toli     OVlPi*-  f  Ti  o*pn ipnr 

401 

IjGGr 

Stadteremeinde. 

402 

n 

Kirchhoff,  Dr.,  Geh.  Sanitätsrath,  Kreisphysicus. 

T  iTn  n  PTi 
J_j  1  Ii  LI  c  11 

Pl'f'fl  H  +  {yoTYi  Ol  n    o  ' 

4.04. 

XJ  u.ll<:7  u  U.1  ^ 

V^ollCtUl  UOlV 

"t*    fti'n  H  t"  cyCkTVl  Ol  Tl  H  O        Voi*fvo  +  PT  •      OllpvVtii  vrroi'Tnpiaf  oi« 
fJljCl<U.L^Clilt:?XllLlt7  ^       VtJlUlCbcl  >       V/UCl  ULII  gel  IIlclHbcl 

1  )l*     iVr  i\  1  1  m  nun 

406 

n 

Kirchner,  Alfred,  Dr.,  Stabsarzt. 

407 

Rehburg 

Kaatzer,  Peter,  Dr.,  Badearzt. 

408 

Sorsum 

Müller,  Wilhelm,  Oberamtmann. 

409 

Stade 

Stadtgemeinde. 

410 

Altena 

411 

Bielefeld 

412 

Bochum 

413 

)) 

414 

415 

Dortmund 

416 

417 

n 

418 

n 

419 

n 

420 

Hagen 

421 

n 

422 

n 

423 

n 

424 

Hattingen 

425 

Hörde 

426 

427 

Iserlohn 

428 

Lippstadt 

429 

Lüdenscheid 

430 

n 

431 

Minden 

432 

n 

433 

Münster 

434 

n 

435 

n 

436 

Senden 

437 

Siegen 

438 

Warstein 

Provinz  Westphalen. 


Eies,  Heinrich,  Dr.  med. 
Stadtgemeinde. 

*  Stadtgemeinde,  Vertr. :  Oberbürgermeister  Hahn. 

*  Stadtgemeinde,  Vertreter:  Stadtbaurath  Her- 

mann Bluth. 
Verein  für  Bergbau  u.  Guss  Stahlfabrikation. 

*  Stadtgemeinde,  Vertr.:  Stadtrath  Ostermann. 

*  Stadtgemeinde,  Vertreter:  Stadtbaurath  Marx. 

*  KuUrich,  Stadtbauinspector. 

Eeese,  Friedrich,  Director  des  städt.  Wasserwerks. 

V.  Rynsch,  Landrath. 

Stadtgemeinde. 

Bechem,  Adolf,  Ingenieur. 

Einbeck,  J.,  Ingenieur. 

Schaberg,  Dr.,  Sanitätsrath. 

Nauck,  Georg,  Dr.,  Kreisphysicus. 

Stadtgemeinde. 

Spring,  Heinrich,  Landrath. 

Stadtgemeinde. 

Schulte,  Th.,  Dr.,  Kreisphysicus. 
Kauert,  Dr,  med. 

Terfloth,  Gerhard,  Dr.,  Sanitätsrath,  Kreis- 
physicus. 
Stadtgemeinde. 

Rapmund,  0.,  Dr.,  Regierungs- u.  Medicinalrath. 
Stadtgemeinde. 

*  H  ö  1  c k  e  r ,  Bernhard,  Dr.,  Regierungs-  u.  Med.-Rath. 
König,  J.,  Dr.,  Prof.,  Director  der  agricultur- 

chemischen  Versuchsstation. 
Haendorf,  B. ,  Rector. 

*  Stadtgemeinde,  Vertreter:   Bürgerm.  Delius, 

*  Müller,  Julius,  Ingenieur. 


für  öffentliche  Gesundheitspflege  zu  Stuttgart. 
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Namen  und  Stand 


Provinz  Hessen-Nassau. 


Cassel 


Cronberg  i.  T. 
Frankfurt  a.  M. 


*  Stadtgenaeinde ,   Vertreter:  Oberbürgermeister 

Westerburg. 

*  Stadtgemeinde,   Vertreter:  Vicebürgermeister 

Dr.  Kn  de  mann. 

*  Stadtgemeinde,  Vertr.:  Stadtrath  J.  W.  Mollat. 

*  Stadtgemeinde, Vertreter :  Stadtbaurath  v.  Noel. 

*  Bezirks  verband    des  Regierungsbezirks 

Cassel,  Vertr.:  Landrath  v.  Dehn-Rotfelser. 

*  Bezirks  verband     des  Regierungsbezirks 

Cassel,  Vertreter:  Landesbaurath  Stiehl. 
Krause,  Gottfried,  Dr.,  Geh.  Medicinalrath. 
Lindner,  G.,  Dr.,  Generalarzt  a.  D. 
M  ä  r  k  1  i  u  ,  Dr.,  Geh.  Sauitätsrath. 

*  Stadtgemeinde,   Vertreter:  Oberbürgermeister 

Adickes. 

*  Stadtgemeinde,  Vertret.:  Stadtbaurath  Beutel. 
Andreae,  Jean,  Baukdirector. 

Askenasy,  Alexander,  Ingenieur, 
de  Bary,  J.,  Dr.  med. 
Behnke,  Stadtbaurath. 
Bockenheimer,  Dr.,  Sanitätsrath. 
Böttger,  Bruno,  Kaufmann. 
Braunfels,  Otto,  Banquier. 
Bresgen,  Maximilian,  Dr.  med, 
Cnyrim,  V.,  Dr.  med. 
Daube,  C,  Dr.  med. 
Edinger,  Ludwig,  Dr.  med. 
Engelhard,  Carl,  Apotheker. 
Fester,  Otto,  Dr.  med. 
Fresenius,  A.,  Dr.  med. 
Fromm,  J.,  Beerenweiuproducent, 
Gottschalk,  J.,  Dr.  med. 

Grandhomme,  Dr.,  Sanitätsrath,  Kreisphysicus. 
Grimm,  0.,  Stadtrath. 
Grünewald,  August,  Dr.  med. 
Guttenplan,  Julius,  Dr.  med. 
Harbordt,  A.,  Dr.  med. 
V.  Hergenhahn,  A.,  Polizeipräsident  a.  D. 
Herter,  Dr.,  Oberstabsarzt. 
Herxheimer,  S.,  Dr.,  Sanitätsrath. 
Herz,  Otto,  P'abrikant. 
Heussenstamm,  C,  Dr.,  Bürgermeister. 
Hirschberg,  Dr.  med. 
Hobrecht,  Heinrich,  Kaufmann. 
Holzmann,  Philipp,  Bauunternehmer. 
Horkheim  er,  Anton,  Stadtrath. 
Iluniser,  Dr.,  Justizrath,  Rechtsanwalt,  Stadt- 
verordnetenvorsteher. 
Kirberger,  Emil,  Dr.  med. 
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Wohnort 

Namen  und  Stand 

482 

Frankfurt  a  M 

Xi   X  eil  I-l  EV  lilAJ-U     etil  XI 

X  1  i  n  or  0 1  Ii  ö  i  1  G  r    Dt    SmiitjitRTatli  T^rPisriVivRiPiiR 

483 

n 

TC  n  o  h  1  a n    h  .  AuP'iist    Dr  mpd 

484 

» 

Ijaüuer   Leonold.  Dr.  med. 

485 

n 

Libbertz,  A.,  Dr.,  Sanitätsrath. 

486 

)) 

*  Liudley,  W.  H.,  Stadtbaurath. 

487 

)i 

Lönholdt,  Heinrich,  Bauunternehmer, 

488 

n 

Lucius,  Eugen,  Dr.  phil. 

489 

n 

Mack,  Gustav,  Ingenieur. 

490 

» 

TVT   r  c  n  R    F  .  Di*  Sauitätsrath 

491 

n 

TVTarv    Ancrnst  Dr  mfid. 

CiJ  X          ^      X  »  IX  ^  L4  O  i>  ^            X  ■      J  1 A  \>  VX  * 

492 

w 

Melchior,  Christian,  Dr.  med. 

n 

Metzler   Albert  Stadtrath 

494 

Modera,  B'riedrich,  Rentier. 

495 

n 

Mulot,    Bernhard,    Verwalter    des  städtischen 

Ki*anken  hause  s. 

496 

n 

Neher,  Ludwig,  Architekt. 

497 

n 

*  Nfirdlincpr   TTiicrn   Dr    Chemiker.  Fabrikant. 

}  ^  \j  i  \x  X  1  LI  cL  ^  ^  ^                  ^  5               T         IX  Vi/  III  X  lA    X  ^    ^       v  x  i  axui  ix  w» 

498 

» 

OnriPnViPim  pt*    Dt*   tti p,o. 

\_/   IJ         Vy  Xi  I-l  Vy  J.  XXL  V^  X  ^       X_/  X  •      XIX  V>  V4  • 

499 

II 

V.  Oven,  Dr.,  Senator,  Stadtrath. 

Pinn  er   Dr  med. 

X    X  LI  XX  V>  X    j      A  ^  X  •      XU  vy  V»  « 

501 

« 

Quarck,  Max,  Dr,  jur.,  Redacteur. 

502 

71 

Rehn,  Louis,  Dr.  med. 

»ins 

n 

Ritter,  Hermann,  Ai*chitekt. 

n 

T?  n  rl  i  o"  p  r    T^^ivnst,    Dr  mfid 

X  u  V.'  vi.  1  g  v/  X  ,     '  *  i  Jk-k  o  u ,    -Xy  X  •    XXX    v-4  • 

« 

n R  p  11  TTI  p  V ft r    Tj    Dr.  med. 

i  1^  \J  O  ^  LI  XXX  Vy    y   VJ  X    ,     J  J .  ,     XV  A  •      XU  \^  V*  ■ 

0\J\J 

n  . 

Sohmiok   P.  Ino'enieur. 

XX  XJX  X   V-V    XV  «        ^    *  ■        *  .LA  w.  V>         X  W  LA  X  . 

507 

» 

Schmidt,  Moritz,  Dr.,  Professor,  Sanitätsrath. 

t)UO 

n 

Schmidt-Diehler,  "Wilh.,  Architekt. 

n 

Schräder  Rudolf  Stadtrath. 

n 

Scriba,  Eugen,  Dr.  med. 

'il  1 

nj  l  ± 

n 

Seeger,  Georg,  Architekt. 

n 

Simon,  Dr.,  Ober-Landes-Gerichtsrath. 

n 

*  Spiess,  Alex.,  Dr.,  Geh.  Sanitätsrath,  Stadtarzt 

f^l  A 

n 

Stern    Theodor  HauQuier 

ij  w  X    i  \  j        X_  I  I  V.'       *  *  \J  X  y        .  '  L*        V^  ^*  X      X  ■ 

OiO 

n 

*  streng,  H.,  Oberingenieur. 

OID 

n 

Varrentrapp,  Adolf,  Dr.,  Stadtrath. 

f^l  7 
Ol  / 

n 

Verein  für  Reconvale scenten-Anstalten. 

Kl  Q 
Oio 

n 

"Wpicrprt   Dr  med.  Professor. 

Y  J      V!/  X                     X     V  ,       JL/  X    .        XXX  \J  VX  t  ,        JL.    X   Vy  X  Vy  L.«  L.J  V  X  . 

ii 

V  Wild   Rudolf  Dr  med. 

V»      «"                  XLLUXUix,     xy  X  •    XXX  v^  VX  • 

» 

Wirsing,  Paul,  Dr.  med. 

KOI 

Wohlfarth,  E.,  Dr.  med. 

522 

Ziegler,  Julius,  Dr.,  Chemiker. 

n 

« 

Ziielmann    Werner,  Dr.,  Stadtrath,  f  1895. 

KO>< 

TTnlrlQ 

r  Uici<i 

Kind    Fr.  Dr.  med. 

X  ^  X  XL  VX  ,      X    X  «  J      X.^  X  •      xxA  ■ 

KOK 

n 

Schneider,  H.  J.  J.,  Dr.,  San.- Rath,  Directoi 

des  Landkraukenhauses. 

KOß 

n 

Wolff,  Karl,  Lande.'ibauinspector. 

527 

Griesheim 

Lepsius,  Dr.,  Chemiker,  Fabrikdirector. 

KOQ 

*  Stadtgemeinde,     Vertreter:  Stadtbaumeistei 

]j  c  e  r  s. 

529 

n 

Thyriot,  J.  P.,  Stadtbaumeister. 

für  öfifentliche  Gesundheitspflege  zu  Stuttgart. 
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Wohnort 

Namen  und  Stand 

530 

TT  1 

Homburg 

*  Stadtgememde ,  Vertreter:  Burgermeister  Dr. 

leiten  00  rn. 

531 

j» 

Bleich,  Adoli,  konigl.  Kreisbaumeister. 

oo2 

n 

H  0  e  b  e  r ,  Franz,  Dr.,  Sanitätsrath. 

533 

ff 

Jacobi,  L.,  Architekt. 

534 

» 

Lommel,  Dr.  med. 

E  O  C 

Marburg 

*  Stadtgemeinde j  Vertreter:  Oberbürgermeister 

o  c  Ii  u  1  e  r. 

Odo 

Goecke,  Paul,  Dr.  med. 

odv 

n 

*  V.  Heusmger,  Utto,  Dr.,  banitatsrath,  rroiessor, 

Kreisphysicus. 

Odo 

n 

*  Lehmann,  J.,  Medicinalassessor,  Apotheker. 

Kon 

boclen  1.  I. 

Ihilenius,  Dr.,  banitatsratn. 

^Ar\ 
04U 

Wiesbaden 

*  Stadtgemeindej  Vertr. :  Ingenieur  Frentsch. 

541 

T) 

Tl                                 T>                 1  '        '    T                   i.            —  T^ 

Bargum,  Baupolizei-lnspector  a.  D. 

Diesterweg,  Dr.,  Geh.  Sanitätsrath. 

04o 

n 

±rank,  Dr.,  Abtheilungsvorstand  am  chemischen 

Jjaboratorium. 

544 

n 

(ierlacn,    V.,    Dr.,   Abtheilungsvorsteher  am 

Schmitt'schen  Laboratorium. 

040 

V.  Ibeli,  Karl,  Dr.,  Uberburgermeister. 

04d 

Kalle,  Ii  ritz,  btadtrath. 

04/ 

n 

Jrieiiler,  August,  Dr.,  Keg.-  u.  Med.-Eath. 

040 

n 

rleiller,  Jiimil,  Dr.,  banitatsrath. 

04y 

n 

O  „              -  X  X        /~1           r\            TT     J?       xl_         T%  •                            Ol          •  i  X  > 

bchmitt,  0.,  Dr.,  Hoirath,  Dir.  von  Schmitt's 

jjaDoraxorium. 

550 

n 

Spieker,  P.,  Ober-Baudirector  a.  D. 

551 

ff 

*  Weil,  Stadtrath. 

552 

ff 

Winter,  E.,  Baurath. 

Rheinprovinz. 


Aachen 

n 

n 

Altendorf 
Andernach 
Barmen 


Schloss  Bassenheim 
Bonn 


Br  eb  ach-  S  aarbr  ü  cken 


Stadtgenaeinde ,  Vertr.:  Stadtbaurath  Heuser. 
Heuser,  C,  Stadtbaurath. 
V.  Weise,  Geh.  Regierungsrath. 
Stadtgemeinde,     Vertreter:  Bürgermeister 

Kerckhoff. 
N  0  e  t  e  1 ,  Dr. ,  Director  der 

Irrenanstalt. 


Stadtgemeinde ,  Vertreter 


Rhein.  Provinzial- 
Oberbürgermeister 


Geh.  Reg.-Rath  Wegner, 
Heusner,  L.,  Dr.,  Oberarzt  des  Krankenhauses. 
Hinsberg,  Matthias,  Bankdirector. 

*  Winchenbach,  Carl,  Stadtbaurath. 

v.  Kusserow,  Wirkl.  Geheimerath,  Exc. 

Stadtgemeinde. 

Bock,  Joh.,  Dr.,  Chemiker. 

Meyer,  Jürgen  Bona,  Dr.,  Geheimerath,  Professor. 
Pelman,  Dr.,  Geh.  Med.-Rath,  Professor  der 
Psychiatrie. 

*  Böcking,  Rudolf,  Commerzienrath,  Fabrikant. 
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Wo  h  n  0  r  t 

Namen  und  Stand 

ODO 

Crefeld 

*  Stadtgemeinde,  Vertreter:  Oberbürgermeister 

Küpe  r. 

569 

Busch,  J.,  Dr.  med. 

570 

» 

de  Greiff,  Emil,  Commerzienrath. 

5/1 

•n 

von  der  Linde,  Carl,  Chemiker. 

572 

n 

Roff  hack,  W.,  Dr.,  Apotheker. 

57o 

n 

Schneider,  Gustav,  Dr.  med. 

574 

« 

beyliardt,  L.  i< .,  Fabrikant,  beigeordneter. 

575 

Düren 

Stadtgemeinde. 

o7t) 

I) 

Scholler,  rhitipp,  Fabrikant. 

577 

Düsseldorf 

Stadtgemeinde. 

CTO 

5/ö 

Frinfjs,  Gerhard,  Stadtbaurath. 

579 

Duisburg 

*  Stadtgemeinde,  Vertr.:  Stadtbaurath  Queden- 

feld. 

580 

Elberfeld 

*  Stadtgemeinde,  Vertreter:  Oberbürgermeister 

Jaeger. 

581 

*  Stadtgemeinde ,    Vertreter:  Stadtverordneter 

Adolf  Friderichs. 

552 

:) 

=^  Blank,  Willy,  Stadtverordneter. 

583 

11 

Graf,  Dr.,  Geh.  Sanitätsrath,   f  VIII.  1895. 

584 

1) 

Höpfner,  P.,  Stadtbauinspector. 

585 

11 

Jacobi,  Richard,  Apotheker. 

586 

11 

*  Maurer,  W.,  Stadtbaurath. 

587 

« 

Simons,  Louis,  abrikbesitzer. 

588 

■  n 

Simons,    Walter,    Lommerzienrath ,  rabrik- 

besitzer. 

589 

Emmerich 

Bock,  Bürgermeister. 

590 

Essen  a.  d.  Ruhr 

j.     M>  .         ■%  ,                        •         T           TT         1          1                fljlil                   j1      TXT  •  1 

*  Stadtgemeinde,  Vertreter:  Stadtbaurath  Wieb e. 

591 

» 

Stadtgemeinde. 

592 

j) 

»  I    ••                 1  T — «            •  1                           T  Iii 

v.  Hovel,  Freiherr,  Landrath. 

598 

n 

Knoch,  Heinrich,  Dr.  med. 

594 

n 

Wahl,  Moritz,  Dr.,  Sanitätsrath. 

5115 

Godesberg 

Finkelnburg,  Dr.,  rroiessor,  ueh.  Heg.-Katn. 

596 

Horchht'im 

Schmidt,  Julius,  Dr.  med. 

597 

Idenheim 

Dieter ichs,  Peter,  Dr.  med. 

598 

St.  Joh'Hnn- 

*  Stadtgemeinde, Vertreter:  Regierungsbaumeister 

Saarbrücken 

Franz. 

599 

Koblenz 

Stadtgemeinde. 

€00 

n 

*  Kirchgasser,  Dr.,  Medicmalrath. 

601 

n 

*  Mäckler,  Wilh.,  Stadtbaurath. 

■602 

Köln 

Stadtgemeinde. 

603 

n 

*  Bayer,  Rudolf,  Dr.  med. 

604 

n 

Heuser,  Robert,  Kaufmann. 

605 

n 

*  Lent,  Eduard,  Dr.,  Geh.  banitatsratu. 

606 

H 

Limbourg,  Philipp,  Dr.,  Augenarzt. 

607 

n 

*  Niederrhein.  Verein  i.  oii.  (resunaneits- 

pflpge,  Vertreter:  Ingenieur  Unna. 

608 

n 

*  Schott,  ("arl,  Ingenieur. 

609 

n 

Q  »  u  ...  n  1. 4- n               T^-.«    (\a\-\    Affifl  -  11    Reo*. -Rath 
hcnwartz,  uscai,  ur.,  ueii.  itiLu.-  u.  j-icg.  iiaun 

610 

Sticker,  A.,  Dr.  med.,  Thierarzt. 

611 

n 

n 

Stübben,  Joseph,  Beigeordneter  u.  legi.  Baurath 

für  öffentliche  Gesundheitspflege  zu  Stuttgart. 
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1 

j         Wo  h  u  0  r  t 

Namen  und  Stand 

G12 

Malstadt  -  Burbach 

Stadtgemeinde. 

Ü13 

Oberhausen 

Stadtgemeinde. 

614 

Rheydt 

*  Stadtgemeinde j  Vertreter:   Bürgermeister  Dr. 

S  t  r  a  u  s  s. 

615 

Solingen 

Stadtgemeinde. 

616 

Trier 

Cüppers,  Franz,  Dr.  med.,  Zahnarzt. 

617 

n 

Roller,  C,  Dr.,  Kreisphysicus. 

618 

Wesel 

Schulze,  Otto,  Stadtbaumeister. 

619 


Sigmaringen 


Holaenzollernsche  Lande. 

I  *  Schmidt,  Arthur,  Dr.,  Reg.-  u.  Med.-Rath. 


620 
621 
622 
623 
624 
625 

626 

627 

628 
629 
630 
631 

632 

633 
634 
635 
636 
637 
638 
639 
640 
641 
642 
643 
644 
645 
646 
647 
648 
649 


Amberg 
Ansbach 


Arnstein 
Aschaffenburg 

Augsburg 


Bamberg 


Bayreuth 
Dürkheim 

Ebern 
Ebersberg 
Erlangen 
Frankenthal 
Fürth 
Günzberg 

Hof 
Karlstadt 
Kirchheimbolanden 
Kissingen 
Kitzinofen 

o 

n 

Landau  i.  d.  Pfalz 


Königreich  Bayern. 


Andreas,  K.,  Bezirksarzt. 
Burkhardt,  Dr.  med. 
Röhring,  Dr.,  Oberstabsai'zt 
Rüdel,  Otto,  Dr.,  ßezirksarzt. 

*  Hofmann,  Eduard,  Dr.  med. 

Reh  er,  Joseph,  Dr.,  Director  der  höheren  weib- 
lichen Bildungsanstalt. 

*  Stadtgemeinde,  Vertr. :  Stadtbaurath  Friedr. 

Steinhäuser. 

*  Hey  der,  W.,  Director  der  Podewils'schen  Fäcal- 

extractfabriken. 
Mi  e  h  r ,  Dr.  med.,  Vertreter  des  ärztlichen  Vereins. 
Recknagel,  Georg,  Dr.,  Professor. 
Riedinger,  August,  Fabrikant. 

*  Stadtgemeinde,  Vertreter:    Medicinalrath  Dr. 

Roth. 

*  Roth,  Friedrich,  Dr.,  Medicinalrath,  Bezirksarzt 

und  Krankenhausdirector. 
Zinn,  Dr.  med. 
Stadtgemeinde. 
Hilgard,  Carl,  Di-,  med. 

V.  Stein,  Freiherr,  Hans,  Bezirksamts -Assessor. 

Dorffmeister,  Adolf,  Dr.,  Bezirksarzt. 

Stadtgemeinde. 

Demuth,  Dr.,  Landgerichtsarzt. 

Stadtgemeinde. 

Waibel,  Dr.,  Bezirksarzt. 

Stadtgemeinde. 

Engelhardt,  Georg,  Dr.,  Bezirksarzt. 

Schmahl,  Ludwig,  Dr.,  Bezirksarzt. 

Stadtgemeinde. 
'■  Lorenz,  Dr.,  Bezirksarzt. 
'  Lorenz,  Karl,  cand.  med. 

Hartz,  A.,  Dr.  med. 


Pauli,  Eduard,  Dr.  med. 


16* 
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Wohnort 


Namen  und  Stand 


Landshut 


Lauf 
Ludwigshafen 


Miltenberg 
Mühldorf 
München 


689 
690 


Stadtgemeinde. 

Botz,  Joh.  Aug.,  Dr.  phil.,  Rector  der  Realschule. 
Egg  er,  Dr.,  Regierungs-  und  Kreismedicinalrath. 
Reich old,  Karl,  Dr.  med. 

*  Stadtgemeinde j  Vertreter:  Bürgermeister  Dr. 

G  r  ü  n  z  w  e  i  g. 

*  Stadtgemeinde,    Vertreter:  Stadtbauinspector 

Beutner. 

V.  Reyher,  G.,  Dr.  med.,  kais.  russ.  Staatsrath. 
Rott,  Dr.,  Bezirksarzt. 

*  Stadtgemeinde j      Vertreter:  Rechtskundiger 

Magistratsrath  Max  Heilgemayr. 
Herzog  Carl  Theodor  in  Bayern,  königliche 

Hoheit,  Dr.  med. 
Aub,  Dr.,  Medicinalrath,  Bezirksarzt. 
Bollinger,  0.,  Dr.,  Professor,  Obei-medicinalrath.. 
Braun,  Max,  Dr.,  Obermedicinalrath. 
Büchner,  Hans,  Dr.,  Professor  der  Hygiene. 
Diehl,  Julius,  Dr.  med.,  Hofrath. 
Eisenlohr,  Ludwig,  Dr.  med. 
Emmerich,  Rudolf,  Dr.  med.,  Professor. 
Falk,  A.,  Apothekenbesitzer. 

*  Fischer,  Theodor,  Architekt. 

Friedrich,  Emil,  Dr.,  Generalarzt  L  Classe  a.  D. 
Hilger,  Albert,  Dr.  med.,  Professor,  Hofrath. 
Hirtli,  G.,  Dr.,  Buchdruckereibesitzer. 
V.  Kerschensteiner,  J.,  Dr.,  Geheimerath. 

*  Krieg,  Dr.,  Regierungsrath. 

Lippl,  Oscar,  Dr.,  Oberregierungsrath  und  Ab- 
theilungsvorstand bei  der  Generaldirection  dei- 
Staatseisenbahnen. 

Moritz,  F.,  Dr.  med.,  Professor. 

Näher,  Georg,  Dr.  med.,  Hofrath. 

Probst,  Director  des  städtischen  statistischen» 
Büreaus. 

Raub  er,  Adolf,  Kaufmann  und  Brotfabrik- 
besitzer. 

V.  Rothmund,  August,  Dr.  med.,  Professor. 
Rüdinger,  N.,  Dr.  med.,  Professor. 
Schanzenbach,  Ph.,  Major  a.  D. 
Schnizlein,  Dr.,  Hofrath,  städtischer  Waiseu- 
hausarzt. 

Schöner,  Alois,  Dr.  med.,  Hofrath. 
Schuster,  Adolf,  Dr.,  Oberstabsarzt. 
Schweitzer,  Dr.  med. 
Sei  dl,  Anton,  Hof- Bäckermeister. 
Seidl,  Gabriel,  Professor,  Architekt. 
Sickenberger,   Franz,    rechtskundiger  Magi- 
stratsrath. 
Soxhlet,  F.,  Dr.  Professor. 
Spatz,  Bernhard,  Dr.  med. 
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Wohnort 


Namen  und  Stand 


691 
692 
693 
694 
695 
696 
■097 
098 
(i99 
700 
701 
702 
703 
704 

705 

706 

707 

708 

709 

710 

711 

712 

713 

714 

715 

716 

717 

718 

719 

720 

721 

722 

723 

724 

725 

726 

727 

728 

729 

730 

731 

732 
733 
734 
735 
736 
737 
738 
739 


München 


Neustadt  a.  d.  Aisch 
Nürnbergf 


Passau 
Planegg 
Regensburg 

n 

Rosenheim 
Schweinfurt 
Sommershausen 
Speyer 
Staffelstein 
Tölz 
Volkach  a.  M. 
Würzburg 


*  Vogel,  H.,  Dr.,  Reg.-  und  Kreismedicinalrath. 
V.  Voit,  C,  Dr.,  Professor,  Obermedicinalrath. 
Wolfsteiner,  Dr.,  Medicinalrath ,  Privatdocent. 

*  V.  Ziemssen,  Hugo,  Dr.,  Professor,  Geheimerath. 
Poeschel,  Gustav,  Dr.,  Bezirksarzt. 

*  Stadtgemeinde,  Vertr.:  Stadtbaurath  Weber. 
Beckh,  Wilhelm,  Dr.  med. 

Brückner,  N.,  Dr.  der  Staatswissenschaft. 
Cnopf,  Julius,  Dr.  med.,  Hofrath. 
Dietz,  Theodor,  Dr.  med. 
D  öder  lein,  Eduard,  Dr.,  Medicinalrath. 
Epstein,  Ernst,  Dr.  med. 

*  Krell,  0.,  Director,  Gemeindebevollmächtigter. 
Merkel,  Gottlieb,  Dr.,  Medicinalrath,  Kranken- 

hausdirector. 
Stepp,  Carl,  Dr.  med. 

*  Stich,  Eduard,  Dr.  med.,  Hofrath. 
Weber,  Karl,  Stadtbaurath. 
Wolpert,  A.,  Dr.,  Professor. 
Stadtgemeinde. 

Pudor,  Heinrich,  Schriftsteller. 
Stadtgemeinde. 

Brauser,  August,  Dr.  med.,  Hofrath. 
Schelle,  Benedikt,  Dr.,  Bezirksarzt. 
Stadtgemeinde. 
May  ring,  Dr.  med. 

*  Karsch,  Dr.,  Regierungs-  u.  Kreismedicinalrath, 
Bartholomae,  Dr.,  Bezii-ksarzt. 
Edelmann,  B.,  Dr.,  Hofrath,  Bezirksarzt. 
Briusteiner,  Dr.  med. 

■=  Stadtgemeinde,  Vertr.:  Magistratsrath  G.Frey, 

Stadtgemeinde,  Vertr.:  Architekt  Otto  Bonn. 

Bauer,  Fiitz,  gepr.  Lehramts-Gandidat. 

Berten,  J.,  Dr.  med. 

Bock,  Heinrich,  Brauereidirector. 

Bootz,  Albert,  Dr.  med. 

Brand,  Bernhard,  Rechtsrath. 

Diem,  Wilhelm,  Dr.  med. 

Ebmeier,  August,  Referendar. 

Forstmai  er,  Hermann,  Dr.  med. 

Frisch,  Franz,  Dr.  med. 
'■  Hausbesitzer-Verein,  Vertreter:  Gg.  Brehm, 
Hoflieferant. 

Heim,  Ludwig,  Dr.,  Stabsarzt,  Privatdocent. 

d'Hengeliere,  Gustav,  Commerzienrath. 

V.  Koch,  Gustav  L.,  Bauinspector  a.  D. 

Lehmann,  Carl,  Dr.,  Professor  der  Hygiene. 

V.  Leube,  Dr.  med.,  Professor, 

Lindner,  August,  Dr.  med. 

Matter  stock,  Dr.,  königl,  Universitäts-Professor. 
Michel,  Ph.,  zweiter  rechtskund.  Bürgermeister, 
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Wohnort 

Namen  und  Stand 

740 

Würzburg 

Micheler,  Geore,  köniecl.  Reeierunssrath. 

741 

Pollack,  Wilhelm,  stud.  med. 

742 

Port,  Dr.,  Generalarzt  des  II.  bayer.  Armeecorps. 

743 

Quaglia,  Ferdinand,  Bürgerspital -Rentbeamter. 

744 

I) 

Röder,  Julius,  Dr.,  königl.  Bezirksarzt. 

745 

Röttger,  Hermann,  Dr.,  Chemiker,  Inspector 

der  Untersuchungsanstalt. 

746 

n 

Rosenberger,  J.  A.,  Dr.  med.,  Hofrath,  Docent 

der  Chirurgie. 

747 

n 

Schmitt,  Gregor,  Dr.,  Reg.-  und  Kreis-Med.-Rath. 

748 

jj 

Schönborn,  Dr.,  königl.  Universitäts-Professor. 

749 

>i 

Seifert,  Otto,  Dr.  med.,  Privatdocent. 

750 

n 

Troll,  Haus,  Theaterrestaurateur. 

751 

Wander,  Ferdinand,  Dr.  med. 

752 

n 

Weber,  J.  E.,  Baumeister. 

753 

n 

Wencker,  F.,  Architekt. 

754 

n 

Wucherer,  Karl,  Chemiker. 

755 

Zweibrücken 

*  Ullmaiin,  Friedrich,  Dr.,  Landgerichtsarzt. 

773 
774 

775 

776 

777 
778 
7.79 
780 


Bautzen 

Borna 
Chemnitz 


Crimmitschau 
Döbeln 
Dresden 


Königreich  Sachsen. 


Schöne,   Volkmar,    Brandversicherungs  -  Ober- 

Inspector. 
Haase,  Dr.  Oberstabsarzt. 

*  Stadtgemeinde,  Vertreter:  Stadtrath  Dr.  May. 

*  Stadtgemeinde,  Vertreter:  Director  Nau. 
Andre,  Oi)erbürgermeister. 

*  Flinzer,  Dr.,  Medicinalrath. 
Verwaltung  des  städtischen  Wasserwerks. 
Stadtgemeinde. 

Becker,  Dr.,  Bezirksarzt. 

*  Stadtgemeinde,  Vertreter:  Stadtrath  Baltzer. 
Buch,  Georg,  Dr.  med. 

*  Buschbeck,  Dr.,  Ober-Medicinalrath. 
Chalybäus,  Theodor,  Dr.  med. 
Faust,  Dr.  med.,  Hofrath. 
Fiedler,  Dr.,  Geh.  Medicinalrath. 
Franz,  Paul,  Apotheker. 

*  Frühling,   A. ,   Professor   an  der  technischen 

Hochschule. 

*  Gruner,  0.,  Regierungsbaumeister. 
Günther,  Dr.,  Geh.  Medicinalrath,  Präsident  des 

LandesmedicinalcoUegiums. 

*  Hausbesitzer-Verein,  Allgemeiner,  Vertr.: 

Baumeister  Hartwig. 

*  Hausbesitzer-Verein,  Allgemeiner,  Vertr.: 

Apotheker  R,ösner. 
Hausbesitzer-Verein,  Allgemeiner. 
Hausbesitzer-Verein,  Allgemeiner. 

*  Hendel,  Stadtrath. 

Hesse,  Walter,  Dr.,  Bezirksarzt. 
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Wohnort 


Namen  und  Stand 


781 

Dresden 

782 

n 

783 

784 

n 

785 

n 

786 

n 

787 

n 

7ö8 

n 

789 

n 

790 

ff 

791 

» 

n 

793 

794 

795 

796 

)i 

7Q7 

n 

798 

799 

n 

800 

)) 

801 

11 

802 

803 

» 

804 

805 

Freiberg 

806 

807 

Geithain 

oUo 

(jlauchau 

809 

810 

Grimma 

811 

Grossenhain 

812 

813 

Leij)zig 

814 

815 

816 

817 

818 

819 

820 

821 

822 

823 

» 

824 

n 

825 

n 

826 

n 

V.  Heyden,  Friedrich,  Dr. 

Hübler,  Dr.  med.,  Hofrath. 

Klotz,  Carl  L.,  Dr.  med. 

Lehmann,  Dr.,  Geh.  Medicinalrath. 

Lotze,  Dr.  med.,  Stadtrath. 

Martini,  J.  0.,  Dr.  med.,  Hofrath. 

Müller,  Rudolf,  Dr.  med. 
^  Niedner,  Dr.,  Medicinalrath,  Stadtbezirksarzt. 

Paak,  Dr.,  Stabsarzt,  f  1895. 

Peter  mann,  Theodor,  Ministerialsecretär, 

Pfützner,  Hermann,  Ingenieur,  Director. 

Pfund,  Paul,  Molkereibesitzer. 

Portius,  Generalmajor  a.  D. 

Renk,  Friedrich ,  Dr. ,  Professor  an  der  techn. 
Hochschule. 

Röber,  B.,  Civilingenieur. 

Rühlemann,  G.,  Dr.,  Oberstabsarzt  a.  D. 

Sächsischer  Ingenieur-  u.  Architekten- 
Verein,  Vertreter:  Professor  Frühling. 

Siemens,  Friedrich,  Fabrikbesitzer. 

Stresemann,  Richard,  Dr.,  Apotheker. 

T  euch  er,  0.  H.  S.,  Stadtrath. 

Teuscher,  Heinrich,  Dr.  med. 

Winter,  G.,  Buchhändler,  Vorsitzender  d.  allgem. 
Miethwohnervereins. 

Wollmar,  Moritz,  Apotheker. 

Wuttig,  Dr.,  Generalarzt  a.  D. 

Stadtgemeinde. 

Reinhard,  Dr.,  Bezirksarzt. 

Liebe,  Georg,  Dr.  med. 

Brink,  P.,  Bürgermeister. 

Hankel,  Ernst,  Dr.,  Bezirksarzt. 

Kindt,  0.,  Dr.,  Bezirksarzt. 

Batsch,  John,  Dr.  med. 

Leo,  J.,  Dr.,  Apotheker. 

Stadtgemeinde,  Vertr.:  Stadtrath  Dr.  Schmid. 
Stadtgemeinde,  Vertreter:  Stadtrath 

Dr.  Wägern  aun. 
Assmuss,  K.,  Dr.  med. 
Bach,  H.,  Dr.  med. 
Berkholtz,  Dr.,  Stabsarzt. 
Beyer,  A.,  Geometer. 

B  i  r  c  h  -Hi  r  s  c  h  f  e  1  d ,  Dr.,  Geh.  Medicinalrath,  Prof. 
Blass,C.,  Dr.  med.,  Stadtwundarzt  und  städtischer 
Implarzt. 

Böttcher,  E.,  Dr.  phil.,  Professor. 

Brückner,  G.  A.,  Dr.  med. 

ßuchheim,  G.  P.,  Dr.  med. 

Clarus,  A.,  Dr.  med.  ^ 

Creuzinger,  Dr.,  Stabsarzt. 

Curschmann,  Dr.,  Geh.  Med.-Rath,  Professor. 
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Wo  h  n  0  r  t 


Namen  und  Stand 


827 
828 
829 
830 
831 
832 

833 
834 
835 
836 
837 
838 
839 
840 

841 

842 

843 

844 

845 
846 
847 
848 
849 
850 
851 

852 
853 
854 
855 
856 
857 
858 
859 
860 
861 

862 
863 
«64 
865 
866 
867 
868 
869 
870 
871 


Leipzig 


Dolega,  M.,  Dr.  med. 
Donat,  J.  F.  A.,  Dr.  med. 
Duems,  Dr.,  Oberstabsarzt. 
Eckstein,  A.,  Dr.,  Polizeiarzt. 
Friedrich  &  Glass. 
Fritzsche,  H.,  Dr.  med. 
Georgi,  0.,  Dr.,  Oberbürgermeister. 
G es 8 1er,  G.,  Dr.  med. 
Goetz,  G.,  Eisengiessereibesitzer. 
Goetz,  Max,  Dr.  med. 
Graefe,  R.,  Dr.  med. 
Grosse,  P.,  Dr.  med. 
üuthzeit,  M.,  Dr.  phil.,  Chemiker. 
Hasse,  Ernst,  Dr.,  Prof.,  Director  des  Statist. 
Amtes  der  Stadt  Leipzig. 

*  Haubold,  Friedrich,  Baupolizei-Commissar. 

*  Hausbesitzer  verein.  Allgemeiner  — ,  Ver- 

treter :  Ingenieur  E.  Prasse. 

*  Hausbesitzer -  Vereine  Leipzigs ,  Verband  der  — , 

Vertreter:  Stadtverordneter  Jehne. 
Hausbesitzer -Verein  Leipzig- Anger -Crotten- 
dorf. 

Hausbesitzer  verein  Leipzig-Süd. 

Hausbesitzer  verein,  Nordvorstädtischer  — . 

Hengst,  W.,  Director  des  Schlachthofes. 

Heyne,  Otto,  Ingenieur. 

Hinze,  H.,  Dr.  med. 

Hoff  mann,  Emil,  Chemiker. 

Hofmann,  Franz,  Dr.,  Geh.  Medicinalrath,  Prof. 

der  Hygiene  a.  d.  Universität. 
Hof  mann,  J.  H.,  Steinsetzmeister. 
Klien,  Dr.  med. 
Kohlmann,  Benno,  Apotheker. 
Kollmann,  Arthur,Dr.,  Polizeiarzt,  Privatdocent. 
Kretschmer,  A.,  Rechtsanwalt. 
Kutzleb,  Regierungsrath. 
Lamhofer,  A.,  Dr.  med. 
Lange,  Jerome,  Dr.  med. 
Lange,  Max,  Dr.  med. 

Lion,  Director  des  städtischen  Schulturnens  u. 

kgl.  sächs.  Seminar -Turninspector. 
Lochner,  Julius,  Dr.  med.,  Anstaltsdirector. 
Ludwig  &  Hülssner,  Architekten. 
Meissner,  Friedrich  Apollo,  Dr.  med. 
Müller,  C,  Dr.  med. 
Paulcke,  R.  H.,  Apotheker. 
Sänger,  M.,  Dr.,  Geh.  Med.-Rath,  Professor. 
Sauer,  Bruno  Max,  Director  der  Gewerbebank. 
Schmidt,  Benno,  Dr.  Prof.,  Geh.  Medicinalrath. 
Schmiedt,  A.,  Ingenieur,  Bergdirector. 
Schöne,  Hugo,  Dr.  phil.,  Fabrikbesitzer. 
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872 

Leipzig 

Schrey,  Karl,  Justizrath,  Rechtsanwalt  u.  Notar. 

873 

n 

Siebold,  0.,  Chemiker. 

874 

n 

*  Siegel,  Dr.,  Medicinalrath,  Stadtbezirksarzt. 

875 

» 

Spalteholz,  W.,  Dr.  med.,  Professor. 

876 

n 

Taube,  Dr.  med. 

877 

Thiele,  M.,  Assistent  am  hygienischen  Institut, 

878 

n 

Thiem,  A.,  Civilingenieur. 

879 

n 

Thiersch,  J.,  Dr.  med. 

830 

n 

Tillmanns,  Dr.  med.,  Professor. 

881 

i  TI 

Uhlmann,  Clemens,  Verwaltungsdirector. 

882 

i 

Wagner,  Paul,  Dr.  med.,  Privatdocent. 

883 

)) 

Walther,  Chr.,  Dr.  med. 

884 

n 

*  Wangemann,  Zimmermeister. 

885 

n 

Wenzel,  E.,  Dr.  med.,  Professor. 

886 

)) 

Winkler,  E.,  Dr.  med. 

887 

n 

Wunder,  G. ,  Dir.  der  städtischen  Gasanstalten. 

888 

)i 

V.  Zimmermann,  Dr.  med.    f  1895. 

889 

Zink  eisen,  A.,  Rechtsanwalt. 

890 

Leutsch 

Grabau,  H.,  Dr.,  Oberlehrer  am  Realgymnasium. 

891 

Lindhardt 

Barth,  0.,  Dr.  med. 

892 

Marienberg 

V.  Stieglitz,  Adolf,  Dr.,  Bezirksarzt. 

893 

Meissen 

*  Stadtgemeinde,  Vertr.:  Bürgermst.  Schiffner. 

894 

n 

Er  1er,  Dr.,  Bezirksarzt. 

895 

Meerane 

Stadtgemeinde. 

896 

Oschatz 

Streit,  R.,  Dr.,  Bezirksarzt. 

897 

Pirna 

Eras,  Dr.,  Bezirksarzt. 

898 

Plauen  i.  V. 

*  Stadtgemeinde,  Vertreter:  Stadtbaurath  Fleck. 

899 

Radebeul 

Kolbe,  Karl,  Dr.  phil.,  Chemiker. 

900 

Reiboldsgrün 

Wolff,  Felix,  Dr.  med. 

901 

Rosswein 

Grundmann,  Emil,  Dr.,  Gerichtswundarzt. 

902 

Schandau 

Müller,  Max,  Dr.  med. 

903 

Schwarzenberg 

Kalkoff,  H.,  Dr.,  Bezirksarzt. 

904 

Sebnitz 

Stadtgemeinde. 

905 

Sonnenstein 

Weber,  Guido,  Dr.  med. 

906 

Zittau 

*  Stadtgemeinde,  Vertreter:  Stadtrath  Mietzsch 

907 

n 

Aerztlicher  Bezirksverein. 

908 

V 

Körner,  Paul,  Dr.,  Stabsarzt. 

909 

n 

V.  Mücke,  M.,  Dr.,  Bezirksarzt. 

910 

Zwickau 

Stadtgemeinde. 

Ol  1 

yii 

n 

Butter,  Dr.,  Obermedicinalrath. 

912 

n 

Rieck,  M.,  Director  des  städtischen  Schlacht- 

und  Viehhofes. 

913  1 

Saxe,  Dr.,  Medicinalrath. 

914 
915 
916 
917 


Königreich  Württemberg. 


Blaubeuren 

Böblingen 
Cannstadt 


*  Stadtgemeinde,  Vertr.:  Stadtschultheiss  Keller. 

*  Baur,  Eduard,  Dr.,  Oberamtsarzt. 

*  Lechler,  C.  M.,  Dr.,  Oberamtsarzt. 

*  Stadtgemeinde,  Vertreter:  Oberbürgermeister 

Nast. 
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Wo  h  n  0  r  t 


Namen  und  Stand 


Cannstadt 


Crailsheim 
Degerloch 
Donzdorf 
Esslingen 


Gaisburg 
Geisslingen 
Schwäbisch  Hall 
Heilbrouu 


Herrenberg 
Horb 
Isny 
Kirchheim-Teck 
Ludwigsburg 


Metzingeu 
» 

Nagold 
Nürtingen 
Schömberg 
Schorndorf 
Seeburg -Urach 
Stuttgart 


Blezinger,  Julius,  Dr.,  Medicinalrath ,  Ober- 
amtsarzt. 
Veiel,  Fritz,  stud.  med. 
Veiel,  Theodor,  Dr.  med.,  Hofrath. 
Mülberger,  A.,  Dr.,  Oberamtsarzt. 
Schäcke,  Ferdinand,  Ingenieur. 
W(-nz,  Rudolf,  Dr.  med. 

Stadtgemeinde ,  Vertreter:  Gemeinderath  Man- 
gold. 

Stadtgemeinde,  Vertreter:  Gemeinderath  Zil- 
linger. 

Adae,  Max,  Dr.,  Oberamtswundarzt. 

Briutzinger,  Albert,  Bauwerkmeister, 

Keppler,  Stadtbauinspector. 

Mühlb erger,  Max,  Dr.,  Stadtschultheiss. 

Lendner,  E.,  Ingenieur. 

Knauss,  Robert,  Dr ,  Oberamtsarzt. 

Breit,  Franz,  Oberamtsarzt. 

Stadtgemeinde. 

Heiiss,  Hauinspector. 

Moosbrugger,  Architekt. 

Wenzel,  Stadtbaumeister. 

Hartmann,  Dr.,  Oberamtsarzt. 

Scheef,  Josef,  Dr.,  Oberamtsarzt. 

Schuler,  Wilhelm,  Fabrikant. 

Krauss,  Julius,  Dr.,  Oberamtsarzt. 

Stadtgemeinde. 

Koch,  W.  'l'h.,  Dr.,  Oberstabsarzt. 
Schmidt,  Herm.,  Dr.,  Oberstabs-  u.  Garnisonsarzt. 
Stadtgemeinde,  Vertr. :  Stadtschultheiss  Caspar. 
Höchstetter,  Christian,  Dr.  med. 
Irion,  Karl  Wilhelm,  Oberamtsarzt. 
Romberg,  August.  Dr.,  Oberamtsarzt. 
Baudach  ,  Dr.,  Dir.  Arzt  d.  Anst.  f.  Lungenkranke. 
Schott,  Robert,  Dr.  med. 
Schmid,  Carl,  Dr.  med. 
Stadtgemeinde ,  Vertreter 
R  ü  m  e  1  i  n . 

Stadtgemeinde,  Vertr.:   Gemeinderath  Gauss. 
Stadtgemeinde,  Vertr.:  Stadtarzt  Dr.  Kuauss. 
Stadtgemeinde,  Vertreter:  «tadtbaurath  Kölle. 
Stadtgemeinde,  Vertr.:  Stadtbaurath  Mayer. 
Stadtgemeinde,  Vertreter:  Stadtbaurath  Zobel. 
Bauer,  Dr.  med. 
Beck,  A.,  BaucontroUeur. 
Beck,  C,  Dr.  rer.  nat. 
Bihl,  F.,  Genieinderath,  Architekt. 
Bock,  Karl,  Dr.  med. 
Bückling,  G.,  Dr.,  Oberstabsarzt. 
Bujard,  Alfons,  Dr.,  Vorstand  des  siädt.  ehem. 
Untcrsuchuugsamts. 


Oberbürgermeister 
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964 

Stuttgart 

* 

Ii              1  j.        TT        1~\            TV/r  _  J 1  «^_^1w>n4  T-» 

Burckhardt,  H.,  Dr.,  Medicmalratn. 

965 

n 

* 

Burkhardt,  raul,  ArcniteKt. 

966 

n 

De  ah  na,  August,  Dr.  med. 

967 

Dobel,  Eugen,  städtischer  Bauinspector. 

968 

n 

Jljhinann ,  H. ,  iJauratn ,  vorBiana  u.  siddbJiLiitii 

vv  assei  versoi  gungow  tjscuo- 

969 

E 1  c h  n  0 1 1 j  vV bcnnitsteller. 

970 

Tl 

n 

Jiilbeu,  Kucloli,  JJr.,  Uberamtswunad-r/ii. 

971 

n 

l^aicn.  Hl.,  riarrer. 

972 

Fauser,  August,  Dr.,  Oberarzt. 

973 

n 

» 

von  r  etzer,  Dr.,  ueneraiarzt,  ijeioarzi  or.  lucij. 

des  Königs. 

974 

Fetzer,  Hermann,  Dr.  med. 

975 

n 
» 

V.  ricnte,  Iii.,  Ui.,  Generalarzt  i.  Liiasse. 

976 

riscner,  iiirnsT,  Ingenieur. 

977 

» 

Fisclier,  J.,  Gemeinderath. 

978 

» 

r  rancK,  juiius,  ijt.  mea. 

979 

n 

Frank,  Richard,  Dr.,  Stabsarzt  a.  D. 

980 

Franz,  Carl,  Injjenieur. 

981 

» 

Frey,  Th.,  Gemeinderath,  Architekt. 

982 

n 

Gebhardt,  F.,  Bauinspector. 

983 

» 

Gerok,  Dr.  med. 

984 

Glocker,  Columbus,  Bauinspector. 

985 

:) 

Gräter,  Dr.,  Oberstabsarzt. 

986 

n 

Lrulcie,  uarl,  rJauratn. 

987 

n 

Gussmann,  Frnst,  Dr.,  Medicinalrath. 

988 

» 

Gussmann,  Felix,  Dr.,  Medicinalrath. 

989 

n 

Hai  dien,  R.,  Dr.  med. 

990 

)? 

* 

11  d  III  III  e  1  ,  -Tl.,   1/1.   lIlt::U.,  OlatlLcllZl. 

991 

n 

Hartenstein,  G.,  Dr.,  Gewerberichter, 

992 

)j 

Hasert,  Carl,  Gemeinderath.. 

993 

jj 

Heilbrunn,  B.,  Dr.  med. 

994 

* 

Heim,  Carl,  Kgl.  Regierungsbaumeister. 

995 

» 

* 

Herrmann,  Carl,  Hofrath. 

996 

n 

Herzog,  C,  Obergeometer. 

997 

n 

* 

Hirsch,  A.,  Dr.  med. 

998 

Hirsch,  E.,  Dr.  med. 

999 

n 

Höring,  Paul,  Apotheker. 

1000 

n 

-I- 

Hoff  mann,  Leonh.,  Prof.  d.  thierärztl.  Hochsch. 

1001 

n 

Hugendubel,  Ernst,  Gemeinderath. 

1002 

n 

Irion,  F.,  Stadtbaumeister. 

1003 

7) 

Jaeger,  Heinrich,  Dr.,  btabsarzt,  Privatdocenl 

der  Hygiene  an  der  technischen  Hochschule. 

1004 

Jaeger,  Robert,  Werkmeister. 

1005 

n 

* 

Jooss,  Carl,  Architekt. 

1006 

V 

Klotz,  Eugen,  rabrikant. 

1007 

;? 

V.  Koch,  Carl,  Dr.,  Medicinaldirector. 

1008 

:i 

Koch,  Otto,  Dr.  med. 

1009 

)> 

Königshöfer,  Oscar,  Dr.,  Augenarzt. 

1010 

ri 

Köstlin,  Carl,  Dr.,  Stadtdirectionsarzt. 

1011 

n 

Köstlin,  Heinrich,  Dr.  med.,  Professor. 
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1012 

Stuttgart 

*  Kr  eglinger,  Gustav,  Kaufmann. 

1013 

n 

*  Krieg,  Robert,  Dr.  med.,  Hofrath. 

1014 

n 

*  Kuhn,  Fabrikant,  Commerzienrath. 

1015 

n 

*  Kurtz,  Georg,  Dr.,  Stabsarzt  a.  D. 

1016 

» 

*  Laissle,  Friedr.,  Prof.  a.  d.  techn.  Hochschule. 

1017 

*  Land  er  er,  A.,  Dr.  med.,  Professor. 

1018 

II 

Lautenschlager,  Hermann,  Dr.  med. 

1019 

» 

*  Leibbrand,  Richard,  Bauratb. 

1020 

n 

*  Lipken,  Ernst,  Direct.  d.  Stuttg.  Strassenbahnen. 

1021 

n 

*  Löble,  J.,  Inspector. 

1022 

*  Lütter,  Carl,  Gemeinderath. 

1023 

n 

*  Lüger,  Otto,  Dr.,  Professor. 

1024 

B 

*  Mayer,  August,  Regierungsbaumeister. 

1025 

J) 

*  JMöhrlin,  E.  Ingenieur. 

1026 

)1 

*  Nagel,  Heinrich,  Werkmeister. 

1027 

« 

*  Pantle,  Albert,  Bauinspector. 

1028 

n 

*  Payer,  Fr.,  Rechtsanwalt,  Präsident  d.  Kammer 

der  Abgeordneten. 

1029 

ij 

*  Pfeiffer,  Eduard,  Dr.,  Geh.  Hofrath. 

1030 

:i 

Pfeilsticker,  Albert,  Dr.,  Obermedicinah-ath. 

1031 

n 

*  Raith,  Strassenbauinspector. 

1032 

M 

*  Reck,  Henry,  Architekt. 

1033 

5) 

*  Rembold,  S.,  Dr.,  Medicinalrath. 

1034 

I) 

*  Rettich,  Heinrich,  Dr.  jur.,  Finanzassessor. 

1035 

*  Reuss,  Adolf,  Dr.  med. 

1036 

*  Rominger  jun.,  N.,  Kaufmann. 

1037 

)J 

*  Rosner,  Carl,  Dr.  med. 

1038 

Jl 

*  Saur,  August,  Stadtthierarzt. 

1039 

Jl 

*  Schickler,  Emil,  Dr.  med. 

1040 

n 

*  Schleich,  G.,  Dr.,  Professor. 

1041 

*  Schleicher,  Otto,  Dr.  med. 

1042 

n 

*  V.  Schlier  holz,  Joseph,  Präsident. 

1043 

Jl  « 

*  Schneider,  Heinrich,  Gemeinderath. 

1044 

)) 

*  Sigel,  Albert,  Dr.  med.,  Professor, 

1045 

n 

*  Stähle,  Carl,  Gemeinderath. 

1046 

*  Stähle,  Eberhard,  Dr.  med. 

1047 

)i 
Jl 

*  Stegmeyer,  Ferdinand,  Dr.,  Oberstabsarzt. 

1048 

*  Steinthal,  C.  F.,  Dr.  med. 

1049 

ji 

*  Stemmer,  Fi.,  Dr.  med. 

1050 

II 

*  Steudel,  W.,  Dr.,  Sanitätsrath. 

1051 

j) 

*  Stoll,  Carl,  Dr.,  Generalarzt  a.  D. 

1052 

*  Süpple,  G.,  Architekt. 

1053 

71 

*  Sussdorf,  Max,  Dr.  med.,  Professor  an  der  thier- 

7) 

ärztlichen  Hochschule. 

1054 

1» 

*  Tafel,  0.  E.,  Professor,  Architekt. 

1055 

*  Vetter,  Leo,  Commerzienrath. 

1056 

Jl 

*  Vi  seh  er,  Hermann,  Werkmeister. 

1057 

Jl 
Jl 

*  Vöhringer,  Gemeinderath. 

1058 

11 

*  Weber,  Wilhelm,  Ingenieur. 

1059 

B 

*  Weigelin,  Julius,  Dr.  med. 

1060 

J) 

*  Weil,  Emanuel,  Dr.  med. 

für  öffentliche  Gesundheitspflege  zu  Stuttgart. 
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1061 

O  J.,,  4  4-  reo  i<f 

otuiigai  L 

* 

Weil,  Sigmund,  Dr.  med. 

1062 

n 

* 

Weinberg,  Wilhelm,  Dr.  med. 

1063 

n 

* 

Widenmann,  Dr.,  Sanitätsrath. 

1064 

* 

Widmann,  Willy,  Schriftsteller. 

1065 

n 

* 

Wiedmann,  Fr.,  Obergeometer. 

lÜDO 

n 

* 

Wurster,  Carl,  Stadtpolizeirath. 

lUD  / 

n 

* 

Zahn,  Otto,  Baurath. 

1  A^O 

n 

* 

Zeller,  Albert,  Dr.  med.,  Professor. 

lUb» 

» 

* 

Zemann,  Joh.,  Prof.  an  der  techn.  Hochschule. 

1  A7A 

* 

Gmelin,  Dr.  med. 

in7i 

» 

V.  Liebermeister,  Dr.  med.,  Professor. 

n 

Mangold,  Dr.,  Assistenzarzt. 

1  A7Q 

n 

Oesterlen,  Otto,  Dr.,  Professor  der  Hygiene. 

1  AT/1 

TTlm 
U  IIIL 

* 

Stadtgemeinde,  Vertreter:  Bauinspector  Braun. 

n 

* 

Jaeger,  Dr.,  Oberamtsarzt. 

i.U/D 

n 

Kauffmann,  Friedrich,  Dr.  med. 

1  n77 

» 

* 

Leube,  Gustav,  Dr.,  Apothekenbesitzer. 

n 

* 

Schmidlin,  Oberregierungsrath. 

1  n7Q 

n 

* 

Wacker,  Carl,  Dr.,  Hofrath,  Apotheker. 

1080 

Urach 

* 

Camerer,  W.,  Dr.,  Oberamtsarzt. 

1081 

Waiblingen 

* 

Süsskind,  Adolf,  Oberamtsarzt. 

1082 

Weinsberg 

Höring,  Dr.,  Oberamtsarzt. 

1083 

Wildbad 

* 

Weizsäcker,  Th.,  Dr.,  Badearzt. 

Grossherzogtlium  Baden. 

Brandis,  Adolf,  Dr.  med. 

Oeffinger,  Herrn.,  Dr.,  Med.-Rath,  Bezirksarzt. 
Fischer,  Georg,  Dr.,  Aerztlicher  Vorstand  der 

Heilanstalt  „Constanzer  Hof". 
Freyvogel,  Friedrich,  Dr.  med. 
Stadtgemeinde. 

Bäumler,  Dr.,  Geh.  Hofrath,  Professoi'. 
B ur g h ar d ,  Landwirthschaftsinspector. 
Eschbacher,  Dr.,  Medicinalrath. 
Martin,  Emil,  Dr.,  Oberstabsarzt  a.  D. 
Reich,  Hubert,  Dr.,  Medicinalrath,  Bezirksarzl. 
Schottelius,  Max,  Dr.,  Professor  der  Hygiene. 
Thomas,  Dr.  med.,  Professor. 
Wibel,  F.,  Dr.,  Professor. 

*  Stadtgemeinde,  Vertr. :  Bürgermeister  Dr.  Walz. 
Knauf f.  F.,  Dr.,  Professor  der  Hygiene. 
Mittermaier,  Karl,  Dr.  med. 
Trommsdorf,  Hugo,  Dr.  phil. 

*  Stadtgemeinde,  Vertr.:  Bürgermeister  Siegrist, 

*  Ortsgesundheitsrath,  Vertr.:  Bürgermeister 
Siegrist. 

*  Arnsperger,  L.,  Dr.,  Obermedicinalrath ,  Be- 
zirksarzt, Referent  im  Ministerium  d.  Innern. 

*  Battlehner,  Dr.,  Geheimrath,  Medicinalreferent 
im  Ministerium  des  Innern. 


1084  Baden  -  Baden 
1085 

1086  Constanz 

1087  Forbach 

1088  Freiburg  i.  Br. 
1089 
1090 
1091 
1092 
1093 
1094 
1095 
1096 

1097  Heidelberg 
1098 
1099 
1100 

1101  Karlsruhe 
1102 

1103 

1104 
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1105 

Karlsruhe 

*  Baumeister,    R. ,   Oberhaurath ,   Professor  an 

der  technischen  Hochschule. 

1108 

Bunte,  Hans,.  Dr. ,  Hofrath,  Professor  an  der 

technischen  Hochschule. 

1107 

» 

Cathiau,  Thomas,  Dr.,  Architekt,  Gewerbeschul- 

director. 

1108 

n 

Geiger,  Eugen,  P'abrikant. 

1109 

11 

Hoffmann,  Adolf,  Dr.,  Generalarzt  a.  D. 

1110 

II 

Lydtin,  Dr.,  Oberregierungsi-ath. 

1111 

n 

*  Meidinger,  Dr.,  Hofrath,  Professor. 

1112 

II 

Riffel,  Dr.,  Docent  der  Hygiene  an  der  techn. 

Hochschule. 

1113 

n 

S trübe,  Dr.,  Generalarzt  I.  Cl. 

1114 

*  Wiener,  A.,  Regierungsrath. 

1115 

Kehl 

Brauch,  Max,  Medicinalrath,  Bezirksarzt. 

1116 

Schramm,  Eduard,  Di',  med. 

1117 

Lahr 

*  Kroell,  Karl,  Dr.,  Medicinalrath,  ßezirksarzt. 

1118 

Mannheim 

Stadtgemeinde. 

1119 

ji 

Stadtgemeinde. 

1120 

n 

Stadtgemeinde. 

1121 

n 

Stadtgemeinde. 

1122 

n 

Stadtgemeinde. 

1123 

Stadtgemeinde. 

1124 

» 

Stadtgemeinde. 

1125 

Stadtgemeinde. 

1126 

n 

Stadtgemeinde. 

1127 

» 

Stadtgemeinde. 

11J8 

n 

Bopp  &  Reuth  er,  Fabrikanten. 

1129 

n 

*  Greiff.  Franz,  Dr.  med. 

1130 

11 

Moll,  Oberbürgermeister  a.  D. 

1131 

M 

*  Smreker,  0.,  Ingenieur. 

1132 

Mosbach 

Wolf,  Hugo,  Dr.,  Medicinalrath. 

1133 

Pforzheim 

Stadtgemeinde. 

1134 

VI 

Thum  in,  Dr.,  Medicinalrath. 

1135 

Philippsburg 

Blume,  Julius,  Dr.,  Bezirksassistenzarzt. 

(xrossherzogthum  Hessen. 

Heumann,  Gustav,  Dr.  med. 
Heumann,  G.,  Dr.,  Medicinalrath,  Kreisarzt. 
Stadtgemeinde. 

Braden,  Gg.  ätephan,  Baurath,  Stadtbaumeister. 
Eigenbrodt,  Dr.,  Geh.  Medicinalrath. 

*  Invaliditäts-  u.  Altersversicherungsau- 
stalt,  Grossherzogtli.  Hessen,  Vertreter:  Reg.- 
Rath  Dr.  Dietz. 

*  Lehr.  Ludwig,  Dr.,  Kreisarzt. 
Neid  hart,  Dr.,  Geh.  Obermedicinalrath. 
Pfeiffer,  lleiitiaun,  Dr.,  Geh.  Obermedicinalrath. 
V.  Weltzien,  Victor,  Oberbaurath. 
Schenk,  Dr.,  Medicinalrath,  Kreisarzt  a.  D. 


1136  Babenhausen 

1137  Beusheim 

1138  Darmstadt 
1139 
1140 
1141 


1142 
1143 
1144 
1145 

1146  Eberstadt 


für  öffentliche  Gesundheitspflege  zu  Stuttgart. 
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1147 

Friedberg 

Lorenz,  Martin,  Dr.,  Medicinalrath,  Kreisarzt. 

1148 

Giessen 

Stadtgemeinde. 

1149 

n 

Bostroem,  Dr.  med.,  Professor. 

1150 

» 

*  Gaft'ky,  Georg,  Dr.,  Professor  der  Hygiene. 

1151 

n 

*  Hnberkorn,  J.,  Dr.,  Kreisarzt. 

1152 

Mainz 

Stadtgemeinde. 

1153 

n 

Stadtliauam  t. 

1154 

B 

Eo-ger,  E.,  Dr.,  Chemiker. 

1155 

H 

*  Gibian,  L.,  Ingenieur. 

1156 

n 

Käuffer,  Paul,  Ingenieur. 

1157 

n 

Kreyssig,  Baurath,  Stadtbaumeister. 

1158 

» 

Mayer,  Ludwig,  Dr.  med. 

1159 

Müller,  Heinrich  L.,  Dr.  med. 

1160 

Nauheim 

Langebartels,  J.  C,  Dr.  med. 

1161 

Offenbach 

*  Stadtgemeinde,  Vertreter:  Oberbürgermei-^ter 

Brink. 

1162 

w 

Bachfeld,  Rudolf,  Dr.  med. 

1163 

Köhler,  W.,  Dr.,  Oberarzt. 

ll<i4 

Oppenheim 

*  Gross,  Wilhelm,  Dr.,  Kreisarzt. 

1165 

Worms 

*  Stadtgemeinde,  Vertreter:  Oberbürgermeister 

K  ü   h  1  e  r. 

1166 

» 

P'ertig,  S.,  Dr.,  Kreisarzt. 

1167 

Fischer,  Gas-  u.  W  asserwerk-Director. 

Kleinere  norddeutsche  Staaten. 

P'rommelt,  Dr.,  Medicinalrath. 
Weichardt,  Dr.,  Bezirksarzt. 
Stechow,  Erster  Bürgermeister. 
Osswald,  Herm.,  Dr.,  Geh.  Sanitätsrath,  Bezirks- 

physicus. 
Stadtgemeinde. 
Aronheim,  Felix,  Dr.  med. 

Blasius,  Rudolf,  Dr.,  Professor  der  HygieiK  an 

der  technischen  Hochscliule. 
ClausH,  Wilhelm,  Bahndireclor. 
Degen  er,  Paul,  Dr.,  Privat  doceut. 
Engelbrecht,  Theodor,   Dr.,  Hofarzt,  Stadt- 
physicus. 

Faesebeck,  Ferdinand,  Prosector,  Hofchirurgna. 
Fürbr Inger,  Bruno,  Dr.  med. 
Hartmann,  Otto,  Dr.  med. 
Henking,  Franz,  Dr.  med. 
Hermann,  August,  Turuinspector. 
Kleinknecht,  VValther,  Dr.  med. 
Koch,  Hugo,  Dr.  med. 
Koch,  Max,  Conservenfabnkant. 
Krähe,  Wilhelm,  Kreisbau-Inspector. 
Landauer,  John,  Dr.  phil.,  Kaufmann. 
Lauge,  Otto,  Di*,  med. 
Leo,  Justus,  Kaufmann. 


IIb»  Altenburg 
11K9 

1170  Apolda 

1171  Arnstadt 

1172  Braunschweig 
1173 
1174 

1175 
1176 
1177 

1178 
1179 
1180 
1181 
1182 
1183 
1184 
1185 
1186 
1187 
1188 
1189 
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Wohnort 

Namen  und  Stand 

1190 

Mever,  G.  Fr..  Dr.  DhiJ  .  (jhemikpi- 

1191 

Mever   Richard   T)r  Prnfpssnv 

1192 

» 

Meversfeld    Bprnhard   Rannnipv  > 

1193 

n 

jVrit2''au    Ijonis  OHpr-Trxypnipnr 

1194 

H 

Müller    Robert  Dr  mpd 

1195 

n 

Prael.  Franz  ßr  SaTn'tätRrfltln 

1196 

7» 

Schaper,  Carl,  Hofrath. 

1197 

n 

Scliolz    Franz    Dr     G-PTiprnlnv7.t,  ji  T) 

1198 

11 

Seidel,  Hermanii,  Dr.  med.    "|"  1895. 

1199 

n 

Sftlwio".  »TnliaTin  Falirilcant, 

Kj  w  X  .  T  j  ^1  ,    V      XX  cxxxxJ  ,    X.  ex     X  X  xvcx  xi  u« 

1200 

n 

*  Vieweg,  Friedrich,  &  Sohn,  Vertreter:  Ver-^ 

lagsbuchhändler  J.  B.  Tepelmann. 

1201 

V 

^^achsinann    Alfred  Anotheker 

«  f    cx  V-/  XA  o  XXX  *^  i-x  XX  ,     X X.  1 X  X  v.>  vx  ^    x .x  i  /  v./  u ix  v_/  £i^\^ x  ■ 

1202 

n 

Weidlich,  Emil,  Regierungshaumeister. 

1203 

Stadtgemeinde. 

1204 

« 

Berg  er,  Friedrich,  Dr.,  Medicinalrath. 

1205 

X-'Cööd.  u. 

Böttger,  Paul,  Dr.,  Sanitätsrath. 

» 

*  Fjtio"p1    Paul   R,pcripvnnD"R-  u  Stadthaumeister 

1207 

n 

Lehm  er,  Regierungs-  und  Oberbergrath. 

1208 

Mann,  Dr..  Resrieruners-  und  Geh.  Medicinalrath .- 

1209 

Reichardt,  H.,  Dr.,  Commerzienrath. 

X  w  i.  V 

» 

Richter   Dr    Medicinalrath  Xreisnhvsicus. 

X.  U  X        XX  U  w  X  .  X— '  X  .  «     XtX. n-*  VXXwXXl  UX  X  Cv  UXX  ■     Jl^  X  Vh*  t      1^      J  "^^^  * 

1211 

±JcijU1UI\.1 

StEidtg  e  meinde  • 

1  212 

JlilScIlaCJl 

*  Stadtgenaeinde j  Vertreter:  Oberbürgermeister 

Müller. 

1213 

n 

*  Stadtgemeinde j  Vertreter:  Gemeinderaths-Vor- 

sitzender  Oekonomierath  Dittenberger. 

1  91  4. 

r  rieQricxil  Oda 

V  Imhoff  Freiherr  Maior  z.  D. 

T  •    -X  XXX  XX  \j  X  X  ^    ^  X  u  A  XX \j  j  X  y        A    t}  "^""^ 

1215 

l-i-QTlH  Ptq  n  PI  Tri 

*  de  Bra,  Dr.,  Physicus. 

1  91  fi 

*  Stadtgemeinde ,  Vertreter :  Oberbürgermeister 

A  1  b  1  n  R 11 1  c  k 

Xi  X  KJ  X  XX       X-v  iX  X  \./  XX. 

1917 

Horn,  Adolf,  Dr.,  Sanitätsrath. 

1  21  8 

X  aX  o 

Stadtgemeinde. 

191C) 

X  ^  X  <7 

Lebensversicherungsbank  für  Deutschland.. 

1  990 

» 
M 

V.  Ketelhodt,  Freiherr,  Geh.  Staatsrath. 

1991 

l-rll  Q^'PTl 

Rothe,  Wilhelm,  Ingenieur. 

1999 

ri  pItt»  Q'fpfl  i" 

*  Hampe,  C,  Dr.,  Physicus. 

1223 

n 

Schräder,  F.,  Kreisthierarzt. 

Jons. 

Stadtgemeinde. 

1 99^ 

» 

Gärtner,  August,  Dr.,  Physicus,  Hofrath,  Prof. 

der  Hveriene. 

1  99fi 

K  nni CTQi 'f  PI* 

XJLi^^ll  1  ^  Dl  U  U  LCA 

Beckhaus,  Dr.,  Physicus. 

1  997 

(  llrlpn  nnvfy 
\Ji\XKzLi  um  ^ 

Mutz enbec her,  Geh.  Oberregierungsrath. 

1  OOQ 

liOSlOCK 

StarJt.p'emeinde. 

Li  CXi  VX  Li 4^       XXL  V./  X.XX       ^  • 

1  ooo 

» 

Stadtgemeinde. 

i  JöU 

» 

*  Dornblüth,  Fr.,  Dr.  med. 

1231 

Dnrnblüth    Otto.  Dr.  med. 

1232 

n 
n 

Dragendorff,  G.,  Dr.,  Professor. 

19^^ 

n 

Körner,  Otto,  Dr.  Professor. 

1234 

Passow,  W.  P.  A.,  Dr.  med. 

1235 

n 
n 

Pfeiffer,  Ludwig,  Dr.,  Professor  der  Hygiene. 
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Wohnort 

Namen  und  Stand 

1236 

Rostock 

Reder,  In-anz,  Dr.,  Meoicinalratn. 

1237 

j» 

Scheel,  Ludwig,  Dr.,  Sanitätsrath. 

1238 

n 

Verein   lur    oiieutl.    bre suna nei tspi lege , 

Vertreter:  JJr.  l?r.  JJornolutn. 

1239 

Schwerin 

*  Stadtgemeindej  Vertr. :  Bürgermeister  Geh.  Hof- 

rath Bade. 

1240 

n 

*  Stadtgemeindej  Vertreter:  Senator  Lisch. 

1241 

n 

Br u n n e n gr ae b e r ,  Rudolf,  Senator. 

1242 

n 

Heise,  Uarl,  Ur.,  oanitatsrain. 

1243 

n 

'  Muller,  August,  Dr.,  ueu.  Meuicinalratn. 

1244 

Ci  i  Iii 

btacltnageu 

Baar,  Adolf,  Senator. 

1245 

Weimar 

■  Stadtgememde ,  Vertreter:  htacitbaumeister 

Bruno  Schmidt. 

1246 

n 

v.  Conta,  Dr.,  Geh.  Medicinalrath. 

1247 

» 

*  G  r  0  s  c  h  ,  Rudolf,  Rentner. 

1248 

n 

Pfeiffer,  L.,  Dr.,  Geh.  Hof-  u.  Medicinalrath. 

1249 

Zünckel,  Hermann,  Ingenieur. 

1250 

Wismar 

H  ü  b  b  e ,  Stadtbaudirector. 

Freie  Städte. 

1251 

rJremen 

Focke,  W.  0.,  Dr.  med. 

1252 

Uurm,  Dr.,  rolizeiarzt. 

1253 

n 

*  Janke,   Louis,  Dr.,   Director   des  chemischen 

Laboratoriums  der  freien  Hansestadt  Bremen. 

1254 

n 

Kurth,  Dr.,  Director  des  bacteriologiscnen  In- 

1255 

stituts. 

« 

^  rietzer,  Heinrich,  Dr.  med. 

125b 

ihorspecken,  Dr.,  ronzeiarzt. 

1  9^17 

Hamburg 

V.  Asche,  C.  F.,  Freiherr,  Geheim.  Commerzien- 

rath. 

12ob 

n 

B  e  h  n  ,  Carl,  Mechaniker. 

120» 

n 

Classen,  Johannes,  Baupolizei-Inspector. 

1  9f!n 

j) 

Cordes,  Wilhelm,  Architekt,  Verwalter  des  Cen- 

trai-Friedhofes. 

Daugers,  ir.,  rastor,  standiger  Secretar  des  Ver- 

eins für  öffentl.  Gesundheitspflege  in  Hamburg. 

lio2 

n 

Deneke,  Ineodor,  Dr.,  rhysicus. 

1 9ßtJ 

Uunoar,  w.  In.,  Dr.,  rrotessor,  Director  des 

hygienischen  Instituts. 

l<ib4 

n 

Jliisenlohr,  Carl,  Dr.  med. 

71 

Frankel,  Lugen,  Dr.  med.,  Prosector  am  all- 

gemeinen Krankenhause. 

1266 

7) 

G  ei  SS  1er,  Emil,  Ingenieur. 

V 

(jrlaser,  J.  A.,  Dr.  med. 

1268 

V 

iirieg,  J.  Hl.,  jJr.  med. 

1269 

n 

lYJL  d  ci  s ,  xLirnsi,  V  eriags  Ducnnanuier. 

1270 

T) 

*  Meyer,  F.  Andreas,  Ober -Ingenieur  der  Bau- 

1271 

deputation. 

3? 

Meyer,  G.  A.,  Dr.,  Districtsarzt,  Centralgefäng- 

nissarzt. 

17 
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vv  A  "Vi  n  A  i»  "f 

TT    U  11  Xl  U  1  0 

1272 

Hamburg 

Höring,  Rudolf  H,,  Kaufmann. 

1273 

n 

Münster b  er g,  E.,  Dr.,  Vorsitzender  der  Armen- 

verwaltung. 

1274 

n 

Neumayer,  G. ,  Dr.,  Professor  und  Admiralitäts- 

rath, Director  der  Deutschen  Seewarte. 

1275 

n 

Niederstadt,  B.  C,  Dr.,  Handelschemiker. 

1276 

j) 

*  Oehrens,  W.,  Dr.  med. 

1277 

n 

Olshauseu,  H.,  Baupolizei-Inspector. 

1278 

v 

Piza,  M.,  Dr.  med. 

1279 

V 

*  Reincke,  J.  J.,  Dr.,  Medicinalrath. 

1280 

n 

Reye,  Dr.,  Oberarzt  der  Irrenheilanstalt. 

1281 

n 

*  Richter,  E.,  Bau-Inspector. 

1282 

» 

Riekenberg,    Dr.,   Director  der  Kräuterheil- 

anstalt. 

1283 

Vers  mann,  J.,  Dr.,  Senator. 

1284 

)) 

"Wenzel,  Wilhelm  Johannes,  Dr.  jur. 

1285 

j) 

Westphalen,  A.  L.,  Branddirector. 

1286 

Z  i  1 1  e  s  s  e  n ,  Ingenieur. 

1287 

Lübeck 

Medicinalamt. 

1288 

n 

Eschenburg,  Th.,  Dr.  med. 

1289 

» 

*  Gebhard,  Director  der  hanseatischen  Versiche- 

rn "ncrqmicital  f.  fi'ii'  Tnvfilidpn-  und  Altersversiche- 

rung. 

n 

Riedel,  0.,  Dr.,  Physicus. 

1291 

7) 

Schoorer,  Carl  Friedrich,  Dr.  med. 

Elsass  -  Lothringen. 

1292 

Bolchen 

Pawolleck,  Carl,  Dr.,  Sanitätsrath,  Kreisarzt. 

1293 

Brumath 

Bostetter,  August,  Dr.,  Cantonalarzt. 

1294 

Colmar 

*  Stadtgemeinde ,  Vertreter:  Generalsecretär  des 

Bürgermeisteramts  J.  Burg  er. 

1295 

n 

Herrenschneider,  Albert,  Dr.  med. 

1296 

Dieuze 

*  Stach  V.  Goltzheim,  Karl,  Dr.,  Cantonalarzt. 

1297 

Hagenau 

Levy,  Alexander,  Dr.,  Sanitätsrath. 

1298 

Ittenheim 

Wiek,  Johann,  Dr.  med. 

1299 

Metz 

Adelmann,  Anton,  Dr.  med. 

1300 

n 

Meinel,  Dr.,  Geh.  Sanitätsrath,  Kreisarzt. 

1301 

Mülhausen 

Mieg-Köchlin,  J.,  Bürgermeister. 

1302 

Saarburg 

Brand,  A.,  Dr.,  Kreisarzt. 

1303 

Saargemünd 

Stadtgemeinde. 

1304 

Schiltigheim 

Meyer,  Emil,  Dr.,  Kreisarzt. 

1305 

n 

Sorgius,  Wilhelm,  Dr.,  Cantonalarzt. 

1306 

Strassburg 

Stadtgemeinde. 

1307 

)) 

Back,   Otto,   Bürgermeister,  Unterstaatssecre- 

tär  z.  D. 

1308 

Tl 

Bender,  Robert,  Dr.,  Oberstabsarzt. 

1309 

n 

V.  Freyberg,  Freiherr,    Bezirkspräsident  des 

Unterelsass. 

1310 

n 

Hoppe-Seyler,  Felix,  Dr.,  Professor  der  Me- 

dicin,  t  185^''J- 
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1311 

Strassburg 

Issleiber,  Max,  Architekt. 

1312 

n 

Klein,  Julius,  Dr.  med. 

1313 

n 

*  Krieger,  Dr.,  Geh.  Medicmal-  u.  Regierungsrath. 

1314 

n 

Lange,  Bogumil,  Dr.  med.,  Assistent  am  physiol. 

Institut. 

1315 

7) 

Lieber,  Otto,  Dr.,   Oberstabsarzt  und  Garni- 

son sarzt. 

1316 

n 

Metzenthin,  Richard,  Dr.,  Gemeindearzt. 

1317 

Müller,  Julius,  Dr.  med. 

1318 

71 

Muncke,  Georg,  Hofapotheker. 

1319 

n 

*  Nebelung,  Karl,  Stadt-Dauinspector. 

1320 

n  ' 

Nockher,  Max,  Steuerrath. 

1321 

*  Pfuhl,  Eduard,  Dr.,  Stabsarzt,  Professor. 

1322 

n 

Silber eissen,  J<riedrich,  Kauimann. 

1323 

n 

Ungerer,  Leo,  Dr.,  Gemeindearzt. 

1324 

n 

Wolff,  Alfred,  Dr.  med.,  Professor. 

1325 

n 

Wolff,  Gustav,  Dr.,  Regierungsrath. 

1326 

Weissenburg 

Hecker,  Hermann,  Dr.,  Kreisarzt. 

1327 

Amstetten 

1328 

Baden 

1329 

Bruck  a.  d.  L. 

1330 

Brünn 

1331 

Budapest 

13.32 

1333 

1334 

Gmunden 

1335 

Graz 

1336 

Klagenfurt 

1337 

1338 

Kolin 

1339 

Leipa 

1340 

Marienbad 

1341 

Meran 

1342 

Prag 

1343 

Salzburg 

1344 

Tri  est 

1345 

Wien 

1346 

V 

1347 

1348 

n 

1349 

Oesterreich  -  Ungarn. 

Wawra,  Heinrich,  Dr.,  Bezirksarzt. 
Ulbing,  Josef,  Dr.,  Bezirksarzt. 
Blumenfeld,  Hermann,  Dr.,  Bezirksarzt. 
Igl,  Johann,  Dr.,  Stadtphysicus. 
V.  Fodor,  J.,  Dr.,  Professor  der  Hygiene. 
V.  Hegedüs,  Johann,  Dr.,  Oberstabsarzt. 
Hlavacek,  Franz,  Dr.,  Stabsarzt  des  IV.  Corps- 
Commando. 

Leiden  Ritter  v.  Treberg,  Joseph,  Dr.,  General- 
Stabsarzt  a.  D. 
'  Prausnitz,  W.,  Dr.,  Professor  der  Hygiene. 
Meusburger,  Eduard,  Dr.,  Landessanitätsrefe- 
rent für  Kärnthen. 
Pich  1er,  Karl,  Dr.,  Sanitätsrath,  Bezirksarzt. 
Stepp  an,  Josef,  Dr.,  Stadtarzt. 
Kletzel,  Isidor,  Bezirks-Ingenieur. 
Grimm,  Alois,  Dr.  med. 
G um p recht,  Adolf,  Redacteur. 
Kaftan,    Joh.,    behördlich   autorisirter  Civil- 
ingenieur. 

Pöll,  Franz,  Dr.,  Sanitätsrath,  Bezirksarzt. 
Bohata,  Adalbert,   Dr.,  Statthaltereirath  und 

Landessanitätsreferent  für  das  Küstenland. 
Adler,  Hans,  Dr.,  Primararzt. 
Altenberg,  Felician,  Apotheker,  Gemeinderath. 
Berger,  Franz,  k.  k.  Oberbaurath  und  Stadt- 

baudirector. 
Blau,  Wilhelm,  Dr.,  Bezirksarzt. 
Böhm,  Carl,  Dr.,  Hofrath   und  Obersanitäts- 
rath, Professor. 


